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170. Sitzung

Bonn, den 19. Marz 1965

Stenographischer Bericht
Beginn: 9.03 Uhr

Vizeprdsident Dr. Dehler: Die Sitzung ist er-
offnet.

Meine Damen und Herren! Der Deutsche Bundes-
tag gedenkt zu Beginn dieser Sitzung des am 28. Fe-
bruar verstorbenen Prasidenten der Bundesrepublik
Osterreich, Herrn Dr. Adolf Scharf.

(Die Abgeordneten erheben sich.)

Der Prasident dieses Hauses war in jenen Tagen
in Wien und hat dem Schwererkrankten noch seine
angelegentlichen Wiinsche ibermitteln lassen wol-
len; sie haben ihn leider nicht mehr erreicht.

Nach dem Tode hat der Préasident des Hauses an
den Préasidenten des Nationalrats der Bundesrepu-
blik Osterreich folgendes Telegramm iibermittelt:

Zu dem Tode des Ostereichischen Staatsober-
hauptes, Ihres verehrten Bundesprasidenten,
Herrn Dr. Adolf Scharf, spreche ich Thnen und
dem Nationalrat der Bundesrepublik Usterreich
die herzliche Anteilnahme des Deutschen Bun-
destages aus.

Der Prasident des Osterreichischen Nationalrats hat
darauf wie folgt geantwortet:

Fiir -die Anteilnahme des Deutschen Bundes-
tages, die Sie, sehr geehrter Herr Prédsident,
durch Thr Telegramm bekundet haben, darf ich
Thnen im Namen des Nationalrats sowie im
eigenen Namen meinen aufrichtigen Dank sagen.

Indem ich dem Haus dies bekanntgebe, darf ich
erneut unsere Anteilnahme, unseren Respekt und
unsere Verbundenheit mit Osterreich ausdriicken.

Sie haben sich zu Ehren des Verstorbenen von
Ihren Pldatzen erhoben. Ich danke Ihnen.

Folgende amtliche Mitteilungen werden ohne Ver-
lesung in den Stenographischen Bericht aufgenom-

men:

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 5. Marz 1965 den
nachstehenden Gesetzen zugestimmt bzw. einen Antrag gemdB
Artikel 77 Abs. 2 GG nicht gestellt:

Gesetz uber die Feststellung des Wirtschaftsplans des ERP-
Sondervermégens fiir das Rechnungsjahr 1965 (ERP-Wirt-
schaftsplangesetz 1965).

Gesetz iiber den Beitritt der Bundesrepublik Deutschland
zum Protokoll vom 15. Juli 1963 zum Internationalen Uber-
einkommen iiber die Fischerei im Nordwestatlantik.

Fiinftes Gesetz zur Anderung des Soldatengesetzes.
Drittes Gesetz zur Anderung des Wehrpflichtgesetzes.
Raumordnungsgesetz.

Gesetz zur Anderung des Gesetzes iiber Wohnbeihilfen.
Gesetz zur Anderung des Weingesetzes.

Gesetz uber die Verteilung des auf die Bundesrepublik
Deutschland entfallenden Anteils an der von Israel fiir das
deutsche weltliche Vermégen in Israel nach dem Abkommen
vom 1. Juni 1962 gezahlten Enischddigung.

Gesetz tber Bildung und Verwaltung eines Sondervermdogens
fir berufliche Leistungsforderung in der Wirtschaft (Lei-
stungsforderungsgesetz).

Gesetz zur Anderung und Ergédnzung des Bundeskindergeld-
gesetzes.

Zum Gesetz zur Anderung und Ergénzung des Bundeskinder-
geldgesetzes hat der Bundesrat ferner eine EntschlieBung gefaBt,
die als Anlage 2 diesem Protokoll bheigefiigt ist.

In seiner Sitzung am 5. Mé&rz 1965 hat der Bundesrat ferner
beschlossen, hinsichtlich des Ausldndergesetzes zu verlangen,
daB der VermittlungsausschuB einberufen wird. Das Schreiben
ist als Drucksache 1V/3151 verteilt.

Der Bundesminister des Innern hat unter dem 23. Februar 1965
die Kleine Anfrage der Abgeordneten Frau Funcke (Hagen),
Frau Dr. Flitz (Wilhelmshaven), Frau Dr. Heuser und Genossen
betr. Anzahl der beschiftigten weiblichen Beamten und Ange-
stellien — Drucksache 1V/2779 — beantwortet. Sein Schreiben ist
als Drucksache IV/3127 verteilt.

Der Bundesminister fur Wirtschaft hat unter dem 26. Februar
1965 die Kleine Anfrage des Abgeordneten Kahn-Ackermann und
der Fraktion der SPD betr. Rat fiir Formgebung — Drucksache
1V/3049 — beantwortet. Sein Schreiben ist als Drucksache 1V/3132
verteilt.

Der HaushaltsausschuB hat am 11. Februar 1965 einen Bericht
zum Abschluf des Rechnungsjahres 1963 vorgelegt, der als
Drucksache IV/3116 verteilt ist.

Die Fraktion der SPD hat mit Schreiben vom 4. Marz 1965 die
nachfolgenden Gesetzentwiirfe zuriickgezogen:

Entwurf eines Gesetzes zur Aufhebung des Zuckersteuer-
gesetzes — Drucksache IV/64 —,

Entwurf eines Gesetzes zur Anderung und Aufhebung des
Kaffeesteuergesetzes — Drucksache IV/65 —.

Entwurf eines Gesetzes zur Aufhebung des Teesteuergesetzes
— Drucksache IV/66 —.

Entwurf eines Gesetzes zur Verbesserung des Leistungsredhts
der Kindergeldgesetze (Kindergeldverbesserungsgesetz) -—
Drucksache 1V/468 —.

Entwurf eines Gesetzes zur Anderung des Einkommensteuer-
gesetzes — Drucksache IV/2047 —.

Der Vorsitzende des Ausschusses fiir Erndhrung, Landwirt-
schaft und Forsten hat am 25. Februar 1965 mitgeteilt, daB der
AusschuB von der Beratung der Vorschlige der Kommission der
EWG fiir eine Verordnung des Rats zur Anderung von Artikel 11
Absatz 2 der Verordnung Nr. 23 (Drucksache IV/2952) und fir
eine Verordnung des Rats zur Anderung der innergemeinschait-
lichen Handelsregelung fiir .gezuckerte Kondensmilch (Drucksache
IV/3099) abgesehen hat. Einwendungen wurden nicht erhoben.

Der Vorsitzende des Ausschusses fiir Inneres hat am 4. Mirz
1965 mitgeteilt, daB der AusschuB gegen die Verordnung Nr.
8/65/EWG, 2/65/Euratom zur Anderung des Artikels 95 des
Statuts der Beamten der EWG und der EAG keine Bedenken
erhoben hat.

Der Prasident des Bundestages hat entsprechend dem Beschluf
des Bundestages vom 25. Juni 1959 dic nadistehenden Vorlagen
lberwiesen:

Verordnung des Rats betreffend Glukose und Laktose —
Drucksache IV/3141 —

an den AuBenhandelsausschuB mit der Bitte um Vorlage des
Berichts rechtzeitig vor dem Plenum am 7. April 1965.

Verordnung der Réte der EWG/EAG zur Anderung des
Statuts der Beamten und der Beschiftigungsbedingungen fiir
die sonstigen Bediensteten der Europdischen Atomgemein-
schaft und der Europidischen Wirtschaftsgemeinschaft,
Verordnung zur Bestimmung der Héhe und des Umfangs der
in Artikel 3 a des Anhangs VII des Statuts vorgesehenen
Pauschalzulage,

Verordnung der R&te der EWG/EAG zur Anderung der Be-
richtigungskoeffizienten fiir die Dienst- und Versorgungs-
beziige der Beamten — Drucksache 1V/3148 —

an den AusschuB fiir Inneres mit der Bitte um Vorlage des
Berichts rechtzeitig vor dem Plenum am 12. Marz 1965.

(4]
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(Vizepridsident Dr. Dehler)

Verordnung der Rate der EWG/EAG zur Anderung der Be-
stimmungen und des Verfahrens fiir die Erhebung der in
Artikel 12 Absatz 1 der Protokolle uber die Vorrechte und
Befreiungen der Europdischen Atomgemeinschait und der
Europdischen Wirtschaitsgemeinschaft vorgesehenen Steuer
zugunsten der Gemeinschaft — Drucksache 1V/3149 —

an den Finanzausschul — federfithrend — und an den Ausschuf
fur Inneres — mitberatend — mit der Bitte um Vorlage des Be-
richts rechtzeitig vor dem Plenum am 12, Marz 1965.
Verordnung des Rats iiber die Festsetzung der Abschépfungs-
betrige gegeniiber dritten Lidndern fiir Schweine, Schweine-
fleisch und Schweinefleisch enthaltende Erzeugnisse fiir Ein-
fuhren, die vom 1. April bis zum 30. Juni 1965 getétigt wer-
den — Drucksache 1V/3157 —
an den AuBenhandelsausschul — federfitlhrend — und an den
AusschuB8 fir Erndhrung, Landwirtschaft und Forsten — mitbe-
ratend — mit der Bitte um Vorlage des Berichts rechtzeitig
vor dem Plenum am 12. Médrz 1965.
Verordnung des Rats zur zweiten Verlangerung der Gel-
tungsdauer der Verordnung Nr. 85/63/EWG iiber die Fest-
setzung der Einschleusungspreise und der Zusatzbetrige so-
wie der Ubergangsbestimmungen fiir Teilstiicke von Schwei-
nen sowie Schweinefleisch enthaltende Zubereitungen und
Konserven — Drucksache 1V/3158 —
an den AusschuB fiir Erndhrung, Landwirtschaft und Forsten —
federfihrend — und an den AuBenhandelsausschul — mitbera-
tend — mit der Bitte um Vorlage des Berichts rechtzeitig vor
dem Plenum am 12. Mérz 1965.

Der Prédsident des Bundestages hat entsprechend dem Beschlul
des Bundestages vom 23. Februar 1962 die nachstehende Vor-
lage liberwiesen:

Neunte Verordnung zur Anderung des Deutschen Zolltarifs
1965 (Waren der EGKS 1. Halbjahr 1965) — Drucksache
IV/3143 —

an den AuBenhandelsausschuB mit der Bitte uin Vorlage des
Berichts rechtzeitig vor dem Plenum am 16. Juni 1965.

Die heutige Tagesordnung wird auf Grund einer
interfraktionellen Vereinbarung erweitert um die

Beratung des Antrags der Fraktionen der
CDU/CSU, FDP betreffend Bildung eines Son-
derausschusses ,Parteiengesetz” (Drucksache
IV/3164).

Das Haus ist damit einverstanden. Es ist so be-
schlossen.

Zu der in der Fragestunde der 168. Sitzung des
Deutschen Bundestages am 25. Februar 1965 gestell-
ten Frage des Abgeordneten Moersch Nr. IX/5 ist
inzwischen die schriftliche Antwort des Staatssekre-
tars Dr. Langer vom 26. Februar 1965 eingegangen.
Sie lautet:

Die Frankfurter Messe steht grundsétzlich allen offen, die sich
personlich und sachlich als Aussteller qualifizieren. Uber die
Standvergabe entscheidet allein die Frankfurter Messegesell-
schaft, die sich schon im eigenen Interesse stets bemiiht, allen
Standmietewlnschen von Ausstellern gerecht zu werden.

Wenn Sie einen bestimmten Fall meinen, dann tragen Sie ihn
bitte an das Bundeswirtschaftsministerium heran. Er wird dann
umgehend gepriift und Ihnen eine personliche Antwort erteilt
werden.

Ich rufe den 1. Punkt der Tagesordnung auf:
Fragestunde (Drucksachen IV/3152, IV/3160,
1V/3155).

Aus dem Geschaftshereich des Bundeskanzlers
und des Bundeskanzleramtes rufe ich die Frage des
Abgeordneten Dr. Kohut auf:

‘Will die Bundesregierung die Gepflogenheit beibehalten, poli-
tische Entscheidungen, wie z. B. bei den Waffengeschéaften oder
der Entsendung militdrischer Ausbildergruppen, ohne Anhdrung
des Parlaments zu treffen?

Der Fragesteller hat sich mit schriftlicher Beant-
wortung einverstanden erklart.

(Hort! Hort! bei der SPD.)

Die Antwort des Stellvertreters des Bundeskanz-
lers, Dr. Mende, vom '10. Méarz'1965 lautet:

Ein fundamentaler Grundsatz des Grundgesetzes ist die Tei-

. lung der Gewalten. Art und Umfang der parlamentarischen

Kontrolle der Bundesregierung ist im Grundgesetz abschliefend

geregelt. Die Bundesregierung kann nur von Fall zu Fall ent-

scheiden, ob sie es dariiber hinaus fiir erforderlich halt, das
Parlament anzuhoren, bevor sie eine Entscheidung trifft.

Aus dem Geschéftsbereich des Bundesministers
fiir Wirtschaft rufe ich die Frage II/1 — des Herrn
Abgeordneten Fritsch — auf:

Ist der Bundesregierung bekannt, daB von seiten einiger Bun-
deslander, die an der Zonengrenze liegen, Bemuhungen
Gange sind, nur noch die Linie von der danischen Grenze bis
nach Hof als forderungswiirdiges Gebiet anzuerkennen?

Bitte, Herr Staatssekretar.

Dr. Langer, Staatssekretdar im Bundesministerium
fur Wirtschaft: Herr Abgeordneter, ich darf Ihre
Frage Nr. 1 mit einem klaren Nein beantworten.

Vizeprasident Dr. Dehler: Herr Abgeordneter
Fritsch zu einer Zusatzfrage.

Fritsch (SPD): Herr Staatssekretdr, wiirden Sie
damit einmal mehr bekunden, daB die Forderungs-

wiirdigkeit des Grenzlandgebiets uneingeschrankt

gegeben ist?

Dr. Langer, Staatssekretar im Bundesministerium
fiir Wirtschaft: Ja, Herr Abgeordneter.

Vizepridsident Dr. Dehler: Herr Abgeordneter
Dittrich zu einer Zusatzfrage.

Dr. Dittrich (CDU/CSU): Herr Staatssekretar, bin
ich zu Recht der Annahme, daB diese Hereinnahme
des Landes entlang der tschechoslowakischen Grenze
auf €inen BeschluB des Deutschen Bundestages vom
Juli 1953 zuriickgeht? '

Dr. Langer, Staatssekretdr im Bundesministerium
fiir Wirtschaft: Herr Abgeordneter, ich kann das nur
bestdtigen und mochte darauf verweisen, daB es sich
dabei um einen einstimmigen BeschluB des Hohen
Hauses handelt. Die Bundesregierung beabsichtigt
nicht, eine Anregung zu einer Anderung zu geben.

Vizeprdsident Dr. Dehler: Zu einer weiteren
Zusatzfrage Herr Abgeondneter Dittrich.

Dr. Dittrich (CDU/CSU): Ist meine Annahme zu-
treffend, daB die Bundesregierung von sich aus gar
keine Moglichkeit hat, eine Anderung herbeizufiih-
ren?

Dr. Langer, Staatssekretar im Bundesministerium
fir Wirtschaft: Ja, eindeutig, Herr Abgeordneter.

Vizeprdsident Dr. Dehler: Ich rufe auf die
Frage II/2 — des Herrn Abgeordneten Fritsch —:
‘Wie beurteilt die Bundesregierung das Fir und Wider der

Niederlassung eines auslindischen Werkes zur Herstellung von
Zellstoff und Wellpappe im bayerischen Grenzland?

Dr. Langer, Staatssekretdr im Bundesministerium
tir Wirtschaft: Herr Abgeordneter, gestatten Sie
mir eine Vorbemerkung. Ich mochte zunéchst darauf
hinweisen, daB von den Planen, auf die Ihre Frage
wohl anspielt, der Bundesregierung offiziell nichts
bekannt ist. Ich kann diese Feststellung auch fir die
bayerische Landesregierung treffen. Ein Telefonge-

im -
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Staatssekretdr Dr. Langer

sprach, das ich heute morgen mit dem Herrn bavyeri-
schen Wirtschaftsminister gehabt habe, hat das aus-
driicklich bestatigt. Daher ist eine Beurteilung der-
artiger Plane nur mit sehr groBem Vorbehalt und
mit sehr groBer Zurickhaltung moglich.

Unter ausdriicklichem Hinweis auf diese Ein-
gangsfeststellung mochte ich folgendes sagen. Fir
die Niederlassung weiterer gut fundierter Betriebe
im ostbayerischen Grenzland spricht die nach wie
vor bestehende Wirtschaftsschwéache dieses Gebie-
tes. Ich verweise insoweit auf die wiederholten Er-
klarungen der Bundesregierung zugunsten der For-
derung der Zonenrandgebiete.

Es ist aber nicht zu iibersehen, daBl es bedeutende
Gesichtspunkte gibt, die gegen ein derartiges in den
Details nicht bekanntes Projekt sprechen wiirden. Ich
verweise erstens auf die schon sehr knappe Roh-
stoffbasis fiir die alteingesessenen Betriebe der Zell-
stoff- und Papierindustrie sowie der holzverarbei-
tenden Industrie, die durch die geplante Errichtung
eines zusatzlichen groBen Betriebes weiter beein-
trachtigt wiirde, zweitens auf die angespannte Er-
tragslage der betroffenen, zum Teil mittelstandi-
schen Industriezweige der Zellstoff, Papier und
Pappe erzeugenden sowie verarbeitenden Betriebe,
deren Kapazitdt teilweise nur mit 70 % ausgenuizt
ist und die unter nicht unerheblichem Einfuhrdruck
stehen.

Vizepridsident Dr. Dehler: FEine Zusatzfrage,
Herr Abgeordneter Fritsch!

Fritsch (SPD): Herr Staatssekretar, bedeutet Thre
Antwort, daBl Sie damit eine gewisse Bereitwillig-
keit erklaren, den bestehenden Betrieben der Papier-
herstellung und auch der Wellkarton- und Pappen-
herstellung entsprechende Unterstiitzung bei der
Ausweitung der Zahl ihrer Arbeitsplatze und im
Rahmen von Investitionshilfen zu gewéhren?

Dr. Langer, Staatssekretiar im Bundesministerium
fir Wirtschaft: Herr Abgeordneter, ich kann hier
nur auf die bestehenden Mdglichkeiten der Unter-
stlitzung verweisen, die im Rahmen der Zonen-
randforderung und der Forderung der ibrigen
Sanierungsgebiete gegeben sind.

Vizeprdsident Dr. Dehler: Eine weitere Frage,
Herr Abgeordneter Fritsch!

Fritsch (SPD): Herr Staatssekretdr, konnten Sie
sagen, welche Haltung die Bundesregierung ein-
ndahme, falls das Unternehmen, das hier in Rede
steht, einen Antrag auf o6ffentliche Forderung
stellte?

Dr. Langer, Staatssekretar im Bundesministerium
fir Wirtschaft: Herr Abgeordneter, ich muB hier auf
meine Eingangserklarung verweisen. Ich glaube, es
ist nicht moglich, daB die Bundesregierung eine Er-
klarung beziiglich eines noch nicht gestellten An-
trages abgibt.

Vizeprdsident Dr. Dehler: Eine Zusatzfrage, ©

Herr Abgeordneter Dr. Dittrich!

Dr. Dittrich (CDU/CSU): Herr Staatssekretdr, fin-
den Sie nicht, daB diese Frage am besten an die
bayerische Staatsregierung oder an die bayerischen
Gremien gerichtet werden sollte?

Dr. Langer, Staatssekretar im Bundesministerium
fiir Wirtschaft: Herr Abgeordneter, gar keine Frage.
Ein derartiger Antrag — zu dem ich nicat ermuntern
mochte — miiBte natiirlich zuerst an dic bayerische
Regierung gestellt werden.

Vizepridsident Dr. Dehler: Schonen Dank.

Ich rufe auf die Fragén aus dem Geschaftsbereich
des Bundesministers fiir das Post- und Fernmelde-
wesen. Frage III/1 — des Abgeordneten Regling —:

Ist die Bundesregierung bereit, die Altenheime und ahnliche

Anstalten von den Ton- und Fernsehrundfunkgebihren zu be-
freren?

Bitte, Herr Staatssekretdr,

Dr. Steinmetz, Staatssekretdr im Bundesministe-
rium fir das Post- und Fernmeldewesen: Wie der
Herr Bundesminister fiir das Post- und Fernmelde-
wesen schon anldBlich der Beantwortung einer dhn-
lichen Frage in der Fragestunde der 162. Sitzung
am 11. Februar 1965 ausgefiihrt hat, finden zur Zeit
zwischen Vertretern der Bundesregierung und den
Regierungen der Lander Verhandlungen iber eine
Neuordnung des Rundfunkgebithrenwesens -statt.
Ziel dieser Verhandlungen ist der Abschlufl einer
Vereinbarung, in der auch die Frage der Befreiung
von den Rundfunkgebiihren abschlieBend geregelt
werden soll. Die Bundesregierung wiirde dem Er-
gebnis dieser Verhandlungen vorgreifen, wenn sie
schon jetzt Altenheime, Schulen usw. von den Rund-
funkgebiihren befreite.

Vizeprdsident Dr. Dehler: Eine Zusatzfrage
des Herrn Abgeordneten Regling.

Regling (SPD): Ist der Bundesregierung bekannt,
daBl oftmals Fernsehgerate fiir Altenheime gestiftet
werden, die Inbetriebnahme aber wegen der laufen-
den Gebihren scheitert?

Dr. Steinmetz, Staatssekretdr im Bundesministe-
rium fiir das Post- und Fernmeldewesen: Dafl solche
Gerate gestiftet werden, ist der Bundesregierung
bekannt. DaB ihre Aufstellung an der Gebiihren-
frage scheitert, ist uns nicht bekannt; denn zur Zeit
werden Befreiungen durch die Ldnder vorgenommen.

Vizeprisident Dr. Dehler: Keine weitere Zu-
satzfrage.

Ich rufe auf die Frage III/2 — des Abgeordneten
Dr. Miiller-Emmert —

Werden die Fernsehfrequenzumsetzer, die die Stadte Land-
stuhl, Kusel und Zweibriicken mit dem 2. Programm versorgen
sollen, zu den vorgesehenen Zeitpunkten (ndmlich fur Landstuhl
und Zweibriicken im Frihjahr 1965 und fur Kusel im Sommer
1965) in Betrieb genommen?

Bitte, Herr Staatssekretar.

—
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Dr. Steinmetz, Staatssekretdr im Bundesministe-
rium fiir das Post- und Fernmeldewesen: Nach dem
augenblicklichen Stand der Arbeiten und sofern
keine unvorhergesehenen Schwierigkeiten mehr auf-
treten, konnen die Fernsehfrequenzumsetzeranlagen
zur Ausstrahlung des 2. Fernsehprogramms in Land-
stuhl (Pfalz) und Zweibriicken im Juni dieses Jahres
in Betrieb genommen werden.

Die Inbetriebnahme des Fernsehfrequenzumsetzers
Kusel kann, sofern der bendtigte Antennentrager
von 40 m Hohe bis Mitte des Jahres fertiggestellt
wird, bis zum September dieses Jahres erfolgen.

Vizeprasident Dr. Dehler: Eine Zusatzfrage
des Herrn Abgeordneten Droscher.

Droscher (SPD): Herr Staatssekretdr, wie erkla-
ren Sie es sich, daB die gegebenen Zusagen termin-
lich fast immer nicht eingehalten werden koénnen?

Dr. Steinmetz, Staatssekretdr im Bundesministe-
rium fiir das Post- und Fernmeldewesen: Verehrter
Herr Kollege, zunéchst weiB ich nichts von gegebe-
nen Zusagen, in denen von bestimmten Monaten
gesprochen wurde.

Droscher (SPD): Herr Staatssekretdr, ist Thnen
bekannt, dal in dem unmittelbar an das in der
Frage genannte Gebiet angrenzende Gebiet der obe-
ren Nahe seit mehreren Jahren in Aussicht gestellt
wird, der Empfang des 2. Programms werde sicher-
gestellt werden, daB bisher aber kein Erfolg einge-
treten ist?

Dr. Steinmetz, Staatssekretdr im Bundesministe-
rium fiir das Post- und Fernmeldewesen: Herr Abge-
ordneter, daf zugesichert wird, daB mit aller Be-
schleunigung und unter Anwendung aller Moglich-
keiten das 2. Fernsehprogramm nicht nur in den von
Thnen angegebenen Gebieten bis zur Vollendung
ausgeriistet wird, ist klar. Wenn Sie von bestimm-
ten Monaten sprechen, von Frithjahr und Sommer, so
ersehen Sie doch aus meiner Antwort, daB diese Ter-
mine eingehalten werden, soweit uns die Witterung
keinen Strich durch die Rechnung macht.

- Vizeprdsident Dr. Dehler: Ich danke Ihnen,
Herr Staatssekretar,

‘Wir kommen zu den Fragen aus dem Geschéafts-

bereich des Bundesministers fiir Familie und
Jugend. Die Frage V/1 — des Abgeordneten Kahn-
Ackermann — wird vom Auswadrtigen Amt ‘beant-

wortet.

Frage V/2 — des Abgeordneten Schmidt (Kemp-
ten) —

Sieht die Bundesregierung eine Mdoglichkeit, jungen Familien
bereits bei der Eheschliefung einen Uberblick iiber die im Rah-
men der Familienhilfe einer neu gegriindeten Familie zur Ver-
fiigung stehenden Maéglichkeiten zur Erleichterung der Haushalts-
grindung und Wohnungsbeschaffung zu geben?

Bitte, Herr Minister.

Dr. Hedk, Bundesminister fiir Familie und Jugend:
Herr Kollege, ich habe auf eine ahnliche Frage in
einer der letzten Fragestunden schon geantwortet.
Es ist in meinem Hause eine Broschiire in Vorberei-
tung unter dem Stichwort ,Wie unser Staat seinen
Familien hilft". In diese Aufklarungsschrift sind
alle MaBnahmen zur Erleichterung der Haushalts-
grindung und Wohnyngsbeschaifung fiir junge
Eheleute aufgenommen. Wir bemtiithen uns zur Zeit,
bei den Innenministerien der Lander zu erreichen,
daB dieser Ratgeber auf den Standesdmtern ausge-
legt und dort verteilt wird.

Vizeprdsident Dr. Dehler: Ich danke Ihnen,
Herr Minister.

Wir kommen nun zu den Fragen aus dem Ge-
schdftsbereich des Auswadrtigen Amts. Ich rufe zu-
nédchst auf die Frage V/1 — des Abgeordneten
Kahn-Ackermann —:

Trifft es zu, daB 700 Bergarbeiterkinder aus Frankreich, deren
Ferienaufenthalt in Deutschland bisher aus Mitteln des Aus-
wartigen Amts und des Deutsch-Franzosischen Jugendwerks finan-
ziert wurde, in diesem Jahr aus Mangel an Mitteln nicht mehr
eingeladen werden kénnen?

Bitte sehr, Herr Minister!

Dr. Schroder, Bundesminister des Auswartigen:
Herr Prasident! Meine Damen und Herren! Die
Antwort auf diese Frage lautet wie folgt. Bis zum
Jahre 1963 einschlieBlich waren die Kosten eines
Ferienaufenthalts in Deutschland von Kindern aus
deutsch-franzésischen Ehen aus Mitteln des Kultur-
fonds des Auswiértigen Amts bestritten worden. Die
betreffende Position ,Kulturelle Betreuung deut-
scher Arbeitnehmer im Ausland” konnte nur unter
Zurickstellung erheblicher haushaltsrechtlicher Be-
denken in Anspruch genommen werden. Im Jahre
1964 hat das Deutsch-Franzdsische Jugendwerk auf
Vorstellung des Prasidenten PreuB des Deutschen
Hilfsvereins in Paris fiir den in Rede stehenden
Zweck 196460 DM zur Verfligung gestellt. Das
Deutsch-Franzosische Jugendwerk hat eine erneute
Forderung fiir das Jahr 1965 — dafiir wurden
256 160 DM beantragt — mit der Begriindung abge-
lehnt, es handele sich um eine echte Abwalzung von
Kosten.

Die deutsche Botschaft Paris hat darauf hingewie-
sen, daB an der Ferienverschickungsaktion mehr
franzdsische als deutsche Kinder teilnehmen. Auch
die Kinder aus deutsch-franzésischen Ehen wachsen
weitestgehend in franzdsischer Umgebung auf. Ihre
Muttersprache diirfte in der Regel Franzosisch sein.
Auch diirften diese Kinder durchweg die franzé-
sische Staatsangehorigkeit besitzen.

Die vor Jahren begonnene Ferienverschickungs-
aktion stellte praktisch den ersten Anwendungsfall
des Deutsch-Franzoésischen Jugendwerks dar. Das
Deutsch-Franzosische Jugendwerk ist gebeten wor-
den, seine ablehnende Entscheidung zu iiberprii-
fen. Das Auswaértige Amt bleibt bemiiht, die Ferien-
verschickungsaktion auch im laufenden Jahr nicht
am tatsdchlichen Mangel an Mitteln scheitern zu las-
sen.

Vizeprdsident Dr. Dehler: Eine Zusatzfrage
des Herrn Abgeordneten Kahn-Ackermann.

<
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Kahn-Ackermann (SPD): Herr Minister, kann
ich Thren Ausfilhrungen entnehmen, daB Thr Haus
eine Aktion, die bereits seit vierzehn Jahren lauft,
deren Durchfithrung von langer Hand geplant ist
und deren Nichtdurchfiihrung die Zuriicknahme von
etwa zwanzig vertraglichen Abmachungen, die
eigentlich rechtsverbindliche Verpflichtungen dar-
stellen, durch das Deutsche Fiilfswerk mit sich brin-
gen wiirde, unter allen Umstdnden durchfithren
wird, auch wenn das Jugendwerk die Bezahlung in
diesem Jahr zurtickstellen sollte?

Dr. Schriéder, Bundesminister des Auswaértigen:
Herr Abgeordneter, wir bleiben bemiiht, diese
Ferienverschickungsaktion nicht scheitern zu lassen.
Wie weit unsere Moglichkeiten dabei reichen, wird
sich ergeben miissen.

Vizeprasident Dr. Dehler: Eine weitere Frage
des Herrn Abgeordneten Kahn-Ackermann.

Kahn-Ackermann (SPD): Herr Minister, sind
Sie bereit, in jedem Falle fiir das Jahr 1966 seitens
der Bundesregierung dafiir Sorge zu tragen, daB fir
diesen Aufgabenbereich entsprechende Mittel in
Ihrem Hause bereitgestellt werden, falls sich keine
Einigung mit dem Jugendwerk ergibt?

Dr. Schroder, Bundesminister des Auswértigen:
Diese Frage will ich gern priifen, Herr Kollege.

Vizepridsident Dr. Dehler: ich rufe dann auf
die Frage VI/1 — des Abgeordneten Kahn-Acker-
mann —:

‘Wann koénnen die an die deutschen Schulen in Argentinien
entsandten deutschen Lehrer mit einer endgiiltigen Festsetzung
und Gewdhrung ihrer Kaufkraftausgleichszulage rechnen?

Bitte, Herr Minister.

Dr. Schroder, Bundesminister des Auswartigen:
Die Antwort auf diese Frage lautet wie folgt. Im
Regelfall erhalten die deutschen Auslandslehrer den
gleichen Kaufkraftausgleich wie die am selben Aus-
landsdienstort tadtigen Bundesbeamten. Der Kauf-
kraftausgleich bildet einen Bestandteil der Gesamt-
ausgleichszulage, den das Auswértige Amt den Aus-
landslehrern gewédhrt. Der Kaufkraftausgleich fir
die im Ausland beschéftigten Bundesbeamten wird
nach § 2 des Bundesbesoldungsgesetzes vom Herrn
Bundesminister des Innern im Benehmen mit dem
Herrn Bundesminister der Finanzen und dem Aus-
wirtigen Amt fiir jeden Auslandsdienstort festge-
setzt.

Die an deutsche Schulen in Argentinien vermittel-
ten Lehrer erhalten gegenwartig in Abweichung von
dieser Regelung voriibergehend mit 3590 sogar
einen hoéheren Kaufkraftausgleich als die am nam-
lichen Ort tatigen Bundesbeamten, die 159 be-
ziehen. Dies hdngt mit der in Vorbereitung befind-
lichen Neuregelung der Besoldung der Auslands-
lehrer zusammen. Der als Ubergangsregelung zeit-
weilig hohere Kaufkraftzuschlag fiir die Auslands-
lehrer soll ein Ausgleich dafiir sein, daB verschie-
dene finanzielle Vergiinstigungen, die den Aus-
landsbeamten des Bundes bereits mit Inkrafttreten
der Neuregelung der Auslandsbesoldung fiir Bun-
desbeamte am 1. Januar 1964 zustehen bzw. zu

einem Teil schon vorher zustanden, den Auslands-
lehrern erst nach Neufassung der Richtlinien fiir die
Gewdhrung der Gesamtausgleichszulagen zugute
kommen konnen. Das Auswértige Amt hofft, daB
nach der 7%igen Kiirzung der Ansitze des Bundes-
haushaltsplanes fir 1965 die erforderlichen iber-
planmédBigen Haushaltsmittel zur Verfiigung gestellt
werden konnen, um ein Inkraftireten der Neurege-
lung noch in diesem Jahre zu ermdglichen.

. Ich bitte um Entschuldigung, Herr Président, daB
die Antwort so lang ausgefallen ist. Das liegt aber
am Gegenstand.

Vizeprdsident Dr. Dehler: Eine Zusatzfrage,
Herr Abgeordneter Kahn-Acdkermann.

Kahn-Ackermann (SPD): Herr Minister, ist
Thnen bekannt, daB offensichtlich eine Diskrepanz
besteht zwischen den Auskiinften, die Sie mir eben
erteilt haben, und den praktischen Erfahrungen der
Lehrer, da namlich das Bundesverwaltungsamt die
gegenwértig vorgenommene Festsetzung der Kauf-
kraftzulage nicht als solche anerkennt und sie an-
derweitig verrechnet, so da8 die Lehrer in der Tat
nicht auf eine Kaufkraftzulage von 35 %6 kommen,
sondern durch die ungeheuerliche Inflation in Argen-
tinien in einer Weise geschaddigt werden, daBl sie
gegenwartig 40 %o weniger verdienen als ihre Kol-
legen im Inland, eine Marge, die nach den Richt-
linien fir die Besoldung der Lehrer im Ausland, die
derjenigen der Lehrer im Inland gleichgestellt sein
muB, einfach inakzeptabel ist?

Dr. Schroder, Bundesminister des Auswadrtigen:
Ich gehe davon aus, Herr Kollege Kahn-Ackermann,
daB die Unterlagen, die mir gegeben worden sind,
zutreffend sind. Das, was Sie gerade vorgetragen
haben, werde ich sorgfédltig priifen. Vielleicht sind
Sie damit einverstanden, daB wir die Sache im wei-
teren Fortgang schriftlich behandeln.

Vizeprdsident Dr. Dehler: Ich rufe auf die
Frage VI/2 — des Herrn Abgeordneten Dr. Mom-
mer —:

Haben tatsachlich Schiffe der Bundesrepublik im Hafen von
Alexandria auf Weisung der Hafenbehdrde zur BeqriiBung
Ulbrichts die Sirenen ertdonen lassen und die Flaggen gehiBt?

Herr Minister!

Dr. Schroder, Bundesminister des Auswartigen:
Herr Président, die Antwort auf diese Frage lautet:
Nein. Die VAR-Behérden hatten sdmtlichen Schiffen
im Hafen von Alexandria Anweisung erteilt, tiber
die Toppen zu flaggen und die einlaufende ,Vélker-
freundschaft” mit Sirenengeheul zu begriiBen. Die
Frachter aus der Bundesrepublik Deutschland haben
weder gefflaggt noch Sirenen erténen lassen.

Dr. Mommer (SPD): Gott sei Dank, Herr Mini-
ster!

Vizepridsident Dr. Dehler: Dann die Frage V1/3
— des Herrn Abgeordneten Dr. Kohut —:

Gedenkt die Bundesregierung angesichts der Vorgdnge in
Agypten und Tansania auch weiterhin die Beziehungen zu ande-
ren Landern von der Einhaltung der sogenannten Hallstein-
Doktrin abhéngig zu machen?

Herr Minister!
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Dr. Schroder, Bundesminister des Auswartigen:
Die Antwort darauf, Herr Kollege Kohut, lautet wie
folgt.

Das, was Sie, Herr Kollege, einem allgemeinen
Sprachgebrauch folgend, als die Hallstein-Doktrin
bezeichnet haben, betrifft die Haltung der Bundes-
regierung gegeniiber Staaten, die diplomatische
Beziehungen zu der sowjetisch ‘besetzten Zone
Deutschlands aufnehmen. Diese Haltung der Bun-
desregierung ist zum erstenmal durch den damali-
gen Bundeskanzler Adenauer in der 101. Sitzung
des Deutschen Bundestages am 22. September 1955
wie folgt dargestellt worden — ich zitiere —:

Ich muB unzweideutig feststellen, daB die Bun-
desregierung auch kiinftig die Aufnahme diplo-
matischer Beziehungen mit der DDR durch
dritte Staaten, mit-denen sie offizielle Bezie-

- hungen unterhélt, als einen unfreundlichen Akt
ansehen wiirde, da er geeignet wére, die Spal-
tung Deutschlands zu vertiefen.

— Ende des Zitats.

In der 155. Sitzung des Deutschen Bundestages am
28. Juni 1956 hat mein Vorgdnger von Brentano
diese Erkldrung nochmals wiederholt; ich zitiere auch
diese:

Sie

— d. h. die Bundesregierung —

kann aber auch nicht umhin, erneut klarzustel-
len, daB sie auch in Zukunft die Aufnahme
diplomatischer Beziehungen mit der sogenann-
ten DDR durch dritte Staaten, mit denen die
Bundesregierung diplomatische Beziehungen
unterhdlt, als einen unfreundlichen Akt anse-
hen miiBte, der die Spaltung Deutschlands ver-
tiefen und verhdrten wiirde. Die Bundesregie-
rung miite in einem solchen Falle ihre Bezie-
hungen zu dem betreffenden Staat einer Uber-
prifung unterziehen.

Das sind die grundlegenden FErkldrungen. Ich
mochte abschlieBend dazu sagen: wir werden unser
Recht, ganz Deutschland allein zu vertreten und die
gesamtdeutschen Lebensinteressen wahrzunehmen,
jeweils in der geeignetsten und nachdriicklichsten
Weise wahrnehmen.

ee

Vizepridsident Dr. Dehler: Eine Zusatzfrage,
Herr Abgeordneter Kohut.

Dr. Kohut (FDP): Herr Minister, heiBt das, daB
jetzt die sogenannte Hallstein-Doktrin beliebig den
Staaten gegeniiber angewandt wird, bei denen man
es riskieren kann, sie anzuwenden, aber nicht sol-
chen Staaten gegentber, bei denen man vorsichtiger
auftreten muf3?

Dr. Schrdder, Bundesminister des Auswartigen:
Ich sagte, die Anwendung dieser Grundsdtze wird
immer mit dem Ziel erfolgen, den héchstmoéglichen
Effekt fir die Wahrung der deutschen Lebensinter-
essen, hier des alleinigen Vertretungsanspruchs, zu
erzielen.

Vizeprdsident Dr. Dehler: Eine weitere Frage,
Herr Dr. Kohut.

Dr. Kohut (FDP): Stellt die Hallstein-Doktrin
nicht eine Belastung dar? Hétte man jetzt nicht
einen mutigen SchluBstrich darunter setzen miissen
und die Hallstein-Doktrin, weil sie uns hemmt oder
fesselt, aufgeben sollen?

Dr. Schroder, Bundesminister des Auswaértigen:
Herr Kollege Kohut, eine so generelle Diskussion
wiirde, glaube ich , den Rahmen der Fragestunde
lbersteigen. Ich mochte meinen, dafl das im Aus-
waértigen Ausschull diskutiert werden sollte.

e =

Vizeprédsident Dr. Dehler: Herr Kollege Vogt!

Vogt (CDU/CSU): Herr Minister, halten Sie diese
jetzt durch Herrn Kollegen Kohut heraufbeschwo-
rene Situation nicht fiir eine gute Gelegenheit, zu
kléaren, daB es sich bei der Hallstein-Doktrin nicht um
irgendeine Vorstellung der Bundesregierung han-
delt, die aus dem luftleeren Raum kommt, sondern
daB es sich bei der Anwendung dieser Grundsétze,
von denen Sie gesprochen haben, einfach um einen
Auftrag der Bundesregierung und auch des Parla-
ments handelt, der aus der Verfassung, dem Grund-
gesetz der Bundesrepublik Deutschland, her resul-
tiert?

Dr. Schroder, Bundesminister des Auswartigen:
Herr Kollege Vogt, ich mochte darauf folgendes sa-
gen. Ich vermeide es, allzusehr von Doktrinen zu
sprechen, sondern lieber das hervorzuheben, worum
es geht. Es geht um den von uns erkldrten und,
wenn Sie so wollen, auch um den uns aufgegebenen
Anspruch, ganz Deutschland allein zu vertreten und
die gesamtdeutschen Interessen wahrzunehmen. Das
ist ein Grundsatz, der fiir uns selbstverstandlich ist
und den wir auch weiter praktizieren werden.

Vizeprdsident Dr, Dehler: Dann die Dringliche
Miindliche Anfrage des Herrn Abgeordneten Dr.
Kohut auf Drucksache IV/3160:

Gedenkt die Bundesregierung, das Recht auf Alleinvertretung
des deutschen Volkes auch in den Staaten zu verwirklichen, mit
denen sie keine diptomatischen Beziehungen unterhalt, weil
diese Pankow anerkannt haben?

Bitte, Herr Minister!

DPr. Schroder, Bundesminister des Auswirtigen:
Herr Préasident, ich mochte darauf folgendes sagen.
Die Politik der Bundesregierung gegeniiber iden ost-
europdischen Staaten, auf -die sich Thre Frage, Herr
Kollege Kohut, bezieht, ist durch eine EntschlieBung
bestimmt, die der Deutsche Bundestag in der 162.
Sitzung am 14. Juni 1961 einstimmig werabschiedet
hat. Der entscheidende Passus dieser EntschlieBung
lautet: Die Bundesregierung soll

jede sich bietende Moglichkeit ergreifen, um
ohne Preisgabe lebenswichtiger ideutscher Inter-
essen zu einer Normalisierung der Beziehungen
zwischen 'der Bundesrepublik und 'den osteuro-
pdischen Staaten zu gelangen,

den 'weiteren Ausbau der besiehenden Bezie-
hungen zu diesen Staaten auf wirtschaftlichem,
humanitdrem, geistigem und kulturellem Gebiet
anstreben,
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Bundesminister Dr. Schrioder

bei der Gestaltung der Beziehungen zu Polen
den besonderen psychologischen Belastungen
des 'deutsch-polnischen Verhaltnisses Rechnung
tragen und gegeniiber solchen Landern, die
deutsche Bevodlkerungsteile deportiert oder
deutsches Gebiet unter vorlaufiger Verwaltung
haben, bei der etwaigen Herstellung amtlicher
Kontakte die jeweils erforderlichen volkerrecht-
lichen Vorbehalte geltend machen.

Dies ist eine grundlegende EntschlieBung des Bun-
destages, mit der die Bundesregierung voll {iberein-
stimmt. In diesem Sinne hat sie ihre Politik gegen-
uber den osteuropdischen Lindern gestaltet. Unser
Alleinvertretungsanspruch und unsere Bemiihung,
ihn sowohl zu verteidigen wie zu realisieren, blei-
ben davon unberihrt; ja, ich wirde im Gegenteil
sagen, auch unsere Arbeit in diesen Bereichen dient
demselben Ziele.

Vizeprisident Dr. Dehler: Eine Zusatzfrage,
Herr Dr. Kohut.

Dr. Kohut (FDP): Herr Minister, erschwert uns
dieser Alleinvertretungsanspruch nicht, in gute oder
bessere diplomatische Beziehungen zu Staaten des
Ostens zu kommen?

Dr. Schroder, Bundesminister des Auswartigen:
Herr Kollege Kohut, man kann nicht die Frage stel-
len, ob der Alleinvertretungsanspruch etwas er-
schwert oder nicht, weil der Alleinvertretungsan-
spruch ein essentielles Element der deutschen Poli-
tik ist. Die Frage ist nur, welche Folgerungen aus
dem Alleinvertretungsanspruch jeweils gezogen
werden konnen. Das ist das Problem.

Vizeprdsident Dr. Dehler: Ich danke Thnen,
Herr Minister.

Ich rufe die Fragen unter VIII aus dem Geschafts-
bereich des Bundesministers der Justiz auf.

Die Frage VIII/1 — des Herm Abgeordneten
Unertl — wird vom Bundesgesundheitsministerium
beantwortet werden.

Ich rufe auf die Frage VIII/2 — des Abgeordneten
Unert]l —:

Ist die Bundesregierung in Anbetracht des verschédrften Ver-

kehrsstrafrechts bereit, darauf hinzuwirken, daB die Richter in

Verkehrs-Strafsachen nicht nur den Fihrerschein, sondern auch
nachweisbare eigene Fahrpraxis haben sollien?

Bitte, Herr Minister!

Dr. Bucher, Bundesminister der Justiz: Die An-
regung, darauf hinzuwirken, daf Richter in Ver-
kehrsstraisachen nicht nur den Fiihrerschein, son-
dern auch eine nachweisbare eigene Fahrpraxis ha-
ben sollen, wurde bereits vor Jahren auf Konferen-
zen der Justizminister aufgegriffen. Seitdem sind
die Landesjustizverwaltungen bestrebt, nicht nur
den mit Verkehrsstrafsachen befafiten Richtern, son-
dern auch den Staats- und Amtsanwadlten, die auf
diesem Gebiet tatig sind, eine eigene Fahrpraxis zu
vermitteln.

Das am 2. Januar dieses Jahres in Kraft getre-
tene Zweite Gesetz zur Sicherung des StraBlenver-
kehrs enthalt seinerseits keine Bestimmung, deren
Anwendung eine Erweiterung der bisherigen Vor-
bildung der Verkehrsrichter erfordern wiirde.

Weiterhin muf} ich darauf hinweisen, da} von der
Seite der Regierung nur allgemein gefordert werden
kann, daf§ Richter Fahrpraxis haben, nicht aber kann
die Regierung auf die Besetzung der Gerichte Ein-
fluB nehmen, da die Geschéaftsverteilung keine Maf-
nahme der Justizverwaltung ist, sondern in den Be-
reich der richterlichen Unabhéangigkeit fallt.

Ich sehe deshalb keinen Anlafl zu weiteren Ma8-
nahmen der Bundesregierung.

Vizeprdsident Dr. Dehler: Herr Abgeordneter
Unertl zu einer Zusatzfrage!

Unertl (CDU/CSU): Herr Bundesminister, ware
es denn nicht mdglich, in dem von Thnen jetzt er-
klarten Sinne jedenfalls -auf die Lander einzuwirken,
um zu verhindern, daf Richter ohne Fahrpraxis den
Kraftfahrer auf Grund der verscharften Bestimmun-
gen verurteilen?

Dr. Bucher, Bundesminister der Justiz: Das ist
ja, wie ich sagte, bereits geschehen. Man ist sich dar-
iiber einig, daB das kein wiinschenswerter Zustand
ware.

Vizeprdsident Dr. Dehler: Ich rufe auf die
Frage VIII/3 — des Abgeordneten Kaffka —:

Warum ist die Zweite Verordnung zur Anderung und Ergén-

zung der Sechsten Verordnung zur Durchfithrung des Feststel-

lungsgesetzes (2. AndVO zur 6. FeststellungsDV) vom 15. April
1958 nicht gehorig verkiindet worden?

Bitte, Herr Minister!

Dr. Bucher, Bundesminister der Justiz: Die Ver-
ordnung, um die es sich in der Frage handelt, sollte
im Hinblick auf ihre sachliche Zusammengehorigkeit
mit vier weiteren Verordnungen zum Feststellungs-
gesetz in derselben Nummer des Bundesgesetz-
blattes im Jahre 1958 verkiindet werden. Dagegen
sollte die Amlage zu dieser Verordnung, die ein
Tabellenwerk von 324 Seiten umfaBt, um das Bun-
desgesetzblatt nicht damit zu belasten, in der Bei-
lage zum Bundesanzeiger verkiindet werden. Bei
einem Proze8, der in Kassel spielt, ist nun die Streit-
frage entstanden, ob diese getrennte Verkiindung
formrichtig sei, ob also die Verordnung, nach der Sie
fragen, wirksam verkiindet worden ist. Selbstver-
standlich ist das Justizministerium damals davon
ausgegangen, dafi dieses Verfahren formrichtig sei.
Ich mochte mich aber im jetzigen Augenblick einer
MeinungsduBerung dazu enthalten, weil die Frage
vor dem Groflen Senat des Bundesverwaltungsge-
richts anhéngig ist, der demnéchst dariiber entschei-
den wird.

Vizeprédsident Dr. Dehler: Herr Abgeordneter
Kaffka, eine Zusatzfrage!
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Kaifka (SPD): Herr Minister, sind Sie der An-
sicht, daB es motwendig ist, in Zukunft derartige
Formen der Verkiindung eines Gesetzes zu unter-
lassen, damit solche Zweifelsfragen nicht mehr auf-
tauchen?

Dr. Bucher, Bundesminister der Justiz: Ich
mochte doch abwarten, was das Bundesverwaltungs-
gericht dazu sagt. Wenn das Bundesverwaltungs-
gericht diese Art der Verkiindung fir richtig héalt,
besteht ja keine Veranlassung, etwas zu &andern.
Andernfalls mufl selbstverstdndlich die Rechtspre-
chung beriicksichtigt und dafiir gesorgt werden, daf
so etwas nicht mehr vorkommt.

Vizepradsident Dr. Dehler: Ich rufe auf die
Frage VIII/4 — des Abgeordneten Dr. Wahl —:

Ist die Bundesregierung bereit, im Sinne der in der Empfeh-
lung 416 der Beratenden Versammlung des Europarates gegebe-
nen Anregung einen Beamten des Bundesjustizministeriums zu
beauftragen, der Abteilung fiir Menschenrechte im Europarat
laufend tber alle mit der Konvention zum Schutze der Menschen-

rechte und Grundfreiheiten zusammenhidngenden Fragen zu be-
richten?

Bitte, Herr Minister!

Dr. Bucher, Bundesminister der Justiz: Ich kann
die Frage des Herrn Abgeordneten Dr. Wahl mit Ja
beantworten.

Vizepriisident Dr. Dehler: 1ch danke Ihnen,
Herr Minister.

‘Wir kommen dann zum Geschéftsbereich des Bun-

(B) desministers der Finanzen. Ich rufe auf die Frage

IX/t — des Abgeordneten Langebeck —:

Gibt es nach Auffassung der Bundesregierung eine Mdaglichkeit,
die Vernichtung des Waldes Brénnhof (Landkreis Schweinfurt),
der als Truppeniibungsplatz vorgesehen ist, zu verhindern?

Bitte, Herr Minister!

Dr. Dahlgriin, Bundesminister der Finanzen:
Darf ich bitten, Herr Prasident, wegen des Sachzu-
sammenhangs die drei Fragen zusammen beantwor-
ten zu konnen?

Vizeprdsident Dr. Dehler: Herr Kollege Lange-
bedk ist einverstanden? — Dann rufe ich auch auf
die Fragen IX/2 und IX/3 — des Abgeordneten
Langebeck —:

Sind der Bundesregierung Gutachten bekanntgeworden, wonach
das Gebiet um Schweinfurt das niederschlagarmste Gebiet des
Landes Bayern ist und durch die Abholzung des Waldes der Nie-

derschlag weiter vermindert und damit der Wasserhaushalt der
Stadt und Umgebung gefdhrdet wird?

Ist der Bundesregierung bekannt, ob von maBgeblichen Stellen
geprift wurde, ob nicht von Natur aus geeignetere Flichen im
Bereiche Unterfrankens fiir einen Truppeniibungsplatz zur Ver-
fligung stehen als das Waldgeldnde im Landkreis Schweinfurt?

Bitte, Herr Minister!

Dr. Dahlgriin, Bundesminister der Finanzen:
Der Standortiibungsplatz Bronnhof, der von den US-
Streitkrdften benutzt wird, ist ein wesentlicher Be-
standteil des Grofstandorts Schweinfurt, auf den
nicht verzichtet werden kann. Beide sind durch eine
besondere Panzerstrafle miteinander verbunden. Bei
dem gegebenen Zusammenhang ist eine Verlegung

auf andere und abgelegenere Flachen Unterfrankens
nicht in Erwégung gezogen worden. Art und Umfang
des Ubungsbetriebs werden von den US-Streitkraf-
ten im Rahmen ihrer militarischen Uberlegungen be-
stimmt. Sie sind sich aber hierbei der Bedeutung des
Waldes Bronnhof fiir das niederschlagarme Gebiet
um Schweinfurt durchaus bewuBt. Sie werden daher
auch nur die zur Erfiillung ihrer Verteidigungsauf-
gaben unerlaBlichen Abholzungen vornehmen und
diese auf das MindestmaB beschrdnken. Bisher sind
nach Mitteilung der Bayerischen Staatskanzlei auf
dem Ubungsplatz auch keine Abholzungen grofieren
AusmaBes vorgenommen worden. Die Bayerische
Staatskanzlei wird, wie sie mir bestdtigt, das Ver-
halten der US-Streitkrdfte insoweit aufmerksam be-
obachten und gegebenenfalls auf die Einhaltung der
hieriiber getroffenen Absprachen hinwirken.

Ob Gutachten iiber Auswirkungen von Abholzun-
gen auf den Wasserhaushalt eingeholt sind, ist der
Bundesregierung nicht bekannt. Der Bundesregie-
rung ist weiterhin nicht bekannt, ob von maBgeb-
lichen Stellen eine Uberpriifung der Verlegungsmog-
lichkeit vorgenommen worden ist. Sollte eine Uber-
priifung fiir erforderlich gehalten werden, miite sie
zundchst von der Bayerischen Staatskanzlei veran-
lat werden.

Vizeprdsident Dr. Dehler: Eine Zusatzfrage,
Herr Abgeordneter Langebeck.

Langebeck (SPD): Herr Minister, ist der Bundes-
regierung bekannt, daf die Bundesvermoégensver-
waltung Bad Kissingen in der Begriindung der Ab-
lehnhng von Nutzungsvertragen die Aus- und Ab-
holzung, ja sogar die mégliche vdllige Devastierung
des Waldes in einem Schreiben festgehalten hat?

Dr. Dahlgriin, Bundesminister der Finanzen:
Ich erinnere mich an dieses Schreiben nicht, Herr
Kollege, aber ich nehme an, daf§ es sich um das Pro-
blem handelt, das bei vielen Nutzungsvertrdgen
auftritt. Selbstverstdndlich muB in den Nutzungsver-
trdgen eine Abmachung iiber die Ersatzpflicht ge-
troffen werden. Bei einem Nutzungsvertrag muB
sich also der Grundeigentiimer, der die Flache nicht
endgiiltig aufgeben mochte, bereit finden, die erfor-
derlichen MaBnahmen auf dem Grundstiick zu dul-
den. Darum wird es sich hier handeln. Wie gesagt,
ich erinnere mich an diesen Brief nicht.

Langebeck (SPD): Herr Minister, sind Sie bereit,
das Schreiben der Bundesvermogensverwaltung Bad
Kissingen vom 23. August 1963 einzusehen?

Dr. Dahlgriin, Bundesminister der Finanzen:
Jawohl. Ich bin dann auch bereit, Ihnen Auskunft
dariiber zu geben, wie das von mir beurteilt wird.

Vizeprdsident Dr. Dehler: Eine weitere Frage,
Herr Abgeordneter Langebeck.

Langebeck (SPD): Herr Minister, ist die Bundes-
regierung bereit, unabhdangig von den Befugnissen
und Pflichten des Landes Bayern etwaige Gutachten
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Langebeck

anzufordern und abzuwdgen, ob die Interessen der
Bevolkerung und ihre Wasserversorgung nicht vor-
rangig sind?

Dr. Dahlgriin, Bundesminister der Finanzen:
Ich nehme an, daB die Bayerische Staatskanzlei
ebenso wie ich bereit sein wird, sich iber diese
wichtigen Belange zu informieren. Ich wirde dar-
tiber mit der Bayerischen Staatskanzlei einmal Kon-
takt aufnehmen.

Vizeprdsident Dr. Dehler: Wir kommen zu der
Frage IX/4 — des Herrn Abgeordneten Schmitt-
Vockenhausen —: ’

Sieht der Bundesfinanzminister eine Moglichkeit, die im Steuer-
anderungsgesetz 1964 vorgesehene Wahlméglichkeit der Steuer-
pflichtigen bei der Wiederbeschaffung von Hausrat bei Vertrie-

benen auch noch fiir zuriickliegende Veranlagungszeitrdume gel-

ten zu lassen, wenn die entsprechenden Voraussetzungen erfillt
sind?

Bitte, Herr Minister!

Dr. Dahlgriin, Bundesminister der Finanzen:
Herr Kollege Schmitt-Vockenhausen, fiir Vertrie-
bene, die Anspruch auf den sogenannten Fliichtlings-
freibetrag haben, ist ein Wahlrecht dahin gehend, an
Stelle des Fliichtlingsfreibetrages die SteuerermiBi-
gung wegen der tatsdchlichen Wiederbeschaffungs-
aufwendungen geltend zu machen, erst durch das
Steueranderungsgesetz 1964 eingefiihrt worden. Die
Gesetzesdnderung gilt erstmalig fiir den Veran-
lagungszeitraum 1965. Eine riickwirkende Anwen-
dung des Wahlrechtes konnte nur durch eine er-
neute Anderung des Einkommensteuergesetzes her-
beigefithrt werden. Das ist nicht beabsichtigt, jeden-
falls nicht von der Bundesregierung.

Abgesehen davon, daB rickwirkende Gesetzes-
dnderungen aus grundsdtzlichen Erwagungen tun-
lichst vermieden werden sollten, wiirde eine solche
MaBnahme auch mit Ungerechtigkeiten verbunden
sein. Eine riickwirkende Zulassung des Wahlrechts
wiirde diejenigen Steuerpflichtigen benachteiligen,
die im Vertrauen auf die Redhtsgiiltigkeit der bis-
herigen Regelung und deren Fortgeltung sich mit
dem Pauschbetrag begniigt haben und nicht mehr in
der Lage sind, ihre tatsachlichen Aufwendungen aus
friheren Jahren nachzuweisen.

Sollte etwa das Hohe Haus bei der BeschluB-
fassung iliber das gerade anstehende Steuerdnde-
rungsgesetz Teil II eine Riickwirkung ins Auge
fassen, so konnte — wenn iiberhaupt — nur an die
Einbeziehung des Jahres 1964 gedacht werden, weil
die Besteuerungsverfahren fiir die vorgegangenen
Jahre so gut wie abgeschlossen sind.

Vizeprasident Dr. Dehler: Keine Zusatzfrage.
Dann rufe ich die Frage IX/5 — des Abgeord-

neten Schultz — auf:
Welche Grinde sind dafur maBgebend, daf Bausparverirdge
dann nicht prédmienberechtigt sind, wenn die Bausparsumme im
Rahmen eines landwirtschaftlichen Betriebes verwendet wird?

Bitte, Herr Minister!

Dr. Dahlgriin, Bundesminister der Finanzen:
Ihre Frage, Herr Kollege Schultz, beantworte ich wie

folgt. Beitrdge an Bausparkassen sind nach den ein-
schlagigen Richtlinien nur dann pramienbegiinstigt,
wenn sie begrifflich Sonderausgaben sind. Sie diir-
fen danach weder Betriebsausgaben noch Werbungs-
kosten sein, also mit keiner bestimmten Einkunfts-
art zusammenhéangen,

Diese Beschrédnkung der Pramienbegiinstigung bei
den Beitrdgen an Bausparkassen ergibt sich aus der
Zielsetzung des Wohnungsbau-Pramiengesetzes.
Dieses Gesetz will den Beziehern kleiner Einkom-
men wegen ihrer Aufwendungen fiir den Wohnungs-
bau durch die Gewdhrung einer Geldpramie einen
Ausgleich dafiir geben, da die Bezieher grofierer
Einkommen {iber den Abzug dieser Aufwendungen
als Sonderausgaben eine Steuererméafigung erhal-
ten. Das ergibt sich z. B. aus dem Bericht des Aus-
schusses fiir Wiederaufbau und Wohnungswesen
der 1. Wahlperiode — Umdruck Nr. 429 —. Die
Auffassung der Verwaltung ist vom Bundesfinanz-
hof in der Entscheidung vom 13. Mai 1960 bestatigt
worden.

Ob das Gesetz etwa auch eine andere Auslegung
zuldBt, wird zur Zeit vom Bundesfinanzhof in einem
neuen Rechtsbeschwerdeverfahren gepriift. Das Ur-
teil, das in absehbarer Zeit zu erwarten ist, bleibt,
wie ich bereits dem Herrn Kollegen Hammersen in
der Fragestunde am Mittwoch, dem 29. April 1964,
gesagt habe, abzuwarten.

Vizeprisident Dr. Dehler: Eine Zusatzfrage,
Herr Abgeordneter Schultz.

Schultz (FDP): Herr Bundesfinanzminister, darf
ich fragen, ob dann nicht fiir die landwirtschaftlichen
Einkommensteuerpflichtigen, die wegen der gerin-
gen Einkommen, die sie haben, nicht steuerpflichtig
sind, die Bausparpramienberechtigung eigentlich ge-
geben sein miite; denn sie unterscheiden sich doch
dann nicht von anderen Kleinverdienern.

Dr. Dahlgriin, Bundesminister der Finanzen:
Ja, aber es ist trotzdem ein Unterschied. Es sind
auch fiur die Bezieher kleiner Einkommen keine
Sonderausgaben, sondern im Zusammenhang mit
dem Betrieb eben Werbungskosten oder Betriebs-
ausgaben, und zwar Ausgaben fiir landwirtschaft-
liche Wohngebdude. Wo wollen Sie da nun die
Grenze ziehen, wo wollen Sie diese Ausgaben trotz-
dem anerkennen oder nicht anerkennen? Es geht
hier wirklich um die Frage: Sind es Sonderausgaben
oder sind es Betriebsausgaben?

Das Pramiengesetz wollte nach unserer Auffas-
sung nur die Falle beriicksichtigen, in denen diese
Beitrage Sonderausgaben sind. Pramien sollten aber
dann nicht gezahlt werden, wenn Betriebsausgaben
vorliegen.

Vizeprdsident Dr. Dehler: Eine weitere Frage,
Herr Abgeordneter Schultz.

Schultz (FDP): Herr Bundesfinanzminister, Sie
wiesen auf die Beantwortung der Frage des Kolle-
gen Hammersen im Jahre 1964 hin. Ist damit zu
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Schultz
rechnen, daB das von Ihnen angekiindigte Urteil
des Bundesfinanzhofs vielleicht im Jahre 1966 ge-
fallt sein wird, oder konnen Sie dariiber nichts
sagen?

Dr. Dahlgriin, Bundesminister der Finanzen:
Es ist selbstverstandlich sehr, sehr schwer, eine
Prognose zu stellen, wann das Urteil eines hohen
Gerichts ergehen wird. Nach dem Stand des Ver-
fahrens glaube ich, daB dieses Urteil vom Bundes-
finanzhof wahrscheinlich noch in diesem Jahr ge-
fallt werden wird.

Vizeprdsident Dr. Dehler: Herr Abgeordneter
Droscher, eine Zusatzfrage.

Drdscher (SPD): Herr Bundesfinanzminister, sind
Sie unter Berlicksichtigung der Tatsache, daB in
den meisten landwirtschaftlichen Betriebsgebauden
Wohnungen und Betriebsgebaude ineinander iiber-
gehen, bereit, zu prifen, ob etwa die Landwirte, die
nicht einkommensteuerpflichtig sind, doch in das
priamienbegiinstigte Bausparen auch flir solche etwas
ungekldrten Investitionen einbezogen werden kon-
nen?

Dr. Dahlgriin, Bundesminister der Finanzen:
Ich wiirde sagen: ja. Aber ich méchte das Urteil des
Bundesfinanzhofs abwarten. Die Rechtsheschwerde
beim Bundesfinanzhof ist ndmlich deshalb eingelegt
worden, weil ein Gericht im Sinne der Frage des
Kollegen Schultz entschieden hat; nun muB sich der
Bundesfinanzhof noch einmal mit der Sache befas-
sen.

Vizepradsident Dr. Dehler: Herr Abgeordneter
Strohmayr zu einer Zusatzfrage.

Strohmayr (SPD): Herr Bundesminister, sind Sie
nicht mit mir der Auffassung, daB es sehr schwierig
sein wird, hier eine Klarung herbeizufiihren, nach-
dem die Landwirtschaft im allgemeinen weder Lohn-
noch Einkommensteuer zahlt?

Dr. Dahlgriin, Bundesminister der Finanzen:
So kann man es auch wieder nicht sagen. Es gibt
eben unzahlige kleine Landwirte, die nicht in die
Steuerpflicht hineinwachsen. Aber das Problem ist
z. B. bei einem kleinen, schlecht verdienenden Hand-
werksbetrieb genauso gegeben.

Vizeprdsident Dr. Dehler: Ich rufe auf die
Frage IX/6 — des Herrn Abgeordneten Dr. Schmidt
(Wuppertal) —:

Kann die Bundesrcgierung der Klage der Wirtschaft, daB die
von Bauunternehmen errichteten halbfertigen Bauten zu sehr
unterschiedlichen Werten zur Vermégenstever harangezogen
werden, dadurch abhelfen, daB sie die Landerfinanzverwaltungen
zu einer cinheitlichen Regelung etwa dahin gehend veranlaft,

daB bei der Bewertung der genannten Bauten noch nicht reali-
sierter Gewinn nicht angesetzt wird? |

Bitte, Herr Minister!

Dr. Dahlgriin, Bundesminister der Finanzen:
Herr Kollege Dr. Schmidt, die vermdgensteuerliche
Bewertung der Forderungen von Bauunternehmern

aus halbfertigen Bauten ist im Interesse einer ein-
heitlichen Handhabung seitens des Bundesfinanz-
ministeriums wiederholt mit den zusténdigen Steuer-
referenten der Lé&nderfinanzministerien erortert
worden. Dabei hat sich die einheitliche Verwaltungs-
auffassung gebildet, daB die am jeweiligen Stichtag
bestehenden Teilforderungen der Bauunternehmer
grundsatzlich mit einem dem Fertigungsstand der
Bauwerke entsprechenden Teil der Gesamtforderun-
gen anzusetzen sind und damit auch den anteiligen
Gewinn enthalten miissen, wie das bei jeder Forde-
rungsbewertung — und unbestritten auch bei der
Bewertung der Gesamtforderung nach Fertigstellung
des Bauwerks — der Fall ist. Nach Auffassung der
Lander, in deren alleinige Zustédndigkeit die Ange-
legenheit fallt, muB es den Bauunternehmern iber-
lassen bleiben, ihre abweichende Rechtsauffassung
in einem Rechtsmittelverfahren vorzubringen. Die
Verwaltung wird die beschleunigte Einleitung und

Q)

Fortfilhrung eines solchen Rechtsmittelverfahrens

unterstiifzen.

Vizeprdsident Dr. Dehler: Eine Zusatzfrage,
Herr Abgeordneter Dr. Schmidt.

Dr. Schmidt (Wuppertal) (CDU/CSU): Ist die hier
erwahnte Vereinbarung in einem Verwaltungserla
niedergelegt?

Dr. Dahlgriin, Bundesminister der Finanzen:
Soweit ich weiB, nein. Die Zustandigkeit liegt bei
den Landern. Es handelt sich um die Konferenz der
Landerfinanzminister und der Referenten mit dem
Bundesfinanzministerium. Sie hat den Sinn, eine
einigermaBen gleichméBige Anwendung solcher Vor-
schriften zu erreichen.

e =

Vizeprdsident Dr. Dehler: Eine weitere Frage!

Dr. Schmidt (Wuppertal) (CDU/CSU): Erfahrt
denn die Offentlichkeit jetzt zum enstenmal von
dieser Verwaltungsvereinbarung?

Dr. Dahlgriin, Bundesminister der Finanzen:
Nein.

Dr. Schmidt (Wuppertal) (CDU/CSU): Wo ist sie
veroffentlicht?

Dr. Dahligriin, Bundesminister der Finanzen:
Das alles ist in den Protokollen der Konferenzen
und der Ausschiisse verankert und wird nicht ver-
offentlicht. Aber die Rechtsauffassung ist durchaus
bekannt. Wir streiten mit dem Hauptverband der
Bauindustrie seit Jahr und Tag dariiber. Ich kann
ja nun nicht anraten, ein Rechtsmittel einzulegen;
aber wenn es kommt, wiirde das der Klarung dien-
lich sein.

Vizeprédsident Dr. Dehler: Der Herr Bundes-
finanzminister wird noch eine Frage aus dem Ge-
schaftsbereich des Bundesministers fiir Erndhrung,
Landwirtschaft und Forsten beantworten. Ich rufe
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Vizeprédsident Dr. Dehler

(A) quf die Frage X/4 — des Herrn Abgeordneten

Unertl —:

Ist die Bundesregierung bereit, die Zollbirokratie vor allem
bei privaten Warensendungen aus dem Ausland abzubauen, da-
mit Biirger nicht fiir 6 Flaschen italienischen Wein 19 DM Ein-
lade-, Einlagerungs- und Abfertigungsgebiihren zahlen und beim
Hauptzollamt Miunchen vor der Empfangnahme 11 Leute konsul-
tieren und 1 Stunde und 40 Minuten warten mussen?

Dr. Dahlgriin, Bundesminister der Finanzen:
Herr Kollege Unertl, die Frage, die Sie stellen, geht
auf eine Glosse zuriick, die in einer Zeitung ver-
offentlicht worden ist. Dabei ist man von nicht ganz
richtigen bzw. in der Glosse nicht erwdhnten Tat-
bestdnden ausgegangen.

Die Zollbehandlung privater Warensendungen bis
zum Wert von 200 DM ist 'bereits vereinfacht. Fiir
die Eingangsabgaben gelten pauschalierte Abgaben-
sdtze, die die Abfertigung erleichtern. Handelt es
sich um Geschenke bis zum Wert von 50 DM, so
sind die Sendungen von Eingangsabgaben véllig
freigestellt. Die Zollabfertigung solcher Sendungen
vollzieht sich daher im Regelfall reibungslos, so da3
es weiterer MafBnahmen nicht bedarf.

In dem der Frage zugrunde liegenden Fall war die
Sendung falsch adressiert. Der Empfdanger konnte
von der Deutschen Bundesbahn erst nach mehr als
zwei Wochen ausfindig gemacht werden. Inzwischen
war die Sendung auf dem Zollboden abgestellt wor-
den. Die Schwierigkeiten und Kosten, die entstan-
den sind — Eingangsabgaben sind {iberhaupt nicht
erhoben worden, weil es eine Geschenksendung
unterhalb der Wertgrenze war —, sind allein auf
®B) giese Umstande zuriickzufithren. Die Zollverwaltung
kann fir die falsche Adresse nicht verantwortlich
gemacht werden.

Vizeprasident Dr. Dehler: Fine Zusatzfrage,
Herr Abgeordneter Unertl.

Unerti (CDU/CSU): Herr Bundesminister, hat man
Ihnen vom Hauptzollamt Miinchen auch dariiber be-
richtet, daf der fragliche Empfanger durch €ine vor-
gedruckte Benachrichtigung zum Abholen der Ware
bestellt worden ist und erst nach Ankunft beim
Hauptzollamt diese in der Frage erwdhnte Warte-
zeit von einer Stunde und 40 Minuten eingetreten
ist?

Dr. Dahlgriin, Bundesminister der Finanzen:
In der Glosse steht etwas vom ,verspateten Christ-
kindl”. Das Christkind war aber gar nicht verspatet;
denn die Sendung war 'schon vor Weihnachten da.
Aber, wie gesagt, wegen der falschen Anschrift war
der Empfanger zunachst nicht zu ermitteln. Dann—ich
glaube, am 7. Januar — ist ihm von der Bundesbahn
mitgeteilt worden, da man ihn als den Adressaten
einer eingegangenen Sendung ermittelt und daB die
Bundesbahn die Sendung dem Zollamt gestellt habe.
Dort ist der Empfanger am 12. Januar — wenn ich
nicht irre — erschienen. Dabei ist er zundchst — ich
habe das sehr genau nachgepriift, Herr Kollege
Unertl — an der falschen Stelle gelandet, und bei
der zweiten Stelle war der zustdndige Beamte im
Augenblick nicht da. Als der Empfdnger schlieBlich

an der richtigen Schmiede war, hat er selber am
SchluB gesagt: Nun ist es aber schnell gegangen!

Vizeprdsident Dr. Dehler: Zu einer Zusatz-
frage Abgeordneter Unertl.

Unert! (CDU/CSU): Herr Bundesminister, wie soll
es aber fiir einen normalen sterblichen oder leben-
den Menschen zu begreifen sein, daB fir 6 ge-
schenkte Flaschen Wein 19 DM Gebiihren entste-
hen? Auch diese Frage sollte einmal gepriift wer-
den.

Dr. Dahlgriin, Bundesminister der Finanzen:
Das ist eine Frage, die nicht den Zoll betrifft, denn
es handellt sich dabei um Lager- und somnstige
Kosten. Wir haben es auch mit falsch adressierten
Sendungen zu tun, die nun nicht wie Flaschenwein
haltbar, sondern verderblich sind. Um solche Sen-
dungen z. B. zu schiitzen, muf eine Speditionsfirma
eingeschaltet werden, und das kostet eben viel. Ich
kann dazu nur sagen: Achten Sie auf die Post-
anschrift!

Vizeprdsident Dr. Dehler: Ich danke Thnen,
Herr Minister.

Ich rufe die Fragen aus dem Geschédftsbereich des
Bundesministers fiir Erndhrung, Landwirtschaft und
Forsten auf. Es handelt isich um drei Fragen des
Abgeordneten Gliising (Dithmarschen), die Sie, Herr
Minister, wohl im Zusammenhang beantworten kén-
nen. Ich rufe also die Fragen X/1, X/2 und X/3 auf:

Treffen Presscmeldungen zu, wonach Dédnemark seine Hoheits-
gewdsser von 3 auf 12 Seemeilen erweitert hat?

Ist der Bundesregierung bekannt, daB bei Zutreffen der in
Frage X/1 genannten Pressemeldung vornehmlich fiir deutsche
Krabbenfischer, die auch vor der ddnischen Westkiiste ihre Fang-
gebiete hatten, diese Fanggriinde verlorengehen?

Ist die Bundesregierung bereit, im Verhandlungswege an der
Westkiiste Dénemarks vor allem fiir die Krabbenfischer eine &hn-
liche Regelung anzustreben, wie sie im Raume Flensburg be-
steht?

Die Fragen werden von dem Herrn Abgeordneten

Storm tlibernommen.

Schwarz, Bundesminister fiir Erndhrung, Land-
wirtschaft und Forsten: Zur ersten Frage! Die Pres-
semeldungen treffen nicht zu. Die d&nische Regie-
rung hat allerdings dem Parlament den Entwurf
eines Gesetzes iiber die Ausdehnung der ddnischen
Fischereigrenze von 3 auf 12 Seemeilen vorgelegt.
Es 148t sich jedoch nicht absehen, wann dieses Ge-
setz verabschiedet wird und in Kraft tritt.

Zur zweiten Frage! Der Bundesregierung ist be-
kannt, daB der deutschen Krabbenfischerei und auch
anderen Zweigen der Kutterfischerei durch die Aus-
dehnung der d&nischen Fischereigrenze wichtige
Fanggebiete verlorengehen wiirden. Ich m6chte aber
in diesem Zusammenhang darauf hinweisen, daB
den deutschen Fischern nicht alle Fanggebiete
innerhalb der geplanten d&anischen Fischereizone
verlorengehen. Dénemark ist ndmlich ebenso wie
die Bundesrepublik Deutschland Partner der Euro-
paischen Fischereikonvention vom 9. Madrz 1964.
Das Zustimmungsgesetz zu diesem Ubereinkommen

()]
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(A) pefindet sich in Vorbereitung. Auf Grund der Kon-

vention kann die historische deutsche Fischerei in
der Zone zwischen 6 und 12 Seemeilen vor der
danischen Kiste zeitlich unbefristet fortgesetzt wer-
den. Fiir die Zone zwischen 3 und 6 Seemeilen ist
eine zeitlich befristete Ubergangsregelung zu ver-
einbaren. Der erwdhnte danische Gesetzentwurf
sieht deshalb vor, daB die Ausdehnung der Fische-
reigrenze auf 12 Seemeilen erst dann in Kraft tritt,
wenn mit den Ldndern, die historische Fischerei-
rechte vor der déanischen Kiiste nachweisen kénnen,
iiber den Umfang dieser Rechte und die Dauer der
Ubergangsregelung verhandelt worden ist.

Zur dritten Fragel Die Bundesregierung ist bereit,
mit der dénischen Regierung wegen einer nachbar-
schaftlichen Fischereiregelung Fithlung aufzunehmen,

Vizeprdsident Dr. Dehler: Zusatzfragen wer-
den nicht gestellt. Ich danke Ihnen, Herr Bundes-
minister.

Wir kommen zu den Fragen aus dem Geschéfts-
bereich des Bundesministers fiir Arbeit und Sozial-
ordnung.

Ich rufe die von dem Abgeordneten Varelmann
gestellte Frage XI/1 auf:

Welche Vorschlige hat die Bundesregierung, um die erheb-
lichen Mehrausgaben, die durch den starken Anstieg der Arzt-
honorare und die Erhéhung der Krankenhauspflegesitze bei den
Ortskrankenkassen entstehen, zu decken?

Der Fragesteller hat sich mit schriftlicher Beant-
wortung einverstanden erkldrt. Die Antwort des

(®) Staatssekretirs Dr. Claussen vom 10. Miarz 1965

lautet:

Da die von der Bundseregierung verabschiedeten Gebiihren-
ordnungen fir Arzte und Zahndrzte sich nicht unmittelbar auf
die Trdger der gesetzlichen Krankenversicherung auswirken, las-
sen sich die fir die Krankenkassen — nicht nur fir die Orts-
krankenkassen — zu erwartenden Mehrausgaben erst dann
iibersehen, wenn die Honorarverhandlungen zwischen den Kas-
sendrztlichen Vereinigungen und den Krankenkassen abgeschlos-
sen sind. Ebensowenig l&Bt sich iibersehen, ob sich die Aus-
gaben filir die Krankenhauspflege demnédchst iiber den durch-
schnittlichen Steigerungssatz der letzten Jahre hinaus entwickeln
werden.

Nach den Vorschriften der Reichsversicherungsordnung liegt die
Finanzhoheit in der gesetzlichen Krankenversicherung bei den
Organen der Selbstverwaltung. Sie sind gehalten, die erforder-
lichen Mittel fiir die Ausgaben durch entsprechende Festsetzung
der Beitragssdtze aufzubringen. Bei einzelnen Kassen ist es
allerdings maglich, daB die Beitrdge iiber 11 v.H, des Grund-
lohns erh6ht werden miiBten, so daB die Garantietriger (Ge-
meinden, Arbeitgeber oder Innungen) die erforderliche Beihilfe
leisten miiBten. Soll dies vermieden werden, so kénnte durch
Gesetz die Beitragsgrenze der §§ 389 und 390 Reichsversiche-
rungsordnung entsprechend heraufgesetzt werden.

Den Krankenkassen konnten aber auch zur Deckung von
Mehrausgaben hohere Einnahmen dadurch verschafft werden,
daB -— abgesehen von weiteren im Regierungsentwurf eines
Krankenversicherungs-Neuregelungsgesetzes vorgesshenen MabB-
nahmen — die Beitragsbemessungsgrenze heraufgesetzt wiirde.
Ein Vorschlag der Bundesregierung hierzu liegt im Rahmen des
genannten Gesetzentwurfes seit zwei Jahren dem Bundestag vor.

Ich rufe die von dem Abgeordneten Folger ge-
stellte Frage XI/2 auf:

Welche Konsequenzen wird die Bundesregierung aus der Emp-
fehlung des Rats der OECD iiber die Arbeitskriftepolitik als'
Mittel zur Forderung des Wirtschaftswachstums (angenommen in
seiner 67. Sitzung am 21. Mai 1964) in néchster Zeit ziehen?

Der Fragesteller ist nicht anwesend. Die Frage wird
schriftlich beantwortet.

Wir kommen zu der von dem Abgeordneten
Fritsch gestellten Frage X1/3:

Ist die Bundesregierung bereit, das Beispiel der Bundesver-
sicherungsanstalt fiir Angestellte, die an alle iiber 90 Jahre alten

Rentenempfénger einmalige Sonderzuwendungen anlidBlich des (C)

90., 95. und 100. Lebensjahres vornimmt, allen anderen Versiche-
rungstrédgern zu empfehlen?

Bitte, Herr Staatssekretdr!

Dr. Claussen, Staatssekretdr im Bundesministe-
rium fiir Arbeit und Sozialordnung: Herr Abgeord-
neter, ich bin in der gliicklichen Lage, Thnen sagen
zu konnen, daB diese Frage bereits vor 10 Jahren
durch die Bundesregierung in der Form beantwortet
worden ist, da wir am 15. April 1955 die Minister
fir Arbeit der Lénder und die Senatoren gebeten
haben, ihren Versicherungstragern zu empfehlen, an
hochbetagte Rentner diese Betrdage auszuzahlen. So-
weit wir unterrichtet sind, wird im allgemeinen auch
entsprechend verfahren.

Vizeprdsident Dr. Dehler: Zu einer Zusatz-
frage Herr Abgeordneter Fritsch!

Fritsch (SPD): Herr Staatssekretdr, ist beabsich-
tigt, eine Empfehlung des Inhalts zu geben, daB z. B.
vom 80. Lebensjahr an und dann zur Vollendung
des 85. Lebensjahres eine derartige Leistung durch
die Sozialversicherungstrdger gewdhrt werden soll?

Dr. Claussen, Staatssekretdr im Bundesministe-
rium fiir Arbeit und Sozialordnung: Nein, Ich wiirde
eine solche MaBnahme deshalb fiir unzweckméBig
halten, weil ja die Versicherungstrdger selber —
durch die Selbstverwaltungsorgane — eine entspre-
chende Regelung treffen kdnnen, die dann nur noch
der Genehmigung durch die jeweilige Aufsichtsbe-
hoérde bedarf. Daher scheinen mir MaBnahmen {iber
die Empfehlungen vom Jahre 1955 hinaus nicht not-
wendig zu sein.

Vizepridsident Dr. Dehler: Wir kommen zu
den Fragen XI/4 und XI/5 — des Herrn Abgeord-
neten Dr. Hauser —:

Welche Moglichkeiten sieht die Bundesregierung zur Bekdmp-

fung der in erschreckendem MaBe iliberhandnehmenden Raubiiber-
fille auf Kreditinstitute?

Inwieweit besteht die Méoglichkeit, durch geeignete Aufklirung
liber die Strafen flir Verbrechen wie die in Frage XI/4 genannten
eine gewisse Abschreckung zu erreichen?

Ist der Herr Abgeordnete Dr. Hauser im Raum? —
Das ist nicht der Fall. Dann werden die Fragen
schriftlich beantwortet.

Frage XI/6 —des Herrn Abgeordneten Droscher —:

Ist es richtig, daB Beschwerden zahlreicher Kriegsopfer nicht
abgeholfen werden kann, weil die Versorgungsémter mit ihrem
derzeitigen Personalbestand nicht in der Lage sind, die Auswir-
kungen des Zweiten Neuordnungsgesetzes vom 21. Februar 1964
zu bewdltigen, und deshalb noch mit einer jahrelangen Ver-
zégerung, vor allem bei der Neuberechnung der Berufsschadens-
rente, zu rechnen sei?

Bitte, Herr Staatssekretar.

Dr. Claussen, Staatssekretir im Bundesministe-
rium fir Arbeit und Sozialordnung: Herr Abge-
ordneter, die Arbeitsbelastung der Versorgungs-
damter ist nach wie vor erheblich, besonders in den
Zeiten, in denen Neuordnungen des Versorgungs-
gesetzes durchgefiihrt werden miissen, Sie wird zu
einem wesentlichen Teil durch die iiber 700 000 Aus-
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gleichsrenten verursacht, die alle neu berechnet
werden miissen. Von besonderen Schwierigkeiten
bei der Durchfiihrung des Zweiten Neuordnungs-
gesetzes ist mir allerdings nichts bekannt. Die Er-
mittlung der Voraussetzungen fir die Berufs-
schadensrente gehort auch, wie Sie sichor wissen,
zu den schwierigen und zeitraubende: Arbeiten.
Die Erledigung dieser Fille mag deswegen ldngere
Zeit erfordern als sonst liblich. Von einer jahrelan-
gen Verzogerung kann aber, wie wir festgestellt
haben, keine Rede sein.

Vizeprisident Dr. Dehler: Herr Abgeordneter
Dréscher zu einer Zusatzfrage!

Droscher (SPD): Wiirden Sie bereit sein, Herr
Staatssekretdr, der Ansicht zuzustimmen, daBl es
sich um eine jahrelange Verzogerung handelt, wenn
Rentenantrdage bis zu 2 oder 3 Jahren unbearbeitet
bei den Versorgungsamtern liegen?

Dr. Claussen, Staatssekretdr im Bundesministe-
rium fir Arbeit und Sozialordnung: ‘Wenn das der
Fall ist, selbstverstandlich.

Vizeprdsident Dr. Dehler: Eine weitere Frage!

Droscher (SPD): Wiirden Sie bereit sein, Herr
Staatssekretdr, den entsprechenden Personalver-
waltungen zu empfehlen, fir die Abwicklung die-
ses Stofgeschédftes — so kann man es wohl nennen
— Aushilfspersonal einzustellen?

Dr. Claussen, Staatssekretdr im Bundesministe-
rium fiir Arbeit und Sozialordnung: Die Versor-
gungsédmter, Herr Abgeordneter, sind ja Behoérden
der Lander. Deswegen ist es flir uns iiberaus
schwierig, ihnen — also den Landern — Empfeh-
lungen zu geben, was sie jeweils tun sollen, um
gewisse Arbeitsanhdufungen schnell abzubauen.
Abey ich meine, daB schon die Behandlung der Frage
in diesem Hohen Haus geniigen wird und eine ent-
sprechende Anregung fiir die Lander darstellt.

Vizeprdsident Dr, Dehler: Die Fragen XI/7 und
X1/8 — des Herrn Abgeordneten Kaffka — werden
gemeinsam aufgerufen:

Ist der Bundesregierung bekannt, daB in der metallverarbei-
tenden Industrie die Berufsdermatozoen laufend zunehmen, weil

trolz Automation die Industriearbeiter in steigendem MaBe mit
Noxen in Berithrung kommen?

Ist der Bundesregierung bekannt, daB ein hoher Prozentsatz
von Berufsdermatozoen durch Kiihlschmiermittel verursacht wird,
deren schdadigende Wirkung durch bestimmte Additive noch ver-
starkt wiid?

Bitte, Herr Staatssekretar.

Dr. Claussen, Staatssekretdr im Bundesministe-
rium fir Arbeit und Sozialordnung: Herr Abgeord-
neter, ich kann beide Fragen mit Ja beantworten.

Vizepriasident Dr. Dehler: Herr Abgeordneter
Kaffka zu einer Zusatzfrage!

Kaffka (SPD): Herr Staatssekretdr, hat die Bun- ©

desregierung bisher Vorstellungen, wie man ver-
hindern kann, daB durch derartige Mittel bei den
Arbeitern, die mit diesen Mitteln umgehen miissen,
Schaden auftreten?

Dr. Claussen, Staatssekretdr im Bundesministe-
rium fir Arbeit und Sozialordnung: Aber sicher,
Herr Abgeordneter. Die Berufsgenossenschaften ha-
ben bereits ein Merkblatt zur Verhiitung dieser
gewerblichen Hauterkrankungen herausgegeben.
Sie sind selber der Meinung — und diese Meinung
wird vom Arbeitsministerium geteilt —, daB ein
groBer Teil der Hauterkrankungen vermieden wer-
den kénnte, wenn dieses Merkblatt genau beachtet
wiirde.

Vizeprisident Dr. Dehler Zu einer weiteren
Zusatzfrage Herr ‘Abgeotdneter Kaffka!

Kaffka (SPD): Herr Staatssekretdr, welche Mdog-
lichkeiten bestehen 'denn, durchzusetzen, dafl dieses
Merkblatt regelméBig beachtet wird?

Dr. Claussen, Staatssekretdr im Bundesministe-
rium fiir Arbeit und Sozialordnung: Das ist eine
Sache 'der betrieblichen Organisation.

Vizeprdsident Dr. Dehler: Noch eine Zusatz-
frage, Herr ‘Abgeordneter Kaffka.

Kaffka (SPD): Herr Staatssekretdar, sehen Sie
Moéglichkeiten, auf dem Wege der Gesetzgebung zu
verhindern, daBl derartige hautschddigende Mittel
iiberhaupt verwandt wenden?

Dr. Claussen, Staatssekretdar im Bundesministe-
rium fir Arbeit und Sozialordnung: Es wird sicher
solche Moglichkeiten geben, Herr Abgeordneter.
‘Wir haben auch eine Reihe von Forschungsauftragen
vergeben, um festzustellen, welche Wirkungen die
verschiedenen technischen Ole und die ‘darin ent-
haltenen Additive auf Arbeiter, die mit diesen Olen
umgehen miissen, haben.

Aber das Entscheidende bei der gesamten Unfall-
verhiitung ist ja die Mitwirkung der unmittelbar
Beteiligten. Ich bin der Meinung — das ist die Stel-
lungnahme des Arbeitsministeriums .auch in:den ver-
gangenen Jahren immer gewesen —, dafl die vielen
Vorschriften, «die 'wir haben, wirklich geniigen. Es
kommt darauf lan, in iden Betrieben die unmittelbar
Beteiligten zu veranlassen, sich auch darum zu
kiimmern, daB die Vorschriften und Merkblatter be-
achtet werden.

Vizepridsident Dr. Dehler: Zur letzten Zusatz-
frage Herr Abgeordneter Kaffka!

Kaffka (SPD): Herr Staatssekretdr, es handelt
sich dabei idoch um das idurch das Lebensmittelgesetz
verbotene Natriumnitrit, das «da in starkem Mafle
verwandt wird und diese Schédigungen hervor-
ruft. Es scheint mir angezeigt zu sein, hier gesetzlich
einzugreifen.
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Dr. Claussen, Staatssekretdr im Bundesministe-
rium fir Arbeit und Sozialordnung: Herr Abge-
ordneter, ich kann Thnen zusagen, daB 'wir diese
Frage im Einvernehmen ‘mit den Berufsgenossen-
schaften nachpriifen werden.

Vizeprdsident Dr. Dehler: Ich rufe die Frage
X1/9 — ides Herrn Abgeordneten Deneke — auf:
Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daB die berufliche
Fortbildung der Angehorigen der freien Berufe auch aus offent-
lichen Mitteln gefordert werden sollte, zumal groBe Gruppen der

freien Berufe zur beruflichen Fortbildung gesetzlich verpflichtet
sind?

Dr. Claussen, Staatssekretir im Bundesministe-
rium far Arbeit und Sozialordnung: Herr Président,
darf ich die beiden Fragen des Herrn Abgeordneten
Deneke zusammen beantworten?

Vizeprdsident Dr. Dehler: Einverstanden. Ich
rufe also auch die Frage XI/10 — des Herrn Ab-
geordneten Deneke — auf:

Sieht die Bundesregierung eine Mdéglichkeit, fir die Angeho-
rigen der freien Berufe eine dem Leistungsférderungsgesetz ent-
sprechende Férderung der Fortbildung zu schaffen, nachdem die
freien Berufe im Leistungsforderungsgesetz nicht berlcksichtigt

wurden, weil dieses Gesetz ausschlieBlich der Wirtschaft vorbe-
halten ist?

Dr. Claussen, Staatssekretdr im Bundesministe-
rium fiir Arbeit und Sozialordnung: Herr Abgeord-
neter, wie Sie wissen, widmet die Bundesregierung
den Fragen der beruiflichen Fortbildung bereits seit
geraumer Zeit erhéhte Aufmerksamkeit. Im Vor-
dergrund stand dabei zuné&chst die finanzielle For-
derung der beruflichen Fortbildung der unselbstin-
digen Mittelschichten. Die Bundesregierung ist aber
mit Thnen der Auffassung, daB dariiber hinaus die
berufliche Fortbildung auch in anderen Bereichen
finanziell geférdert werden sollte, soweit eine Not-
wendigkeit hierzu besteht.

Mein Ministerium -hat sich deshalb seit 1962 be-
miiht, einen Uberblick tiber gegebenenfalls notwen-
dige MaBnahmen zu einer Intensivierung der be-
ruflichen Fortbildung im Bereich der freien Berufe
zu erhalten. Die im Rahmen dieser Bemiihungen
veranlafte Befragung durch den Bundesverband der
freien Berufe, die sowohl die gegenwdrtige Situation
auf diesem Gebiet erhellen als auch den noch nicht
gedeckten Bedarf feststellen sollte, hat bisher leider
noch nicht zum Ziele gefiihrt. Erst wenn feststeht,
daBl ein Bedarf an weiteren Fortbildungsmdoglich-
keiten und die Notwendigkeit staatlicher Hilfen be-
stehen, ist die Bundesregierung in der Lage, zu prii-
fen, ob, in welcher Weise und in welchem Umfang
sie férdernd eingreifen kann.

Vizepradsident Dr. Dehler: Ich danke Ihnen,
Herr Staatssekretdr. — Damit sind wir am Ende
der heutigen Fragestunde.

Ich habe die Freude, dem Herrn Kollegen Busch,
der am 2. Mdrz seinen 65. Geburtstag gefeiert hat,
die besten Wiinsche des Hauses auszusprechen.

(Beifall.)

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 2 auf:

a) Beratung des Berichts des Bundesministers
der Justiz iiber die Verfolgung national-
sozialistischer Straftaten (DrucksacheIV/3124),

b} Erste Beratung des von den Abgeordneten
Benda, Dr. Wilhelmi, Stingl und Genossen
eingebrachten Entwurfs eines Achten Straf-
rechtsinderungsgesetzes (Drucksache IV/2965

[neu)),

c) Erste Beratung des von der Fraktion der SPD
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur
Einfiigung eines Artikels 102 a in das Grund-
geseiz (Drucksache IV/3161),

Erste Beratung des von der Fraktion der
SPD eingebrachten Entwurfs eines Achten
Strafrechtséinderungsgesetzes (Drucksache
IV/3162). ’

Das Wort zu seinem Bericht hat zunéchst der
Herr Bundesminister der Justiz.

Dr. Bucher, Bundesminister der Justiz: Herr Pra-
sident! Meine Damen und Herren! Es gibt kaum
eine Frage, die in letzter Zeit die Gemiiter im In-
und Ausland so sehr bewegt hat wie die Frage der
Verjihrung der NS-Verbrechen. Die Entscheidung
der Bundesregierung vom 5. und 11. November 1964,
ihrerseits keinen Entwurf zur Verldngerung straf-
rechtlicher Verjdhrungsfristen vorzulegen, ist nur
zum Teil auf Zustimmung, zum anderen Teil jedoch,
besonders im Ausland, auf Unverstindnis, heftige
Kritik oder feindselige Ablehnung gestoBen. Ich
will jene Stimmen aus dem o6stlichen Lager iiber-
gehen, die aus allzu durchsichtigen Griinden die Ge-
legenheit bentitzen wollen, die Bundesrepublik vor
der Weltoffentlichkeit zu diffamieren. Ernst zu neh-
men sind aber die Sorgen besonnener Menschen, die
uns mindlich und schriftlich unterbreitet worden
sind. Zum Teil handelt es sich dabei um Personen,
die selbst unter nationalsozialistischer Brutalitdt ge-
litten haben oder deren Angehorige Opfer eines
verruchten Mordterrors geworden sind. Sie haben
ein Recht, gehort zu werden, und ihre Stimme hat
auch Gewicht. Man muB Verstdndnis dafiir haben,
daB sie Sthne fir die Greueltaten verlangen und
sich mit einer Verjahrung der Untaten nicht abfin-
den wollen. Dennoch, so meine ich, diirfen wir aber
auch sie bitten, sich unseren Schwierigkeiten nicht
zu verschlieBen und sich um ein objektives Urteil
zu bemiihen.

Wer auf der anderen Seite die Verlingerung der
Verjdahrungsfrist ablehnt, der tut das nicht um sich
schiitzend vor nazistische Mordgesellen zu stellen.
Er tut es auch nicht, um die grauenvollen Untaten
zu bagatellisieren oder den Schleier des Vergessens
oder Schweigens dariiber zu breiten. Fiir eine solche
Haltung sind vielmehr rechtliche Gesichtspunkte
entscheidend.

Ich will in diesem Augenblick davon absehen,
meine persOnliche Meinung zu dieser Sache zu
sagen. Ich behalte mir dies fiir die Debatte nach
Begrindung der vorliegenden Antrdge vor.
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Die Bundesregierung ist vom Bundestag durch Be-
schluf vom 9. Dezember 1964 aufgefordert worden,
unverziiglich im Benehmen mit den Bundeslindern
MaBnahmen zu ergreifen mit dem Ziel, das gesamte
erreichbare Dokumentationsmaterial tber Mord-
taten aus der NS-Zeit systematisch durch eine zen-
trale Stelle der Landesjustizverwaltungen auswer-
ten zu lassen. Gleichzeitig wurde der Bundesminister
der Justiz beauftragt, bis zum 1. Méarz zu berichten,
ob in allen in Betracht kommenden Fallen Ermitt-
lungen eingeleitet worden sind und die Unterbre-
chung der Verjahrung sichergestellt ist, gegebenen-
falls, ob die Bundesregierung bereit ist, die Frage
der Verlangerung der Verjahrung rechtzeitig mit
dem Deutschen Bundestag zu prifen, falls auf an-
dere Weise eine Strafverfolgung solcher Mordtaten
nicht gesichert werden kann.

Schon am 11. Dezember, also zwei Tage nach die-
sem BeschluBl, haben die Justizminister und -sena-
toren der Lander die Zustandigkeit der Zentralen
Stelle der Landesjustizverwaltungen zur Aufklarung
nationalsozialistischer Verbrechen in Ludwigsburg
auch auf Taten mit Begehungsort innerhalb der Bun-
desrepublik erstreckt, ausgenommen den Komplex
des fritheren Reichssicherheitshauptamtes, der in der
Zustandigkeit des Generalstaatsanwalts beim Kam-
mergericht in Berlin verblieben ist.

Die Zentrale Stelle ist mit der systematischen
Auswertung aller erreichbaren Urkunden beauftragt
worden. Uber den gegenwadrtigen Stand der Ver-
folgung dieser Verbrechen gibt Thnen der Bericht
AufschluBl, den ich dem Herrn Prasidenten des Deut-
schen Bundestages fristgemaB zum 1. Mairz vor-
gelegt habe. Ich konnte diesen Termin — das soll
hier dankbar gesagt werden — nur dank der schnel-
len und tatkraftigen Unterstiitzung durch die Lan-
desjustizverwaltungen einhalten. Der Bericht gibt,
wie ich glaube, ein eindrucksvolles Bild iber Um-
fang und Intensitdt der Verfolgung dieser Straftaten
durch deutsche und alliierte Gerichte. Auf die ab-
scheulichen NS-Verbrechen von einem erschrecken-
den Umfang folgte eine strafrechtliche Abrechnung,
die in der Geschichte kein Beispiel hat. Etwa 80 000
Deutsche sind bisher von deutschen Gerichten, Ge-
richten der Alliierten und ausldndischen Gerichten
verurteilt worden unter der Beschuldigung, Kriegs-
verbrechen oder NS-Straftaten begangen zu haben.

Ich mochte allerdings hier auf einen Punkt hin-
weisen, der Gegenstand einer gewissen Kritik war.
Der Bericht ist sich durchaus dessen bewuBt, daB
unter den Deutschen, die von auslandischen Gerich-
ten, vor allem im Osten, verurteilt worden sind,
eine ganz groBe Menge solcher sich befinden, die
keineswegs NS-Verbrechen begangen haben. Ich
darf auf Seite 37, die letzte Seite des Berichts hin-
weisen, wo es heiBt:

‘Wenn sich auch unter den nicht in der Bundes-
republik Deutschland Verurteilten ein erheb-
licher Hundertsatz von Personen befinden
diirfte, die wegen bloBer Zugehorigkeit zu be-
stimmten Organisationen oder militdrischen
Einheiten oder zu Unrecht bestraft wurden, so
steht doch die Tatsache fest, ...

und so weiter. Es braucht sich also niemand, der
von einem ausldndischen Gericht zu Unrecht ver-
urteilt worden ist oder nur, weil er einer bestimmten
Organisation angehorte, durch diesen Bericht der
Bundesregierung als NS-Verbrecher diffamiert zu
fiihlen.

Die Staatsanwaltschaften der Bundesrepublik
allein haben gegen mehr als 61 000 Personen Straf-
verfahren eingeleitet, in denen bisher iiber 6100
Personen rechtskraftig verurteilt worden sind.
Gegen fast 14 000 Personen sind noch Verfahren an-
hangig, Verfahren, in denen die Verjahrung entwe-
der bereits unterbrochen ist oder noch rechtzeitig
bis zum 8. Mai unterbrochen werden kann. Diesen
Zahlen brauche ich nichts hinzuzufiigen, sie sprechen
fiir sich selbst.

Im einzelnen weise ich noch auf folgendes beson-
ders hin. Die deutsche Gerichtsbarkeit war bis Ende
1949 fir einen bestimmten Teil der nationalsoziali-
stischen Verbrechen ausgeschlossen, so vor allem fiir
die Verfolgung von Taten, deren Opfer Angehdrige
der alliierten Staaten waren. Fir diese waren
alliierte Gerichte zustandig, und es darf nicht iber-
sehen werden, daBl in den ersten Jahren nach dem
Zusammenbruch Deutschlands von den Besatzungs-
machten und im Ausland gerade die Personen vor
Gericht gestellt wurden, die in fithrenden Stellungen
tdtig gewesen waren. Die iiber 5000 Deutschen, die
von den Gerichten der drei westlichen Besatzungs-
machte verurteilt wurden, konnen auf Grund des
Uberleitungsvertrages von den Justizbehorden der
Bundesrepublik nicht mehr verfolgt werden. Bei-
spiele hierfiir kénnen Sie den Seiten 6 bis 10 meines
Berichts entnehmen.

Auch die deutsche Justiz war schon ab 1945 in
erheblichem Umfange mit der Ahndung national-
sozialistischer Straftaten befaBt. Die graphische Dar-
stellung auf Seite 18 des Berichts 148t erkennen,
daB fast drei Viertel aller bis heute rechtskraftig
wegen solcher Taten bestraften Personen vor dem
1. Januar 1950 abgeurteilt wurden. Bis zum Ende
des Jahres 1954 waren weitere 239 der bis heute
rechtskriftig gewordenen Verurteilungen ausgespro-
chen, zusammen also iiber 95 %o. Bei dieser Sachlage
kann man meiner Ansicht nach nicht sagen, die
deutsche Justiz habe erst seit 1950 oder gar erst ab
1955 mit der Verfolgung nationalsozialistischer
Straftaten begonnen.

Neben den tber 6000 in der Bundesrepublik
Deutschland und den iiber 5000 von den drei west-
lichen Besatzungsmadchten verurteilten Personen sind
weitere iiber 12 000 Deutsche durch Gerichte in der
sowjetischen Besatzungszone, mindestens 24 000
durch sowjetische Gerichte, fast 17000 durch pol-
nische Gerichte, iber 16 000 durch tschechoslowa-
kische Gerichte und eine nicht bekannte Amnzahl
weiterer Deutsche durch Gerichte im iibrigen Aus-
land verurteilt worden. Das sind — ich wiederhole
es — zusammen weit tber 80000 Deutsche, die
wegen wirklicher oder auch angeblicher national-
sozialistischer Straftaten verurteilt worden sind.

Ich glaube kaum, daB man angesichts solcher Tat-
sachen die von verschiedenen Seiten aufgestellte
Behauptung ernst nehmen kann, in der Bundesrepu-
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blik oder in der Welt befdnden sich noch Zehntau-
sende von nationalsozialistischen Mordern wunbe-
straft auf freiem FuBe.

Wie Sie aus meinem Bericht weiter ersehen kon-
nen, ist ein groBer Teil der hier zur Erdrterung ste-
henden Tatkomplexe so weitgehend aufgekldrt, daB
in diesen mit dem Bekanntwerden neuer Taten oder
Tater kaum noch gerechnet werden kann. Dies gilt
z. B. fiir die Verbrechen bei der Ausschaltung poli-
tischer Gegner, fiir die Vorfédlle bei der ,Kristall-
nacht”, fiir die Euthanasieaktionen, fiir verschiedene
Konzentrationslager wie z. B. Auschwitz und Dachau
sowie fiir den Komplex Reichssicherheitshauptamt.

Die Bemithungen der Bundesregierung um Aus-
lieferung verschiedener Beschuldigter habe ich auf
den Seiten 19 und 20 meines Berichts dargelegt. Be-
merkenswert erscheint mir vor allem die chilenische
Gerichtsentscheidung, in der die Auslieferung des
SS-Standartenfithrers Rauff mit der Begriindung ab-
gelehnt wird, der Eintritt der Verjahrung in Chile
sei nach den Grundsdtzen des Volkerrechts unbe-
streitbar.

Der Aufruf der Bundesregierung vom 20. Novem-
ber 1964, dem sich das Hohe Haus durch den Be-
schluB vom 5. Dezember 1964 nachdriicklich ange-
schlossen hatte, wurde im Ausland im allgemeinen
positiv aufgenommen. Mehrere Staaten haben ihre
Mitwirkung bei der weiteren Aufkldrung national-
sozialistischer Verbrechen ausdriicklich zugesagt.
Von einigen ist uns auch Material zugdnglich ge-
macht worden.

Wegen der Auswertung der Archive in der Bun-
desrepublik und im westlichen Ausland verweise ich
auf den Thnen vorliegenden Bericht. Ich kann ergdn-
zend mitteilen, daB von der Zentralen Stelle in Lud-
wigsburg ein Richter zur Auswertung der bisher
noch nicht gesichteten Bestdnde des Amerikanischen
Nationalarchivs in Alexandria entsandt worden ist.
Er hat seine Arbeit inzwischen abgeschlossen und
berichtet, daB sich dort keine Hinweise auf bisher
unbekannte Taten oder Tater ergeben hétten.

Der Versuch, Archivmaterial aus der SBZ und
dem Sowjetsektor von Berlin zu beschaffen, hatte
bisher keinen Erfolg. In welcher Weise dort die
Verfolgung nationalsozialistischer Verbrechen be-
trieben bzw. nicht betrieben wurde, habe ich auf den
Seiten 13 bis 16 meines Berichts in der gebotenen
Kiirze, aber doch wohl deutlich genug dargestellt.

Uber die Beschaffung von Beweismaterial mochte
ich ergénzend folgendes bemerken. Der sowjetzo-
nale Generalstaatsanwalt Streit hat, wie Sie wissen,
mit einem an mich gerichteten Schreiben wvom
22. Dezember 1964 vorgeschlagen, eine gemeinsame
Kommission von Vertretern des Bundesjustizmini-
steriums und seiner Behoérde zur Auswertung des in
der sowjetisch besetzten Zone vorhandenen Mate-
rials zu bilden. Da hierin ein Versuch lag, der Zwei-
staatentheorie Geltung zu verschaffen und die Durch-
fithrung von Ermittlungen auBlerdem nicht in meine
Zustdndigkeit fallt, habe ich dieses Schreiben an die
Zentrale Stelle in Ludwigsburg weitergeleitet.
Diese wandte sich mit Ermédchtigung der Landes-
justizminister und -senatoren in einem Schreiben

vom 15, Januar 1965 an Generalstaatsanwalt Streit
mit der Bitte, die Auswertung des in seinem Zu-
stdndigkeitsbereich befindlichen Materials durch
einen Vertreter oder mehrere Vertreter der Zentra-
len Stelle zu gestatten. Generalstaatsanwalt Streit
antwortete mit Schreiben vom 21. Januar, die Zen-
trale Stelle sei nur fiir die Aufkldrung von Taten zu-

stdndig, die auBerhalb der Bundesrepublik begangen

wurden; er halte deshalbi seinen Vorschlag aufrecht,
eine gemeinsame Kommission zu bilden. Die Zen-
trale Stelle wies sofort darauf hin, daBl ihre Zustdn-
digkeit erweitert worden sei und jetzt auch Taten
mit Begehungsort innerhalb der Bundesrepublik
umfasse, und wiederholte ihre Bitte, die Auswer-
tung der sowjetzonalen Archive zu gestatten. Auf
dieses Schreiben ist bis heute keine Antwort einge-
gangen. Ich darf es Thnen iberlassen, sich Thr Urteil
iber dieses Verhalten zu bilden.

(Hort! Hort! bei der FDP.)

Wie Thnen sicher aus Presseberichten bekannt ist,
war eine Arbeitsgruppe der Zentralen Stelle
mehrere Wochen in Warschau tatig. Das dort ge-
fundene Material ist sehr wertvoll als Beweismittel
in bereits anhangigen Verfahren und enthdlt auBer-
dem zwar keine Hinweise auf bisher unbekannte
Tatkomplexe, wohl aber Hinweise auf bisher un-
bekannte Einzeltdter, die zur Einleitung neuer Straf-
verfahren fithren koénnen. Die Durchsicht des ge-
samten polnischen Materials war in der zur Ver-
fiigung stehenden Zeit nicht moglich. Die Zentrale
Stelle hofft, daB die polnischen Behorden ihr weitere
Aktenauswertung gestatten. Bis zum 8. Mai 1965
konnen diese Arbeiten allerdings nicht abgeschlos-
sen werden.

In allerneuester Zeit, am 10. Februar, sind auBer-
dem von einem Beauftragten des tschechoslowaki-
schen Verbandes der antifaschistischen Widerstands-
kdmpfer Fotokopien von Urkunden aus Prager
Archijven tiberbracht worden, die von der Zentralen
Stelle als duBerst aufschluBreich bezeichnet wurden.
Der tschechoslowakische Beauftragte erkldrte, es
handele sich bei diesen Urkunden nur um einen
sehr kleinen Bruchteil des insgesamt in der Tsche-
choslowakei vorhandenen Materials. Er habe Grund
zu der Annahme, daB die Regierung seines Landes
ein offizielles Ersuchen der Bundesrepublik, die
Auswertung der tschechoslowakischen Archive zu
gestatten, nicht abgelehnt werde. Ich habe daraufhin
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das Auswartige Amt sofort um weitere Veranlas- .

sung gebeten, was auch geschehen ist.

Insgesamt wird man feststellen kénnen, daf ein
groBer Teil der Tatkomplexe so umfassend auf-
geklart worden ist, daB bei ihnen mit bisher unbe-
kannten Taten und Tatern kaum noch zu rechnen
ist. Bei einzelnen Tatkomplexen kann jedoch nicht
ausgeschlossen werden, daBl weitere Ermittlungen
neue Belastungen ergeben. Auch hat sich gezeigt,
daB in verschiedenen Archiven, vor allem im sowje-
tischen Machtbereich, noch Material vorhanden ist,
das bis zum 8. Mai nicht restlos durchgearbeitet
werden kann. Das ergibt sich namentlich aus den
Dokumenten, die erst am 10. Februar des Jahres
aus der Tschechoslowakei iiberreicht worden sind.
Bei diesem Stand der Dinge kann nicht ausgeschlos-
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sen werden, dal nach dem 8. Mai 1965 noch bisher
unbekannte Taten von Bedeutung oder unbekannte
Beschuldigte von Rang bekanntwerden. Inwieweit
in solchen Féllen allerdings der zu einer Verurtei-
lung erforderliche Schuldnachweis noch gefiithrt. wer-
den kann, 1aBt sich schwer abschdtzen. Die Beweis-
schwierigkeiten sind schon heute sehr groB und
werden mit zunehmendem Zeitablauf immer groBer.

Das Ergebnis dieses Berichts wie auch die innen-
politische und die groBe auBenpolitische Bedeutung,
die das Verjdhrungsproblem erlangt hat, zwingen
dazu, den Fragenkomplex mit groBer Aufmerksam-
keit zu behandeln. Wenn ich von der auBenpoliti-
schen Bedeutung spreche, so weise ich, abgesehen
von den vielen Eingaben von Einzelpersonen aus
dem Ausland, besonders auf die Appelle, Resolu-
tionen und Proteste hin, die uns von Vereinigungen
und Verbédnden aus dem Ausland zugegangen sind
und in denen die Verldngerung der Verjahrungsfrist
fir NS-Verbrechen gefordert wird. Auch manche
mit uns befreundete Staaten wiirden es begriiBBen,
wenn wir eine Verldngerung der Verjahrungsfrist
ermoglichen konnten. Manche Staaten haben ihrer-
seits Schritte zur Verldngerung von Verjdhrungs-
fristen vorgenommen.

Die Bundesregierung hat, wie ich bereits zu An-
fang ausfiihrte, keine Moglichkeit gesehen, dem
Bundestag ihrerseits eine dahin gehende Novelle
vorzuschlagen. Es handelt sich hier um eine Frage,
die in erster Linie nach rechtlichen Uberlegungen
und somit aus dem Gewissen jedes einzelnen her-
aus entschieden und beantwortet werden muB. Der
Herr Bundeskanzler hat deshalb keine Mdoglichkeit
gesehen, hier eine Kabinettsmeinung durch Richt-
linienentscheidung festzulegen. Das Kabinett hat
auch davon abgesehen, alle seine Mitglieder durch
eine Mehrheitsentscheidung auf eine bestimmte
Ansicht festzulegen. Es hat die Gewissensentschei-
dung jedes einzelnen genauso respektiert, wie das
in dieser schwierigen Frage die Fraktionen tun. Das
Kabinett hat erklart, daB es bereit sei, den Deut-
schen Bundestag in seinem Bemiihen zu unterstiit-
zen, in dieser Frage eine Losung zu finden, die der
Gerechtigkeit Geniige tut und den rechtsstaatlichen
Voraussetzungen und Bedingungen, unter denen
unser Staatswesen steht, Rechnung trégt.

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten
der CDU/CSU.)

Vizeprdsident Dr. Dehler: Das Wort zur Be-
grindung des von den Abgeordneten Benda, Dr.
Wilhelmi, Stingl und Genossen eingebrachten Ent-
wurfs eines Achten Strafrechtsénderungsgesetzes
hat Herr Abgeordneter Benda.

Benda (CDU/CSU): Herr Prédsident! Meine sehr
geehrten Damen und Herren! Ich mochte den Ver-
such unternehmen, das, was ich in dieser Frage fur
die Antragsteller zu sagen habe, in sehr einfacher
Form zu sagen. Ich werde weniger das Fir und
Wider in Reaktion auf die in der Offentlichkeit von
allen moglichen Seiten in dieser Frage auf uns zu-
kommenden Stimmen hier zu diskutieren als viel-

mehr die Motive darzulegen haben, die die Antrag-
steller bewegt haben.

Von verschiedenen, sehr achtbaren Seiten sind
wir insgesamt aufgefordert worden, iiber diese
Frage ohne Emotion zu diskutieren. Ich schlieBe
mich dem an. Ich bin der Meinung, daf eine Form
der Emotion in dieser Frage, sofern sie uns das
klare Nachdenken tuber das, was notwendig ist,
vernebeln sollte, schadlich ware.

(Sehr richtig! bei der SPD.)

Ich sehe mich allerdings nicht in der Lage — und ich
bekenne das offen —, in dieser Sache ohne Leiden-
schaft zu diskutieren.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU
und bei der SPD.)

Ich meine, daB das eben angefiihrte Wort Leiden-
schaft in seinem eigentlichen Wortsinn gebraucht
werden muB: wir leiden! Wir leiden unter dieser
Frage, meine Damen und Herren, und mit uns lei-
det das ganze deutsche Volk.

(Zustimmung links und teilweise in der
Mitte.)

Wir miissen versuchen, unter Einsatz dieser Leiden-
schaft zu der richtigen Losung zu kommen.

Die Drucksache IV/2965 (neu) ist, wie ich an-
nehme, heute morgen verteilt worden. Ich darf zu-
nachst kurz einige Worte zur Erlduterung sagen.
Die Antragsteller haben gestern mittag in einer Sit-
zung beschlossen, den urspringlichen Antrag, der
auf der Drucksache 2965 enthalten war, zu dndern.
Der urspriingliche Entwurf eines Achten Strafrechts-
anderungsgesetzes hatte vorgesehen, in § 67 des
Strafgesetzesbuches die Verjdhrungsfrist fiir die
Straiveriolgung mit lebenslangem Zuchthaus be-
drohier Verbrechen von bisher 20 auf 30 Jahre zu
verldngern. Nach unserem jetzigen Vorschlag soll
der § 67 dahin gedndert werden, daB fiir die Straf-
verfolgung der mit lebenslangem Zuchthaus be-
drohten Verbrechen eine Verjdhrung tberhaupt
nicht mehr eintritt.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU
und bei der SPD.)

Ich darf bemerken, daB der jetzige Antrag auf
Drucksache 2965 (neu) nicht die 50 Unterschriften
des urspriinglichen Antrags enthalt. Ich bitte zu ver-
stehen, daB das technische und keine anderen als
technische Griinde hat. Ein Teil der Antragsteller
konnte in den spédten Abendstunden, als wir die
Unterschriften gesammelt haben, nicht mehr erreicht
werden. Wir hielten es fiir richtig, den Antrag
trotzdem einzureichen. Ich darf wohl unterstellen —
ich habe, glaube ich, mit fast jedem der Kollegen
gesprochen, die den urspriinglichen Antrag unter-
zeichnet haben —, daB die urspriinglichen Antrag-
steller — vielleicht mit ganz wenigen Ausnahmen
— diese Neufassung genauso tragen, wie sie die
alte Fassung getragen haben. :

Der urspriingliche Antrag war bereits im Herbst
des vorigen Jahres angekiindigt worden, genauer
gesagt, im November 1964. Das frithe Datum der
Initiative ersehen Sie daraus, daB einer derjenigen,
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die als erste mit unterschrieben haben — ich lege
‘Wert darauf, das zu sagen, weil die Unterschrift die-
ses Kollegen nicht mehr unter dem jetzigen Antrag
stehen kann, da er nicht mehr Migglied des Hauses
ist —, unser fritherer Kollege Hoogen war, der jetzt
Wehrbeauftragter des Deutschen Bunidestages ist.
Dieser Antrag hat, wie ich meine, mitgeholfen, eine
Diskussion wieder zu erdffnen, die zundchst einmal
beinahe schon abgeschlossen schien. Es gab eine
Entscheidung des Bundeskabinetts, die Sie kennen.
Der Herr Bundesjustizminister hat sich eben darauf
bezogen. In der Zwischenzeit gibt es einen mneuen
BeschluB des Bundeskabinetts. Ich habe gehodrt, was
Herr Minister Bucher eben dazu gesagt hat. Ich ver-
stehe, Herr Bundeskanzler, die Entscheidung des
Bundeskabinetts vom 24. Februar 1965 als ein klares
Votum fiir eine Verlingerung der Verjahrungsfrist,
und ich begriiBe diese Entscheidung.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU. —
‘Widerspruch bei der FDP.)

Mir scheint auch, daB sich in diesem Hause ein
Meinungswandel vollzogen hat. In dem Zeitpunkt,
in dem unser Antrag vorbereitet und eingebracht
wurde, sah es vielleicht so aus, als ob es eine Min-
derheit sein wiirde, die eine solche Initiative ergrei-
fen wiirde. Inzwischen scheint mir festzustehen, daf
in dieser uns bewegenden Frage iiber das Ob die
Entscheidung bereits gefallen ist und daBl es eigent-
lich nur noch — ,nur noch” sage ich; es ist eine
sehr schwierige Frage! — um den juristisch und poli-
tisch einwandfreiesten und besten Wieg geht.

Ich habe in diesen Tagen in einer angesehenen
Zeitung den Satz gelesen, dabB idas — so heiBit es in
dem Leitartikel —, wais freiwillig und rechizeitig als
ein moralischer Akt héatte geschehen sollen, jetzt
unter dem Druck der Weltmeinung als ein mit
Opportunismus belasteter politischer Akt geschehe.
Meine Damen und Herren, ich sage ganz offen: Ich
halte diese Meinung fiir ganz falsch. Sie ist auch
von anderer Stelle geduBert worden.

Die ‘Antragsteller — isoweit ich fiir meine 49 Kol-
legen und fiir mich selber sprechen darf — haben in
dieser Frage unter einem Druck gestanden und ste-
hen heute noch unter einem Druck: keinem Druck
des Auslands, sondern dem Druck der eigenen Uber-
zeugung, meine Damen und Herren!

(Beifall bei -Abgeordneten der CDU/CSU
und beider SPD.)

Ich moéchte das erweitern, und ich sage 'das auch
far diejenigen, die vielleicht auf der anderen Seite
dieser Diskussion stehen. Wer von uns in dieser
Frage tiberhaupt jemals in den letzten Tagen recht-
liche, Gerechtigkeits- und politische Erwagungen
angestellt hat — und wer von uns hdtte nicht? —,
der steht bei dieser Frage unter einem solchen
Druck seiner Uberzeugung — ich sage: seines Ge-
wissens —, daB das, 'was an Demonstrationen, Reso-
lutionen, Eingaben oder was immer — achtbare
Dinge, nebenbei gesagt — auf uns zukommen kann,
weit zuriicktritt gegeniiber dem Druck dessen, was
in jedem einzelnen von uns vorgeht.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU
und bei der SPD.)

Wenn die Entscheidung in 'diesem Hause gefallen
sein wird, dann wird sie micht, wie manche meinen
— irrigerweise meinen, ich wiederhole es —, der
Sieg eines Druckes von auBerhalb des Parlaments
oder gar aus dem Ausland sein. Meine Damen und
Herren, sie wird nach meiner Uberzeugung — und
das ist in dieser manchmal bitteren Debatte eine tiefe
Genugtuung auch fiir mich — der Sieg des parla-
mentarischen Prinzips sein, sie wird der Sieg des
Prinzips sein, wie es der amerikanische Richter Hol-
mes gesagt hat, die Wahrheit zu finden auf dem
"marketplace of truth”, auf dem Marktplatz der
‘Wabhrheit, im freien, fairen Austausch von Ideen
miteinander und, wenn es sein mul}, gegeneinander
in der Zuversicht, daB das Richtige, das Beste sich
dann durchsetzen kénnte. Nicht immer setzt es sich
dann durch — wir wissen das —, aber wir handeln
doch aus der Zuversicht, daB es moglich ist. In dieser
Sache — davon bin ich liberzeugt — kann es sich
und wird es sich durchsetzen. Das bereitet mir —
ich ‘wiederhole es — bei manch bitterer Erfahrung
in dieser Sache eine tiefe Genugtuung.

Das sage ich heute schon, meine Damen und Her-
ren: Das ist heute und in der zweiten und dritten
Lesung die Stunde des Parlaments, das frei von
allem &duBeren Druck, aber zugleich in tiefem Be-
wubtsein der Blirde seiner inneren Verantwortung
diese Entscheidung zu treffen hat und treffen wird.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU.)

‘Wir brauchen uns, meine Kollegen, nicht gegen-
seitig die Ehrenhaftigkeit zu wversichern; das ist
selbstverstandlich. Ich weiB sehr wohl — und ich
sage es hier ausdriicklich —: Es gibt auf beiden Sei-
ten dieser Argumentation, dieses politischen und
dieses juristischen Streites respektable und achtbare
Motive und repektable und achtbare Ménner. Ich
unterstelle keinem hier, der in der Sache anderer
Meinung ist, daB er dies aus Erwdgungen tate, die
ich nicht fir achtbar hielte.

Der Deutsche Bundestag hat bei vielen Gelegen-
heiten — ich brauche die Daten nicht in die Erinne-
rung zuriickzurufen — in einer so eindeutigen Weise
und im ganzen Haus libereinstimmend seinen Ab-
scheu vor den Verbrechen des Nationalsozialismus
und seinen Willen zur Wiedergutmachung und zur
Ablehnung jedes Nationalismus oder jedes Neonazis-
mus in unserem Volke bekundet, daB ich meine —
und das ist meine tiefe Uberzeugung —: Dieses Par-
lament vertritt ein deutsches Volk — und es vertritt
das ganze deutsche Volk, auch jenseits der Zonen-
grenze —, ein Volk, in dem der Nationalsozialismus,
die Irrlehre des Nationalsozialismus {iberwunden
ist. :

(Beifall bei der CDU/CSU.)
Es geht daher in dieser Frage — es wdre toricht,
etwas anderes anzunehmen — nicht um einen Streit
zwischen dem, der etwa Verbrechen bagatellisieren,
geschweige denn billigen wollte, und dem, der sie
ablehnt, genauso wenig, wie es gehen darf und geht
um einen Streit etwa zwischen denen, Herr Bundes-
justizminister, die fiir, und denen, die gegen den
Rechtsstaat sind. Auch das sind selbstverstandliche
Grundlagen, von denen wir gemeinsam ausgehen,
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gleichgiiltig, welche Meinung wir in dieser Sach-
frage hier vertreten.

Die sowjetisch besetze Zone — der Herr Bundes-
justizminister hat es soeben gesagt, und wir sind
ihm dankbar dafiir — hat nicht die geringte Legiti-
mation, die Bundesrepublik als Nachfolger oder
wiederaufgelebten Nazistaat zu verleumden. Meine
Damen und Herren, dort herrscht ja doch die Fort-
setzung des Unrechisregimes.

(Lebhafter Beifall bei allen Fraktionen.)

Ich lese aus den Verhandlungen der sogenannten
Volkskammer der sowjetisch besetzten Zone einen
heuchlerischen Appell, dafiir zu sorgen, daf alle
heute noch in der Bundesrepublik lebenden, auf
freiem FuB befindlichen Nazi- und Kriegsverbrecher
ihrer gerechten Strafe zugefiihrt werden. Ich mochte
daran eine etwas konkretere Bemerkung anschlieen
und kann dazu noch ein paar Einzelheiten sagen.
Zu denjenigen, die dieser EntschlieBung wohl zu-
gestimmt haben werden, gehort vermutlich auch
der ,Volkskammer”-Abgeordnete des Kreises Kott-
bus, Herr Stephan Roick. Vor zwei Jahren, meine
Damen und Herren, hat der Leiter der judischen
Dokumentenzentrale in Wien, Herr Wiesenthal,
den Machthabern in der sowjetisch besetzten Zone
mitgeteilt, daB dieser Mann als SS-Unterscharfiih-
rer in einer SS-Einheit an der Liquidierung des
Gettos in Lublin personlich beteiligt war. Vor zwei
Jahren, meine Damen und Herren! Nichts ist ge-
schehen.
(Hort! Hort! in der Mitte.)

Das — als ein Beispiel — entlarvt, wie ich meine,

®) den heuchlerischen Appell an uns und die inter-

essante ortliche Begrenzung: ihr, nicht wir, nur ihr.

Umgekehrt, meine Damen und Herren, gilt aber
natiirlich auch, daB das Unrecht des Nationalsozia-
lismus nicht deswegen geringer wird, weil sich die-
jenigen darauf berufen, die zu dieser Berufung am
wenigsten legimitiert sind. Auch in diesem Zusam-
menhang gilt, daB es eine Aufrechnung von Ver-
brechen gegen Verbrechen nicht gibt.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD.)

Nach dem Bericht der Bundesregierung — der
Herr Minister hat ihn soeben noch einmal zitiert
— ist die Méglichkeit nicht auszuschlieBen, daB
nach dem 8 Mai 1965 neue Straftaten bekanntwer-
den, die AnlaB zu weiteren Ermittlungen geben
miiBten. Der Bericht, den der Berliner Senat dem
Berliner Abgeordnetenhaus vor kurzer Zeit gege-
ben hat, kommt fiir seinen begrenzten, aber Fir
die Verfolgung von Verbrechen sehr wichtigen Be-
reich zu dem gleichen oder zu einem &hnlichen Er-
gebnis. Danach scheint mir die Folgerung, daB eine
Verldngerung oder gar Aufhebung der Verjédhrung
notwendig ist, fiir jeden zwingend zu sein, der
sich nicht damit abfinden will, daB solche schwer-
sten Verbrechen ungesiihnt bleiben missen.

Das ist ja auch die Meinung der Bundesregierung
gewesen; denn sie hat mit unserer Zustimmung und
in unserem Auftrag — wir haben ihr auch einen
weiteren Auftrag gegeben, dessen Ergebnis dieser
Bericht ist — den Aufirufi an die Weltoiientlichkeit

gerichtet, bisher nicht bekannte Verbrechen den
zustindigen deutschen Behorden mitzuteilen. Wer
— wie man es in der Diskussion vielfach hort —
angesichts des zunehmenden Zeitablaufs Beden-
ken wegen der sich daraus ergebenden Beweis-
schwierigkeiten — die wir natiirlich sehen — oder
wegen der Problematik der gerechten Wiirdigung
so lange zuridckliegender Taten hat, mufite sich
eigentlich auch gegen diesen Aufruf wenden; denn
dieser versucht doch, ohne eine gesetzliche Anderung
oder eventuell sogar grundgesetzliche Anderung,
jedenfalls ohne eine MaBnahme dieses Hauses, zu
demselben Ergebnis zu kommen und dann zu ver-
folgen. Er muBte sich auch gegen die im geltenden
Strafrecht seit dem Jahre 1871 bestehende Moglich-
keit wenden, durch eine richterliche Handlung die
Verjahrung zu unterbrechen, unter Umstidnden
mehrfach zu unterbrechen, und dadurch eine Straf-
verfolgung von Mordtaten iiber 20, 40, 60 oder noch
mehr Jahre zu ermdglichen.

(Zustimmung in der Mitte und links.)

Ich meine daher, daB der Vorschlag auf Verldnge-
rung — wie immer er im einzelnen gedacht ist —
nicht nur dem Votum der GroBen Strafrechtskom-
mission — soweit es sich um die einfache Verlén-
geérung handelt — folgt, sondern daB er dem System
des geltenden Rechts folgt, das ja die Sihne nach
20 Jahren keineswegs ausschlieBt, sondern mit der
— jedenfalls in Mordsachen — normalerweise stets
vorhandenen Unterbrechungsmdéglichkeit die an den
Zeitablauf gekniipften Rechtsfolgen praktisch nie
oder doch fast nie eintreten lassen will.

(Zuruf von der FDP: Schlechtes System!)

Die veriassungsrechtliche Problematik dieser
Frage ist mir wohl bewuBt. Ich verzichte darauf —
und ich bitte dafiir um Ihr Einverstdndnis —, meine

Auffassung hier im einzelnen darzulegen. Ich habe
mich in einer verhdltnismdBig breiten Form dazu
schriftlich geduBert und habe mir erlaubt, Ihnen das
zugdnglich zu machen. Ich darf mich einfach darauf
beziehen. Uberhaupt meine ich, ohne daff ich das
Gewicht der verfassungsrechtlichen Problematik
bagatellisieren, geschweige denn verkennen wollte,
daB der Kern der Problematik woanders liegt.
Natirlich ist die verfassungsrechtliche Frage eine
entscheidende Vorfrage. Ich respektiere die Mei-

©
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nung eines jeden von uns, der glaubt, aus verfas-

sungsrechtlichen Erwédgungen und auf Grund seiner
fundierten verfassungsrechtlichen Uberzeugung eine
Gesetzes- oder Grundgesetzdnderung nicht mit-
machen zu kénnen. Wer dieser Meinung ist, der
muB nicht, der darf sogar.nicht Vorschlagen zustim-
men, wie wir sie hier unterbreiten. Niemand von
uns darf sich anmaBen, vorsatzlich oder auch nur
fahrlassig gegen das geltende Verfassungsrecht ver-
stoBen zu wollen; das ist eine bare Selbstverstand-
lichkeit. Die Frage ist dann einfach, zu welcher Auf-
fassung man kommt. Ich komme zu dem Ergebnis
— ich habe es im einzelnen vorgetragen —, daB
verfassungsrechtliche Schwierigkeiten einer Ver-
léngerung der Verjdhrungsfrist, und zwar durch ein-
faches Gesetz, nicht entgegenstehen, und ich ver-
wahre mich gegen die Unterstellung, daB wir oder
irgend jemand — wie es an einer Stelle heift —
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das geltende Recht zu politischen Zwecken zurecht-
biegen wollten. Das ist einfach nicht wahr. Das sage
ich hier fiir die Antragsteller.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD.)

Wir wollen das nicht und wir machen das auch
nicht.

Im Kern des juristischen Streits — um nur ein
Stichwort zu geben — steht die Frage nach dem
Verstindnis des Rechtsstaats heute. Ist das, was ins-
besondere Herr Minister Bucher, Herr Préasident
Dehler, Herr Kollege Arndt und andere Herren
sagen, Verstdndnis des Rechtsstaats? Ist das der
Rechtsstaat is0, wie wir ihn heute verstehen? Oder
ist es ein anderer, ein gewandelter, wie ich meine
— ich beziehe mich wieder auf meine Ausfiihrun-
gen an anderer Stelle —, ein materieller Rechts-
staatsbegriff, der etwas anderes beinhaltet? Der
Rechtsstaat heute muB auch die Gerechtigkeit an-
streben, wobei er natiirlich das wichtige Rechtsgut
der Rechtssicherheit weder vergessen noch auch nur
vernachldssigen kann. Er muB, wie es das Bundes-
verfassungsgericht sagt, diese nicht einfache Ab-
wagung im Einzelfall vornehmen; er muf} sich dabei
entscheiden, die Gerechtigkeit zu verwirklichen. *

Damit sind wir ja auch aus der juristischen Dis-
kussion heraus. Was ist denn das, was wir in die-
sem Hause, was wir in der Politik tun? Wir in die-
sem Hause, auf der Ebene der Gemeinde oder wo
immer? Es ist doch egal, ob wir hier als Juristen
oder als Angehérige anderer Berufe in unserem
Privatleben stehen: wir versuchen doch — so un-
vollkommen das im Ergebnis auch sein mag —, die
Gerechtigkeit zu unserem Teil und zu unserer Zeit,
ich sage nicht zu verwirklichen — das ist ein fernes
Ideal —, sondern anzustreben, der Gerechtigkeit
etwas naherzukommen. Das ist zugleich das Kern-
anliegen des Rechtsstaats, und darin trifft sich die
juristische Frage mit der politischen Frage.

Deswegen meine ich, daB die Diskussion dariiber,
ob es sich hier um eine Frage des Rechts oder eine
politische Frage handelt, ein ganz miiBiger Streit ist.
Es ist doch beides. Die ,juristischen Handwerker”
in diesem Haus, zu denen ich mich zahle, versuchen,
dies im Wege der ,juristischen Feinmechanik” in
die juristische Form zu bringen. An der Gerechtig-
keitsfindung sind wir aber alle beteiligt. Das ist
doch nicht die Spezialarbeit der Juristen; das ist
unser aller Arbeit.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD.)

Herr Minister Bucher hat wie andere mit ihm
nachdriicklich behauptet, daB eine Verlangerung der”
Verjéhrungsfrist gegen Artikel 103 und gegen
rechtsstaatliche Prinzipien verstieBie. Ich wiederhole,
daB ich diese Auffassung respektiere, wiederhole
aber auch, daB ich sie fiir irrig halte. Ich mdéchte
mich doch dagegen verwahren, daB das Vortragen
dieser Meinung in einer Form, die beinahe jeden
Widerspruch auszuschlieBen schien, in der Offent-
lichkeit den Eindruck hervorrufen wollte und auch
hervorgerufen hat, als ob die Befiirworter der Ver-
jahrung die Verfassung manipulieren wollten. Ich
merke die Reaktion sehr deutlich in der bei mir ein-
gehenden Post. Die Juristen, die mir schreiben —

es sind sehr viele —, sagen nicht, da das verfas- (C)
sungswidrig sei. Das schreiben die Nichtjuristen;
ihre Briefe fangen gewohnlich mit dem Satz an:
+Sie als Jurist miiBten doch eigentlich wissen...".

(Heiterkeit.)

Das ist in unserem manchmal noch etwas autoritats-
freudigen Land das Ergebnis. Wenn der Justizmini-
ster sagt, das sei so, dann meinen die Leute: ,Es
wird schon so sein.”

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU
und Abgeordneten der SPD.)

Herr Minister, damit wir uns da richtig verstehen:
ich kdmpfe hier um meine Position, und ich mache
Ihnen nicht zum Vorwurf, daB Sie Ihre bestehende
taktische Position ausniitzen. Aber ich mufi einmal
klarstellen, wie das in Wirklichkeit ist, und dem-
gegeniiber darf man sich dann ja wohl in diesem
Hause darauf berufen, daB es nun einen Appell von
nicht weniger als 76 Professoren des Straf- und
Staatsrechts gibt. Ich habe gar nicht gewuBt, daB es
so viele bei uns gibt;

(Heiterkeit)

aber es scheinen tatsachlich soviel zu sein.

Ich habe die Erkldrung hier. Sie ist mir heute
morgen zugegangen, leider erst heute morgen, zu-
sammen mit einem Schreiben von Herrn Professor
Bachof, aus dem ich dann noch — mit Genehmigung
des Herrn Prasidenten — eine Passage vorlesen darf.
Da vielleicht nicht alle von uns diese Erklarung schon

haben, zitiere ich einmal die entscheidenden Satze: )

Nach unserer wissenschaftlichen Uberzeugung
— nicht: politischen Uberzeugung —

stehen einer allgemeinen Verlangerung der lau-
fenden Verjahrung fir die Verfolgung von
Mordtaten keine verfassungsrechtlichen Beden-
ken entgegen. Der Gesetzgeber kann die Frist
verlangern.

Dann wird zugleich gesagt, daf aus Erwagungen der
Gerechtigkeit eine Verlangerung oder Aufhebung
der Verjahrung unerlaBlich sei. -

Professor Bachof schreibt mir in dem Brief, der
mich heute morgen erreicht hat — und das ist viel-
leicht fir die Beurteilung dieses Briefes, vor allem
derjenigen Namen, die nicht darunter stehen, wich-
tig —, daB die Aufforderung zur Zustimmung erst
am 28. Februar versandt worden sei. Weiter heifit
es in dem Brief:

Obwohl ein Teil der Hochschullehrer wegen des
zu Ende gehenden Semesters nicht erreicht wer-
den konnte, haben innerhalb von nur vier Tagen
76 Staatsrechtslehrer oder Strafrechtslehrer ihre
Zustimmung erkldrt, Nachtraglich haben noch
die Professoren Wilhelm Grewe (Freiburg/Paris),
Landtagsvizeprasident Professor Wilhelm Hoeg-
ner (Minchen) und Hellmuth Mayer (Kiel) ge-
beten, ihre Unterschrift beizufiigen. Etliche wei-
tere Hochschullehrer haben in der Sache ihre
volle Zustimmung erklart, aber gemeint, von
einer Mitunterzeichnung absehen zu sollen, weil
sie sich bereits an anderer Stelle in gleichem
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Sinne geduBert hatten oder weil sie sich wegen
ihrer Stellung als Richter usw. an einer 6ffent-
lichen Erklarung gehindert sahen.

Meine Damen und Herren, das scheint mir die
Meinung der deutschen Rechtswissenschaft in dieser
Frage eindeutig klarzustellen.

(Beifall bei der SPD.)

Natiirlich ist das auch im Kreise der Herren Pro-
fessoren, vor denen ich allen Respekt habe, keine
Frage, die mit Mehrheitsabstimmung entschieden
wird. Natiirlich konnen auch die Professoren alle
Unrecht haben. Es konnten die sehr achtbaren Stim-
men auf der Gegenseite recht haben. Das ist moglich.

(Zuruf rechts: Na also!)

Aber man sollte sich doch wohl wehren — und das
sagt Gustav Boehmer, der nebst Erich Kaufmann
einer der altesten deutschen Rechtslehrer ist, wie er
selber in seinem Leserbrief an die ,Frankfurter All-
gemeine Zeitung” schreibt; ein Herr, der beinahe
84 Jahre alt ist — gegen den ,apodiktischen Dok-
trinarismus”, mit dem behauptet wird, daB eine Ver-
langerung der Verjdhrung gegen die Verfassung
verstofle.

(Beifall.)
Nun gibt es — diesen Teil behandle ich sehr
kurz — eine Reihe von neuen Vorschldgen. Die

Vorschlage der Kollegen der SPD habe ich heute
morgen bekommen. Ich will mich dazu gar nicht
duBern, weil ich zunachst die Begriindung horen
mochte. Sie sind ja beinahe noch druckfrisch.

Aus den Reihen meiner eigenen Fraktion gibt es
ebenfalls eine Reihe von Vorschldgen, zu denen
sicherlich in diesem oder jenem Punkt wé&hrend der
Diskussion noch etwas gesagt werden wird. Ich will
das alles hier im einzelnen gar nicht diskutieren,
sondern nur an die Kollegen, die eine Grundgesetz-
dnderung vorschlagen, die Frage richten — ich
werfe die Frage hier nur einmal auf —, ob der-
jenige, der behauptet hat, daB eine Verlangerung
durch Gesetz gegen rechtsstaatliche Prinzipien ver-
stoBe, auch beriicksichtigt hat, daB das rechtsstaat-
liche Prinzip durch Art. 20 und Art. 79 Abs. 3 des
Grundgesetzes gegen eine Verfassungsanderung ge-
schiitzt ist. Wenn jene Argumentation — die ich
freilich nicht fir richtig halte — aber zutreffend
wére, so wiirde das den moglichen Streit vor dem
Bundesverfassungsgericht nicht beenden, sondern
ihn nur eine Etage hoéher schieben. Dann wirden
nédmlich wir den Streit haben, den Streit — ent-
schuldigen Sie die etwas banale Ausdrucksweise —
nicht nur um eine einfache Verletzung des Grund-
gesetzes — wenn es eine wire —, sondern um eine
Verletzung eines fundamentalen Prinzips der Ver-
fassung. Ich bitte das hier nur zu erwéagen und will
das jetzt nicht ausdiskutieren; damit wird sich der
Ausschufl zu befassen haben.

Ich darf als Antragsteller zu den verschiedenen
Vorschldgen ganz allgemein folgendes sagen. Wir
haben unseren eigenen Vorschlag gestern geandert.
Ich habe — das darf ich fiir mich personlich sagen —
das, was gestern unseren Vorschlag ausgemacht hat,
immer fir die richtige Losung gehalten. Ich sage

ganz offen, daB es auch Uberlegungen tiber die da-
mals erreichbare Mehrheit waren, die mich ver-
anlaBt haben, meinem Vorschlag die seinerzeitige
Fassung zu geben. Ich halte den jetzigen Vorschlag
fir besser. Aber unabhéngig davon, wie man das
beurteilen mag: wir halten nicht an unserem Vor-
schlag fest, wenn jemand uns iiberzeugen kann, es
gibt bessere Wege. Es kommt also gar nicht darauf
an, ob der Antrag Benda und Genossen oder der
Antrag der SPD oder der Antrag Dr. Adenauer oder
welcher Antrag auch immer angenommen wird. Es
kommt darauf an, nicht etwa im Wege eines Kom-
promisses zu versuchen, eine Losung zu finden, die
im Grunde alle nicht befriedigt, sondern es kommt
im Gegenteil darauf an, eine Lésung zu finden, die
Aussicht darauf hat — und das ist sehr wichtig in
dieser Frage —, eine moglichst breite Zustimmung
in diesem Hause zu erhalten.

(Beifall bei Teilen der CDU/CSU und der
SPD.))

Denn zu der inneren Glaubwiirdigkeit dessen, was
wir hier vorschlagen, gehoért auch, daB eine mog-
lichst groBe Zahl von Mitgliedern dieses Hauses sich
zur Zustimmung entschlieBen kann.

Es wird in dieser Frage sicherlich keine einstim-
mige Entscheidung geben kOnnen, und das ware
auch nicht gut. Ich miBtraue allen, die in dieser
Frage einstimmige Entscheidungen getroffen haben,
allen!

(Beifall in der Mittel)

Ich glaube, in dieser Frage ist es sehr viel acht-
barer, wenn man sich uneins ist. Mit den Freunden
meiner Fraktion, auch denen, die in der Sache auf
der anderen Seite stehen — wir haben manche har-
ten Diskussionen gehabt —, da verstehe ich mich
schon. Ich sage sehr gern, daB ich in dieser Frage
der Fraktion sehr dankbar bin fiir die FairneB, mit
der sie sich bereit erklart hat, zu sagen, daB in die-
ser Sache jeder seine Uberzeugung &ufiern soll.
Natiirlich hdtte weder formal noch nach meinem
eigenen Willen jemand gehindert werden konnen,
das zu tun. Aber ich bin dankbar fiir die Feststel-
lung, daB eine solche AuBerung der eigenen Uber-
zeugung, die der Meinung der Mehrheit der Frak-
tion — damals war es wohl eine Mehrheit, heute
glaube ich, daB es nicht einmal mehr eine ist —
zuwiderlduft, nicht gegen, sondern mit dem Willen
der Mehrheit erfolgt. Es gibt auch welche, die sagen,
da koOnnten sie mir gar nicht zustimmen. Ich glaube,
in jeder Fraktion gibt es in mehr oder weniger
groBem Umfang &hnliche Erscheinungen. Wir sollten
das nicht bedauern, sondern begriien.

(Ein Abgeorneter meldet sich zu einer
Zwischenfrage.)

Vizepridsident Dr. Dehler: Bei der Begriindung
durch den Antragsteller ist eine Zwischenfrage nicht
moglich,

Benda (CDU/CSU): Herr Prasident, ich wiirde
gern eine Zwischenfrage zulassen. Aber abgesehen
davon, daB ich das nicht zu entscheiden habe, bitte
ich die Kollegen um Verstadndnis dafiir, daB ich hier
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fiir ein Anliegen plddiere. Sie wissen, daB ich mich
gern jeder Diskussion stelle. Vielleicht kann die
Frage nachher bei anderer Gelegenheit vorgetragen
werden. Ich bitte jedenfalls, Verstdndnis dafiir zu
haben, daB ich vortragen mdéchte, was mir am Her-
zen liegt, und daB ich dabei nicht gestort werden
mochte.

(Beifall in der Mitte und bei der SPD.)

Fiir die Antragsteller steht iiber allen Erwdgun-
gen juristischer Art ganz einfach die Erwédgung, da
das Rechtsgefiihl eines Volkes in unertraglicher
Weise korrumpiert werden wiirde, wenn Morde un-
gesiihnt bleiben miiBten, obwohl sie gesiithnt werden
konnten. Ich habe hier unter vielen Briefen, die ich
bekommen habe, den Brief eines — wie in den
allermeisten Féllen — mir ganz unbekannten Man-
nes, eines Sozialinspektors aus Hamburg, der mit
Jugendlichen, die gefahrdet sind, straffdllig zu wer-
den, zusammenarbeitet. Er schreibt, daB ihn die
Jungen, die Dummheiten gemacht haben und nun im
Jugendgefingnis sitzen — sie streiten ihre Taten
nicht ab, sie sagen, daB sie mit Recht im Jugend-
gefdngnis sitzen, weil sie Dummheiten begangen
haben —, fragen, wie es mit der Gerechtigkeit sein
konne in einem Staat, in dem fiir Jungenstreiche
jemand ins Gefdngnis kommt und Leute, die Morde
begangen haben, ungestraft herumspazieren.

(Widerspruch rechts und bei Abgeordneten
der CDU/CSU.))

Meine Damen und Herren, das ist einfach ider Kern

) des Problems.

(Lebhiafter Beifall bei der SPD und ‘Abgeord-

neten der CDU/CSU. — Unruhe rechts. —

Zuruf von der FDP: Bleiben Sie doch bitte

sachlich! — Abg. Zoglmann: Ist das die
Sachlichkeit?)

— Es ist hier nur einfach das Gefithl, Herr Kol-
lege Zoglmann, daf jemand, der bestraft werden
miifte, — —
(Anhaltende Unruhe.)

Vizéprdsident Dr. Dehler: Ich wirde es auch
begriiBen, wenn wir diese Verhandlungen in még-
lichster Ruhe wund Sachlichkeit fithrten. Ich weil3
nicht, ob Ausfilhrungen in einer solchen Frage des
Beifalls oder des MiBfallens wiindig 'sind. Ich glaube,
der Herr Kollege Benda hat einen sehr guten Ton
angeschlagen. Wollen wir den idoch fortsetzen!

Benda (CDU/CSU): Ich wiederhole also, daB es
unertraglich sein miifte, wenn der Versuch unter-
lassen wiirde, Menschen, /die moglicherweise des
Mordes schuldig sind, fiir ihre Taten zur Verant-
wortung zu ziehen.

Herr Kollege Arndt, ich darf nebenbei ein Wort
an Sie richten. Ich habe mit groBem Interesse und
mit Respekt Thre Ausfiihrungen in der Juristen-
zeitung gelesen. Ich will dariber jetzt nicht in der
Sache diskutieren. Ich bin aber etwas betroffen dar-
iber, daB Sie meine Ausfithrungen, die ich an ande-
rer Stelle gemacht habe, so interpretieren, als wiirde
ich unterstellen, daBl jemand, der des Mordes an-
geklagt wiirde, damit schon der Morder sei. Ich

beniitze diese Gelegenheit nur zu der Klarstellung:
natlrlich bin ich von dieser Unterstellung weit ent-
fernt. Ich wiirde mich auch niemals in diesem Zu-
sammenhang zu dem Verhalten eines Mannes
duBern, 'der gegenwdértig in Frankfurt vor Gericht
steht. Es gibt eine Variation Thres Wortis — Sie wis-
sen, welches Wort ich meine —, in dem durch einen
Vertreter einer hohen staatlichen Stellung ein sol-
cher Name eines Angeklagten zitiert wind. Es gibt
andere Namen, Namen rechtskréftig -Abgeurteilter,
die man, wenn man schon Namen haben will, zitie-
ren kann. Daraus halte ich mich heraus, genauso
'wie ich mich heraushalte aus der Diskussion iiber
Vorginge, 'die in anderen Stédten unserer Bundes-
republik gegenwartig vor Gericht behandelt wer-
den, aus ‘dem Pro oder Contra. Es geht nicht, daB
sich das Parlament in diese Diskussion einschaltet.
Esigehort auch zum Rechtsstaat, idaB dies 'das Gericht
entscheidet und nicht :das Parlament. Ich sage das
unbeschadet meiner persénlichen Meinung in der
Sache, die ich hier nicht duBere in einer Art Vor-
urteil pro oder contra zu einem Verfahren, das
gegenwartig lduft. Herr Kollege Arndt, ich be-
nutze 'diese Gelegenheit zu einer Klarstellung. Wenn
ich sage: ,Es wére mir unertrdglich, mit vielfachen
Mordern zusammenzuleben”, dann ist es selbst-
verstandlich, daBl natiirlich zuerst ermittelt werden
muB, ob der bestimmte Beschuldigte wirklich der
Morder ist, und daB das Sache eines Strafverfahrens
ist. Natiirlich gilt im Zweifel zu seinen Gunsten, wie
wir alle wissen, das Prinzip, daB er nicht verurteilt
werden kann, wenn wir ihn nicht der Schuld iiber-
fihren konnen. Ich wirde iberhaupt sagen, daB
manche Urteile in dieser Sache, so unbefriedigend
sie ausfallen mogen — Sie haben es selber gesagt,
da stimme ich Ihnen zu —, doch im Licht dessen
gesehen werden miissen, daB ihnen ein rechtstaat-
liches Element zugrunde liegt und daB — jedenfalls
in den meisten Féllen — nicht etwa bégser Wille
der Berufs- oder Laienrichter vorhanden ist, die
nicht verurteilen wollen: Es .ist namlich einfach
das Festhalten am Rechtsstaat, wenn der Grundsatz
befolgt wird, daB jemand nur verurteilt werden
kann, wenn feststeht, daB er nach unserer ProzeS-
ordnung und nach unserem materiellen Strafrecht
verurteilt werden muB.

Es gibt eine Sonderfrage, die ich hier aber nur an-
schneiden und nicht diskutieren méchte, weil das
sehr lange ‘dauern wiirde, die Frage, ob man bei
einer moglichen Regelung zwischen Haupttiatern und
Gehilfen unterscheiden soll. Es gibt sehr extreme
Positionen in dieser Frage hinsichtlich des Téter-
typs. Es gibt auf der einen Seite der Skala den Typ
der KZ-Aufseher Sommer und Schubert — um Na-
men von Verurteilten und nicht von solchen, die vor
Gericht stehen fiir diesen Typ zu sagen —, die zu
lebenslangem Zuchthaus verurteilt worden sind.
Diese sind wegen scheuBlichster KZ-Verbrechen ver-
urteilt worden, mit denen sich niemand in unserem
Volke, wenn er wiBte, was dort geschehen ist,
ernsthaft identifizieren koénnte und die niemand
auch nur in .irgendeiner Weise bagatellisieren
wiirde. Es gibt selbstverstdndlich die Schreibtisch-
tater, die intellektuellen Urheber, die Hauptverant-
wortlichen, und es gibt auf der anderen Seite der
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Skala, sagen wir einmal, das Mddchen, das die Be-
fehle getippt hat, das, juristisch gesehen, einen Tat-
beitrag geliefert‘hat, der natiirlich in eine v6llig an-
dere Kategorie hineingehort als das andere Extrem,
das ich eben genannt habe. Es scheint mir ein wich-
tiges Anliegen zu sein, daB man -versucht, hier
irgendwie zu differenzieren, wobei — es gibt u. a.
Vorschlage des Kollegen Giide — die Grenzziehung
ungeheuer schwierig ist. Es wird nicht ganz einfach
sein, das, was ich thier angedeutet habe, zu konkre-
tisieren. Aber man sollte diesen Versuch unterneh-
men.

Die Frage, mit der wir uns beschéaftigen, hat —
um auch das noch zu sagen — eine furchtbare,
aktuelle Bedeutung. Auch damit miissen wir uns
auseinandersetzen. Viele wissen vielleicht gar nicht,
daB es nicht nur eine Zentrale Stelle zur Erfassung
von Naziverbrechen in Ludwigsburg gibt. Wir haben
auch eine Zentralstelle zur Erfassung von Verbre-
chen driiben, in der sowjetisch besetzten Zone, in
Salzgitter. Das ist die Kehrseite einer und derselben
Sache. Es gehért fiir mich zum Thema, wenn ich bei
dieser Gelegenheit sage, daB derjenige in unserem
Volke — man ‘'hért gelegentlich solche Stimmen —,
der meint, man kénne mit diesem oder jenem von
den Machthabern von der anderen Seite reden, sich
zuvor einmal berlegen muf, daB er dann in ein
Gesprach mit Mdérdern eintritt.

(Beifall bei der CDU/CSU.)

Das ist nur eine Kehrseite des gleichen Themas. Wer
das eine will, muB auch das andere wollen; er darf

®) das nicht auBler acht'lassen.

(Erneuter Beifall bei der CDU/CSU.)

Es geht den Antragstellern im Motiv hauptsach-
lich um die Kennzeichnung der Tat. Es soll klar-
gestellt werden, was hier an Taten, genauer gesagt,
an Untaten geschehen ist. Die Bestrafung des Téters
mag von seiner Person her natiirlich aus dem
natiirlichen Siihnebediirfnis heraus nicht ihren Sinn
verlieren. Hoffnungen auf eine Wandlung sind ja
wohl in erschreckender Weise mit einer Reihe von
bitteren Erfahrungen bei gegenwartig laufenden und
vergangenen Prozessen widerlegt. Gewandelt hat
sich natiirlich das Milieu. Gliicklicherweise gibt es
in unserem Lande keine Konzentrationslager mehr.
Das Milieu, in dem Taten dieser Art begangen wer-
den konnten, hat sich gedndert.

Es gibt Stimmen, auch von von mir sehr geachte-
ten Kollegen meiner eigenen Fraktion — ich spre-
che das mit sehr grofem Zdgern an —, die die Be-
griffe der Gnade und der Vergebung in die Dis-
kussion einbringen, Dazu sind zundchst einmal nur
die Opfer legitimiert, wir, glaube ich, nicht. Im
iibrigen scheint es mir — ich sage das mit aller Vor-
sicht — nicht mdéglich zu sein, auch vom Standpunkt

. eines Christen aus ohne Erkennen der Schuld von

Gnade zu reden.

Ich beschranke mich darauf, in diesem Zusammen-
hang einfach zu zitieren. Ich konnte es nicht so gut
sagen, was Prases Scharf bei friiherer Gelegenheit
in einem Beitrag gesagt hat, der mit ,Volk vor
Gott" tiberschrieben ist, also nicht etwa mit ,Téater
und Justiz”, sondern mit ,Volk vor Gott"”; das ist

das eigentliche, das tiefste Problem. Prases Schar
sagt:

Der einzelne Tater und Gehilfe, auch wenn er
inzwischen langst resozialisiert zu sein scheint,
hat es um seiner selbst willen, um seiner inne-
ren Heilung willen nétig, da er seine Ver-
antwortung an dem Geschehenen, seine Mit-
schuld, seine ganz individuelle Sonderschuld
erkennt und anerkennt und daf die Gemein-
schaft, zu der er gehort, mit ihm deswegen
Lverfahrt", daf sie mit ihm dagegen angeht
und ihm hilft, mit dieser Schuld zu ,verfah-
ren” ... Bleibt dagegen Schuld verheimlicht, so
wirkt sie im Verborgenen weiter... Verheim-
lichte Schuld verwirkt die Vergebung. ..

Ich enthalte mich jedes Kommentars. Ich wollte das
nur einfach einmal als eine fiir mich ganz wichtige
Meinung in dieser Sache vortragen.

Ich schlieBe ein ganz kurzes Zitat von Ober-
kirchenrat Wilkens an, der spricht von der Strafe
als der ,letzten und &uBersten Hilfe zur Schuld-
erkenntnis vor Gott, die man dem Verbrecher um
seines Menschseins willen nicht vorenthalten mag”.

Ich komme zu einem letzten, aber fiir mich noch
wichtigen Punkt. Es gibt — ich spreche diesen Punkt
offen an — eine zunehmende Neigung, im Zusam-
menhang mit unserem Thema auch nach Verbrechen
anderer zu fragen. Meine Damen und Herren, ich
weiB es, und wir alle wissen es, dal im Zusammen-
hang mit der Vertreibung, im Zusammenhang mit
den Ereignissen der letzten Kriegsjahre Verbrechen
nicht nur von Deutschen, sondern auch an Deutschen
geschehen sind. Wer von uns wiiite das nicht?! Und
wir sollten das hier auch aussprechen. Ich wehre
mich nicht gegen die verstdndliche Haltung der
Heimatvertriebenen zu dieser Frage, die sagt: Wir
wollen doch, daBl auch hier Gerechtigkeit vollzogen
wird. Ich bin bereit, das mit zu sagen. Ich wehre
mich aber gegen ein irgendwo vorhandenes poli-
tisches Kalkiil, das meinen konnte, daB dort, wo
solche Stimmungen sind, vielleicht auch Stimmen zu
holen sein kdnnten.

(Lebhafter Beifall bei der SPD und bei Ab-
geordneten der CDU/CSU.)

Ich meine, dal derjenige, der solche Uberlegungen
anstellt, mit bedenken sollte, daB er die Geister, die
er ruft, dann vielleicht nicht mehr los wird.

(Erneuter Beifall bei der SPD und bei Abge-
ordneten der CDU/CSU.)

Es ist leider wahr, daf persénlich unschuldige
Menschen in Deutschland fiir Verbrechen haben
biBen miissen, die sie micht verlibt haben. Es ist
leider wahr, daB Unrecht geschehen ist in meiner
Heimat, in Berlin, in Pommern, in der Tschechoslo-
wakei. Es ist leider wahr, daBl die Tschechoslowakei
1946 ein schandbares Amnestiegesetz erlassen hat,
und ich ‘bin bereit, mit zu sagen — ich wiederhole
es —, dafBl das Unrecht ist.

(Beifall.)

Ich fange gar nicht von der Aufrechnungstheorie
an. Meines Erachtens bedarf es dariiber in diesem
Hause keiner Diskussion; ich hoffe es. Ich setze mich
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Buch — ich moéchte es hier gar nicht erwdhnen; Sie
wissen, worum es sich handelt —, das wir alle oder,
ich glaube, die meisten von uns bekommen haben,
in dem bereits auf der Umschlagseite so unsinnige
Satze stehen wie: ,Dieses Budi beweist, daB das
deutsche Volk sich nicht zu schamen braucht,” weil
die anderen auch . .. . Das ist — ich zitiere den
verstorbenen Bundesprasidenten Heuss — das ,Ver-
fahren der moralisch Anspruchslosen” — und er fiigt
hinzu —, ,die es in allen Voélkern gibt.”

(Beifall im ganzen Hause.)

Vor allem aber: Wer unter Berufung auf diese
Vorgdnge den SchluBstrich fordert, der muB ja da-
von ausgehen, daB dem deutschen Volk, wenn es
Mérder bestraft, damit ein Ubel zugemutet wird, der
muB ja davon ausgehen, daB es an sich fiir uns bes-
ser wdre, wenn wir nicht bestraften, daB es also eine
Sache ist, die man machen muB.

Dann kommt natiirlich sofort wieder die unsin-
nige Behauptung des ausldndischen Drudks, dann
kommen die anonymen Postkarten der aufrechten
deutschen Patrioten bei mir an, die in allem Patrio-
tismus dann vergessen, ihre Briefe oder ihre Post-
karten zu unterschreiben; dazu reicht's dann nicht
mehr,

(Lebhafter Beifall.)

Ich werde mir vielleicht ein Vergniigen daraus
machen, zusammen mit den Kollegen, die etwas
Ahnliches bekommen haben, diese Dinge zu sam-
meln und dann vorzulegen. Daraus kann man wirk-
lich einiges dariiber entnehmen, was es an geistigen
Verirrungen in einem Volke gibt, von dem ich un-
entwegt sage, — und ich wiederhole es, damit das
nicht miBverstanden werden kann —, daB es den
Nationalsozialismus iiberwunden hat. Das beweist
— deswegen freue ich mich iiber die Anonymitdt —,
daB die Zeiten nicht so sind, daBl man so etwas offen
sagen kann in unserem Volke. Da muB man sich

-eben hinter der feigen Anonymitédt verkriechen.

(Beifall.)

Meine Damen und Herren! Ich komme zum SchluB
mit einem anspruchsvollen Wort, das mir ein Kol-
lege gesagt hat, der auf der anderen Seite dieser
Diskussion steht, an dessen personlicher Redlichkeit
ich niemals gezweifelt habe, der aber in dieser Sache
einer vollig anderen Meinung ist als ich. Er hat mir
gegeniiber gemeint, man miisse um der Ehre der
Nation willen mit diesen Prozessen SchluB machen.
Meine Damen und Herren, Ehre der Nation — hier
ist fiir mich einer der letzten Griinde, warum ich
meine, da wir hier die Verjdhrungsfrist verlangern
bzw. aufheben miifiten.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU.)

Ich stimme voéllig denen zu, die sagen — auch
Herr Kollege Arndt hat es mit Recht wieder bei
einer anderen Gelegenheit gesagt —, daB es natiir-
lich ein Irrtum wére, wenn wir meinten, wir kénn-
ten das, was in unserem Lande und unserem Volke
geschehen ist, dadurch erledigen, daB wir stellver-
tretend, sozusagen symbolisch, einige ins Zucht-
haus schicken und dann meinen, nun sind wir fein

heraus. Es gibt eine franzdsische Stimme — ich ©

will sie jetzt nicht mehr vorlesen, aber sie ist sehr
interessant und macht einen sehr nachdenklich —
von einem franzodsischen Schriftsteller, der davon
spricht, daB die Deutschen in der Gefahr sind, so ein
.Spezialistentum fiir Gewissen” zu entwickeln,
einige also, die sich um Gewissen kiimmern — das
ist die Justiz, das sind die Journalisten natiirlich
und die Geistlichen und ich weiBl nicht wer noch —,
und es gibt andere, die gehen in der Zwischenzeit
allen méglichen anderen Dingen nach und meinen,
das wird von den Spezialisten erledigt, das geht
sie gar nichts an. So nicht! So nicht natiirlich! Dar-
iiber gibt es keine Meinungsverschiedenheit. Aber
ich bestehe darauf — und es gehort fiir mich zum
Begriff der Ehre der Nation —, zu sagen, daB dieses
deutsche Volk doch kein Volk von Mérdern ist und
daB es diesem Volke doch erlaubt sein muB8, ja daB
es um seiner selbst willen dessen bedarf, dafB3 es
mit diesen Mdérdern nicht identifiziert wird, sondern
von diesen Mordern befreit wird, daB es, besser
gesagt, deutlicher gesagt, sich selber von diesen
Mordern befreien kann.

(Beifall bei der SPD und bei der CDU/CSU.)

Das gehort fiir mich zur Ehre der Nation, daB8 der,
wie ich weiBl, unvollkommen bleibende, aber red-
liche Versudh unternommen wird, das zu tun, daB
man von sich sagen kann: man hat das, was moég-
lich ist, getan — ich weiB, daB es die Grenzen der
Justiz bei diesem schwierigen Thema gibt, daB wir
bei weitem nicht alles in dieser Sache heute noch
machen kénnen, was vielleicht frither hédtte gemacht
werden konnen, natiirlich gibt es Grenzen dafir —,
man hat den redlichen Versuch unternommen.

Und es gibt daan schlieBlich das Wort, das ich an
den SchluBl setzen méchte — es hétte, wenn man es
richtig versteht, die ganze lange Rede, fiir deren
Lange ich um Entschuldigung bitte, vielleicht iiber-
flissig gemacht —, es gibt dieses Wort an dem
Mahnmal in Jerusalem fiir die sechs Millionen
ermordeten Juden, das in einer eindrucksvollen
Form in einer ganz schlichten Halle den Satz zitiert,
der nicht aus diesem Jahrhundert stammt, der von
einem jiidischen Mystiker des Anfangs des 18. Jahr-
hunderts stammt — ich sage ihn in meiner notwen-
digerweise unvollkommenen Ubersetzung gleich in
Deutsch, er steht dort in Englisch und Hebrédisch —:

Das Vergessenwollen verldngert das Exil, und
das Geheimnis der Erlosung heiBt Erinnerung.

(Lebhafter anhaltender Beifall bei der SPD
und bei der CDU/CSU.)

Vizeprdsident Dr. Schmid: Das Wort zur Be-
grindung der Antrdge unter Punkt 2 ¢ und 2 d hat
der Abgeordnete Hirsch.

Hirsch (SPD): Herr Préasident! Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren! Ich glaube, wir haben allen
AnlaB, dem Kollegen Benda fiir seine Rede dankbar
Zu sein,

{Beifall bei der SPD und bei der CDU/CSU)

und zwar, wie ich meine, insbesondere deswegen,
weil er ein Sprecher unserer jungen deutschen Ge-
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neration ist. Es 'begliickt mich, daB aus dieser jungen
deutschen Generation eine solche Rede gekommen
ist.
(Erneuter Beifall bei der SPD und bei der
CDU/CSU.)

Ich 'bin personlich in der gliicklichen Lage, jedem
Wort zustimmen zu konnen, das Herr Benda gesagt
hat. Auch das ist in diesem Hause, in dem es doch
meist kontroverse Meinungen gibt, ein begliicken-
des Gefithl. Ich mochte auch das ausdriicklich sagen.

Ich kann mich in der Begriindung der beiden An-
trage der 'SPD sehr kurz fassen. Denn in der Sache
sind wir mit dem Antrag Benda vollig einig. Es geht
lediglich um einen fiir mein ‘Gef{ihl nicht sehr wich-
tigen Unterschied in der Form, wie das zu erreichen
ist, was wir gemeinsam wollen. Ich méchte mich
daher damit begniigen, das, was Herr Benda gesagt
hat, in einiger Hinsicht zu unterstreichen und an-
schlieBend klarzumachen, warum die SPD-Fraktion
meint, daB man in der Form etwas anders verfahren
sollte.

Zundchst also ein paar Bemerkungen zur Sache!
Ich glaube, es ware richtig, wenn wir bei dem Ver-
such der Klarung dieses Problems, das unser Ge-
wissen jetzt schon so lange belastet und beansprucht,
zundchst einmal auf die ganz einfache Frage ab-
stellten: ist es richtig oder nicht, die Verjdhrungs-
frist fitr Mord allgemein zu verlingern?, wenn man
also versuchen wiirde, von dem Problem der Nazi-
morde einmal ganz zu abstrahieren. Dazu vorweg
zwei Bemerkungen, mit denen ich das, was Herr
Benda gesagt hat, besonders unterstreichen mdochte.

Es geht hier wahrlich nicht um Entnazifizierung.
Herr Kollege Unertl! In der Zeitung hat gestanden,
Sie hétten in Vilshofen gesagt, Sie seien gegen eine
neue Entnazifizierung. Ich kann mir nicht vorstellen,
daB Sie das gesagt haben.

(Abg. Unertl: Doch! Aber auch noch einiges
dazu, was nicht zu lesen stand!)

Darum geht es wirklich nicht. Wir sind alle mit
Ihnen gegen eine neue Entnazifizierung.

(Abg. Unertl: Gott sei Dank!)

Worum es geht, ist lediglich die Frage, ob die Ver-
jahrungsfrist fiir Morder verlédngert werden soll. Es
geht nicht einmal um die Frage einer Verldngerung
der Verjahrungsfristen fiir Verbrecher allgemein.
Die allgemeine Diktion in dieser Hinsicht lautet
immer: Verjahrung fiir Naziverbrechen. Sie ist
falsch. Alle Naziverbrechen auBler Mord sind ver-
jéhrt, und niemand denkt daran, da die Verjih-
rungsfristen noch einmal zu verlangern. Es geht
allein um die Frage: Verlangerung der Verjdhrungs-
frist fiir Mord.

Ich bitte also noch einmal, mit mir den sicherlich
sehr schweren Versuch zu machen, einmal zu pri-
fen, ob es richtig ist, die Verjahrungsfrist fiir Mord
als solche zu verldangern oder nicht. Nun ist inso-
fern — das mochte ich in Erinnerung rufen — eine
Entscheidung unserer Bundesregierung ja ldngst ge-
fallen; denn in dem uns vorliegenden Entwurf fur
eine Strafrechtsreform ist vorgesehen, da die Ver-
jahrungsfrist fiir Mord auf 30 Jahre verldangert wer-

den soll. In der Begriindung kommt eindeutig zum
Ausdruck, daB nach Meinung der Bundesregierung
diese Verjahrungsprobleme zum Teil materiell-
rechtlicher, zum Teil formell-rechtlicher Art seien
und daB man diese Lésung gewdhlt habe, um zu
verhindern, daB bereits verjdhrte Straftaten noch
einmal aufgenommen werden koénnten, daB man
aber andererseits sicherstellen méchte, daB Straf-
taten, die noch nicht verjahrt sind, durch die Ver-
langerung der Verjdhrungsfrist auf 30 Jahre noch
verfolgt werden kénnten. Damit ist an sich seitens
der Bundesregierung die Entscheidung gefallen.

Ich mochte auBerdem in Erinnerung rufen, daB
im gesamten Rahmen der Diskussion unserer Grof3en
Strafrechtskommission, die ja jahrelang an Hand
der Unterlagen aus den Zeiten der Weimarer Repu-
blik und des Kaiserreichs gearbeitet hat, die Frage,
daB die Verjdhrungsfrist auf mindestens 30 Jahre
verlangert werden solite, iiberhaupt nie umstritten
gewesen ist. Man war sich vollig darin einig, daB
das geschehen solite. ’

In diesem Zusammenhang ist es vielleicht inter-
essant — Herr Unertl, fassen Sie das nicht als
Spitze gegen Sie auf —, wie man die Frage von
Bayern aus in einer Zeit beurteilt hat, als man noch
nicht von dem Problem der Verjahrung der Nazi-
morde sprach, sondern als man sich damit beschaf-
tigte, ob man die Verjahrungsfrist als solche ver-
langern soll. In den Protokollen der GroBen Straf-
rechtskommission finden Sie hierzu eine AuBerung
des Ministerialrats Dr. Résch, der jetzt der Prasi-
dent des Bayerischen Obersten Landesgerichts ist.
Er hat in der Auseinandersetzung iiber die Verjah-
rungsfrage in der Sitzung der GroBen Strafrechts-
kommission vom 24. Juni 1955 — es ist jetzt also
zehn Jahre her — wortlich folgendes gesagt — ich
bitte, das zitieren zu diirfen —:

Ich begriiBe es sehr lebhaft, daB die gesetz-
lichen Fristen der Verfolgungsverjahrung ver-
langert werden. Besonders wichtig ist dies fir
die Verlangerung auf 30 Jahre bei Taten, die mit
lebenslangem Zuchthaus bedroht sind. Hier darf
ich in Thre Erinnerung zuriickrufen, daB der Bun-
desrat auf Anregung Bayerns schon einen Vor-
stof in dieser Richtung unternommen hat, als
das 3. Strafrechtsanderungsgesetz zur Beratung
stand; leider ist der Bundestag diesen Vorschla-
gen nicht gefolgt.

— Jetzt kommt die entscheidende Stelle:

Wir hatten in Bayern auf Grund eines konkre-
ten Falles ein dringendes Bediirfnis nach dieser
Verlangerung gesehen. Es handelte sich um den
sechsfachen Raubmord im Hinterkaifeck, der
bis vor kurzem so lebendig in der Erinnerung
des Volkes lebte, daB die Verjdhrungsfrist von
20 Jahren zu kurz erschien.

(Hort! Hort! bei der SPD.)

Nun, meine Damen und Herren, wenn nach der
bayerischen Volksiiberzeugung — und das meint
Herr Rosch — ein sechsfacher gemeiner Raubmord
den Eindruck hervorruft, daB die Verjahrungsfrist
von 20 Jahren zu kurz ist, so muB der gleiche Ein-
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druck bei rund 10 Millionen Ermordeter aber auch
bestehen.

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten
der CDU/CSU))

Ich mochte das nicht mehr vertiefen. Denn meiner
Meinung nach ist der Standpunkt der Bundesregie-
rung klar. Ich habe es nie verstanden, daB jetzt, als
die Sache bei der Erdrterung der Frage der Nazi-
morde aktuell wurde, der Bundesjustizminister, der
sicherlich nicht personlich fiir diese Begriindung ver-
antwortlich ist — denn sie ist vor seiner Zeit er-
gangen —, plotzlich behauptet hat, eine Moglichkeit
einer Verlangerung der Verjdhrungsfrist fiir Nazi-
morde gebe es nicht, und daB er zudem behauptet
hat, das sei verfassungsrechtlich voéllig eindeutig.
Herr Benda hat sehr liberzeugend ausgefiihrt, dafB
das keineswegs iiberzeugend ist, und ich habe eben
versucht, klarzumachen, daB auch das Bundesjustiz-
ministerium und die GroBe Strafrechtskommission
jedenfalls in einer Zeit, als es noch nicht um Nazi-
mord ging, sondern um Mord, anderer Meinung als
der Herr Minister jetzt gewesen sind.

Wenn man zu dem Ergebnis kommt — wie ge-
sagt, die Bundesregierung ist frither zu dem Ergeb-
nis gekommen, 1952 —, daB die Verjdhrungsfrist
fiir Mord allgemein mit 20 Jahren zu kurz sei, und
wenn man meint, man kOnne sie verlangern, so-
weit sie noch nicht angelaufen sei, dann ist ledig-
lich noch zu priifen, ob die besondere Situation der
Nazimorde eine andere Beurteilung so oder so er-
fordert. Ich mochte vorweg sagen, dal dem nicht so
ist. Ich verstehe alle Argumente, die in dieser Hin-
sicht vorgebracht worden sind, nicht. Auch insofern
kann ich mich voll und ganz auf Herrn Benda be-
ziehen, insbesondere auf die Worte, die er hinsicht-
lich der sogenannten ,Aufrechnung” gesagt hat,
aber auch hinsichtlich aller anderen Dinge, die er
ausgesprochen hat. Aber vielleicht doch noch ein
paar kurze Bemerkungen dazu.

Es gibt bei uns Leute, die zundchst gemeint
hatten, es sei richtig, die Verjdhrungsfrist zu ver-
langern, und jetzt plotzlich sagen: Das kénnen wir
nicht; das wiirde ja so aussehen, als wenn wir dem
Druck der Weltbifentlichkeit und dem Terror der
StraBe nachgédben. Nun, meine Damen und Herren,
der Druck der Weltoffentlichkeit ist schlimm. Ich bin
durchaus der Meinung, man sollte ihm nicht nach-
geben, wenn er in der Sache falsch wédre. Da er
aber in der Sache richtig ist — das hat Herr Benda
ausgefithrt —, gibt es gar keinen verniinftigen
Grund, deswegen, weil es einen Druck gibt, anders
zu entscheiden, als man entschieden hatte, wenn es
keinen Druck gegeben hatte.

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten
der CDU/CSU.)

Es ist ferner gesagt worden — es war wohl ins-
besondere Herr Thielike —, es sei jetzt viel zu
spidt, und Bundesregierung und Parlament seien
verantwortlich dafiir, daB erst jetzt im allerletzten
Augenblick diese Dinge aufgegriffen wiirden, und
jetzt kénne man das nicht mehr machen; sonst sdhe
es jetzt so aus, als ob das wirklich unter Druck
erfolge. Meine Damen und Herren, auch das ist

nicht richtig. Meine Fraktion hat sich bereits im
Jahre 1960 sehr eindeutig mit dem Problem be-
schéftigt, als sie damals schon beantragte, die Ver-
jéhrungsfrist fiir Totschlag zu &ndern. Dieser unser
Antrag ist abgelehnt worden. Wir haben uns aber
auch im Laufe dieser Legislaturperiode mehrfach
bemiiht, das Problem in den Griff zu bekommen.
Wir haben Kleine Anfragen aller Art gestellt; ins-
besondere wollten wir uns dadurch bemiihen, sicher-
zustellen, daB bei Nazimorden wirklich alles ver-
figbare Material in dieser Welt sichergestellt
wiirde. Wir haben Antworten bekommen, die uns
nicht befriedigt haben.

Insbesondere haben wir lange Zeit die Antwort
bekommen, das Material in den Oststaaten konne
man doch unmoglich verwerten. Diese Meinung ging
so ungefdhr von der Auffassung aus, was da aus
dem Osten komme, sei gefdlscht. Meine Damen und
Herren, leider Gottes sind die da im Osten gar nicht
darauf angewiesen, zu féalschen, weil sie iiber ge-
niigend richtiges Material verfligen. Wenn man
richtiges Material hat, braucht man nicht zu fal-
schen. Es hat sich eben leider herausgestellt — ich
sage ausdricklich leider; niemand sollte sich dar-
iiber freuen, daB es noch so viel belastete Menschen
unter uns gibt —, daB das Material im allgemeinen
echt ist.

Wir sind jetzt in Zeitdruck gekommen. Die Bun-
desregierung ist im Gegensatz zu ihrer Auffassung
vor der Erstattung dieses Berichts jetzt zu dem
SchluB gekommen, daB keineswegs alle Félle er-
schopfend erfaBt seien. Das liegt natiirlich zum Teil
daran, daB wir nicht rechtzeitig von den Moglich-
keiten Gebrauch gemacht haben, die es gab, das vor-
handene Material in dieser Welt zu erschépfen,
durchzuarbeiten und auszuwerten.

(Sehr wahr! bei der SPD.)

Aber ein Vorwurf in dieser oder jener Hinsicht
nutzt uns nichts. Wir stehen jetzt vor der Situation,
daB das Bundesjustizministerium mit seiner sorg-
faltigen Arbeit, nachdem es sich natiirlich zunédchst be-
miiht hatte, zu beweisen, daB} seine Auffassung rich-
tig und eine Verlangerung konkret nicht notig sei,
jetzt bekennen muf}, es bleibe eine groBe Liicke
offen. So konnen wir uns, wenn wir die Verjah-
rungsfrist fiir Mord tberhaupt verliangern wollen,
heute einer Entscheidung in diesem Sinne gar nicht
entziehen. Man muB} sich einmal Gberlegen, dal der
Bundestag etwa im Rahmen der normalen Entschei-
dung tber die groBe Strafrechtsreform nach einigen
Jahren entscheidet, die Verjéhrungsirist auf 30 Jahre
zu verlangern oder itiberhaupt zu streichen. Was
wiirde man uns dann mit Recht — in diesem Falle
aber wirklich mit Recht — in der Weltoffentlichkeit
sagen!

Nodh eine Bemerkung zu der Frage: Geht es denn
iiberhaupt, oder hat es Sinn, die Nazimorde weiter
zu verfolgen? Auch das hat Herr Benda gesagt: Sie
werden ja weiter verfolgt. Auf jeden Fall finden
auch nach dem 8. Mai Tausende von Verfahren statt.
Das, was immer gesagt wird: es habe doch gar kei-
nen Sinn, nach so viel Jahren noch Gerichtsverfah-
ren durchzufiihren, und es sei so schwierig, einen

©
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(A) Tater noch zu {iberfithren, das gilt fur alle die tau-

send Verfahren, wo der Richter die Verjdhrung
unterbrochen hat, genauso.

(Sehr richtig! bei der SPD.)

Wenn dem so ist, dann ist das kein Argument gegen-
uber einer Verldngerung der Verjahrungsfrist, son-
dern das ist ein berechtigtes allgemeines Argument,
das jeden von uns und jeden Richter, jeden Anwalt
und jeden Staatsanwalt veranlassen muf}, seine
Arbeit besonders sorgfaltig zu machen. Das aber gilt
fiir jedes Verfahren in unserer Gerichtsbarkeit liber-
haupt, und fiir ein Mordverfahren sollte es ohnehin
gelten. Ich habe keinen Zweifel, dafl das geschieht.

Man kann natiirlich dariiber streiten, ob jedes die-
ser Verfahren, das heute stattfindet, oder jedes die-
ser Verfahren, bei dem man die Tédter ermittelt hat
und bei dem die Verjahrung unterbrochen ist, nun
wirklich stattfinden miiite. Es gibt sicherlich Ver-
fahren gegen Beschuldigte, gegen Angeklagte, die
man, wenn ich mich so ausdriicken darf, heute in
Ruhe lassen koénnte. Ich méchte mich nicht der Siinde
eines Eingriffs in ein schwebendes Verfahren schul-
dig machen und méchte mich daher nicht iiber die
Anklage gegen die Krankenschwestern in Miinchen
duBern. Aber eines mochte ich schon sagen. Mich
wundert diese Anklage, solange nicht auch ein Ver-
fahren gegen die Generalstaatsanwilte und Ober-
landesgerichtsprasidenten erdéffnet worden ist, die
damals gefragt worden sind, die nichts gegen die
Euthanasiemorde unternommen haben und die sich
meines Erachtens dadurch mindestens der Beihilfe
zum Mord durch Unterlassung schuldig gemacht

(B) haben.

(Beifall bei der SPD sowie bei ‘Abgeord-
neten der CDU/CSU und der FDP.)

Wir dirfen uns nicht dem Verdacht aussetzen, daB
wir die Kleinen hdngen und die GroBen laufen
lassen.

(Beifall bei der SPD und bei ‘Abgeordneten
der CDU/CSU.)

‘Wir missen aber — bei allen Fehlerquellen, die
auch die Justiz hat — ganz einfach Vertrauen in die
Weisheit unserer Staatsanwaltschaften und auch
unserer Gerichte haben. Wir miissen dabei in Kauf
nehmen, daB es Verfahren geben wird — so oder
so —, in denen Anklage erhoben wird und in denen
sich herausstellt, daB die Beweismittel fiir eine Ver-
urteilung nicht ausreichen. Aber ein solcher Frei-
spruch aus Mangel an Beweisen gegen Téter, bei
denen man vielleicht das ‘Gefithl hat, daBl sie sehr
wohl verurteilt worden waren, wenn sie frither
angeklagt worden wdren, ist etwas ganz anderes,
als wenn ein Tater herumlauft, sich zu seiner Schuld
bekennt und man gar nicht mehr gegen ihn vor-
gehen kann. Es wird unter den Fallen, die bisher
nicht ermittelt sind, mit Sicherheit auch welche
geben, wo einwandfreie Uberfithrungsmittel in Form
von Urkunden und dergleichen vorliegen. Es wdre
doch sschrecklich, wenn ein solcher Mensch in der
‘Welt herumlaufen und voll Stolz verkiinden koénnte,
was er fiir Schandtaten begangen hat! Er wiirde
unter Umstinden sogar Anhénger dafiir finden.

(Beifall bei der SPD.)

Ganz abgesehen davon, ist es auch gar nicht so
absurd und abwegig, 'damit zu rechnen, dafl ein
solcher Mensch sich als Zeuge in einem Verfahren
gegen einen Kollegen anbietet, um dann dort zu
sagen: Der war es gar nicht, ich war es, woraufhin
der andere ifreigesprochen werden miifite, und ihn
miilte man laufen lassen, ‘weil die Verjdhrungsfrist
abgelaufen wédre. Meine Damen und Herren, es
ist doch ein unertrégliches Gefithl, daB es zu der-
artigen Dingen kommen konnte.

(Beifall bei der SPD.)

Daher meine ich: Wenn man schon die Verlange-
rung der Verjahrungsfrist oder deren Aufhebung
bei Mord tberhaupt bejahen muB, wie idas die Bun-
desregierung getan hat, dann muB man das erst
recht fiir diesen besonderen Taterkomplex der Nazi-
moérder tun. Denn es wird doch wohl miemand im
Ernst sagen wollen, daB jemand, der Tausende oder
Millionen ermordet hat, weniger schuldig sei als
ein Taximorder.

Wir sind also, Herr Benda, mit Ihrem Antrag im
Endergebnis vollig einig, insbesondere nachdem Sie
jetzt auch ‘die Aufhebung der Verjdhrungsirist fiir
Mérder vorgesehen haben und die Verjdhrungsfrist
nicht mehr auf 30 Jahre begrenzen wollen. Wir hal-
ten das fir die sauberste und richtigste Losung. Der
Parlamentarische Rat hat die Todesstrafe fiir Mord
abgeschafft. Genau genommen ist die Konsequenz
dann, daB es bei todeswiirdigen Verbrechen auch
keine Verjahrung mehr geben darf. Es fragt sich also
jetzt nur noch, wie man das Ziel erreicht.

Die SPD legt Ihnen zwei Antrdge vor. Der eine
stimmt jetzt im wesentlichen mit den Bendaschen
Vorstellungen iberein und sieht eine Anderung
des Strafgesetzbuchs in Richtung auf véllige Auf-
hebung der Verjahrungsfrist fiir Mord vor.

‘Wir haben aber auch einen weiteren Antrag vor-
gelegt, der eine Grundgesetzinderung beinhaltet.
Ich will versuchen, Ihnen zu erldutern, warum das
zusdtzlich geschehen ist. Wir sind zun#chst der
Meinung, daB es der Wiirde dieses Hauses und der
Wichtigkeit dieses Problems entspricht, die Ande-
rung in besonders eindeutiger, feierlicher und un-
bezweifelbarer Weise in der Form vorzunehmen,
daf wir im Grundgesetz feststellen, es gibt keine
Verjahrung fiir Mord, wenn es keine Todesstrafe
fiir Mord mehr gibt. ‘

Dariiber hinaus sind wir der Meinung, daB wir
angesichts der rechtlichen Problematik, die bei Ver-
langerung der Verjdhrungsfrist durch ein einfaches
Gesetz besteht, auf jeden Fall sichergehen miissen
und daB wir daher iiber eine Grundgesetzinderung zu
verhindern haben, daBl etwa das Verfassungsgericht
spdter sagt, eine solche Regelung kénne nicht durch
einfaches Gesetz erfolgen. Meine Damen und Her-
ren, es ware eine Katastrophe, wenn das geschihe!

Herr Benda hat gesagt, er habe Zweifel, ob denn
die Situation bei einem einfachen Gesetz anders sei
als bei einer Grundgesetzdnderung; denn es gehe
doch in beiden Fallen, wie von den Gegnern einer
Verléangerung der Verjahrungsfrist durch einfaches
Gesetz gesagt worden sei, um das Rechtsstaatsprin-
zip in der Bundesrepublik. Darin gebe ich ihm
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nicht recht. Es ging in der Erérterung zwar auch um
das sogenannte Rechtsstaatsprinzip, es ging aber
bei denjenigen, die sich mit dem Problem befafBit
haben, konkret um Art. 103 des Grundgesetzes und
um die Frage, ob die Verjahrungsfrist zu den Vor-
schriften gehort, die nicht riickwirkend geédndert
werden koénnen. Das ist nicht unbedingt eine Frage
des Rechtsstaatsprinzips, sondern ein Problem des
Art. 103. Der Art. 103 aber kann gedndert werden.
Es gibt sehr beachtliche Stimmen, die die Meinung
vertreten, eine riickwirkende Anderung der Ver-
jahrungsfrist wiirde gegen Art. 103 verstofen. Des-
halb miissen wir sichergehen, indem wir eine Ande-
rung des Grundgesetzes vornehmen. Sosehr ich mit
Thnen, Herr Benda, personlich einig bin, daB das an
sich nicht nétig ware, und sosehr ich mit Thnen die
Meinung vertrete — und keineswegs nur eine Min-
derheit, sondern die nicht nur quantitative, sondern
auch qualitative Mehrheit unserer Staats- und Straf-
Techtslehrer ist dieser Meinung —, man kénnte es
durch ein einfaches Gesetz machen, sosehr muf ich
Thnen beipflichten, daB man natiirlich nicht wissen
kann, wie das Verfassungsgericht entscheidet. Das
Verfassungsgericht ist souverdn und kann also
gegen die iiberwiegende Mehrheit, theoretisch so-
gar gegen die gesamte deutsche Wissenschaft ent-
scheiden. Weil wir das nicht wissen, sollten wir
sichergehen, um nicht unter Umstanden — die
Chance ist fiir mich sehr, sehr gering; das gebe
ich Thnen zu — vor der Situation zu stehen, daB das
Verfassungsgericht das, was wir hier machen wer-
den, fiir verfassungswidrig erklart.

Aber einen dritten Grund haben wir, ganz offen
gesagt, noch fiir unseren Vorschlag, das Grundge-
setz zu dndern. Es gibt in diesem Hause sehr ver-
ehrungswiirdige Kollegen mit grofen Kenntnissen,
die in der Sache meinen, man sollte verhindern, daB
Nazimoérder durch das Ende der Verjdhrungsfrist
beglinstigt sein kdnnten, die aber nach ihrer Rechts-
iiberzeugung glauben, das gehe nicht, weil eine
rickwirkende Verlingerung der Verjdahrungsfrist
gegen die Verfassung verstoBen koénnte. Es sind
nicht wenige. Ich bin der Meinung, wir sollten es
auch ihnen ermdglichen, in der Sache zu entscheiden
und ihre wirkliche Meinung zu diesen Dingen zu
bekennen, damit sie nicht an formellen Bedenken
scheitern und dadurch vielleicht sogar noch in ein
falsches Licht geraten.

Alle diese Griinde zusammengenommen haben
uns veranlaBt, auch den Antrag auf Anderung des
Grundgesetzes zu stellen, und wir bitten Sie, auch
diesem Antrag zuzustimmen. Wenn wir an die
Sache herangehen — und wir miissen es —, sollten
wir es mit allen Sicherheiten tun, die moéglich sind,
und sollten uns nicht mit Losungen begniigen, die
vielleicht doch Gefahren bringen und unvollkommen
sein konnen.

Meine Damen und Herren, ich habe versucht, mit
aller juristischen Niichternheit das, was Herr Benda
gesagt hat, zu ergénzen. Es ist mir gar nicht leicht-
gefallen, so niichtern iiber die Probleme zu sprechen.
Denn Herr Benda hat recht: man kann an diese Fra-
gen, die Gewissensfragen sind, nur mit Leidenschaft
herangehen, mit wirklicher Leidenschaft, und ich bin

mit Thnen, Herr Benda, der Meinung, daB es im
Interesse des deutschen Volkes und auch der tiber-
wiegenden Mehrheit derer liegt, die einmal An-
hidnger desNationalsozialismus gewesen sind, wenn
wir uns befreien von den Verbrechern, von den
Moérdern, und alles tun, um moglichst nicht mit den
Mordern leben zu miissen.

(Beifall bei der SPD und Abgeordneten der
CDU/CSU\)

Vizeprdsident Dr. Schmid: Die Antrage sind
eingebracht und begriindet. Ich erdffne die allge-
meine Aussprache und erteile das Wort Herrn Ab-
geordneten Dr. Barzel.

Dr. Barzel (CDU/CSU): Herr Prasident! Meine
Damen und Herren! Nachdem Herr Kollege Benda
seinen Antrag und Herr Kollege Hirsch den Antrag
der SPD begriindet hat, mochte ich die Aussprache
zu diesem Tagesordnungspunkt fiir meine Fraktion
mit einem kurzen Beitrag erdffnen.

Bei dieser Diskussion, die eine politische Diskus-
sion ist, spiirt wohl jeder, daB es Gegenwart ohne

" Vergangenheit nicht gibt. Da wir dies wissen, ge-

hért die Antwort auf gestern zu unserem Weg in
die Zukunft. Deshalb mufi aber diese Debatte auch
das aufnehmen, was hierzu draufien im Lande gesagt
wird. Dieses Parlament wiirde ein Stiick seiner Fiih-
rungsrolle in der offentlichen Meinung in Deutsch-
land versdumen, wenn es sich beschrankte allein auf
das Dartun des Fiir und Wider der vorgeschlagenen
Paragraphen und auf die Kritik oder die Annahme
des Berichts der Bundesregierung, den ich begriiBle.

Die CDU/CSU kann auch liber diese Frage sehr
freimiitig und unvoreingenommen sprechen; denn
sie begann aus Liebe zu einem geschlagenen Volk
da, wo Hitler endete, und mit dem, was er hinterlieB.
Dieser Mann tragt groBfe Schuld auch vor dem deut-
schen Volk und gerade vor denen, deren vaterlandi-
sche Gesinnung und deren Idealismus er mif-
brauchte. Dieses deutsche Volk ist nicht kollektiv
schuldig geworden, ‘Wir sagen das nun seit 20 Jah-
ren, und wir werden das weiter tun. Wir haben uns
immer zu diesem Volk, zu seiner ganzen Geschichte
bekannt wie auch zur Ehre des deutschen Soldaten.
Auch das werden wir weiter tun. Wir haben krimi-
nelle Delikte immer sduberlich von politischem Irr-
tum getrennt. Wir werden das auch weiter tun. Nur,
wer Verbrechen begangen hat, geh6rt vor Gericht,
damit das Gericht objektiv und endgiiltig die Schuld
feststellen und das MaB der Aussonderung aus der
Gemeinschaft bestimmen kann.

Anders ist es beim politischen Irrtum. Zur Freiheit
gehért immer auch die Modglichkeit falschen Ge-
brauchs; zur Erkenntnis gehort das Risiko des Irr-
tums. Alle politische Meinungsbildung als in Freiheit
verantwortungsbewufit und ernsthaft gesuchte Er-
kenntnis ist immer auch der Moglichkeit des Irrtums
unterworfen. Das gilt nicht nur heute, das galt auch
gestern und das wird auch morgen gelten. Es gibt
keine Instanz, die etwa Vorhandensein und AusmaB
von Schuld beim politischen Irrtum feststellen
konnte.
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Auch daran werden wir festhalten, ebenso wie an
diesem — und auch das gehort in die Debatte, wenn
wir sie so flilhren, wie ich es eingangs sagte —:
Beide, Kommunismus und Nazismus, haben kraftig
Hand angelegt zur Zerst6rung der Demokratie von
Weimar; beide sind autoritdr, freiheitsfeindlich,
menschenverachtend; beide treten Demokratie,
Rechtsstaat und Menschenwiirde mit FifSen. Und
weil das so ist, gehort in diese Debatte auch der
Satz, daB Hitler tot ist und Ulbricht Iebt,

(Beifall bei den Regierungsparteien)

daB das Hakenkreuz iiber Deutschland war und die
Rote Fahne iiber einem Teil Deutschlands ist.

Die Fraktion der CDU/CSU hat dieser Frage, die
jetzt hier ansteht — fiir eine Debatte in erster
Lesung und Uber den Bericht der Bundesregierung —
im letzten halben Jahr mehr Zeit gewidmet als jeder
anderen. Wir haben es uns schwer gemacht, und wir
machen es uns weiter schwer. Wir haben als erste
Herrn Oberstaatsanwalt Schiile in unsere Fraktion
geladen; wir haben ihn gehdrt und wir haben ihn
gefragt. Er sagte uns, nach menschlichem Ermessen
sei alles erfaBt. Um ganz sicher zu gehen, brachten
wir im Dezember den Antrag ein, auf Grund dessen

_die Regierung jetzt berichtet hat. Wir stellten die

(B)

Frage, ob alles erfafit sei; denn wenn das so wére,
brduchten wir heute nicht zu debattieren. Da die
Bundesregierung nun sagt, eben dies sei nicht ge-
niigend gesichert, ist wohl fiir alle eine neue Lage
entstanden.

Die SPD-Fraktion hat hierauf mit Fraktions-
antrdgen geantwortet. Wir haben das nicht getan
und wir werden das nicht tun. Wir wiirden es auch
bedauern, wenn die FDP hier als Fraktion auftrate
oder gar, wie ich gehort habe, die AusschuBliiber-
weisung verweigerte. Wir meinen, daB dies eine
Frage ist, in der vor allem gegenseitigem Respekt
und ganz personlicher Entscheidung der Vorrang ge-
biihrt.

(Beifall bei der CDU/CSU.)

Wir machen kein Hehl daraus: wir ringen noch mit
uns — und aus der Rede des Herrn Kollegen Benda
ist wohl jedermann deutlich geworden, da wir mit-
einander ringen —, jeder mit sich und wir alle mit-
einander. Soviel aber kann ich fiir unsere Fraktion
in dieser Situation einer nicht abgeschlossenen Dis-
kussion heute schon sagen. Der Bericht der Bundes-
regierung schlieBt mit einem Satz, den ich mit der
Genehmigung des Herrn Présidenten zitieren mochte:

Die Bundesregierung wird den Deutschen Bun-
destag in seinen Bemiihungen unterstiitzen,
unter Wahrung rechtsstaatlicher Grundsédtze
eine Moglichkeit zu schaffen, da der Gerechtig-
keit Genilige getan wird.

Dieser Haltung treten wir bei, und ich fiige hinzu:
Wir sind der Meinung, daB man das Grundgesetz
nur ganz, ganz ausnahmsweise und nur unter ganz
uniiberwindlicher Notwendigkeit &ndern sollte. Wir
meinen des weiteren, dafl dies eine Frage ist, die
Parteipolitik weder vertragt noch verdient.

Meine Damen, meine Herren, warum machen wir
es uns so schwer? Ich will auch dariiber einiges offen
sagen. Einmal wissen wir alle, daf die Mdglichkeiten

irdischer Gerechtigkeit begrenzt sind. Justitia und ©

Judicium sind nicht dasselbe. Es ist klar, daBl das
in der CDU/CSU seinen besonderen Rang hat, und
das gilt vor allem, weil durch den zeitlichen Ab-
stand die Gefahr einer unbefriedigenden Rechtspre-
chung nicht ausgeschlossen werden kann, ebenso-
wenig wie die Gefahr einer Uberforderung von
Richtern und Zeugen.

(Sehr gut! in der Mitte.)

Wir unterstreichen deshalb, was hierzu die Bundes-
regierung in ihrem Bericht sagt.

Zum anderen haben viele von uns gerade wegen
einer bosen Erfahrung Hemmungen gegeniiber dem
Problem besonderer Gesetzgebung. Wir haben eine
peinliche Genauigkeit im Beachten der Normen, die
rechtsstaatliches Denken gebietet, und eben dies
wird dann gerade fiir diejenigen Kollegen zu einem
uniiberwindlichen Hemmnis, die — entgegen der
herrschenden Meinung aber ihrem Gewissen fol-
gend — Verjahrungsnormen fiir materielles Recht
halten und eben deshalb dem Problem der Riick-

wirkung eine besondere Bedeutung beimessen.
Gerade weil es Hitler gab — und nicht, um Ver-
brecher zu schitzen —, gibt das bei manchem von

uns den Ausschlag. Um es noch klarer zu sagen:

‘Keiner von uns, der gegen Verldngerung ist, ist

etwa fir Verbrecher.
(Sehr gut! in der Mitte.)

Keiner von uns will eine neue Entnazifizierung; kei-
ner will Gesinnung bestrafen. Es geht um Schwer-
verbrecher.

Auch aus diesem Grunde werden wir priifen, ob
es Mdoglichkeiten gibt, eben dies zu prédzisieren und
rechtlich zu erfassen.

Wir werden, wie ich hoffe, im Ausschufl schnell
und rechtzeitig, zusammen mit allen, den besten
Weg suchen, der in rechtsstaatlicher Weise die Ver-
folgung von NS-Mordtaten auch tber den 8. Mai
hinaus ermdéglicht.

Ich konnte mir denken, daB wir schlieBlich die
Hinausschiebung des Beginns der Verjahrungsfristen
mehrheitlich unterstiitzen werden. Aber da ist noch
manches zu fragen, manches zu priifen. Vielleicht
finden wir gemeinsam einen anderen Weg, gemein-
sam, ich sage dieses Wort, weil wir alle in der
Pflicht stehen, Schaden vom deutschen Volk abzu-
wenden.

Wir wollen uns nichts vormachen — auch dies
ist ein Punkt, um den es hier in der Diskussion
geht —: wir miissen jenen, die uns immer noch mif-

verstehen, potentielle Anldsse hierfiir nehmen. Ich
mochte Sie und auch das deutsche Volk darauf hin-
weisen, da wir unsere Wiedervereinigung nie er-
reichen werden, wenn die Basis des Vertrauens zu
uns nicht breit und tief ist.

(Beifall in der Mitte.)

Hier miissen wir uns €ben einfach der Tatsache
stellen, daB auch falsche Meinung, da auch Ressen-
timent eine politische Realitdt ist.

(Erneuter Beifall bei der CDU/CSU.)
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(A) Wenn wir klug sind, dann stellen wir eben auch

das in unsere politische Rechnung ein, schon wegen
der Spaltung unseres Landes.

Mit demselben Freimut moéchte ich folgende zwei
Bemerkungen hinzufiigen.

1. Die Bundesregierung hat an die Welt appel-
liert, alle Akten herauszugeben und sie rechtzeitig
zur Verfliigung zu stellen. Viele haben das getan.
Andere weigern sich. Thre Absicht ist offenkundig:
_ sie wollen uns schaden, uns politisch diskriminieren,

unsere Gesellschaftsordnung erschittern. Darum
sage ich mit aller Harte an alle, die es angeht: Wer
Akten nicht herausgibt, leistet Beihilfe zur Ver-
schleierung krimineller Delikte.

(Allseitiger Beifall.)

Die Machthaber in der Zone, die selber Morder
an der Mauer und am Stacheldraht sind, haben kein
Recht, diese Frage aufzugreifen. Sie haben, wie ich
meine, nur das Recht, selbst moglichst bald wegen
Mordes vor dem Richter zu stehen.

(Beifall im ganzen Hause.)

2. Wir diskutieren eine Frage, die allein die
unsere ist. Die Integration der Deutschen wird zu
leicht gestort durch die Lautstdrke anderer. Darum
hier eine grundsatzliche Bemerkung:

Freiheit oder Unfreiheit, das ist fiir den Menschen
so existentiell wie Warme oder Kalte, wie Sattsein
oder Hunger. Wer immer in der Sonne lebt, kann
die Bedingungen des Lebens in Schatten, Kélte und

(B) Schnee schwer beurteilen. Hunger kann nur ermes-

sen, wer ihn gehabt hat, es kann ihn nicht ermessen,
wer immer satt war.

Sie werden ahnen, daB ich das sage, um zu diesem
Satz zu kommen: Wer nie in der Diktatur lebte, hat
es schwer, sehr schwer, ihre Bedingungen auch nur
zu erahnen.

(Beifall in der Mitte und rechts.)

Wer nur die reine Luft des freiheitlichen Rechts-
staates kennt — und es ist ein Geschenk fir die,
die nur das kennen —, der wird leicht mit zu har-
tem, mit zu ungerechtem, zu lebensfremdem, zu-
wenig sachkundigem, ja zu grobem MaB die Lebens-
umstdnde, die Moglichkeiten und das Verhalten der
Menschen in der Diktatur beurteilen.

‘Wir tun das Unsere, Schaden wiedergutzumachen,
unsere freiheitliche Gesinnung glaubhaft darzutun,
Verbrechen zu verfolgen und Schuld zu stthnen. Wir
rechnen auch nicht auf, wiewohl vielen Deutschen
unrecht geschehen ist. Aber wer den Menschen
kennt, weiB, daB der gute Wille, zumal der durch
Taten bekundete, konstruktiver Antwort bedarf.

(Sehr richtig! in der Mitte.)
Die Welt, in der wir leben, ist zu klein, die Freie
Welt, fir die wir endgiiltig optiert haben, ist zu ge-

fahrdet, als daB hier fiir Unverséhnlichkeit, als daB
hier Raum waére fiir Inseln des Hasses.

(Beifall in der Mitte.)

Erlauben Sie mir ein ganz persomliches Wort, und
ich sage dieses Wort wegen so mancher Flugbléatter,

die uns hier erreichen, und wegen so mancher merk- ©

wiirdigen Intervention, die man in dieses Haus ein-
zuschleusen wversucht, Als Hitler kam, war ich acht
Jahre alt. Ich war spater Soldat und Offizier, und ich
glaubte, im Dienst des Vaterlandes zu wirken. Ich
kenne den MiBbrauch des Idealismus der deutschen
Jugend damals. Eben darum war ich bereit, diese
Rede zu halten; denn ich glaube an Deutschland.

Unser Land ist ein anderes geworden. Hier ist ein
Ort der Humanitét, der Freiheit, der Redlichkeit und
des Rechts. Deshalb lohnt es sich, wie ich meine, ein
Deutscher zu sein.

(Beifall in der Mitte und rechts.)

Unsere Geschichte umfat mehr als zwo6lf bése Jahre.
Unsere Gegenwart ist rechtlich und sie ist ehrenhaft.
Die anstehende Frage, die nur unsere Frage ist, wol-
len wir beantworten aus Achtung vor uns selbst und
aus dem Geist, der Deutschland seit langem auszeich-
net, aus dem auch dieser ‘Wiederaufbau und dieses
neue gute Deutschland wieder moglich wurde.

Wir hoffen, meine Damen, meine Herren, daB
diese Debatte so verlduft, wie es dem Rang der
Probleme und unserer Selbstachtung entspricht.

(Lebhafter Beifall in der Mitte und bei Ab-
geordneten der FDP.)

Vizeprdsident Dr. Schmid: Das Wort hat der
Bundesminister der Justiz.

‘Dr. Bucher, Bundesminister der Justiz: Herr Pra-
sident! Meine Damen und Herren! Ich wiederhole,
was ich bei meinen ersten Ausfithrungen gesagt
habe: daB ich jetzt an dieser Stelle nicht namens
der Bundesregierung spreche, sondern meine eige-
nen Gedanken vortrage.

Ich gebe zundchst meiner Freude dariiber Aus-
druck, daB diese Debatte bis jetzt in einer so duBerst
sachlichen und vornehmen Atmosphdre verlaufen
ist. Sie konnen mir glauben, daB mir das wohltut,
nachdem ich auBerhalb dieses Hauses ganz erheblich
mit Dreck beworfen worden bin. Aber es ist tatsdch-
lich, wie Herr Kollege Barzel sagte, ein Gebot fiir
idieses Haus, daB wir uns in dieser Sache gegenseitig
gelten lassen und keiner dem anderen einen Vor-
wurf macht.

Ich méchte das auch fiir mich in Anspruch nehmen.
Ich habe von Anfang an erklédrt, daB ich die Motive
derer, die anderer Ansicht sind, 'wiirdige und daB
ich diese Motive fiir genauso edle Motive halte wie
die meinen und die meiner Freunde. Gerade deshalb
habe ich auch immer zum Ausdruck gebracht, daB
die Entscheidung dieses Hauses, gleich wie sie aus-
fallen mdge, hingenommen und die von ihm be-
schlossene Regelung durchgefiihrt werden muB.
Wenn es nach mir ginge, sollte man nach dem 8. Mai
dieses Jahres — gleichgiiltig wie die Entscheidung
ausfallt — t{iber dieses Thema, jedenfalls fir das
ndchste halbe Jahr, nicht mehr reden.

Herr Kollege Benda hat mir, um das noch vor-
wegzunehmen, ein etwas zweifelhaftes Kompliment
gemacht, indem er sagte, er bekomme Zuschriften,
in denen es heie: Wenn der Bundesjusitzminister
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das sagt, wird das schon stimmen. Ich versichere
Thnen, Herr Kollege Benda, ich habe meinernseits
nichts dazu getan, einen soldhen Eindruck zu erwek-
ken. Wenn ich vielleicht etwas zu apodiktisch mei-
nen Rechtsstandpunkt vertreten habe, so stehe ich
nicht an, zu erkldren — und ich habe das auch in
der letzten Zeit Ofter erklart; ich bin mir bewubBt,
daB viele, auch prominente Juristen diesen Stand-
punkt nicht teilen —, daB er .sehr umstritten ist.
Aber ich glaube, es hat wenig Sinn, wenn wir ge-
genseitig unsere juristischen oder sonstigen Hilfs-
truppen aufmarschieren lassen, d. h. der Ausdruck
~Hilfstruppen” ist etwas unwiirdig fiir akademische
Professoren. Als Mitstreiter mochte ich nur solche
fiir mich in Anspruch nehmen, die wirklich selber
sich mit den Dingen befaBt und dazu Artikel ge-
schrieben oder Vortrdge gehalten haben.

Aber ich halte wenig davon, wenn z.B. an den
Herrn Bundestagsprasidenten, an den Bundeskanz-
ler, an mich und an den ganzen Bundestag ein offe-
ner Brief versandt wird, der von uber 100 Profes-
soren unterzeichnet ist, wenn ich in diesem offenen
Brief folgendes sehe. Der zweite Satz lautet in dem
maschinengeschriebenen Text: ,Der Gedanke, daB
von diesem Zeitpunkt an alles Furchtbare, das vor
1945 geschehen ist, ungeahndet bleiben soll”. Diese
Stelle ist mit Tinte verbessert worden, und es
heiit dann in der endgiiltigen Fassung: ,Der Ge-
danke, daB von diesem Zeitpunkt an Furchtbares,
das vor 1945 geschehen ist, ungeahndet bleiben
soll.” Ich weiB nicht, in welchem Moment und nach
wieviel Unterschriften die Korrektur vorgenommen
wurde. Sie sehen daraus, von wie falschen Vorstel-
lungen solche Petenten oft ausgehen.

Oder: ich habe gelesen, daB im Storting, dem nozr-
wegischen Parlament, eine Petition in dem Sinne
eingebracht worden ist, man mége auf die Bundes-
regierung einwirken, daB sie sich gegen den Eintritt
der Verjahrung ausspricht, und zur Begriindung hat
ein Abgeordneter wieder den alten Satz gebradt,
es ware unertrdglich, wenn Bormann nach dem
8. Mai bei uns auftauchte.

Deshalb sage ich: ich m6chte mich nur auf AuBe-
rungen von Personen berufen, die sich wirklich ein-
gehend mit der Sache befafit haben. Im iibrigen ent-
hebt uns auch die Zustimmung oder die Ablehnung
noch so prominenter Juristen oder Politiker nicht
der Verpflichtung, uns selber in eigener Veranwor-
tung, wie Herr Kollege Barzel gesagt hat, uns un-
sere Meinung zu bilden.

Die Griinde meiner Ablehnung einer Verlange-
rung durch ein riickwirkendes Gesetz wurzeln in
Grundfragen des Rechis iiberhaupt. Wir miissen uns
entscheiden, ob wir dem verstdndlichen Ruf nach
lickenloser Siihne fiir die verabscheuungswiirdigen
Verbrechen der NS-Zeit folgen oder ob wir dem
alten rechtsstaatlichen Satz treu bleiben wollen, daB
jedes ruckwirkende Gesetz auf dem Gebiete des
Strafrechts von Ubel ist. Beide Grundsdtze, die
Rechtssicherheit einerseits und die materielle Ge-
rechtigkeit andererseits, haben Verfassungsrang.
Darin stimme ich mit Herrn Benda vollkommen
iiberein. Ich bezweifle zwar, ob man davon sprechen
kann, daB unser heutiger Rechtsstaat im Unterschied

zum Rechtsstaat des 19. Jahrhunderts so ein Rechts-
staat neuer Art sei. Aber im Ergebnis, daB beide
Grundsatze — Rechtssicherheit und materielle Ge-
rechtigkeit — Verfassungsrang haben, sind wir,
glaube ich, einig.

Das Bundesverfassungsgericht hat idas wiederholt
ausgesprochen und dabei dem Gesetzgeber die Frei-
heit zuerkanmt, sich im Einzelfall zwischen diesen
beiden Postulaten zu entscheiden wund innerhalb
gewisser Grenzen 'die materielle Gerechtigkeit oder
die Rechtssicherheit zuriicktreten zu lassen. Der ma-
teriellen Gerechtigkeit, also 'dem Bediirfnis nach
Sithne den Vorrang einzurdumen, kamnn aber nur
dann sinnvoll sein, wenn wir der Uberzeugung sein
durften, daB die Verldngerung der geltenden Ver-
jahrungsfrist ‘wirklich der Gerechtigkeit zu einem
iberzeugenden Sieg verhelfen wiirde. Gerade diese
Uberzeugung habe ich nicht.

Ich sehe mit Sorge, wie die NS-Verfahren alle
Beteiligten, vor allem aber die Gerichte, vor immer
unlésbarere Aufgaben stellen. Die Wahrheitssuche
wird schon durch 'den zunehmenden Ausfall von
Zeugen, aber auch durch das nachlassende Erinne-
rungsvermégen der Zeugen wie der Angeklagten
immer schwieriger. Anklage wie Verteidigung sind
in einem sonst unbekannten AwusmaB dadurch
erschwert, daB 'wichtige Belastungs- und Entlastungs-
zeugen nicht mehr auffindbar 'sind, nicht mehr bereit
oder in der Lage sind, sich zu erinnern. Die Urkun-
denbeweise sind oft fragmentarischer ‘Art und
erlauben kein umfassendes Bild. Fiir das Schwur-
gericht mit seinen drei Berufsrichtern und sechs
Geschworenen wirnd es immer schwieriger, sich in
erforderlichem MaBe in die Einzelheiten eines furcht-
baren Zeitgeschehens vollig anomaler Art hinein-
zuversetzen. Hohe Anerkennung gebithrt den Rich-
tern, Staatsanwidlten und Verteidigern, die sich die-
sen ungeheuren Anforderungen stellen. Aber die
geschilderten Schwierigkeiten werden in immer stei-
gendem MaBe dazu fithren, daB Angeklagte frei-
gesprochen werden, weil das Gericht die verblie-
benen Beweise nicht flir ausreichend héalt, um sich
von einer Mordschuld zu {iberzeugen.

Mit wachsendem Unbehagen bemerkt die Offent-
lichkeit, wie 'selbst in «dem Féllen, in 'denen das
Gericht zu einem Schuldspruch kommt, das Straf-
maB in einem fiir .das Gerechtigkeitsgefiihl fast un-
ertraglichen MiBverhdlinis zu der Schwere der
Beschuldigung steht, Aber gerade diese Erscheinung
beruht nicht zuletzt idarauf, daB, wie ich vorhin
betonte, auch fiir die Verteidigung die Situation
erschwert ist. Wienn einem Angeklagten in klaren
Tatsachen vorgehalten wird, er habe die und die
Morde auf dem Gewissen, so kann der Angeklagte
einwenden: ,Aber ich habe auch sehr vieles getan,
um z. B. andere Menschenleben zu retten. Das miiBit
ihr mir zugute halten. Aber ich kann es heute nicht
mehr beweisen.” Aus diesem Beweisnotstand kom-
men wir, ob man das dem Angeklagten nun glaubt
oder nicht, dann zu solchen, oft befremdlich erschei-
nenden milden Urteilen.

Es ist primitiv und ungerecht, in solchen Féllen
einfach die Schwungerichte mit Vorwiirfen zu bela-
sten. Die Gerichte konnen und diirfen einen Ange-
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(A) klagten nur mit der ‘Strafe belegen, die dem nach-

(B

~—

gewiesenen Tatbeitrag und dem nachgewiesenen
MaB seiner Schuld entspricht.

(Beifall beider FDP.)

Aus dieser Situation heraus kommt das ominése
Wort: Wir miissen mit Mérdern leben. Ein Wort
eines Kollegen aus diesem Hause, dem ich unge-
wollt zu Weltgeltung verholfen habe, aber beileibe
nicht in dem fahrldssigen Sinne, der mir offenbar
auch von Herrn Jaspers unterstellt wird, war, ich
hitte einfach leichthin gesagt: Es macht doch nichts
aus, mit einigen Mordern mehr oder weniger zu
leben. Der Nachdruck lag vielmehr auf dem ,mis-
sen”; wir miussen es.

Einmal ist — das ist heute schon gesagt worden
— alles verjdhrt, was nicht Mord ist. Ich habe mich
bisher die ganze Zeit mit diesem Komplex befalit
und viele Berichte gelesen, u. a. die entsetzliche
Schilderung aus dem Warschauer Getto: Ein Kind
hat sich ein Stiick Brot verschafft. Der Bewacher
sieht das. Das Kind bettelt um sein Leben. Der Be-
wacher sagt zu ihm: ,Du wirst dein Leben behalten.
Aber du wirst nicht mehr schmuggeln.” Daraufhin
schieBt er dem Kind beide FiiBe ab. — Ist so etwas
besser als ein Morder? Und das kénnen wir heute
auch nicht mehr verfolgen.

Zweitens. Es ist eine Tatsache, daB viele Morder
von alliierten Gerichten abgeurteilt und nach sehr
kurzer Zeit wieder freigelassen worden sind. Ich
verzichte hier darauf, Namen zu nennen. Sie kennen
diese Namen. Aber einen muB ich doch nennen,
Herrn Veesenmayer, der in dem ProzeB gegen
Hunsche und Krumey als Zeuge auftrat, obwohl er
wahrscheinlich groBere Schuld auf sich geladen hat
als die beiden dort Angeklagten. Das gleiche gilt
auch fiir deutsche Gerichte. In Hessen wurde ein
Euthanasiearzt Gorgass verurteilt und nach verhalt-
nismdBig sehr kurzer Zeit wieder begnadigt. Mit
diesen Mordern leben wir auch zusammen.

SchlieBlich: Ich habe schon auf die Schwierigkeit
der Gerichte hingewiesen, mit diesen Dingen fertig
zu werden. In der ,Stuttgarter Zeitung” vom
15. Februar — die ,Stuttgarter Zeitung" ist bestimmt
nicht dafiir bekannt, verjahrungssiichtig zu sein —
findet sich ein Bericht liber den Treblinka-ProzeB,
und es wird dort sehr eindringlich und bildhaft ge-
schildert, wie die Zeugen, diese bedauernswerten
Menschen, die das Entsetzliche, das sie erlebt haben,
vor Gericht wieder auspacken miissen, nicht in der
Lage sind, dem Richter zu antworten, wenn er sagt:

Ich modte Einzelheiten haben; ich mochte wissen: .

War das derjenige, der geschossen hat, den man
Frankenstein hieB? Darauf sagen die Zeugen: Ja,
das konnen doch wir nicht sagen, ob der geschossen
hat; das konnten die sagen, die er umgebracht hat;
wir sind ja durch eine glickliche Fiigung dem
Schidksal entgangen, wir leben noch, wir haben
nicht gesehen, was der hinter seiner Wand getrie-
ben hat. Am SchluB wird hier dann angedeutet, daf
auch einige der Treblinka-Angeklagten dem Urteils-
spruch gelassen entgegensahen.

SchlieBlich viertens: Kénnen wir uns damit be-
gniigen, einfach zu sagen: Das sind die Morder, die

jetzt hier auf der Anklagebank sitzen und dann ver-
urteilt werden? Als ich in Miinchen studierte, gab
es einen Professor — doppelter Doktor, der Rechts-
wissenschaft und der Theologie —, der Staatsrecht
las und der uns Studenten in jeder Stunde vom
,Charisma" des Fithrers vorschwatzte. Man wird
nicht sagen koénnen, daB er das unter Druck getan
habe; denn Griechisch zu reden, haben die Nazis
niemanden gezwungen. Nun, Charisma, das bedeutet
allerhand. Ein Mann, der mit Charisma begabt ist,
der hat es naturlich auch in der Hand, Todesurteile
auszusprechen. Und nun iiberlege man sich: nun
kam die Euthanasie, und das nachste Glied in der
Kette ist ein Film, der damals lief, ein nicht nur
raffiniert, sondern ein auch kiinstlerisch gemachter
Film mit dem Titel ,Ich klage an”. Dieser Film war
eindeutige Propaganda dafiir, daB lebensunwertes
Leben doch besser vernichtet wiirde. Jetzt sitzen die-
jenigen, die sich an diesen Aktionen als ausfithrende
Tabletten- oder Spritzengeber beteiligt haben, auf
der Anklagebank, und wir sagen — vorausgesetzt,
daB sie verurteilt werden —: Mit diesen Mordern
oder Mérderinnen wollen wir nicht zusammenleben.
Aber mit dem Herrn Professor, dem wir heute noch
begegnen koénnen, fithren wir ein interessantes Fach-
gesprach, und mit dem Herrn Regisseur, der heute
noch existiert, unterhalten wir uns bei einem Codk-
tail in angenehmer Weise. Mit Mérdern jedoch wol-
len wir nicht leben. Ich meine, diese Haltung ist das,
was Thielicke als die UnbubBfertigkeit des eigenen
Gewissens bezeichnete.

(Beifall bei der FDP.)

Ich kann dem Herrn Kollegen Unertl nicht so ganz
unrecht geben, wenn er sagt, daB die Befiirchtung
bestehe, daB wir wieder eine Art Entnazifizierung
betrieben. Sicherlich, das heutige Thema hat mit
Entnazifizierung selbstverstdndlich nichts zu tun.
Aber was hat es dann fiur einen Sinn, wenn im
.Spiegel” in drei Nummern hintereinander erwdhnt
ist, daB der als Bundesrichter vorgeschlagene Herr
Loesdau SA-Mann — nicht mehr und nicht weniger
— war? Oder war es sehr angebracht, dal wir uns
ernsthaft daritber unterhielten, ob Herr Schiile des-
halb als Leiter der Ludwigsburger Stelle weiterhin
tragbar sei, weil er einfacher Parteigenosse und
SA-Mann gewesen sei? Es drangt mich wirklich, an
dieser Stelle zu sagen: Ist denn das alles nichts wert,
was dieser Mann in sechseinhalb Jahren getan hat?

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten
der CDU/CSU.)

Ist das alles deshalb nichts wert, weil er SA-Mann
und Parteigenosse war? Ich glaube, so viele Mord-
drohungen wie Herr Schiile hat keiner von uns ins
Haus geschickt bekommen. Und er hat das, was er
getan hat, sicher nicht nur getan, um etwa ein fri-
heres Nazitum zu tarnen.

Das erinnert mich manchmal an das bekannte
Wort von Lenin, der ja von den revolutionaren
Fahigkeiten der Deutschen nicht viel hielt und
sagte, wenn man deutsche Revolutiondre beauf-
trage, einen Bahnhof zu stiirmen, dann losten sie
zuerst eine Bahnsteigkarte. Aber auch Lenin hat
nicht daran gedacht, daB man mit dieser Bahnsteig-
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karte noch nach zwanzig Jahren sich Zugang zum
Bahnhof verschaffen wollte.

(Zurufe.)

Naturlich wiirde es mir sehr schlecht anstehen, hier
zu sagen: ,Es ist schade, daB wir keine Revolution
gehabt haben.” Denn eine Revolution ist ja ein
hochst ungerechter Vorgang.

(Abg. Dr. Wuermeling: Bitte etwas mehr
Niveau, Herr Minister!)

Aber ich glaube, wir miissen uns an das Wort
erinnern, das Theodor Heuss gepragt hat, der die
Kollektivschuld des deutschen Volkes abgelehnt,
aber gesagt hat, man miisse von einer ,Kollektiv-
scham"” sprechen. Das, glaube ich, ist die richtige
Haltung, von der wir ausgehen miissen, von der
wir auch bei diesen Fragen ausgehen miissen. Wir
koénnen nicht dahin kommen, daB, wie es Golo
Mann formulierte, eine Hélfte der Nation tliber die
andere Halfte der Nation zu Gericht sitzt.

Ich bitte das Hohe Haus, mich richtig zu verstehen.
Ich rede nicht denen das Wort, die iiberhaupt
SchluB machen wollen mit diesen Verfahren. Ich
gehe davon aus, daB die Gerichte sich den schweren
Aufgaben stellen, die das geltende Recht ihnen vor-
schreibt. Ich will aber verhindern, dafl ein die Ver-
jahrung verldngerndes Gesetz diese " Belastungen
der Gerichte noch vermehrt.

Es ist meine Uberzeugung, daB man dadurch,
daB man den geltenden Gesetzen ihren Lauf 148t,
letzten Endes auch der Gerechtigkeit am besten
dient.

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten
der CDU/CSU))

Aus diesen Erwdgungen glaube ich nicht daran,
daB eine riickwirkende Verldngerung der laufenden
Verjdhrungsfristen ein eindeutiges Gebot der Ge-
rechtigkeit ist.

Ich komme nun zu einem weiteren Punkt, der die
Entscheidung so besonders schwer macht. Ich sehe
ihn darin, daB nach meiner rechtlichen Uberzeugung,
die von vielen geteilt wird, eine Grundgesetzdnde-
rung noétig ist, wenn man die Fristen riickwirkend
verlangern will. Ich mdchte versuchen, in aller Kiirze
den wesentlichen Stand der verfassungsrechtlichen
Diskussion wiederzugeben.

Art. 103 Abs. 2 des Grundgesetzes hat dem alten
Rechtsgrundsatz ,Nulla poena sine lege” Verfas-

sungsrang gegeben. Uber die Auslegung dieser Vor-’

schrift haben sich vor allem drei Auffassungen ge-
bildet.

Die eine Auffassung, die am profiliertesten wohl
von Herrn Kollegen Dr. Arndt vertreten wird oder
vertreten worden ist, entnimmt dem Art. 103 Abs. 2
ein besonders strenges Verbot. Nach ihr soll jede
der Tat nachfolgende Kompetenzerweiterung, jede
Vermehrung der Staatsgewalt und des staatlichen
Strafanspruchs im besonderen verboten sein. Es liegt
auf der Hand, daB hierunter auch die Verlangerung
laufender Verjdhrungsfristen fallt.

Nach dieser Auffassung, die das Rechtsstaatprin-
zip des Grundgesetzes besonders ernst nimmt, wéare

also eine Verlangerung der laufenden Verjahrungs-
fristen durch den einfachen Gesetzgeber auf jeden
Fall unzulassig.

Diese Auffassung ‘hat aber noch eine weiterrei-
chende Konsequenz, auf die, glaube ich, der Kollege
Benda schon hingewiesen 'hat. Wenn man namlich
in dem Art. 103 Abs. 2 einen Sonderfall des in
Art, 20 verankerten Rechtsstaatsprinzips erblickt, so
wird es zweifelhaft, ob diese Bestimmung angesichts
der Garantie fiir das Rechtsstaatsprinzip in Art. 79
des Grundgesetzes durch eine Grundgesetzédnderung
ttberhaupt durchbrochen werden darf.

Im duBersten Gegensatz zu dieser Meinung steht
die Auffassung, Art. 103 Abs. 2 fordere nur, daBl vor
der Tat ein bestimmter Straftatbestand mit einer be-
stimmten Strafdrohung ausgesprochen sein miisse;
kurz, nur das Ob und Wie der Strafbarkeit miisse
vor der Tat gesetzlich festliegen.

Diese Auslegung 1dBt eine Verlangerung der Ver-
jadhrungsfrist durch den einfachen Gesetzgeber. zu.
Sie beruft sich auf einen BeschluB des Bundesverfas-
sungsgerichts vom 18. September 1952. Dort hat das
Bundesverfassungsgericht dargelegt, daB Art. 103
Abs. 2 dem hessischen Ahndungsgesetz nicht ent-
gegenstand, das lediglich die Vorschriften tiber die
Hemmung der Verjdhrung nachtraglich ergdnzte —
Vorschriften tiber die Hemmung der Verjdahrung
wahrung des Dritten Reiches, iiber die unter Poli-
tikern oder Juristen noch nie eine Meinungsver-
schiedenheit bestanden hat. Fiir unsere Frage ist
dieser BeschluB3 nicht unbedingt von abschlieBender
Bedeutung.

Ich muB in diesem Zusammenhang auch darauf
hinweisen, da das friihere Reichsgericht bis 1942
immer den anderen Standpunkt, also die soge-
nannte materiell-rechtliche Auffassung, vertreten
hat und daB es erst 1942 — es wird behauptet, unter
dem EinfluB Freislers; das kann ich nicht nachprii-
fen, aber die Zeit und der Anla3 sprechen schon
dafiir — anlaBlich einer Entscheidung iiber die Ver-
brauchsregelungsstrafverordnung, wo das ,Bediirf-
nis” bestand, die Verjahrungsfrist riickwirkend zu
verldngern, sich zu der prozessualen Theorie bekannt
hat. Ich will beileibe nicht unserem Bundesgerichts-
hof oder unserem Bundesveifassungsgericht vor-
werfen, sie wiirden nationalsozialistische Recht-
sprechung fortsetzen, sondern ich will nur sagen,
daB es bei dieser Entstehungsgeschichte und diesem
Verlauf durchaus méglich ist, daB die Rechtspre-
chung entsprechend der iiberwiegenden Auffassung
der Rechtslehre wieder zur materiell-rechtlichen
oder zum mindesten zur gemischten Theorie zuriick-
kehrt.

Nach einer dritten Auffassung schlieBlich erstreckt
sich das verfassungsrechtliche Riickwirkungsverbot
auf sdmtliche materiell-rechtlichen Vorschriften des
Strafrechts. Nach dieser Lehre ware eine Verldange-
rung laufender Verjdhrungsfristen durch den ein-
fachen Gesetzgeber verfassungswidrig, wenn die
Verjahrung zum materiellen Strafrecht zu rechnen
ist. i

Diese Frage nun ist umstritten, und man kann far
sie auch micht, wie der Herr Abgeordnete Hirsch
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getan hat, aus der Begriindung zum Strafrechtsent-
wurf etwas entnehmen. Dieser Entwurf stellt sich auf
den Boden der gemischten Theorie. Man wollte be-
wuBt die Verjahrungsvorschriften in das materielle
Strafrecht bringen und hatte dies damit begriindet,
daB auf jeden Fall das ausgeschlossen werden soll,
was man im Dritten Reich auch zu tun bereit war,
namlich eine bereits abgelaufene Verjahrungsfrist
wieder in Gang zu setzen. Aus diesem Passus kann
aber nicht gefolgert werden, daB der Entwurf des
Strafgesetzbuchs auf dem Standpunkt stehe, eine
rickwirkende Verldngerung einer noch nicht abge-
laufenen Frist sei moglich. Es war vielmehr von
vornherein vorgesehen, das Gegenteil davon im
Einfilhrungsgesetz zum Ausdruck zu bringen. Im
iibrigen gibt es den § 2 Abs. 2 Satz 2 des Strafgesetz-
buchs, der bestimmt, daB bei Vierschiedenheit der
Gesetze von der Tat bis zur Aburteilung das jeweils
mildere Gesetz anzuwenden ist. Da8 in diesem Sinne
das Gesetz mit der kiirzeren Verjahrung das mildere
ist, dariiber diirfte kein Zweifel bestehen.

Ich will aber das Hohe Haus nicht weiter mit juri-
stischen Einzelheiten belasten, mit denen ja das
Plenum zum Teil sicher liberfordert ist, vor allem in
der ersten Lesung. Gleichviel, welcher der dargeleg-
ten Auslegungen man folgt, — sicher scheint mir
jedenfalls nach dem heutigen Stande der verfas-
sungsrechtlichen Diskussion folgendes zu sein: Nach-
dem so bedeutsame Stimmen sowohl von Gegnern
als auch von Anhéngern der Verlangerung eine
Grundgesetzdnderung fiir erforderlich gehalten ha-
ben,- wiare es ein erhebliches verfassungsrechtliches
Risiko, die Frist durch ein einfaches Gesetz zu ver-
langern.

Lassen Sie mich diese verfassungsrechtlichen Aus-
filhrungen mit einem Hinweis beschlieBen; der fiir
meine ablehnende Haltung von groBem Gewicht ist.
Wenn man sich schon entschlieBen wiirde, die Be-
denken gegen die Verlangerung um der materiellen
Gerechtigkeit willen zurlickzustellen, und wenn man
sich weiter entschlieBen wiirde, zu diesem Zweck
auch das Grundgesetz zu é&ndern, so bleibt die gra-
vierende Tatsache, daB diese Anderung einen beson-
ders empfindsamen Punkt unserer Verfassung be-
treffen wiirde. Es ist nun einmal ein Unterschied, ob
man die Gesetzgebungskompetenz des Bundes er-
weitert, ob man diese oder jene Verwaltungs- oder
Gerichtszustdndigkeit in dieser oder jener Richtung
verschiebt oder ob die Grundgesetzdnderung die
Reichweite des Satzes ,nulla poena sine lege" be-
trifft. Dieser Satz ist namlich zutiefst im allgemeinen
RechtsbewuBtsein wverwurzelt. Er blickt auf eine
groBe Tradition in der Rechtsentwicklung zuriick und
hat in den Verfassungen fast aller deutschen Lander
ebenso wie in der Menschenrechtskonvention seinen
Niederschlag gefunden.

Der Sinn dieses Satzes ist nicht, wie manchmal
obenhin gesagt wird, eine Magna Charta des Ver-
brechers darzustellen. Auch das hat Herr Kollege
Benda in dankenswerter Weise bereits richtig-
gestellt. Ich mochte aber nochmals darauf eingehen,
weil oft gesagt wird: Der Verbrecher hat doch
keinen '‘Anspruch darauf, daB ihm die Verjahrungs-
frist, die bestand, als er seinen Mord beging, auf

jeden Fall erhalten bleibt. Selbstverstandlich hat :der
Verbrecher keinen ‘Anspruch darauf. Aber vor Ge-
richt und vor dem Staatsanwialt und vor der Polizei
steht zundchst einmal nicht ein Verbrecher, sondern
ein Biirger, gegen den ermittelt und der dann even-
tuell angeklagt wird. Es ist ebenso ein alter Rechts-
grundsatz, ein Verfassungsgrundsatz, daB sich jeder
Biirger so lange als unbestraft fithlen und bezeichnen
kann, solange er nicht rechtskraftig verurteilt ist.

(Abg. Dr. Schifer: Sie reden zu einer ganz
anderen Sachel)

— Ich rede dazu, [daB es sich hier nicht um eine
Magna Charta ides Verbrechers handelt, sondern
um eine Magna Charta des Staatshiirgers.

(Abg. Metzger: Aber Sie verhindern auch,
daB festgestellt wird, ob er ein Verbrecher
ist!)

— Um das geht es ja. Der :Staatsbilirger wird vor
Gericht gestellt, und da wird es festgestellt.

(Albg. Metzger: Nein, Sie verhindern es mit
ider Verjahrung!)

— Das ist das Wesen jeder Verjahrung. Dann mis-
sen Sie idas Institut der Verjdhrung iiberhaupt ab-
schaffen, wenn Sie auf diesem Standpunkt stehen.

Nehmen Sie 'doch allein die Zahlen, die auch der
Bericht gibt! Hier ergibt sich, daB bei 12 000 erho-
benen Anklagen etwa in der Halfte der Faille
— 6100 — verurteilt wonden ist. Damit ist fest-
gestellt, 'daBl sich bei vielen nachher herausgestellt
hat, daB es keine Verbrecher :waren, und fiir die
gilt diese Magna Charta mindestens genauso, wie
fir den, der sich nachher als Verbrecher herausstellt.

Besonders eindrucksvoll hat diesen rechtlichen
Sachverhalt Herr Professor Griinwald aus Bonn in
einer Stellungnahme wiedergegeben. Mit Erlaubnis
‘des Herrn Prasidenten mochte ich diese paar Satze
zitieren:

Art. 103 Abs. 2 hindert den Gesetzgeber, fiir
Taten, die zur Tatzeit zwar verboten, nicht aber
von einem Strafgesetz erfaBt waren, rickwir-
kend Bestrafung anzuordnen; das ist unbestrit-

ten. Das Rudckwirkungsverbot thindert iden
Gesetzgeber weiter — idas ist fast einhellige
Meinung —, die Strafe nachtraglich zu ver-
scharfen.

— Ich kann also nicht sagen, wenn eine Straftat mit
hochstens fiinf Jahren Zuchthaus bedroht ist: Ich
verschdrfe sie fiir eine bereits begangene Tat auf
zehn Jahre. —

Man wird schwerlich behaupten koénnen, daB
die riickwirkende Erhéhung einer Hochststrafe
fiir ein Verbrechen von fiinf auf zehn Jahre
Zuchthaus deshalb verboten sei, weil damit das
Vertrauen des Verbrechers bei seiner Tat dar-
auf, daB es nach spatestens funf Jahren wieder
frei sei, miBachtet wiirde. In der Stellungnahme
der Hamburger Strafrechtslehrer ist erklart,
daB wir keinen Grund hatten, den Mérder, der
auf die Verjahrung vertraue, in seiner Kalku-
lation nicht zu enttduschen. Ebenso aber lieBe
sich sagen, daB wir unbedenklich die Kalkula-
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tion dessen, der meint, er werde sich durch sein
Verbrechen nicht mehr als fiinf Jahre Zuchthaus
.einhandeln”, durchkreuzen konnen.

Man ist sich also dariiber einig, daB man die
Strafe nicht nachtrdaglich verschirfen kann. Da muB
ich doch fragen: Soll es dann méglich sein, nach-
traglich die Strafbarkeit Gberhaupt wieder zu be-
stimmen, wenn sie nach der Gesetzeslage, die zur
Zeit der Begehung der Tat bestand, nicht mehr vor-
handen gewesen ware? Nach Griinwald ist der Sinn
des Riickwirkungsverbots vor allem, ,den Gesetz-
geber zu hindern, seine Gesetze unter dem Eindruck
geschehener Taten aufzustellen”. Ich glaube, das ist
wirklich der hauptsdchliche, der maBgebende
Gesichtspunkt.

Ich habe Thnen meine rechtspolitischen und ver-
fassungsrechtlichen Sorgen gegen eine Verldnge-
rung der laufenden Verjdhrungsfristen vorgetragen.
Sie gelten nach meiner Auffassung genau in dem
gleichen Umfang auch gegen eine nachtrégliche
Hemmung. Ich kann mir Ausfiihrungen dazu sparen.

Aber noch ein grundsatzliches Wort zum SchluB!
Professor Jaspers sagt in seinem Interview: ,Das
Recht ist tberall in der Welt begriindet auf einen
politischen Willen.” Ich méchte umgekehrt sagen:
Das Recht ist der Politik vorgegeben.

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten
der CDU/CSU))

Das Recht kann nicht von politischen Erwdgungen
bestimmt werden, weder von innen- noch von

(B) auBenpolitischen. Wir hatten einen verbrecherischen

Staat. Dessen sind wir uns bewuBt. Wir kénnen
nicht leichthin sagen, so etwas werde nie wieder
vorkommen, sondern wir miissen dafiir sorgen, daB
das nie wieder vorkommt. Um das aber zu errei-
chen, sind die geeigneten Instrumente nicht die Ge-
richte, nicht die Tribunale. Vor dem Tribunal steht
der einzelne Té&ter. Das Gericht muB feststellen: Hat
dieser einzelne Tater das getan, was damals von
Staats wegen in entsetzlichen Befehlen angeordnet
worden ist? — Ein Staat und ein Volk selber kon-
nen nicht vor dem Tribunal Recht nehmen. Das Volk
kann nur vor dem Tribunal der Geschichte sein
Recht nehmen. Das kann es aber nur, wenn es sich
streng an die Grundlagen seines Rechts halt.

(Beifall bei der FDP und 'bei Abgeordneten
der CDU/CSU.)

Vizepridsident Dr. Schmid: Das Wort hat der
Abgeordnete Jahn,

Jahn (SPD): Herr Prdsident! Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren! Ich muB meiner tiefen
Enttduschung iiber das Ausdruck geben, was der
Herr Bundesjustizminister in der letzten halben
Stunde zur Debatte beigetragen hat.

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten
der CDU/CSU))

Nicht nur, daB wir weit von den iiberzeugenden
und ausgezeichneten Worten der Begriindung ab-
gekommen sind, die der Kollege Benda heute mor-

gen zum Thema gefunden hat, sondern, Herr Mini-
ster, nachdem ich bis heute morgen noch der Mei-
nung war, ungefahr zu ahnen, welches die Griinde
dafiir sind, daB Sie gegen eine Verlidngerung der
Verjdhrungsfristen sind, ist es Thnen jetzt gelungen,
mir restlos unklar zu machen, wo IJhre waren
Motive und Thre wahren Begriindungen liegen.

(Abg. Dr. Schéfer: Sehr richtig!)

Damit haben Sie der ‘Debatte und damit haben Sie
der Sache keinen Dienst geleistet.

(Sehr richtig! bei der SPD. — Abg. Dorn:
Jetzt warten wir auf Ihren Dienst!)

— Seien Sie nicht so ungeduldig!

Ich glaube nicht, dafl mit der Fiille von moglichen
Argumenten, die der Herr Bundesjustizminister
hier zusammengetragen hat, in dieser Frage die
Antwort und die Entscheidung gefunden werden
kann, die dieses Haus zu finden und zu treffen hat.
Ich bin in Sorge dariiber, daB manches von dem,
was hier an sogenannten rechtspolitischen Griinden
angefiihrt worden ist, die gegen eine Verlangerung
der Verjahrungsiristen sprachen, auch manches von
den Argumenten — ich werde mich damit noch
auseinanderzusetzen haben —, die vorher hier vor-
gebracht worden sind, uns doch sehr nahe in den
gefahrlichen Bereich jener Uberlegungen bringt,
von denen bisher alle hier gesagt haben, daB das
nicht die Grundlage unserer Entscheidung sein soll,
namlich das Bemiihen, etwa eine zweite Entnazifi-
zierung einzufiihren oder eine zweite Entnazifizie-
rung vorzunehmen. Um die Mdglichkeiten und Un-
moglichkeiten, die vorhandenen Schwierigkeiten,
die einzelnen Falle aufzukldren, die Schwierigkeiten,
die Wahrheit im Einzelfalle zu erforschen, wissen
wir wohl. Aber wir sollten sie nicht in solcher Weise
in den Vordergrund der Uberlegungen stellen, wie
der Herr Bundesjustizminister es hier getan hat,
aus dem einfachen Grunde, weil wir sonst Gefahr
laufen, die entscheidende Frage aus dem Auge zu
verlieren, und der Herr Minister hat doch ein
lebendiges Beispiel dafiir geliefert.

Die entscheidende Frage ist doch: Soll das unge-
heuerliche AusmaB an Verbrechen, wie sie in dieser
Form, in dieser GréBenordnung, in dieser Grausam-
keit in der Geschichte einmalig sind, einfach mit nur
juristischen Erwdgungen beantwortet werden, oder
sind wir aufgefordert, hier auch und in erster Linie
eine politisch-moralische Entscheidung zu treffen?

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten
der CDU/CSU.)

Meine Damen und Herren, um diese politisch-mora-
lische Entscheidung kommen wir nicht dadurch her-
um, daB wir hier sagen, der Rechtsstaat sei den
politischen Entscheidungen vorgegeben. Das ist, wie
einer meiner Kollegen soeben mit Recht gesagt hat,
auch ein schillerndes Wort. Niemand von uns méchte
eine Losung und strebt eine Losung an, die die
Grundséatze des Rechtsstaates auBer acht 1aBt, im
Gegenteil. Aber ich furchte, wir wiirden die Rolle
der Juristen in dieser Auseinandersetzung verken-
nen, wenn es nicht ihr Auftrag ware, dabei zu hel-
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fen, eine Losung zu finden, und nicht das Gegenteil
zu tun.

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten
der CDU/CSU.)

Wir haben uns bemiht, zu dieser Debatte und zu
dieser Auseinandersetzung unseren Beitrag zu lei-
sten, indem wir eine solche Hilfe Thnen mit unseren
beiden Antrdgen vorgelegt haben. Meine Damen
und Herren, ich meine — dariiber kann in den
Einzelheiten nicht hier gesprochen werden, aber
dariiber wird in diesem Haus, in seinen Ausschissen
und dariiber hinaus, zu sprechen sein —, wenn es
richtig ist, daB es ernsthafte verfassungsrechtliche
Bedenken gibt, dann sollte allein die Tatsache, daB
es solche Bedenken gibt, uns zu der Antwort noéti-
gen: Dann miissen wir sie nicht nur achten, sondern
nach Wegen suchen, wie man trotz dieser Bedenken
zu einer Losung findet. Wir meinen, unser Vorschlag,
das Grundgesetz in dieser oder meinetwegen —
lassen Sie uns dariiber sprechen! — anderer Form
zu &ndern, so zu dndern, daBl es diesen Bedenken
Rechnung trdgt und sie ausrdumt, ist ein Ausweg.
Er soll — das ist unser Wille — auch all denjenigen
hier im Hause helfen, ihre Bedenken zu iiberwinden,
die sie aus solchen rechtsstaatlichen Erwédgungen
haben.

Meine Damen und Herren, ich hoffe sehr, dafi das
zutrifft, was Herr Kollege Dr. Barzel zu diesem
Thema vorhin gesagt hat: daB niemand in diesem
Hause ist, aber auch wirklich niemand, der das Be-
diirfnis hat, sich hinter rechtsstaatlichen Bedenken
etwa mit anderen Motiven zu verstecken.

Einige Bemerkungen zu dem, was Herr Kollege
Barzel hier gesagt hat, scheinen mir notwendig zu
sein. Ich stimme in vollem Umfang mit ihm tiberein,
wenn er sagt: In dieser Frage hat das Parlament
in besonderem Mafle — so wie auch sonst — seine
politische Fithrungsrolle zu Gbernehmen und zu er-
fillen. Es ist die Aufgabe dieses Hauses — und ich
glaube, heute ist ein besonderer Tag, an dem wir
es in besonderem Mafe deutlich machen kénnen —,
in einer Frage von so hohem politischem und mora-
lischem Rang den Weg zu weisen und die Uber-
zeugungskraft auch im eigenen Volke wirksam
werden zu lassen, die notwendig ist, um die allsei-
tige Einsicht in die Notwendigkeiten der hier ge-
forderten Entscheidungen herbeizufiihren und zu
fordern. Ich wiirde es aber fiir gefdhrlich halten,
wenn wir uns in dieser Debatte mit Sdtzen begniig-
ten, die in solcher Form nicht stehenbleiben diirfen.
Sicherlich ist es richtig, wenn Herr Dr. Barzel sagt,
daB Hitler das deutsche Volk miBbrauchte. Aber
dieser Satz ist nur eine Halfte der Wahrheit.

(Abg. Dr. Barzel: Herr Kollege Jahn, zitie-

ren Sie in dieser schwierigen Situation

bitte ganz korrekt! Ich habe gesagt: Er hat

auch groBe Schuld vor dem deutschen Volk.

Das ist etwas anderes als das, was Sie so-

eben gesagt haben. Bleiben Sie bitte ganz
korrekt, Herr Kollege!)

— Auch grofie Schuld vor dem deutschen Volk, und ©

er hat es miflbraucht.

(Abg. Dr. Barzel :Er hat ein Stuck Idealis-
mus und vaterlandischer Gesinnung miS-
braucht; das ist mein Wortlaut!)

— Das Wort von dem MiBbrauch des deutschen
Volkes ist auch dabeigewesen, nicht nur mit den
Einschrdnkungen, die Sie jetzt machen.

(Abg. Dr. Barzel: Vielleicht machen wir
nachher eine pddagogische Stunde, damit
klar ist, was das sprachlich bedeutet! —
Abg. Dr. Schafer: Wenn Sie eine brauchen,
Herr Barzel, konnen wir es gern machen!)

Mir geht es darum, hier deutlich zu machen, daB
wir mit solchen Formulierungen nicht etwa — ich
will das Herrn Kollegen Dr. Barzel gar nicht unter-
stellen, sondern ich méchte einen Beitrag zur Kla-
rung dieser Frage leisten — —

(Abg. Dr. Dittrich: Dann nehmen Sie es

doch genau; Sie zitieren ihn doch! — Abg.

Dr. Barzel: Fangen Sie doch an zu klaren!

Jetzt sind Sie beim Polemisieren, Herr
Jahn!)

— Ich mochte einen Beitrag dazu leisten, daB diese
Dinge einmal klar ausgesprochen werden, da nam-
lich dieser Mifibrauch nicht moglich gewesen wére,
ohne daB sich eine allzu grofe Zahl von einzelnen
ihrer Verantwortung nicht mehr bewulit gewesen
wéren, und daB wir nicht nur an die Verantwort-
lichkeit und den Mifbrauch durch einen einzelnen
erinnern diirfen, sondern dal wir die Verantwort-
lichkeit jedes einzelnen in diesem Zusammenhang
nicht Gbersehen diirfen.

(Beifall bei der SPD.)

Es ist auch gefdhrlich, hier von dem Recht auf
politischen Irrtum zu sprechen. Gewiff, das Recht
auf politischen Irrtum wird man jederzeit aufrecht-
erhalten miissen, auch — und da stimme ich durch-
aus mit Thnen iiberein — als einen Bestandteil unse-
rer Freiheit. Aber wir haben es hier gar nicht mit
dem Recht auf politischen Irrtum zu tun. Diejenigen,
mit denen wir uns hier zu beschaftigen haben, sind
Morder gewesen, sie sind Moérder in der einfachen
Form des Kriminellen gewesen, wie wir sie nach
unserer Strafrechtsordnung kennen, und fiir sie
kann doch dieses Wort von dem Recht auf den poli-
tischen Irrtum nicht gelten; denn es gibt Dinge, tiber
die man sich nicht irren kann. Wer mordet — ob er
es unmittelbar tut oder ob er es vom Schreibtisch
aus getan hat, Herr Kollege Dr. Barzel —, der kann
dabei nicht irren, der kann sich iiber das, was er
getan hat, nicht im unklaren gewesen sein.

Vizepridsident Dr. Schmid: Gestatten Sie eine
Zwischenfrage?

Jahn (SPD): Bitte schon.

Dr. Barzel (CDU/CSU): Herr Kollege Jahn, ist

.Thnen entgangen, daB ich in meinen Ausfithrungen

Verbrechen und politischen Irrtum differenziert
habe, daB ich gesagt habe: Verbrechen muB bestraft
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werden? Ist Thnen entgangen, daB ich mich fiir die
Verlangerung der Verjahrungsfrist fiir Mord ein-
gesetzt habe? Bitte, bauen Sie keinen Popanz von
einer Meinung auf, die in diesem Hause kein
Mensch geduBlert hat!

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU.)

Jahn (SPD): Ich freue mich sehr iiber diese Frage,
Herr Kollege Barzel. Sie macht es mir leichter, fest-
zustellen, daB das, was Sie vorhin uber das Recht
auf politischen Irrtum gesagt haben — und darin
stimmen wir durchaus iiberein —, nicht in diese
Debatte gehort.

(Beifall bei der SPD. — Abg. Dr. Barzel:
Aber Sie haben mir etwas unterstellt!)

Vizeprdsident Dr. Schmid: Gestatten Sie eine
zweite Zwischenfrage?

Jahn (SPD): Bitte schon.

Dr. Barzel (CDU/CSU): Wie, glauben Sie, Herr
Kollege Jahn, kann dieses Haus seine Fiihrungs-
funktion in der 6ffentlichen Meinung in Deutschland
wahrnehmen, wenn es nicht auch Fragen und MiB-
verstdandnisse aufnimmt, die draulen im Lande in
diesem Zusammenhang geduflert werden?

(Beifall bei der CDU/CSU.)

Jahn (SPD): Das kann man sicherlich nicht da-
durch, Herr Kollege Barzel, daB man neue MiBver-
standnisse in diese Debatte hineinbringt.

(Beifall bei der SPD. — Zuruf von der FDP:
Das machen Sie selbst! — Weitere lebhafte
Zurufe von den Regierungsparteien.)

Mir liegt nur daran, zu verhindern, dafl diese MiB-
verstandnisse etwa vertieft werden konnten. Des-
wegen bin ich Thnen fiir diese von IThnen selber ge-
gebene Klarstellung durchaus dankbar.

Eine der Bemerkungen des Herrn Kollegen Barzel
hat mich besonders beeindruckt. Er hat .gesagt, es
gehe darum, Schaden vom deutschen Volke abzu-
wenden. Aber auch hier miiften wir uns, glaube ich,
doch noch einmal tiber einige Fragen etwas genauer
unterhalten. GewiB, in der Tendenz und in dem An-
liegen werden wir uns vielleicht sehr bald einigen
konnen; aber an dieser Stelle ist dann doch wohl
einmal die Frage notwendig: Haben wir, hat denn
insbesondere unsere Bundesregierung in all den
Jahren immer das Notwendige getan, um gerade
in dieser Frage Schaden vom deutschen Volk abzu-
wenden?

(Sehr gut! bei der SPD. — Zurufe von den
Regierungsparteien.)

Meine Damen und Herren, vor fiinf Jahren haben
wir doch schon einmal eine Debatte iiber die Frage
der Verjdahrung gefiihrt, und da war es die Mehrheit
dieses Hauses, die eine andere Entscheidung fiir
richtig gehalten hat. Seit fiinf Jahren debattieren
wir in diesem Hause undin seinen Ausschiissen iiber
die Frage, was denn eigentlich geschieht, um das

Material, das Dokumentenmaterial, von dem wir
wissen, daB} es in {ibergroer Menge in den osteuro-
pdischen L&ndern, aber auch sonst, vorhanden ist,
herbeizuschaffen, auszuwerten und fiir die Aufgaben
der strafrechtlichen Ermittlungen nutzbar zu machen.
Ist es denn nicht so gewesen, Herr Kollege Barzel,
daB es diese Bundesregierung und ihre Vorgénge-
rinnen waren, die uns immer wieder und immer wie-
der gesagt haben, sie ‘wiirden zwar priifen, aber
finf Jahre hindurch gepriift haben, und daB die Bun-
desregierung erst unter dem Druck der Zeit und des
von hnen und uns gemeinsam eingebrachten An-
trages vom 9. Dezember des vergangenen Jahres
bereit gewesen dst, ihren Widerstand gegen Dinge
aufzugeben, den sie jahrelang gepflegt hat,

(Abg. Dr. Barzel: Kennen Sie die Verfas-
sungsnorm und die Zustdndigkeit der Lan-
desjustizverwaltungen?)

sogar noch gepflegt hat, als es notwendig war, die
nétigen Unterlagen fiir die Ermittlungen im Ausch-
witz-ProzeB zu beschaffen. Herr Kollege Dr. Barzel,
vielleicht sind Sie so freundlich und héren einmal
zu. Was Thren Einwand hinsichtlich der Kompetenz
betrifft, so ist es immer die Bundesregierung gewe-
sen, die mit guten Griinden unter Berufung auf ihre
Kompetenz fiir auBenpolitische Dinge hier ein ent-
scheidendes Wort mitzureden hatte. Wegen des
Widerstandes der Bundesregierung war es notwen-
dig, hessische Staatsanwélte auf Urlaubsreisen nach
Polen zu schicken, damit sie in Auschwitz an Ort
und Stelle die Feststellungen treffen konnten, die
erforderlich waren, um fiir den Auschwitz-Prozef
die notwendigen Vorbereitungen zu treffen.

Vizeprasident Dr. Schmid: Herr Abgeordneter,
gestatten Sie eine Zwischenfrage?

Dr. Barzel (CDU/CSU): Herr Kollege Jahn, ist
Ihnen entgangen, daB :der gemeinsame Antrag der
Fraktionen der SPD und der CDU/CSU der die
Unterschriften von Herrn Erler und mir tragt, be-
ginnt: ,In voller Anerkennung der von den Staats-
anwdlten und Gerichten zur Verfolgung... gelei-
steten Arbeit..."?

(Zuruf von Wder SPD: Na und? — Zuruf von
der CDU/QSU: Das hat er vengessen! Das
will er nicht sehen!)

Jahn (SPD): Doch, das will er schon sehen; aber
die volle Anerkennung fiir das, was bisher geleistet
worden ist, beinhaltet doch wohl kaum die Fest-
stellung, daB genug geleistet worden ist, daB das,
was an bisherigen Versdumnissen seitens der Bun-
desregierung vorliegt, damit schon vom Tisch ge-
wischt ist. Wenn Sie dem diese Interpretation geben
wollen, iiberlasse ich IThnen das gern. Unsere Inter-
pretation ist das jedenfalls nicht.

(Beifall bei-der'SPD.)

Mir liegt an ider Feststellung, .daBl ein jahrelanger
hinhaltender Widerstand ‘der Bundesregierung din
einer Frage, die uns heute einiges an Schwierig-
keiten und Belastungen schafft, diese Dinge unné-
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tigerweise erschhwert hat und :daB wir heute sehr,
sehr viel weiter gewesen waren.

(Beifall bei der SPD. — Zuruf von ider Mitte:
Das ist reine Parteipolitik!)

— Uber die Parteipolitik, Herr Unertl, wollen wir
uns gleich einmal unterhalten. Wir wollen uns dar-
tber unterhalten, ob es wirklich im Sinne 'der Bitte
von Herrn Barzel ist — ,Schaden von unserem Volk
abzuwenden” —, der ich mich sehr gern anschliefe,
wenn in einem amtlichen Bericht des Bundesmini-
sters der Justiz vom 26. Februar 1965 Dinge stehen
wie ,Rudolf HeB, Stellvertreter des Fihrers”, ,Karl
Donitz, letzter Reichsprasident”,

(Hort! Hort! bei der SPD)

«Konstantin von Neurath, Reichsprotektor von

Béhmen und Méahren”. )

Meine Damen und Herren, ich frage Sie sehr im
Ernst: Ist das unsere Aufgabe? Ist das alles, was
wir an Selbstverstdndnis fiir unsere Zeit und in
der Auseinandersetzung mit jener Vergangenheit
haben? Fé&llt uns nichts Besseres ein, als in klein-
licher buchhalterischer Weise hier noch die Termino-
logie der Nationalsozialisten in amtliche Druck-
sachen des Bundestages zu iibernehmen?

(Beifall bei der SPD. — Zurufe von der
Mitte.)

Wenn wir es uns so leicht machen und uns so
wenig anstrengen, in 'dieser Frage 'auch einmal ein

klares Wort zu finden,
(B)

(anhaltende Zurufe von der Mitte)

dann geschieht nur ein geringer, um nicht zu sagen:
ein unzureichender Beitrag in der Richtung: ,Scha-
den von unserem Volke abzuwenden".

(Abg. Diirr meldet sich zu einer Zwischen-
frage. — Zurufe von der Mitte: Herr Pra-
sident!)

— Sprechen Sie sich ruhig aus, meine Herren; ich
warte gern.

Diirr (FPD): Herr Kollege Jahn, wiirden Sie mir
zugeben, daB in diesem Bericht auch Bezeichnungen
wie ,SS-Standartenfithrer” und &hnliche zur Kenn-
zeichnung der Dienststellung dieser Personen ange-
fiihrt sind, 'weil der Rang in der nationalsozialisti-
schen Hierarchie bei diesen Leuten wohl kaum ohne
Verwendung der damals {iblichen Dienstbezeichnun-
gen klargestellt werden kann?

(Beifall rechts und in der Mitte.)

Jahn (SPD): Verehrter Herr Kollege Diirr, meinen
Sie nicht, daB es uns wohl angestanden héatte, dann
wenigstens doch auf den Gedanken zu kommen, mit
dem Mindestaufwand an Druckerschwarze eben in
Anfiihrungsstrichen vom ,Stellvertreter des Fiih-
rers" zu sprechen?

(Zurufe von der CDU/CSU.)

Meinen Sie nicht, daB die Funktion und die Verant-
wortlichkeit des Herrn DoOnitz auch ohne die Be-

zeichnung ,letzter Reichsprasident” in diesem Hause ©)

hinreichend deutlich gewesen wéaren?
(Beifall bei der SPD.)

Vizeprdsident Dr. Schmid: Gestatten Sie eine
Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten Benda?

Jahn (SPD): Bitte.

Benda (CDU/CSU): Herr Kollege Jahn, im Sinne
des uns gemeinsamen Anliegens: meinen Sie nicht,
daB wir furchibar am Kern der Dinge, die uns heute
bewegen, vorbeireden

(Beifall bei den Regierungsparteien)

und daB wir von unserem Volke Schaden nicht nur
nicht abwenden, sondern ihm sogar Schaden zu-
fligen, wenn wir jetzt in dieser Art in einer solchen
Grundfrage parteipolitische Diskussionen fithren?

(Erneuter Beifall bei den Regierungs-
parteien.)

Jahn (SPD): Herr Kollege Benda, seien Sie bitte
versichert: mir ware wohler, ich brauchte iber diese
Dinge nicht zu sprechen,

(Abg. Dr. Schmidt [Wuppertal]: Dann wére
ich nicht so weit gegangen! — Weitere Zu-
rufe von der CDU/CSU)

und uns wire wohler, wir brauchten die Frage, was
wir eigentlich mit dem Wort ,Schaden vom deut-
schen Volk abzuwenden” meinen, hier nicht im ein-
zelnen zu erdrtern.

Aber ich glaube, tiber diese Dinge muB einfach
deshalb gesprochen werden, weil sie bei aller Ge-
meinsamkeit in dem sachlichen Anliegen doch ein-
fach hier nicht unwidersprochen stehenbleiben diir-
fen. Dieser Bericht iiber die Verfolgung national-
sozialistischer Straftaten enthé&lt in sehr weiten Aus-
fiihrungen Angaben dariltber, ‘wie viele im einzelnen
verurteilt worden sind. Offenbar soll der Eindruck
erweckt werden, daB wegen der grofen Zahl der
Verurteilten allein schon etwas Eindrucksvolles ge-
schehen ist. Aber wére es nicht gut gewesen, in
diesem Zusammenhang auch einmal ein sehr ernstes
Wort dartiber zu sagen, 'wie groB die Zahl der Opfer
derjenigen war, um deren Verantwortlichkeit es
hier geht? Kann man denn, wenn man in Verant-
wortung gegeniitber dem ‘Ganzen von diesen Dingen

~ spricht, die Frage nach den Opfern, nach ihren Lei-

den und nach der Zahl dieser Opfer einfach auBler
acht lassen? Wir haben doch Schaden nicht nur nach
auBen, sondern wir haben vor allen Dingen auch
Schaden nach innen abzuwenden.

Ich mo6chte mir, um das deutlich werden zu lassen,
doch einiges von dem zu eigen machen, was in dem
Wort des Rates der Evangelischen Kirche
Deutschland zu den NS-Verbrecherprozessen gesagt
worden ist. Um diese Frage geht es ndmlich auch in
der Auseinandersetzung nach innen gegeniiber den
jungen Menschen in unserem Lande wie gegeniiber
den &lteren. Es wére gut, wenn mehr von dem auch
in diesem Bericht der Bundesregierung zu spiiren
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ware, was in dem Wort der Evangelischen Kirche
unter anderem mit folgenden Worten gesagt wird:

Aber wir bitten alle jungen Menschen, sich be-
wufit zu machen, daB es in dieser kritischen
Auseinandersetzung mit unserer Vergangenheit
nicht nur um Vergangenes geht, sondern um
die Wiederherstellung tragfahiger Fundamente
flir den Neubau unseres ganzen deutschen
Lebens in allen seinen Bereichen und Beziehun-
gen und damit gerade auch um ihre Zukunft.

Aber auch an die Alteren richtet sich dieses Wort,
indem es heift:

Wir Alteren sind jetzt noch einmal gefragt, ob
wir das AusmaB der in nationalsozialistischer
Zeit von deutschen Menschen mit staatlichen
Gewaltmitteln geplanten, befohlenen und wun-
beschreiblich grausam ausgefithrten - Massen-
verbrechen endlich zur Kenntnis nehmen und
uns dieser Vergangenheit stellen wollen, statt
die Erinnerung daran zu verdrdngen und jede
Mitverantwortung dafiir zu leugnen. Begange-
nes Unrecht kommt nicht dadurch zur Ruhe, daB
man es totschweigt, und nur Unverstand kann
von Beschmutzung des eigenen Nestes reden,
wo es in Wahrheit darum geht, ein schwer be-
schmutztes Nest zu saubern.

Und an anderer Stelle geht es weiter:

Denn diese Verbrechen waren nur moglich, weil
unser Volk die politische Gewalt einem Regime
itberlassen hat, das an die Stelle Gottes und
seiner heiligen Geébote die ,nordische Rasse”
als obersten Wert gesetzt hat, an die Stelle des
Glaubens an Gott und seinen Heiland Jesus
Christus den Glauben an die Nation und ihren
LFlihrer”, an die Stelle der Achtung und Liebe
gegeniiber dem Mitmenschen die Verachtung
anderer Volker und die Verteufelung des poli-
tischen Gegners. So wurden die Gewissen ver-
wirrt und das PflichtbewuBtsein vieler, im bir-
gerlichen Leben vielleicht anstdndiger Men-
schen so weit pervertiert, dafl einige selbst zu
Vernbrechen fdhig wurden, andere ‘bis heute
glauben, sich jeder Mitverantwortung fiir das
Geschehene durch den Hinweis entziehen zu
konnen, sie hédtten nur brav ihre Pflicht getan.
Auch der Biirger, der an den Verbrechen nicht
beteiligt war, ja, nichts von ihnen wubBte, ist
mitschuldig geworden, weil er ldssig war gegen
die Verkehrung aller sittlichen MaBstdbe und
Rechtsnormen in unserem Volk,

(Zuruf rechts: Kollektivschuld!)

Meine Damen und Herren, es geht darum, auch
darauf zu achten, daB Schaden von unserem Volk
abgewendet wird. Wir werden nichts von dem, was
war, ungeschehen machen kdénnen. Aber wir wer-
den durch die Form der sauberen Auseinanderset-
zung mit denjenigen, die zu kriminellen Verbre-
chern geworden sind, eine wichtige Lehre nicht nur
fir unser Volk, sondern vielleicht auch daritber hin-
aus geben koénnen. Daran, wie ernst wir es mit die-
sem notwendigen Teil — der nicht fiir das Ganze
stehen kann — der Auseinandersetzung mit den-

jenigen, die Unrecht begangen haben, nehmen, wer-
den wir eines Tages gemessen werden in der Frage,
ob wir uns nach jener schrecklichen Zeit bewdhrt
haben.

(Beifall bei der SPD.)

Vizeprdsident Dr. Schmid: Meine Damen und
Herren, auf meiner Liste stehen noch sieben Redner.
Ich schlage Thnen vor, da8 wir jetzt die Mittags-
pause eintreten lassen, jedoch schon um 14.30 Uhr
wieder beginnen. — Es ist so beschlossen.

Die Sitzung ist unterbrochen bis 14.30 Uhr.

(Unterbrechung der Sitzung von 12.55 Uhr
bis 15.03 Uhr.)

Prdsident D. Dr. Gerstenmaier: Die Sitzung
ist wieder eroffnet.

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Dr. Dehler.

Dr. Dehler (FDP): Herr Prédsident! Meine Damen
und Herren! Jeder von uns steht in der Qual seines
Gewissens, unter dem Druck einer fiirchterlichen
Erbschaft dieser verbrecherischen nationalsozialisti-
schen Zeit, die als Schuld und als Scham auf uns
allen lastet, und unter der Verantwortung vor dem
Recht, vor unserem Recht,

Miissen wir sagen, daB wir in der Abscheu vor
dem Geschehenen mit der Welt einig sind? Fast
meine ich, unsere Emporung ist gréBer, tiefer, peini-
gender. Am Ende sind wir uns doch der Schuld be-
wubt, jeder von uns, der damals Verantwortung
getragen hat. — Wenn ich an die bisherigen Redner
denke, dann stelle ich fest, daB sie das Gliick hatten,
nicht dazu zu gehoéren. Das ist aber auch der Grund,
daB sie diese bittere Erfahrung nicht gemacht haben,
was es bedeutet, in einem Staate des Unrechts
leben zu missen. Ich sage: Jeder von uns, der da-
mals Verantwortung getragen hat, hat das Empfin-
den, daB er zuwenig fiir das Recht gekampft hat,
daB er zuwenig Mut zur Wahrheit gehabt hat, nicht
stark genug war in der Abwehr des Bdsen.

So ist das Schlimme tiber uns gekommen und hat
Menschen, hat unser Volk in Not gebracht. Fast,
mochte ich meinen, ist es insgeheim ein Vorwurf,
daB unsereiner noch da ist, daB ich mit Frau und
Kind der Hoélle des Unrechts entronnen bin, in der
viele geliebte Menschen geblieben sind.

Was koénnen wir tun, um im Einklang mit der
Stimmung, mit dem Willen der Welt zu sein?
Sollen wir mit ihr hassen, verfluchen, Schuld und
Sithne verewigen? Koénnen wir dadurch Schaden von
unserem Volke wenden? Nein, wir koénnen der
Welt nur schlicht und fest unseren Willen zum
Recht dartun. Ein Mehr gibt es nicht.

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten
der CDU/CSU.)

Zum Recht, zu unserem Recht gehort auch, daB
Schuld, daB jede Schuld verj&hrt.

Auch das gehort zu den Erfahrungen meines
Lebens, daB der Mangel an Recht, der Mangel an
Rechtsstaatlichkeit Schaden bringt. Der Weg zum
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A) Staat des Unrechts ist dadurch gebahnt worden,

(®)

daB der Wille zur unbedingten Rechtsstaatlichkeit
nicht lebendig genug war.

(Abg. Dr. Schmidt [Wuppertal]:" Sehr gut!)

Weil das Recht, weil der Wille zum Recht in unse-
rem Volke schwanden, kam die Macht iiber uns in
die Hand eines rechtlosen, eines ruchlosen Mannes.
Und als wir dann 1945 wiederbegannen, in den
Léandern, hier in der Bundesrepublik die deutsche
Staatlichkeit zu erneuern, da konnten wir ihr doch
nichts geben als den Gehalt des Rechtes, der groBien
Menschenrechte, der Grund- und Freiheitsrechte,
der Rechtsstaatlichkeit. Haben wir ein anderes Fun-
dament, auf dem wir stehen kénnen? Das Recht ist
nicht nur eine Form, ist keine wertneutrale Ordnung.
Es ist nicht so, daB der Inhalt des Rechtes nach dem
Willen des Gesetzgebers bestimmt werden kénne,
daB der jeweilige Gesetzgeber umschreibe, was
Recht oder was gar gerecht ist. Der Gesetzgeber ist
gebunden — das ist unser Wille — an die Grund-
regeln der Verfassung, ist gebunden durch die auf
Grund der Verfassung geschaffene Rechtsordnung;
sie ist MaB und Schranke. Rechtsstaatlichkeit ist
doch viel mehr als die Garantie der GesetzmaBigkeit
von Justiz und Verwaltung, mehr als der Schutz
des Blirgers vor staatlicher Willkiir. Wir haben die
Grund- und Freiheitsrechte an die Spitze unseres
Grundgesetzes gestellt, weil sie zusammen mit der
Rechtsordnung bestimmen, was Recht, und am
Ende auch, was gerecht ist, und sie tragen schon die
Spannung zwischen dem Gebot der Rechtssicherheit
und dem der Gerechtigkeit in sich aus, sie nehmen
dem Gesetzgeber die Moglichkeit, im Widerspruch
zu dem gesetzten Rechte nachtraglich fiir ,Gerechtig-
keit"” sorgen zu wollen.

Unser Kollege Arndt hat klassisch schéne Worte
fir diesen Standpunkt gefunden. Der Staat und auch
der Gesetzgeber sind unter das Recht und unter
das Gesetz gestellt. Daran kann keine Rechtsstaats-
klausel, und — Herr Kollege Benda — daran kann
keine materielle Rechtsstaatsklausel etwas andern.
Der Wert der Rechtssicherheit als eines wesent-
lichen Rechtsstaatsbegriffes liegt nicht nur in dem
Vertrauen des Biirgers auf die bestehende Rechts-
ordnung, liegt doch viel mehr in der Achtung des
Staates, des Gesetzgebers vor der Rechtsordnung.
Der rechtsstaatliche Gleichheitsgrundsatz und das
Verbot der Willkiir schlieBen jedes Ausnahmegesetz
aus, jede Regelung, die sich gegen einen bestimmten
Personenkreis wenden will oder aus einem be-
stimmten AnlaB heraus die Rechtsfolgen fiir einen
bereits abgeschlossenen Tatbestand d&ndern will. An
diesem Grundsatz scheitert der Versuch, die Verjdh-
rungsirist fiir den Mord der nationalsozialistischen
Zeit, fliir die Beihilfe hierzu, fiir den Versuch des
Mordes mit riickwirkender Kraft zu dndern. Das ist
die entscheidende Frage.

Diese Frage, ob es zuldssig ist, nachtraglich mit
Riickwirkung fiir die Vergangenheit die Verjah-
rungsfristen zu &ndern, zu verldngern, also die in
den Gesetzen getroffene Regelung zu variieren, ist
eine Rechtsfrage und nur eine Rechtsfrage, das ist
keine politische Frage. Herr Kollege Jahn hat heute
vormittag gesagt: ,Soll das Fiirchterliche nur nach

dem Recht beurteilt werden, oder sollen wir eine
politische, moralische, eine politisch-moralische Ent-
scheidung treffen?” Ich glaube, diese Frage trifft in
den Kern unserer Auseinandersetzung. ,Nur” das

“Recht? Ich sage: Nur das Recht.

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten
der CDU/CSU.)

Es gibt keinen héheren MaBstab fiir die Entscheidung
unserer Frage: die Frage, ob eine Frist, die im Ge-
setz fiir den Ablauf der Strafbarkeit bestimmt ist,
aufgehoben oder auch nur verldngert werden kann,
ist doch eine Rechtsfrage.

Meine Damen und Herren, auch das ist eine Er-
fahrung, die ich in langen Jahren hier in diesem
Hause gesammelt habe: Wenn da einer sagt, etwas
sei zwar wirtschaftlich falsch oder auch sittlich frag-
wiirdig oder rechtlich falsch, es sei aber politisch
notwendig, dann war es immer auch politisch falsch.

(Beifall bei der FDP und einem Teil der
CDU/CSU.)

Gestatten Sie mir den bésen Hinweis, der viel-
leicht schmerzlich ist: Es geh6ért zum Wesen — sagen
Sie: zum Unwesen — der totalitiren Staaten, der
totalitdren Rechtsverachter, politische ZweckmaBig-
keit iiber das Recht zu stellen.

Noch einmal: wir alle sind tief beeindruckt von
der Erregung, die der Gedanke, diese schauerlichen
nationalsozialistischen Mordtaten kénnten verjéah-
ren, in der Welt, auch bei vielen unserer Menschen,
ausgelost hat. Alle, die sich mit der Materie befalit
haben, Juristen, Parlamentarier, Schriftsteller, Jour-
nalisten, wufiten seit vielen Jahren von dieser
Rechtsfolge. Wir haben vor fiinf Jahren hier in die-
sem Hause, als der Ablauf der 15jéhrigen Verjih-
rungsfrist fiir alle Straftaten, die nicht mit lebens-
langem Zuchthaus bedroht sind, zur Diskussion
stand, iiber die Verldngerung der Verjahrungsfrist
eingehend verhandelt, nach sehr griindlichen und
wertvollen Beratungen des Rechtsausschusses, und
haben am Ende {iberwiegend aus rechtsstaatlichen
und verfassungsrechtlichen Griinden die Méglichkeit
einer Verldngerung verneint. Seitdem sind keine
neuen Gesichtspunkte zutage getreten.

Also noch einmal: Die staatliche Strafgewalt ist
begrenzt. Auch insoweit ist der Staat nicht Herr des
Rechts, sondern an das gesetzte Recht gebunden,
auch wenn es peinvoll ist, auch wenn es unserem
Gefiihl widerstrebt. Der Staat kann seine Strafgewalt
— so unser Kollege Arndt — nicht nachtréaglich auf
abgeschlossene Tatbestdnde ausweiten.

Die Verjdhrung hat einen tiefen rechispolitischen
Sinn, auch bei den Straftaten, die wir hier im Auge
haben. Die Verjahrung verzichtet der Rechtssicher-
heit und des Rechtsfriedens wegen auf die letzte
Gerechtigkeit. Ich brauche Ihnen das nicht im ein-
zelnen zu sagen. Mit dem Zeitablauf steigen die
Beweisschwierigkeiten fiir die belastenden und auch
fir die entlastenden Tatsachen. Die Erinnerung der
Zeugen wird unscharf. Und bedenken wir doch: Ge-
rade in unserer Zeit so rascher und so tiefgreifender
geschichtlicher Wandlungen — noch niemals in der
Weltgeschichte hat es solche politischen, geistigen,
wirtschaftlichen, sozialen Anderungen gegeben wie
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in den letzten 30 Jahren in unserem Lande — wird
es fiir die Richter, besonders fiir die Laienrichter,
immer schwerer, sich in die Umwelt der Zeit der
Tat zu versetzen. Die Verjahrung schiitzt ja — der
Herr Bundesjustizminister hat es heute vormittag
mit Recht gesagt — nicht nur den Schuldigen, son-
dern schiitzt jeden Staatsblirger; jeder, auch der Un-
schuldige, kann beschuldigt werden und kann nach
langer Zeit mit der Widerlegung eines Verdachts in
Beweisnot kommen. Im Falle der Bejahung der
Schuld ist es doch schier unméglich, eine Strafe zu
finden, die zugleich der Tat und dem Tater ange-
messen ist und die auf der anderen Seite von dem
Rechtsgefithl unseres Volkes als notwendige, als
gerechte Sithne erachtet wird. — Das Verlangen der
Allgemeinheit nach Bestrafung klingt mit der Zeit
ab; in unserem Falle ist diese Frage besonders
schwierig, ich will noch ein Wort darliber sagen.
In der langen Zeit, die seit dem Begehen einer
Straftat verstrichen ist — jetzt konnen es schon
32 Jahre sein —, ist die Personlichkeit des Taters
eine andere geworden, sie hat sich gewandelt. Es
ist zu fragen: Was hat ein Beschuldigter heute noch
mit der Tat zu tun, die vor 25 Jahren unter ganz
exzeptionellen Verhdltnissen geschehen ist, — da-
mals vielleicht ein verhé&ltnisméBig junger Mann,
der jetzt ein gereifter Mann geworden ist?

Man sagt, die Verjahrungsbestimmungen unse-
res Strafrechts seien veraltet. Ich sage im Gegen-
teil, sie sind bewahrt. Sie bestehen an sich schon
seit 1851, seit Einfithrung des PreuBischen Strafge-
setzbuchs, und sind 1871 in das deutsche Strafrecht
libergegangen. Sie beruhen auf einer bewdhrien
deutschen Rechtstradition. Wir hétten sie &dndern
konnen. Wir haben sie nicht gedndert. Wir haben
niemals daran gedacht, auch nicht als nach der
Aufnahme der deutschen Staatlichkeit die Mdoglich-
keit dazu bestanden héatte. Im Gegenteil, diese Be-
stimmungen sind nach 1945 nicht nur durch Kon-
trollratsgesetze der Besatzungsmdchte —— die doch
weitgehend von uns mitbestimmt waren —, sondern
auch durch die Gesetze der Lander und dann durch
die Gesetze des Bundes aufrechterhalten worden.
Noch einmal vor fiinf Jahren sind wir auch in die-
sem Haus zu der Entscheidung gekommen, daB kein
AnlaB besteht, sie zu dandern. Wenn man also jetzt
ein riickwirkendes Ausnahmegesetz damit begrin-
den will, daB unser Strafrecht Verbrechen solchen
AusmaBes nicht vorausgesehen habe, so trifft das
insofern nicht zu, als wir sie schon seit 1945/46
genau gekannt und doch keinen AnlaB gesehen ha-
ben, unsere einschlagigen strafrechtlichen Bestim-
mungen zu dndern.

Der Hinweis — das ist das Entscheidende — auf
den Ausnahmecharakter dieser Straftaten, auf das
Ungeheuerliche, was damals geschehen ist, auf die
groBen Vernichtungsaktionen, die so unsdgliches
Ungliick {iber Millionen von Menschen gebracht und
so schwere Schuld auf unser Volk geladen haben, —
alle diese Erwagungen treffen den objektiven Tat-
bestand. Aber in jedem Strafverfahren geht es ja
um die Schuld des einzelnen, um die Einsicht des
Angeklagten, um seine Schuldfdhigkeit, um seine
Erkenntnis der Rechtswidrigkeit seines Tuns, um
seine strafrechtliche Verantwortung. Sie werden

der Frage, die uns jetzt qualt, nur gerechi, wenn ©

Sie an die Schuld des einzelnen denken. Ist die Tat-
sache nicht bewegend, daB die meisten von denen,
die jetzt schwerster Verbrechen beschuldigt werden,
vor jener Zeit unauffdallige Menschen waren und daB
sie nach jener Zeit wieder als Biirger ordentlich ge-
lebt haben? Ich will einmal von denen absehen, bei
denen schauerlicher Sadismus in jener Zeit lebendig
geworden ist.

Es ist so billig, zu sagen, das seien menschliche
Bestien, Ich muB empfehlen, die Hannah Arendt
nachzulesen, die den Eichmann-ProzeB auf das ge-
naueste verfolgt hat, die 3600 Protokollseiten nach-
gelesen und uns gesagt hat, hier und da habe sie —
es ist makaber — hell auflachen miissen Uber die
Dummbheit, iber die Einfalt dieses Menschen; Eich-
mann sei ein Hanswurst gewesen.

(Zuruf des Abg. Metzger.)

— Hannah Arendt; ich gebe ja nur wieder, Herr
Metzger. Das darf ich doch moch? — Das ist eine
Frau, der diese Dinge wirklich nahe gegangen sind.

Es gibt eine moderne Rechtslehre, die gerade von
sehr verantwortungsbewuBten Personlichkeiten der
SPD vertreten wird, die sagt, die Willensfreiheit des
einzelnen sei sehr zweifelhaft, und die folgert, es
gebe kein Schuldstrafrecht, der Tater konne nicht
bestraft, er miisse geheilt werden, er miisse resozia-
lisiert 'werden. Wenn Sie diesen Standpunkt zu-
grunde legten, dann waren MaBnahmen iberhaupt
nicht moéglich; denn eine Wiederholung jener Aus-
nahmezustdnde des verbrecherischen Staates, in der

diese Schuldiggewordenen wieder schuldig werden (D)

konnten, ist doch nicht vorstellbar. Ich bin anderer
Meinung. Ich bejahe die Schuld nach unserem Sitten-
gesetz, nach dem Dekalog, nach unserem Strafrecht.
Keiner kann sich auf den Befehlsnotstand berufen.
Aber ich pléddiere doch wahrlich nicht fir Nazi-
untdter, wenn ich das sage, sondern fiir unser Recht
und daftir, daB jeder Tater, daB die Schuld des
einzelnen igewertet werden muB auf dem Hinter-
grund jener Zeit. Der Rechtsstaat war zum Erliegen
gekommen; vielleicht wird die Schuld derer, die
daran ihren ‘Anteil haben, zu gering bemessen, die
Schuld an der Entwicklung zum Jahre 1933, idie
Schuld am Niedergang der Weimarer Demokratie.
Aber der Staat, der dann kam, war ein Verbrecher-
staat. Wollen wir das vergessen? Es war ein '‘Staat,
an dessen Spitze verbrecherischer Wille am Werke
war. Dieser Staat hat Millionen von Menschen fiir
vogelfrei erklart, die Juden und Schichten :der Ost-
volker, der Polen, der Russen. Er hat das Todes-
urteil gesprochen, das dann die Schergen ausgefiihrt
haben. Der Staat hat Verbrechen beschlossen und
betrieben. Das. miissen wir doch wissen, und nur
daran kénnen wir die Schuld der einzelnen messen.
Wie kompliziert die psychologischen Verhiltnisse
lagen, weiB nur, wer damals erlebt hat, wie klein
der Schritt war vom Weg des Rechtes zur Bahn ‘des
Unrechtes, wie rasch einer indie Verstrickung idieses
verbrecherischen Staates gekommen ist, wie Men-
schen, die leben wollten, die mit den Thren leben
wollten, dann auf die abschiissige Bahn schwerster
Schuld gekommen sind. Bei allzu vielen waren un-
sere sittlichen, unsere religiosen, unsere rechtlichen
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Vorstellungen zuriickgedrédngt, verdrangt. Die Kir-
chen schienen mit dem Regime zu paktieren; fiir
viele Glaubige hatten sie aufgehdrt, MaBstab und
Halt zu geben. Wer verlangt, daB fiir die Verfol-
gung ‘der nationalsozialistischen Verbrechen schér-
fere Gesetze geschaffen und schérfere gesetzliche
Bestimmungen eingefiiihrt werden, wer verlangt, das
der bevorstehende Ablauf der Verjahrungsfrist fiir
unbekannt gebliebene Mordfalle hinausgeschoben
oder aufgehoben wird, Gbersieht diese unselige Ver-
strickung, in 'die eine verbrecherische Staatsfiih-
rung jene Menschen gebracht hat. Jeder Richter
steht vor idieser Frage. Jeder Richter, der verpflich-
tet ist, das MaB der Schuld des einzelnen zu bestim-
men, ‘die gerechte .Strafe auszusprechen, kommt in
die schwere rechtliche Verlegenheit, die wir kennen.
Die haufige Urteilsschelte beruht doch auf dem
Unvermogen, hinter der unermeBlichen Schuld des
verbrecherischen Regimes das MaB der Schuld des
einzelnen Taters, der ohne jenes nie so schuldig
geworden wére, gerecht zu bemessen.

Ein Gesichtspunkt, der noch nicht vorgetragen
worden ist! Fir alle in der nationalsozialistischen
Zeit begangenen Straftaten mit Ausnahme dieser
Mordfalle, also auch fiir die ganz schweren Ver-
brechen des Totschlages, des Raubes, der raube-
rischen Erpressung und viele andere, gilt das Straf-
gesetzbuch, gelten die im Strafgesetzbuch festgeleg-
ten Verjadhrungsfristen und die im tibrigen durch
Landergesetze in den Jahren 1946 und 1947 festge-
legten Zeitpunkte des Beginns der Fristen. Fiir die
Strafverfolgung dieser Taten haben die gleichen
Erschwernisse, die gleichen Erwéagungen gegolten,
die wir heute fir die Mordfalle anstellen. Noch ein-
mal: der Bundestag hat eine Anderung vor fiinf
Jahren abgelehnt. Jetzt allein fir die Mordfille eine
Anderung des Strafgesetzbuches schaffen zu wollen,
wiirde nach meiner Uberzeugung dem Grundsatz der
Gleichheit ‘widerstreiten.

Ich gehe so weit, zu sagen: es ist ein elementarer
Grundsatz unseres Strafrechts, daB bei Verschieden-
heit des anwendbaren Rechts ‘wahrend der Zeit von
der Begehung der Tat bis zur Aburteilung das mil-
deste Gesetz anzuwenden ist, niedergelegt auch im
Strafgesetzbuch in § 2; er gilt auch fir die Verjah-
rung. Daran scheitert der Versuch, die Verjdhrungs-
vorschriften mit rickwirkender Kraft zu dndern. Der
Richter kénnte solch eine beschlossene Anderung
nicht berlicksichtigen. In praeteritum non vivitur!
Der Richter kann niemals die Tatsache ausschlieBen,
daB in einer bestimmten Zeit, die zwischen Tat und
Aburteilung liegt, ein milderes Gesetz gegolten hat,
das wegen der Verjdhrung zur Einstellung des Ver-
fahrens fithrt. Das kann man nicht nachtraglich aus
der Welt schaffen. Aus diesem -Ubergeordneten
rechtsstaatlichen Grundsatz wére also der Richter
verpflichtet, eine von Ihnen beschlossene Anderung
der Verjahrungsbestimmungen nicht zu beachten
und das frithere, mildere ‘Strafgesetz anzuwenden.

Mit Recht hat Herr Kollege Benda heute darauf
hingewiesen, dafl dann, wenn man diesen Stand-
punkt vertritt, aus rechtsstaatlichen Griinden eine
rickwirkende Anderung der Verjahrungsvorschrif-
ten nicht moéglich ist. Die Schranke der Artikel 20

und 79 Absatz 3 des Grundgesetzes ist gegeben, so
daB also eine Anderung unseres Grundgesetzes, die
in den Antrdgen der Fraktion der SPD begehrt wird,
nicht moglich ist.

Es liegt mir auf der Seele, Thnen diese wesent-
liche Erwdgung nahezubringen, daB es um einen
rechtsstaatlichen Grundsatz geht. Dieser rechtsstaat-
liche Grundsatz hat im ‘Grundgesetz in Artikel 103
Absatz 2 seinen Ausdruck gefunden, der rechts-
staatliche Grundsatz, daB der Gesetzgeber verhin-
dern soll, Gesetze unter dem Eindruck von bereits
abgeschlossenen Vorgangen zu erlassen oder zu
adndern, also Gesetze auf vorliegende Tatbestande
— dieses Wort soll keine abwertende Bedeutung
haben — ,zuzuschneiden”. Das ist die eigentliche
Ratio des rechtsstaatlichen Grundsatzes, daf riick-
wirkende Strafrechtsgesetze nicht moglich sind; das
fohrt dazu, daB die Anderung des Grundgesetzes
wegen dieses Verbotes nicht méglich ist.

Noch ein Wort zu dem Problem, wenn man von
Art. 103 Abs. 2 des Grundgesetzes ausgeht: Das
Verbot der Rickwirkung betrifft bestimmt nicht
Regeln des Verfahrens, aber alle anderen Bestim-
mungen, alle Bestimmungen iiber die Strafbarkeit,
iiber die Strafandrohung, auch alle Bestimmungen
iber die gesetzlichen Voraussetzungen eines Straf-
verfahrens und damit der Strafbarkeit iiberhaupt.
Der Gesetzgeber kann nicht gehindert werden, Be-
stimmungen zu dndern, die das Wie des Verfahrens
betreffen: Voraussetzungen des Haftbefehls, Stel-
lung des Angeklagten im Verfahren, Stellung des
Verteidigers im Verfahren, die Beweisregeln. Aber
er ist gehindert, Bestimmungen zu dndern, die das
Ob des Strafverfahrens &ndern, also z. B. das Feh-
len eines Strafantrags oder den Grundsatz ,ne bis
in idem”, das ein einmal mit Rechtskraft abge-
schlossenes Verfahren nicht wiederholt werden
kann, daB nicht noch einmal eine Anklage gegen
den Beschuldigten wegen des gleichen Tatbestandes
moglich ist. Dazu gehért auch die Bestimmung der
Verjahrung. Das mochten Sie einmal einem niich-
ternen Mann plausibel machen: dal der Gesetz-
geber zwar gehindert sein soll, auch die geringste
Anderung einer Nebenstrafe in einem Gesetz vor-
zunehmen, daB er aber die Frage, ob ein Strafver-
fahren durchgefiihrt wird, ob eine Verurteilung
moglich ist, nachtraglich dndern darf! Friiher waren
diese Fragen unbestritten. Noch mein Strafrechts-
lehrer Beling in Miinchen hat den Standpunkt ver-
treten, daB selbstverstandlich Verjahrungsfristen
materiellrechtlichen Charakters sind, auch im Straf-
gesetzbuch enthalten sind. Kollege Bucher hat heute
vormittag darauf hingewiesen, wann die Wandlung
in der Rechtsprechung erfolgt ist: 1942 — eine triibe
Erinnerung — bei der Anderung aus Anlaf der
Verbrauchsregelungs-Strafverordnung. Wir haben
keinen AnlaB, uns daran anzuklammern. Richtig ist
der Grundsatz, da Verjdhrungsvorschriften sowohl
materiellrechtlichen wie prozessualen Charakter
haben. Aber mit dieser SchluBfolgerung ist eben der
Versuch einer nachtraglichen Anderung ausgeschlos-
sen.

Es trifft auch nicht zu, daB das Bundesverfas-
sungsgericht einen anderen Standpunkt eingenom-

©
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men hat. Wenn man die einzelnen Beschliisse genau
tUberpriift — den Beschlufl aus dem Jahre 1951 in
Verbindung mit dem hessischen Ahndungsgesetz
vor allem —, kommt man dazu, dafi dort dieses Pro-
blem in Wirklichkeit nicht erértert worden ist, daB
die Zuldssigkeit der Verlangerung der Verjahrungs-
frist iberhaupt nicht zur Debatte stand. Die jiingste
Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts neigt
sich deutlich dem von mir vertretenen Standpunkt
zu. Der Zweite Senat des Bundesverfassungsgerichts
hat in einer Entscheidung vom 4. Juni 1957 aus-
gesprochen, dafl die presserechtlichen Verjahrungs-
vorschriften im Sinne der grundgesetzlichen Kompe-
tenzverteilung zum Gebiet der allgemeinen Rechts-
verhiltnisse der Presse gehoren, also materiellrecht-
lich sind. Der gleiche Senat hat in einer Entschei-
dung am 13. November 1962 ausgedriickt, daB die
Verjahrungsvorschriften im Disziplinarrecht dem
materiellen Rechte zugeordnet sind.

Also meine Meinung: Die Rechtslage ist eindeutig,
die Bestimmungen liegen fest. Die Verjahrungsfrist
tir die Strafverfolgung beginnt hier, in der fritheren
britisch besetzten Zone, am 8. Mai 1945, ebenso in
der franzosisch besetzen Zone. In der amerikanisch
besetzten Zone lauft sie am 1. Juli 1965 ab. Wir
haben keine Moglichkeit, legitim diese Rechtsfolge
zu andern.

Es ist die Frage aufgeworfen worden, inwieweit
das Volkerrecht fiir unsere Entscheidung von Be-
deutung ist. Es gibt keine Regelung, es gibt kein
Abkommen, daB nationalsozialistische Verbrechen
von der Verjahrung ausgeschlossen werden kénnen.
Wir haben im Jahre 1954 nach dem Beitritt der Bun-
desrepublik zur Konvention {ber die Verhiitung
und Bestrafung des Vélkermordes eine Strafbestim-
mung in unser Strafgesetzbuch eingefiihrt, aber nicht
mit rickwirkender Kraft, nicht mit Anderung der
tbrigen strafrechtlichen Bestimmungen, also auch
nicht mit Anderung der Verjdhrungsvorschriften.

Meine Damen und Herren, man hat heute und
hier gesagt, bei dieser unserer Entscheidung offen-
bare sich die Gesinnungsgrundlage unseres Staates,
unserer Menschen, auch dieses Hauses. Mussen wir
wirklich beweisen, dafl wir das Unrecht einer ver-
brecherischen Zeit verurteilen? Was konnen wir
beweisen? — BloB unseren Willen zum Recht, zum
Recht, das feststeht, das alle, das auch uns bindet.
Ich meine, das ist viel.

(Beifall bei der FDP und Abgeordneten
der CDU/CSU.)

Prisident D. Dr. Gerstenmaier: Das Wort hat
der Herr Abgeordnete Dr. Dittrich.

Dr. Dittrich (CDU/CSU): Herr Prasident! Meine
sehr verehrten Damen und Herren! Ich glaube, es
ist niemand in diesem Saale, der dieser unserer De-
batte gefolgt ist und nicht den Eindruck hat, daB wir
alle zusammen um die Probleme ringen. Die be-
wegten Ausfiihrungen meines Kollegen Benda, die
klaren Sdtze des Herrn Dr. Barzel schienen mir dazu
geeignet, wertvolle Beitrdge zu der Lésung der Frage
zu leisten, ob eine riickwirkende Verlingerung der
Verjahrungsfrist eintreten solle oder nicht. Der Kol-

lege Hirsch hat in langeren Ausfiihrungen dargetan,
daB die Bundesregierung bei den Verbrechen, die
hier angesprochen sind, eine Verldngerung der Ver-
jahrungsfristen auf 30 Jahre wiinscht. Er hat dabei
vielleicht zu sagen vergessen, dafl die Problematik
fir uns nicht darin besteht, ob wir in diesem Zeit-
punkt eine Verldngerung der Verjahrungsfrist fir
die Zukunft festsetzen konnen und wollen. Die
Problematik besteht doch darin — und das hat
soeben Herr Kollege Dr. Dehler in Griindlichkeit
dargetan —, ob wir der Rechtsstaatlichkeit gentigen,
wenn wir hier eine Verlangerung mit Rickwirkung
beschliefen. Wir werden in den Ausschiissen sicher
noch genlgend Zeit haben, diese Fragen zu lber-
prifen.

Wenn ich mich auch dankbar dafiir aussprechen
méchte, daB hier eine sachliche Diskussion — frei-
lich nicht ohne Leidenschaft — gefiihrt wurde, so
mochte ich doch eines zum Ausdruck bringen: Was
Kollege Jahn heute vormittag diesem Hause gebo-
ten hat, war nach meiner Ansicht nicht konstruktiv,
sondern destruktiv.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU
und der FDP))

Da diese Debatte sicherlich ein weites Echo hat, darf
aber auch nichts stehenbleiben, was entweder Utber-

©

haupt nicht oder in einem anderen Sinne gesagt -

wurde. Ich weiB nicht, Herr Kollege Jahn, ob Sie
richtig beraten waren, als Sie die Ausfiihrungen
meines Kollegen Dr. Barzel kritisierten; denn das,
was Herr Kollege Dr. Barzel heute morgen zum
Ausdrudk gebracht hat, ist meines Erachtens geeig-
net, von diesem ganzen Hause unterschrieben zu
werden.
(Beifall in der Mitte.)

Gestatten Sie mir deshalb, Herr Kollege Jahn,
einige Richtigstellungen. Sie haben in Threr Rede
gesagt:

Sicherlich ist es richtig, wenn Herr Dr. Barzel
sagt, daB Hitler das deutsche Volk mifibrauchte.
Aber dieser Satz ist nur eine Hilfte der Wahr-
heit.

Tn Wirklichkeit, Herr Kollege Jahn, hat Herr Dr.
Barzel zum Ausdruck gebracht:

Die CDU/CSU kann auch lber diese Frage sehr
freimitig und unvoreingenommen sprechen;
denn sie begann aus Liebe zu einem geschla-
genen Volk da, wo Hitler endete, und mit dem,
was er hinterlief. Dieser Mann tragt grofie
Schuld auch vor dem deutschen Volk und ge-
rade vor denen, deren vaterldndische Gesin-
nung und deren Idealismus er mibrauchte.

Das sind die Worte des Kollegen Barzel gewesen,
und nicht jene, die Sie hier zitiert haben.’

Kollege Barzel stellt mit Recht fest, was offen-
sichtlich von Ihnen nicht in Zweifel gezogen werden
kann, daff ,dieses deutsche Volk nicht kollektiv
schuldig geworden ist”.

Herr Kollege Jahn, Sie haben aufBlerdem gesagt,
daB dieser Miflbrauch nicht moglich gewesen ware,
wenn sich eine allzu grofie Zahl von einzelnen ihrer
Verantwortung bewufit gewesen wére, und daff wir

D)
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nicht nur an die Verantwortung und den Mifibrauch
durch einen einzelnen erinnern, sondern dafi wir die
Verantwortlichkeit jedes einzelnen in diesem Zu-
sammenhang nicht itbersehen diirften. — Soweit, so
gut. Das findet ohne Zweifel auch unsere Zustim-
mung. Hier geht es aber nicht um diese Problematik,
sondern hier geht es um die Ahndung der Verbre-
chen mit einer riickwirkenden Verldngerung der
Verjahrungsfristen. Uber diese Frage haben wir zu
sprechen, und um diese Frage geht es hier.

Meine Damen und Herren, verzeihen Sie mir, daf
ich noch eines zitiere, was Kollege Jahn zum Aus-
druck gebracht hat, und mich dann damit ausein-
andersetze, obwohl ich der Meinung bin, Herr Kol-
lege Jahn, daB Thre heute vormittag gehaltene Rede
nicht so essentiell gewesen ist, daB man sich mit
ihr im einzelnen auseinandersetzen miiite. Sie
haben gemakelt, daf in diesem Bericht der Bundes-
regierung Rudolf Hef als ,Stellvertreter des Fiih-
rers”, Karl Dénitz als ,Letzter Reichsprasident” und
Konstantin von Neurath als ,Reichsprotektor von
Bohmen und Méhren"” aufgefiithrt worden sind. Herr
Kollege Jahn, ich glaube, die Bundesregierung hat
einen sehr guten Grund gehabt, diese sogenannten
Titel in diesen Bericht aufzunehmen; denn der Be-
richt findet nicht nur Beachtung und ein Echo in
unserem deutschen Volk, sondern weit dartiber hin-
aus im ganzen Ausland, und deshalb scheint es mir
notwendig zu 'sein, daB man ganz klarstellt — —

Lachen bei der SPD. — Abg. Jahn meldet
sich zu einer Zwischenfrage.)

. — Einen Augenblick, Herr Jahn; ich mdchte erst

meine Ausfilhrungen zu Ende bringen. Ich gebe
Ihnen dann gern Gelegenheit zu Ihrer Frage.

Ich sage: es scheint mir notwendig zu sein, daB
mit diesen sogenannten Titeln nach auBen hin kund-
getan wird, in welcher Weise bereits Unrechtstaten
im deutschen Volk gesiihnt wurden oder vor der
Sithne stehen. — Davon, Herr Kollege Jahn, haben
Sie leider nicht allzuviel in Thren Ausfithrungen ge-
bracht, daB nach diesem Bericht die deutschen Ge-
richte schon einen grofien Teil dieser ungeheuer-
lichen Unrechtstaten abgeurteilt und die Téter der
gerechten Strafe zugefiihrt haben.

Noch ein letztes, Herr Kollege Jahn.

(Abg. Jahn meldet sich erneut zu einer
Zwischenfrage.)

— Sofort nach diesem Satz. Noch ein Wort méchte
ich Thnen sagen. Sie haben hier folgendes gesagt:
«Ich hoffe sehr, dafl niemand in diesem Hause, aber
auch wirklich niemand, das Bediirfnis hat, sich hin-
ter rechtsstaatlichen Bedenken, etwa mit anderen
Motiven, zu verstecken.”

(Sehr wahr! bei der SPD.)

— Sehr wahr! — Aber, Herr Kolege Jahn, aus die-
sem Satz klingt schon in etwa der Verdacht heraus,
daB hier Kollegen, daB hier Parlamentarier safien,
die sich von anderen Gesichtspunkten als den Ge-
sichtspunkten ihres Gewissens leiten liefien. Gleich

wie die Entscheidung gefillt werden sollte, jeder ©

ist hier seinem Gewissen unterworfen.

(Abg. Jahn: Darf ich jetzt meine Frage stel-
len?)

— Ich habe zuviel da, was Sie betrifft.

Sie haben gesagt: ,Ich firchte, wir wiirden die
Rolle der Juristen in dieser Auseinandersetzung
verkennen, wenn es nicht ihr Auftrag ware, dabei
zu helfen, eine Lésung zu finden, und nicht das
Gegenteil zu tun.” Herr Kollege Jahn, die Aufgabe
des Juristen kann hier nur im Rahmen der Rechts-
staatlichkeit und unseres Grundgesetzes bestehen.
Wenn jene, die eine Verlangerung oder eine Auf-
hebung der Verjahrungsfrist fiir méglich halten, ent-

isprechend votieren, so respektiere ich diese Ansicht."

Es mufl aber auch eine gegenteilige Auffassung von
allen anerkannt werden, — so wie das hier in die-
sem Hause ublich ist. Wir miissen Achtung vor-
einander haben.

Priasident D. Dr. Gerstenmaier: Also endlich
die Zwischenfrage!

Dr. Dittrich (CDU/CSU): Bitte, Herr Kollege Jahn;
es eilt Thnen ja sehr.

Jahn (SPD): Herr Kollege Dittrich, nachdem Sie
mich so lange haben warten lassen, darf ich gleich
eine Doppelfrage stellen.

Erstens wifite ich mach Thren letzten Ausfihrun-
gen gern, ob Sie mit dem Herrn Kollegen Benda
darin einer Meinung sind, daB die Gefahr bestehen
konnte, daB der eine oder andere mit Stimmungen
Stimmen machen will.

Die andere Frage nachdem Sie selber von den
»Sogenannten Titeln" gesprochen haben —: Darf
ich davon ausgehen, daB Sie mit mir in der Kritik
an der Abfassung des Berichts der Bundesregierung
liibereinstimmen, oder was hat Sie sonst veranlaBt,
von den ,sogenannten Titeln” zu sprechen?

Dr. Dittrich (CDU/CSU): Die erste Frage, Herr
Kollege Jahn, mochte ich mit einem glatten Nein
beantworten.

Die zweite Frage scheint mir bei dieser Proble-
matik nur von untergeordneter Bedeutung zu sein.
‘Wie Sie hier auf dieses Podium gehen und den Ver-
such unternehmen koénnen, an dieser, ich mochte
fast sagen, Nebensachlichkeit zu makeln, ist mir
nicht ganz klargeworden.

(Beifall in der Mitte und rechts. — Zurufe
von der SPD.)

Es geht um die rechtsstaatlichen und um die rechts-
politischen Grundsétze, die hier zu beachten sind.
Ich persdnlich bin der Ansicht, dall wir eine Lésung
finden miissen, die mit dem Rahmen unserer Rechts-
grundsatze vereinbar ist. Ich bitte deshalb, einmal
zu prifen — und das sage ich von mir aus —, ob
die Anregung des Altbundeskanzlers Dr. Konrad
Adenauer nicht aufgegriffen werden kann, daf man
den Beginn der Verjdhrung anders setzt, als wir ihn
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im gegenwartigen Zeitpunkt gesetzt haben. Ist es
denn in den Monaten nach dem 8. Mai 1945 schon
méglich gewesen, derartige Unrechtstaten durch
deutsche Gerichte abzuurteilen, oder war das erst
zu einem spédteren Zeitpunkt moglich? Das zu iiber-
prifen wird meines Erachtens unser aller Aufgabe
sein, Seien wir uns bei der Frage der Aufhebung
oder einer Verldngerung der Verjahrung dariiber
im klaren, daBB wir hier nur eine irdische Gerechtig-
keit tiben kénnen und daB es fiir den Richter und
fiir die Gerichte auBlerordentlich schwierig sein wird
— um so schwieriger, je ldnger die Unrechtstat zu-
rickliegt —, ein gerechtes Urteil zu fédllen! Ich habe
die groBe Sorge, daB, je linger diese Unrechtstaten
zuriickliegen, Beweisschwierigkeiten auftreten und
es dadurch zu Freispriichen kommt, wo eigentlich
eine Verurteilung am Platze wére, weil der Richter
nach dem Grundsatz in dubio pro reo wird urteilen
miissen, ein Grundsatz, der von niemandem hier be-
stritten wird.

Meine Damen und Herren, ich darf fiir meine
Freunde der Landesgruppe der CSU folgende Er-
klarung abgeben:

1. Die CSU-Landesgruppe weifl sich mit dem
ganzen Deutschen Bundestag darin einig, daB alle
wédhrend der NS-Zeit begangenen Verbrechen des
Mordes nach rechtsstaatlichen Grundsétzen geahn-
det werden sollen.

2. Die CSU-Landesgruppe entnimmt dem Bericht
der Bundesregierung, da — entgegen der bisher
vom Leiter der Zentralstelle in Ludwigsburg ver-
tretenen Ansicht — die Gefahr nicht ausgeschlossen
werden kann, da ohne gesetzgeberische Mafnah-
men eine Anzahl von NS-Verbrechen ungesiihnt
bleibt.

3. Trotzdem ist die CSU-Landesgruppe unver-
dndert der Uberzeugung, daB den Vorschldgen,
riickwirkend noch laufende Verjahrungsfristen zu
verldngern, rechtsstaatliche und rechtspolitische
Grundséitze entgegenstehen.

4. Die Priifung der Fragen, ab wann die deutsche
Rechtspflege nach der Kapitulation in der Lage ge-
wesen ist, NS-Verbrechen des Mordes zu verfolgen,
zu untersuchen und abzuurteilen, und ob der Zeit-
punkt des Beginns der Verjahrungsfrist durch ein
Gesetz entsprechend den Anregungen von Bundes-
kanzler a. D. Dr. Adenauer festgesetzt werden kann,
ist innerhalb der CSU-Landesgruppe noch nicht ab-
geschlossen.

Wir werden uns in der CSU-Landesgruppe be-
mithen, mit dem ganzen Hause zu einer Lésung zu
kommen, die ohne Bedenken rechtspolitischer und
strafrechtlicher Art eine gerechte Siihne denen
bringt, die Unrecht in so groBem MafBe auf sich ge-
laden haben.

(Beifall bei den Regierungsparteien.)

Prasident D, Dr. Gerstenmaier: Das Wort hat
der Herr Abgeordnete Dr. ‘Arndt.

Dr. Arndt (Berlin) (SPD): Herr Prasident! Meine
Damen und Herren! Eine Bundestagsdebatte kann

_—

in verschiedenen Richtungen und mit unterschied-
lichen Zielen gefithrt werden. Sie kann den guten
Sinn haben, gegenséatzliche Meinungen einander
gegeniiberzustellen und stark zu profilieren. Sie
kann aber auch den Sinn haben, sich nicht ausein-
anderzureden, sondern sich zusammenzureden. Ich
begriife das auBerordentlich, was soeben Herr Kol-
lege Dittrich gesagt hat, 'dal die Meinungsbildung
in der Christlich-Sozialen Union noch nicht abge-
ischlossen ist. Denn das ldBt uns doch noch einen
Spalt Tiir offen, zusammenzukommen. Ich bitte Sie,
den Vorschlag meiner Fraktion, es als Grundgesetz-
dnderung zu machen, auch als das Angebot zu sehen,
daf wir hier glauben, alle, die im Deutschen Bundes-
tag Verantwortung tragen, miissen zusammenstehen.

Das ist nicht nur eine Sache der Form, das ist
auch eine Sache der Einigkeit der Nation. Wir wol-
len doch um Himmels willen nicht eine Nation wer-
den, so wie es sie einmal gab: mit Schwarz-WeiB-
Rot und Schwarz-Rot-Gold; das sind die Verjédhrer,
und das andere sind .die ‘Antiverjahrer. Das kénnen
wir uns nicht leisten, und :das wollen wir nicht.

(Beifall bei der SPD und den Regierungs-
parteien.)

Herr Kollege Benda hat in seiner so ausgezeich-
neten Rede gesagt: Leidenschaft hier, weil wir dar-
unter litten. In der Tat, ich glaube, alle leiden wir
hier. Es ist wohl kaum eine Entscheidung in den
16 Jahren Bundestag so schwer gewesen und so
zum Leiden gewesen wie diese, was mnicht aus-
schlieBt, Herr Kollege Dittrich, daB man auch pole-
misiert.

DaB 'das, was mein Kollege Jahn gesagt hat, de-
struktiv gewesen sei, mochte ich nicht stehenlassen;
das werden Sie begreifen. Man kann auch polemi-
sieren, und ich werde mich auch gezwungen sehen,
mich an zwei wesentlichen Stellen vom Herrn Kolle-
gen Barzel zu distanzieren.

Damit werde ich an einer Stelle gleich anfangen.
Herr Kollege Barzel hat nicht ohne einen Unterton
gesagt, in der CDU/CSU gebe es keinen Fraktions-
antrag, denn es gehe um persoénliche Entscheidun-
gen. Bei den Freien Demokraten wiirde es, wie er
hoffte, auch keine Fraktionshaltung geben. Die dritte
Fraktion war dabei ausgespart. Wir kennen diesen
Unterton. Deshalb darf ich IThnen hier doch etwas
aus der Vergangenheit erzdhlen. Wir haben um
diese Frage hier schon vor fiinf Jahren gerungen,
dls es um die Verjadhrung von Totschlag ging. Nicht
erst damals habe ich mir meine Uberzeugung gebil-
.det, ”daB nachtraglich eine Verlingerung der Verjih-
rungsfristen durch einfaches Gesetz am ‘Grundgesetz
scheitern muf. Es gab geradezu ein Duell in meiner
Fraktion zwischen Walter Menzel, unserem verewig-
ten Kollegen, der in der SPD mein altester Freund
war, und mir. Denn wir haben seit 1934 in Berlin
unter beidseitiger Lebensgefahr miteinander gear-
beitet. Ich hatte die Akten, 'die aus seinem Biiro
heraus mufBiten, und er hatte die Papiere, die aus
meinem Biiro heraus mufiten. — Als Menzel in der
Bundestagsfraktion damals mit seiner Gruppe siegte
— mit groBer Mehrheit —, habe ich der Sozialdemo-
kratischen Fraktion gesagt: Ich kann einfach im
Plenum gegen den Fraktionsantrag stimmen, ‘daran
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kann mich keiner hindern; dann kénnt ihr mich
hinterher beschimpfen, das 1dBt sich nicht &ndern;
aber das ist nicht anstindig, das ist keine sozial-
demokratische Haltung. Ich kann auch wegbleiben;
aber das ist nicht gerade sehr imutig in einer Frage,
in der man meine Rechtsiiberzeugung kennt; ich bitte
die Fraktion, daB sie selber wiinscht, daBl ihr Mit-
glied Arndt gegen den Fraktionsantrag stimmt, weil
sie weiB, daB es uniiberwindliche verfassungsrecht-
liche Bedenken hat. Die Fraktion beschloB einstim-
mig: Du sollst gegen den Fraktionsantrag stimmen.
Und das habe ich getan.

(Unruhe bei den Regierungsparteien. —
Zuruf rechts: Das ist aber selten!)

Also bitte, Herr Dr. Barzel, bringen Sie doch nicht
solche Tone hier hinein, als ob es Zzwei Fraktionen
gebe, in denen die personliche Entscheidung ge-
achtet werde, und eine, in der das nicht der Fall sei.

(Beifall bei der SPD. —Abg. Dr. Barzel: Das
habe ich nicht gesagt!)

Uneinigkeit ist noch kein wechselseitiges Verstand-
nis.
(Abg. Dr. Barzel: Aber, Herr Arndt, Sie
haben mich ja falsch verstanden!)

— Dann ist es sehr schén, wenn Sie es gar nicht
gesagt haben. Aber Sie begreifen, daB wir empfind-
lich sind, denn wir kriegen oft solche — — Ich will
mir einen Ausdruck verkneifen, denn ich méchte ja,
daB wir uns zusammenreden. Ich werde Sie an einer
anderen Stelle auch noch kritisieren miissen, was
in aller Freundschaft geschieht.

Nun sind wir bei der Rechtsifrage angekommen.
Ich bin mit Herrn Kollegen Dehler véllig einig — und
meine ganze Fraktion ist es mit mir —, daB natiirlich
an erster Stelle gepriift werden muf}, ob etwas, was
man will, auch rechtlich geht. Dariiber ist in einem
Staat gesitteter Art wie dem unseren gar kein Zwei-
fel, und ich nehme an, daB im ganzen Haus niemand
ist, der anders denkt. Aber eines hat mich doch in
der Offentlichkeit erschreckt, ndmlich: daB immer
wieder miteinander identifiziert wurden das juristi-
sche Ergebnis, zu dem einer kam, und die Frage der
politischen Wiinschbarkeit. Sie, Herr Kollege Benda,
haben sich heute mit Recht dagegen gewehrt, daB
man denen, die ein einfaches Gesetz fiir ausreichend
halten, unterstellt, sie hatten die Verfassung im
Sinne ihrer Willensvorstellungen manipuliert. Aber
genauso ist es doch fiir denjenigen, der zu der Auf-
fassung kommt, daB ein einfaches Gesetz nicht ge-
niigt. Das tut er doch nicht, weil er die Verldangerung
nicht wiinscht, sondern das tut er, weil er zundchst
einmal seine Reverenz vor dem Recht macht. Rechts-
auffassungen kann man sich nicht bilden je nach-
dem, ob man sie fiir wiinschbar hdlt oder nicht fir
winschbar hédlt. Denn dann wére das 'ganze Recht
nichts weiter wert als eine Attrappe, Dann wére das
Recht das, was man uns von Ostlicher Auffassung
aus vorwirft.

Aber ich muB} jetzt einen deutlichen Unterschied
in den Auffassungen zwischen Herrn Bundesminister
Bucher und mir machen und mich da auch abgrenzen
gegen einiges, was Herr Benda heute morgen gesagt
hat. Herr Bucher hat geglaubt, ich hétte erklart, das

Rechtsstaatsprinzip miisse bei Art. 103 Abs. 2 be-
sonders ernst genommen werden. Es wdre an-
maBend, wenn ich von Herrn Bundesminister Bucher
oder von sonst einem wverlangen wollte, er sollte
alles lesen, was ich geschrieben habe, zumal das
wahrscheinlich viel zuviel ist. Aber wenn iber
meine Auffassungen gesprochen wird und sich einer
darauf beruft, dann'habe ich allerdings die Bitte, daB
er sich an das hélt, was ich wirklich gesagt und ge-
schrieben habe. :

Ich habe mich in dieser Sache niemals auf das all-
gemeine Rechtsstaatsprinzip berufen, und noch nie-
mals habe ich mich tberhaupt auf das Prinzip der
Rechtssicherheit berufen. Denn bei dem Prinzip der
Rechtssicherheit habe ich eine vielleicht isehr ein-
seitige Meinung. Ich habe einmal in einem Vortrag
vor der Richterschaft in Braunschweig gesagt: Wenn
in Thren Beratungen das Wort ,Rechtssicherheit”
fallt, dann setzen Sie alle Alarmklingeln des Ge-
richts in Gang; denn dann sind Sie immer in Gefahr,
etwas Ungerechtes zu tun und es mit der Sicher-
heit zu motivieren. Das ist meine Haltung zur Rechts-
sicherheit. Ich bin berzeugt, daB Sicherheit nur das
Recht gibt, aber nicht umgekehrt, daB man das Recht
hintanstellen 'kénnte wegen irgendwelcher Sicher-
heitswiinsche oder Sicherheitsvorstellungen.

Hier beginnt die groBe Diskrepanz in der Ausle-
gung des Art. 103 Abs. 2 zwischen Herrn Dr. Bucher,
Herrn Kollegen Dehler und mir. Auf der einen Seite
steht das Rechtssicherheitsdenken, wobei im Zweifel
zugunsten der Ordm,img optiert wird, und ein Den-
ken, das zwar nicht bei Herrn Kollegen Dehler, aber
leider bei der Bundesregierung zehn Jahre hindurch
zu einer Minimalisierung der Grundrechte fiihrte,
weil die Grundrechte als gefahrlich erscheinen. Seit
zehn Jahren stehe ich beim Bundesverfassungsge-
richt im Kampf mit der Bundesregierung, die immer
das rechtliche Gehor, den gesetzliche Richter, die Ge-
meindefreiheit, die Gewissensfreiheit und was es
immer sei, durch die Stellungnahmen ihrer verschie-
denen Ressorts zu minimalisieren sucht, wahrend
meine Auffassung die ist, dal den Grundrechten die
optimale Wirkung zukommen muB, und zwar nicht
als Sicherheits-, sondern als Freiheitsauslegung, daB
der groBte Grad an Freiheitskraft, den ein Grund-
recht entfalten kann, zur Geltung gebracht werden
muB.

(Beifall bei der SPD.)

Das ist bei mir der Grund, warum ich dem Art. 103
Abs. 2 diese Auslegung gebe, daB das Wort ,Straf-
barkeit” dort sehr viel mehr umfaBt als die bloBe
technische Strafe im Sinne des Strafgesetzbuches,
daB es z.B. auch, was in der Literatur bestritten
wird, die Sicherungsverwahrung umfaBt, die man
wegen Art, 103 Abs. 2 nicht nachtrdglich anordnen
kann. Also es gibt bei mir keine Berufung auf
Rechtssicherheit, keine Berufung auf ein allgemeines
Rechtsstaatsprinzip, sondern eine grunds&tzliche
Haltung zu allen Grundrechten iiberhaupt und des-
halb in diesem Fall auch zu Art. 103 Abs. 2, .auch
wenn darin die Gefahr liegt, daB das Modrdern zu-
gute kommt; denn ich bekenne mich dazu, daB in
einem Verfassungsstaat ebensowenig wie die Opfer
auch die Morder aus der Hand des Rechts fallen
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konnen. Auch die Morder stehen in einem Verfas-
sungsstaat in der Hand des Rechts.

(Vereinzelter Beifall bei der SPD und in der
Mitte.)

Meinen Standpunkt kennt meine Fraktion. Ich bin
in der Minderheit. Aber meine Fraktion toleriert
ihn, sie respektiert ihn. Wir suchen jedoch, da nie-
mand von uns ein juristisches Orakel ist und keiner
fiir sich die Unfehlbarkeit in Anspruch nehmen kann
und auch die Zalil der Professoren es nicht ausmacht
— denn auch Professoren kann man nicht gegen-
seitig aufrechnen —,

(Beifall und Heiterkeit.)

einen gemeinsamen Weqg als Fraktion. Herr Barzel,
das ist uns auch, Gott sei Dank, gelungen; denn,
ich glaube, alle konnen den Weg gehen, daB wir
hier das Grundgesetz in der einen oder anderen
Form &ndern.

Nun ist Herr Kollege Dehler, den ich so hoch
achte, wie er hier mit sich gerungen hat, der Auf-
fassung gewesen, da es gegen die Rechtsstaatlich-
keit sei, konne man das auch im Grundgesetz nicht
machen. Nun, der grundgesetzéndernde Gesetzgeber
hat auch seine Grenzen. Das geht aus Art. 1 des
Grundgesetzes hervor — er darf nichts machen, was
gegen die Wiirde des Menschen verstéft —, und
das geht aus der ,Ewigkeitsgarantie”, wie man es
genannt hat, des Art. 79 des Grundgesetzes hervor,
daB gewisse Grundsdtze der Anderung entzogen
sind.

Aber hier liegen doch nach meiner Auffassung,
nach meiner hochstpersonlichen Auffassung die
Dinge so: wenn man den Art. 103 Abs. 2 des Grund-
gesetzes — womit ich ziemlich alleine stehe — so
weit auslegt, daB man sagt, dieses Freiheitsrecht
schiitze sogar vor der nachtréglichen Aufhebung
einer vom Staat sich selbst gesetzten Zeitgrenze,
muB man sehen, daB wir hier, wozu wir allen Grund
hatten, mehr getan haben, als rechtsstaatlich not-
wendig wére. Denn auch das Rechtsstaatsprinzip
laBt ja doch einem Verfassungsgesetzgeber und
einem verfassungsdndernden Gesetzgeber einen er-
heblichen Spielraum. Zum Rechtsstaatsprinzip ge-
hort z.B. die Gewaltenteilung. Sie wissen aber
doch alle, daB die Gewaltenteilung in GrofBbritan-
nien in der praktischen Verfassung vollig anders
ist als in den Vereinigten Staaten und dort wieder
anders als bei uns. Wenn hier in Bonn die Bundes-
regierung in den Bundestag integriert ist, so ist das
nach amerikanischer Verfassungsauffassung eine
grobe Abweichung vom Prinzip der Gewal-
tenteilung. Trotzdem wird doch niemand sagen,
daB unsere Variante der Gewaltenteilung nun
rechtsstaatwidrig sei. Das Rechtsstaatsprinzip als
allgemeines laBt ja doch fiir die Konkretisierung
in dem Leben einen erheblichen Spielraum, und
hier ist es so, daB in der extremen Auslegung des
Art. 103, zu der ich mich bekenne, weit mehr an
Rechtsstaatlichkeit oder, sagen wir mal, an Be-
grenzung der Staatsmacht und an Selbstbescheidung
des Staates getan ist, als ein Staat tun muB, um
rechtsstaatlich zu sein.

Dazu — ich mochte so gerne den Herrn Kollegen
Thomas Dehler iberzeugen — haben wir einen
ganz klaren Beweis. Wir haben den Beweis in Art. 7
der rémischen Konvention zum Schutze der Men-
schenrechte und Grundireiheiten vom Jahre 1950.
Denn das, was wir im Art. 103 des Grundgesetzes
als Begrenzung der Staatsmacht durch die Zeit-
grenze haben, braucht nicht zu sein, um die Men-
schenrechte und Grundfreiheiten zu wahren. Weil
es dariiber hinausgeht, hat die Bundesrepublik
Deutschland, als wir diese Konvention ratifizierten,
zum Art. 7 einen Vorbehalt gemacht — der zuldssig
ist — und gesagt: Aber unser Art. 103 geht dar-
ilber hinaus, also die Bestimmung, daB niemand
wegen einer Handlung oder Unterlassung verurteilt
werden kann, wenn die Strafbarkeit nicht vor der
Tat gesetzlich bestimmt gewesen ist, also der be-
riihmte Grundsatz des Verbots des Ex-post-factum-
Gesetzes bei Strafsachen. Denn der Art. 7 der Kon-
vention zum Schutze der Menschenrechte und
Grundfreiheiten sagt in seinem zweiten Absatz
ausdriicklich:

Durch diesen Artikel darf die Verurteilung oder
Bestrafung einer Person mnicht ausgeschlossen
werden, die sich einer Handlung oder Unter-
lassung schuldig gemacht hat, welche im Zeit-
punkt ihrer Begehung nach den allgemeinen
von den zivilisierten Voélkern anerkannten
Rechtsgrundsatzen strafbar war.

Das ist die gemeinsame Uberzeugung der gesitteten
Welt, und in diesem Rahmen der gemeinsamen
Uberzeugung der gesitteten Welt halten wir uns,
wenn wir der Form nach — nicht der Sache nach —
sagen, daB fiir die Verfolgung der Mordverbrechen
aus der Zeit seit 1933 eine ldngere Zeitgrenze gilt,
und zwar nicht als Ausnahmegesetz, als MaBnahme-
gesetz, als Verfassungsdurchbrechung, sondern fir
immer, weil wir allgemein erkannt haben, daB die
20 Jahre fiir Mord uberhaupt und fiir Vélkermord
erst recht zu kurz sind.

Also wir weichen hier von keinem rechtsstaat-
lichen Prinzip ab, sondern wir befinden uns in Ein-
klang mit einer Konvention, die die Uberzeugungen
der gesitteten, rechtlich denkenden Welt zum Aus-
druck bringt.

Meine verehrten Damen und Herren, wir miissen
die Dinge doch auch einmal in der Perspektive las-

sen. Es wird hier — nicht mit bdser Absicht; auch
besonders unser Kollege Thomas Dehler hat das
ja nicht so gemeint — so diskutiert, dal es, wenn

man es hort, den Anschein macht, als ob denen, die
wegen ihrer Beteiligung am Voélkermord und am
Massenmord jetzt Uberfihrt werden, nachtréaglich
irgendein ganz besonders schweres Ubel zugefiigt
werden solle, als ob etwa Gefangnisstrafen in Zucht-
hausstrafen verwandelt werden sollten oder als ob
nachtraglich die Sicherungsverwahrung geschehen
sollte oder was weiB ich. Was ist denn die Wirk-
lichkeit? Die Leute hatten nach damals geltendem
Recht ihren Kopf verwirkt. Das ist die Wahrheit.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU))

Dieser Kopf wurde ihnen vom Bonner Grundgesetz
geschenkt. Das Grundgesetz, das ihnen den Kopf
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geschenkt hat, kann doch weill Gott auch noch sagen,
ohne daB wir gegen rechtsstaatliche oder menschen-
rechtliche Grundsatze verstoBen: Wir brauchen et-
was ldnger Zeit dazu, das hier noch strafrechtlich
zu verfolgen. Denn andernfalls kdme man doch auf
die beriihmte Goebbelsche Tiir, die er hinter sich
zuknallen wollte, daB es durch die Weltgeschichte
hallen sollte, und dann koénnten doch in Zukunft
diese Téater denken: ,Je mehr Morde wir machen
und je grofer das Chaos ist, das wir anrichten, um
so weniger Zeit werden die anderen nachher finden,
das abzuurteilen.”

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU.)

Das kann doch kein Gesichtspunkt sein. Das kann
doch kein Gesichtspunkt sein!

Sosehr ich mich also zu der Auffassung bekenne,
daB nach geltendem Recht beim Bonner Grundgesetz
eine bloBe nachtrdgliche Verlangerung der Ver-
jahrungsfrist durch einfaches Gesetz an der selbst-
gesetzten Grenze scheitert, eine Auffassung, von
der ich fiir meine Person nicht um Haaresbreite
abgehe, auch nicht, wenn wir vom Ausland her
noch so sehr kritisiert werden, bin ich der vollen
Uberzeugung, daB der verfassungséndernde Gesetz-
geber befugt ist, hier eine Regelung zu treffen.
Denn er hat eine andere Legitimation. Das ist doch
nicht nur eine Formsache. ,Verfassungsdndernder
Gesetzgeber” — daB wir eine Zweidrittelmehrheit
in beiden Hausern haben miissen — heiBit ja doch,
daB die Nation einig sein muf und sich dahin
einigt und daB alle auf dem Boden der Verfassung

(B) dahinterstehen.

Und wenn wir nun hier bei der Frage sind —
de lege ferenda —, ob wir die Verfassung &ndern
sollen, um einen doch allseits erkannten MifBstand
— und da bin ich sehr dankbar, daB Herr Kollege
Dittrich das auch fiir die CSU gesagt hat — jetzt
rechtmé&Big zu ordnen, dann sind legitim auch poli-
tische Gesichtspunkte angebracht. Denn ob wir
eine Verfassungsneuschopfung machen, ist auch
eine politische Frage und ist auch eine Frage — Sie
haben ein schones Wort gesagt, Herr Dr. Barzel:
«Wir wollen, daB Deutschland keinen Schaden
nimmt" —, wo wir auch, ich sage das in aller Offen-
heit, eine Weltmeinung legitim beachten koénnen,
wenn wir sie fiir richtig halten. Das ist nach meiner
Auffassung so der Fall. Ich glaube, wir haben nicht
AnlaB, uns, wie das manche tun, so ungeheuer in
die Brust zu werfen, als ob uns niemand in der Welt
drauBlen etwas sagen konnte. Ich hoffe, daB ja auch
drauBlen in der Welt in der Kritik, die weit Uber
das Ziel hinausschieBt und manchmal hart ist, doch
ein gewisses Verlangen nach Solidaritdt mit uns mit-
schwingt. Ich mochte an dieser Stelle meiner Dank-
barkeit dafiir Ausdruck geben, daBl die Sprache des
Ministerprasidenten Eschkol von Israel und iiber-
haupt die Sprache aus Israel und die Sprache pol-
nischer Autoren die gemé&fBigste in der ganzen Welt
ist; aus einem sehr einfachen Grunde; weil das die
beiden Volker sind, die am meisten gelitten haben.
Wer am meisten gelitten hat, der zeigt in der Regel
auch das meiste Verstdndnis, wédhrend die, die nicht
gelitten haben, sich oft dem Verstdndnis verschlie-
Ben.

Hier ist es also nicht so, wie Herr Kollege Dehler
meint, dafl irgendein Naturrecht der Rechtsstaatlich-
keit entgegenstiinde. Auch die Erwdgungen, die da-
zu von ihm angestellt worden sind, sind fiir mich in
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keiner Weise iiberzeugend. Herr Kollege Dehler .

sagt ,der Staat”. Ja, meine Damen und Herren, ,der
Staat” ist ein Abstraktum, und dahinter sollte man
sich nicht verbergen. Es sind Menschen gewesen,
die damals als Staat handelten, und es sind Men-
schen, die heute als Staat handeln.

So richtig sonst der Gedanke ist, den Herr Kol-
lege Dehler in die Debatte geworfen hat, indem er
fragte: Was hat ein Beschuldigter heute noch mit
der Tat zu tun? Gewil}, so etwas gibt es. Wir haben
in Hessen einen Fall von Synagogenbrandstiftung
gehabt. Der Téter wurde gleich in den eisten Jah-
ren, 1946/47, abgeurteilt und zu einer mit Recht
milden Strafe verurteilt, obgleich Brandstiftung an
Gotteshdusern ein sehr schweres Delikt ist. Der
Mensch war 17 Jahre alt, als er die Brandstiftung
mitmachte, war SA-Mann, war da mitgelaufen, es
war nett gewesen — ein uniformierter Haufen und
abenteuerlich —, und als er abgeurteilt wurde, hatte
er sechs Jahre Krieg hinter sich, ein Bein amputiert,
war verheiratet, hatte zwei Kinder und war weit
entfernt von den Streichen, die er 1938 gemacht
hatte. Das gibt es, und das ist ein Gedanke, der bei
der Verjdhrung mitschwingt. Aber wieder miissen
wir doch, Herr Kollege Dehler, hier in der Per-
spektive bleiben. Ein Mann, der vor den Augen der
Mutter einen Sdugling an den Fiien nimmt und mit
dem Kopf am néachsten Eisenpfahl zerschmettert, —
ein Mann, der 20000, 30 000 Menschen fiisilieren
1aBt oder das mitmacht, — ein Mann, der seinen
Hund darauf dressiert, daB er den Gefangenen die
Geschlechtsteile zerfleischt, und dann wird der Ge-
fangene irgendwie auf die grausamste Weise zu
Tode gebracht, — ein Mann, der dabei mitwirkt,
daB die Gefangenen sich an die von ihnen selbst
aufgeworfene Grube knien miissen, dann bekommen
sie den GenidkschuBl, und dann kommt die nichste
Lage hinein, so daB noch tagelang die Blutfontine
aus diesem Massengrab spritzte, — da kann man
nicht sagen: Was hat der Mann heute noch mit
seiner Tat zu tun?

(Beifall bei der SPD, bei der CDU/CSU und
von einzelnen Abgeordneten der FDP.)

Diese Taten sind allerdings keine Kriegsverbrechen.
Diesen Hinweis habe ich bei Thnen vermiBt, Herr
Kollege Dittrich. Ich hétte es gern gesehen, wenn
klargeworden wére, daB wir uns alle darin einig
sind, dafl das keine Kriegsverbrechen sind. Kriegs-
verbrechen sind Exzesse aus der Erregung der
Kampfhandlung oder auch aus einem Ubertreiben
der Generalitdt oder der Admiralitat, die etwas
plant. Die Zerstorung Dresdens z. B. war ein groBes,
sehr schweres Kriegsverbrechen, aber doch immer-
hin im Zuge eines Eifers fiir den Sieg. Das hat hier-
mit doch gar nichts zu tun. Wir haben ja keinen
Krieg gegen die Katholische Aktion gefiihrt, wir
haben keinen Krieg gegen die Bekennende Kirche
gefithrt, wir haben keinen Krieg gegen die Schwach-
sinnigen, die Bettnédsser, die Geisteskranken in den
Heilanstalten gefiihrt, und wir haben auch keinen
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Krieg gegen jiidische Frauen, Schwangere, Kinder,
Sauglinge, Greise und Ménner gefiihrt. Das hat mit
Krieg gar nichts zu tun, das war eine eiskalt unter
Einsatz der ganzen Staatsmaschinerie geplante,
iberlegte Mordaktion.

(Beifall bei der SPD, bei der CDU/CSU und
von einzelnen Abgeordneten der FDP.)

Mit Kriegsverbrechen hat das gar nichts zu tun, dar-
tber sollte sich doch das Haus einig sein.

Ich bin jetzt aber etwas aus dem Gedankengang
herausgekommen. Ich sprach davon, daB diese
Taten, die keine Kriegsverbrechen sind, das Ge-
meinste an kriminellem Mord sind, was je ge-
schehen ist, daB sie so furchtbar und so grausig
sind, daB man nicht fragen kann, ob ein Beschuldig-
ter heute noch mit der Tat etwas zu tun hat.

Etwas ganz anderes ist, Herr Kollege Dehler —
und da sind wir einig —, daB es sehr viel schwieri-
ger ist, angesichts der geschichtlichen Offenkundig-
keit der objektiven Taten nun punktuell dem ein-
zelnen seine individuelle Beteiligung, seine Ge-
samtsituation, sein eigenes Denken, sein eigenes
Handeln dabei nachzuweisen. Das ist sehr schwer,
und das fithrt dann zu oft unbefriedigenden Urtei-
len, bei denen ich aber auch von dieser Stelle aus
die Richterschait in Schutz nehmen will. Wer je
Richter war, weil, wie furchtbar schwierig es ist,
sich die Uberzeugung von der Wahrheit zu bilden
in Fallen, die so undurchsichtig sind, wie es hier
die einzelne Beteiligung ist. Im dbrigen sind es mei-
stens die Geschworenen, die ja allein entscheiden
konnen. Denn die Geschworenen allein kénnen ver-
urteilen, ohne daB die drei Berufsrichter mitwirken,
und die Geschworenen kénnen allein freisprechen
gegen die drei Berufsrichter. Die drei Berufsrichter
sind immer in der unerheblichen Minderheit. Es
sind weit mehr die Geschworenen als die Berufs-
richter.

Es kann also in einer Reihe von Fallen heraus-
kommen, daB wir unbefriedigende Freispriiche be-
kommen. Da sollten wir uns jetzt schon vornehmen,
daB wir der Justiz zur Seite stehen. Denn die Justiz
wird, wenn es, wie ich hoffe, zu einer Neuregelung
der Verjahrung kommt, vor eine schwere Aufgabe
gestellt sein.

Diese Tatigkeit der Justiz wird uns auch nicht
davor bewahren, daB es uns als Schicksal aufge-
geben ist, mit Mordern zu leben. Es ist mir eine
Ehrenpflicht, den Herrn Bundesjustizminister davon
zu entlasten. Er hat die Angriffe wegen dieser
AuBerung auf sein Haupt gezogen. Ich mochte sie
hiermit auf mein Haupt ziehen. Denn ich habe das
gesagt, allerdings nicht in dem Sinne, den man dar-
aus gemacht hat: ,Was macht das schon? Wir miis-
sen uns daran gewohnen, auch mit ein paar Mor-
dern zu leben”; das habe ich nicht gesagt. Ich habe
damit gemeint und hoffte, es zum Ausdruck zu
bringen, daB es uns als Schicksal, als BuBle und als
Strafe auferlegt ist — und so hat es auch Herr
Dr. Bucher verstanden —, mit Moérdern leben zu
miissen. Denn auch, wenn wir sie hinter die Mauern
bringen, sind sie noch unter uns da, und so oder so
werden wir niemals alle hinter Mauern bringen. Es

laufen einige der ganz groBen Massenmorder, leicht-
fertig von den Besatzungsmaéchten nach kurzer Zeit
entlassen, unter uns herum.

Meine Damen und Herren, das sind die Griinde,
aus denen ‘wir Ibitten, im AusschuBl zu priifen, ob
nicht der von uns gezeigte Weg fiir alle gangbar
ist und auch jeden rechtlichen Zweifel ausschlieBt.
Denn — das hat hier niemand gesagt, auch Herr
Dehler nicht, aber ich méchte es doch noch einmal
klarstellen -— die Verjahrungsvorschriften bedeuten
keinen Pakt des Staates mit dem Verbrecher. Sie
bedeuten eine weise Selbstbeschrdnkung des Staa-
tes, der sich die Zuridkhaltung einer Zeitgrenze auf-
erlegt. Aber die Zeitgrenze, die hier in Betracht
kommt, ist dabei keineswegs unmenschlich oder un-
rechtsstaatlich. Wir schlieBen uns nur dem an, was

in angelsachsischen Landern schon seit langer Zeit

gang und gédbe ist.

Vielleicht fiihrt diese uns alle so aufregende und
aufwiihlende Debatte auch dazu, daB jene Ereig-
nisse, mit denen wir uns jetzt abqudlen miissen,
mehr noch in die Mitte unseres O6ffentlichen und
unseres personlichen Lebens geriickt werden. Es ist
hier so etwas leichthin gesagt worden, das alles
kehre doch nicht wieder. Niemand kann in der Ge-
schichte fiir irgendein Volk die Hand ins Feuer
legen, daB Massaker nicht wieder vorkommen. Die
Weltgeschichte ist erfiillt von Gemetzeln schlimmster
Art.

Ich muB hierbei etwas zur Sprache bringen, was
mir peinlich ist, aber ich halte es fiir meine Pilicht.
Wir kénnen schon aus dem Grunde leider Gottes
nicht sagen, das alles wiederhole sich nicht, weil
hier bei uns in Deutschland Zeitungsblatichen er-
scheinen ‘wie z. B. die ,Nationalzeitung”, bei der
aus jeder Zeile der giftigste Antisemitismus
schwitzt,

(Sehr richtig! 'bei der SPD.)

Wenn dieses Blatt erscheint und die unverschamt
freche Uberschrift ,ErpreBt in alle Ewigkeit* hat,
womit also das Verhéltnis von Israel zu uns ge-
meint ist, wenn es seinen Artikel tiber den ,Juden
Ludwig Rosenberg” — wie es schreibt — bringt,
dann ist das genau die Sprache, die wir Alteren aus
der Weimarer Zeit kennen.

(Beifall bei der SPD und CDU/CSU und bei
Abgeordneten der FDP.)

Damals hieB es: ,Stecht ab den Walther Rathenau,
die gottverdammte Judensau!” Nun, etwas vorsich-
tiger ist man. Aber was in der ,Nationalzeitung”
steht, das ist die Sprache der potentiellen Morder
von morgen.

(Beifall bei der SPD und CDU/CSU und bei
Abgeordneten der FDP\)

Wenn es je etwas Ehrenloses gab, etwas bis in den
letzten Winkel des Schmutzes der eigenen Seele
Verlumptes, dann ist-das diese ehrlose Haltung sol-
cher Blatter. Das will ich einmal hier gesagt haben.

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten
der CDU/CSU.)

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich zum
SchluB kommen und mich da noch einmal mit einer

—
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(A) ger distinguierten Formeln des Herrn Kollegen Bar-

zel auseinandersetzen. Hoffentlich zitiere ich Sie
nicht falsch, Ich kann Sie nicht wortlich zitieren, und
ich will Thnen kein Unrecht tun. Aber ich hatte so
etwas ‘bei Thnen das Gefiihl einer Distinktion zwi-
schen der These ,es gibt keine Kollektivschuld” und
und ,wir tragen keine Kollektivschuld” auf der
einen Seite und auf der anderen Seite Threr be-
jahten Forderung nach der Aburteilung krimineller
Verbrechen einzelner. Diese Distinktion geht nicht
ganz auf. Einig sind wir uns dariitber, da es keine
Kollektivschuld gibt. Der erste, der den Vorwurf
der Kollektivschuld zuriickwies, war das verewigte
Mitglied dieses Hauses Dr. Kurt Schumacher. Schuld
gibt es nur personlich. Es gibt darum keine Kollek-
tivschuld des deutschen Volkes. Am allerwenigsten
gibt es eine Kollektivschuld, welche diejenigen mit
einbezieht, die tiberhaupt noch gar nicht geboren
waren, als sich das Unheil ereignete.

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten
der CDU/CSU und FDP.)

Weshalb ich diese Distinktion nicht mitmache, hat
folgenden Grund: weil es Schuld nicht nur als kri-
minelle Schuld gibt. Es gibt auch geschichtliche und
moralische Schuld.

(Abg. Dr. Barzel meldet sich zu einer Zwi-
schenfrage)
— Bitte schon!

Prisident D. Dr. Gerstenmaier: Zwischen-

frage, Herr-Abgeordneter Dr. Barzel.

Dr. Barzel (CDU/CSU): Gestatten Sie mir sofort
eine Bemerkung, Herr Kollege Arndt, damit kein
MiBverstandnis entsteht. Ich habe auch von persdn-
licher Schuld gesprochen, selbst beim politischen
Irrtum, und habe auch eine Distinktion, wie Sie es
nennen, angebracht.

Dr. Arndt (Berlin) (SPD): So, dann bin ich dank-
bar, dann werden wir sogar einig sein; denn woran
mir \lag, ist, dal das Recht auf den politischen Irrtum
keinen Freibrief von geschichtlicher und moralischer
Schuld bildet,

(Abg. Dr. Barzel: Es ist nur nicht justitiabell)
— Nein, inkeiner Weise justitiabel!
(Sehrgut! bei der CDU/CSU.)

Das ist auBerordentlich wichtig. Das miissen wir vor
allen Dingen auch unseren jungen Menschen sagen.

Lassen Sie mich mit einer Erinnerung schlieBen,
die zugleich das zum -Ausdruck bringt, was ich jetzt
noch zu sagen habe, nur noch flir mich ganz person-
lich sagen und 'damit in keiner Weise die sozial-
demokratische Fraktion oder Partei belasten kann.
Der Krieg neigte sich seinem Ende zu, als mich in
Markllissam in Schlesien, wo damals meine Familie
lebte, 'der evangelische Geistliche  aufsuchte, ein
Pommer, ein Mann wie ein Baum, ein Mann der
Bekennenden Kirche, und mir sagte: ,Da wirft man
immer unserer Kirche vor, daB sie fiir die Stinden
die Hoélenstrafen predige, unmenschliche Hollen-
strafen verheiBe.” Ob ich denn wohl glaube, wollte

der Pastor von mir wissen, daB fiir die Verbrechen,

die jetzt geschdhen, die Hoéllenstrafen, wie sie in
der Kirche gelehrt worden seien, ausreichten. Ich
habe die Frage nicht beantworten kénnen, ich kann
sie heute nicht beantworten. Aber diese an mich
damals gerichtete Frage beweist erstens einmal,
wie personlich das Stellungnehmen dazu ist. Sie be-
weist zweitens, wieviel 'wir damals wuBlten, daBl wir
alles Wesentliche wuBiten. Wir wuBiten in Mark-
lissan, daB aus der Pflegeanstalt Hephata die
Schwachsinnigen und Verkriippelten abtransportiert
und ermordet wurden. Das wuBlite man! Und es gab
gentugend Urlauber aus den besetzten Ostgebieten,
namentlich Landesschiitzen, 'die unter Trédnen ihrer
Frau, ihrer Mutter, ihren Angehérigen berichtet
haben, was sie in Polen mit ansehen miiBten, und sie
konnten doch nichts dagegen tun. Das Wesentliche
wurde gewuBt.

Ich habe einmal beiider evangelischen Jugend von
Baden in Herrenalb sprechen missen. Da hatte vor
mir ein evangelischer Theologe gesprochen und ge-
sagt, das hédtten wir alles nicht gewuBt. Ich habe
damals den jungen Menschen sagen missen: Wenn
eure leibliche Mutter auf dem ‘Sterbebett liegt und
sie schwort bei Gott dem Allméachtigen und Allwis-
senden auf die Bibel, daB sie nichts gewuBt hat, dann
sage ich euch: Die Mutter bringt's nur micht iitber die
Lippen, weil es zu furchtbar ist, das gewuB3t zu haben
oder wissen zu konnen, aber nicht wissen zu wollen.

(Unruhe in der Mitte und rechts.)

— Das ist meine Uberzeugung. Ich spreche da nicht
fiir die Sozialdemokratische Partei. Das miissen wir
in dieser 'Sache sehen. Wir miissen sehen, wie furcht-
bar das fiir uns war.

Deshalb komme ich jetzt zu meinem ganz person-
lichen Bekenntnis, das ich Thnen sage: Ich weil mich
mit in der Schuld. Denn sehen Sie, ich bin nicht auf
die StraBe gegangen und habe geschrien, als ich sah,
daB die Juden aus unserer Mitte lastkraftwagen-
weise abtransportiert wurden. Ich habe mir nicht den
gelben Stern umgemacht und gesagt: Ich auch! Es
hat eine Ausnahme gegeben. Das waren die Frauen
von Berlin, die nichtjlidischen Frauen der jlidischen
Mainner, die bei einer Aktion in die Staatspolizei-
Leitstelle GroBe Hamburger Strafe gebracht wurden,
wo am ndchsten Morgen spontan und unverabredet
alle diese Frauen erschienen — sie wuBten gar nicht,
was sie wollten, ob sie mitreisen wollten oder ob
sie bitten wollten —, in so groBer Zahl, daf} diese
Frauen von Berlin ihre Mdnner tatsdchlich heraus-

gebracht haben. Aber ich weiB mich mit in der.

Schuld. Ich kann nicht sagen, daB ich genug getan
hdtte. Ich weiB nicht, wer das von sich sagen will.
Aber das verpflichtet uns, das ist -ein Erbe.

Meine Damen und Herren, ich sage das hier auch
gegeniliber dem Ausland. Denn so legitim beachtlich
ich es erkldart habe, auf das Ausland zu hoéren, wenn
es seine Solidaritdat mit uns wieder wilinscht und
ungern sieht, daB wir mit solchen Dingen nicht fertig
werden, so gibt es auch umgekehrt eine Solidaritat.
Ich habe jahrelang als Anwalt Menschen zu helfen
versucht, die auswandern wollten, und habe gese-
hen, wie von Jahr zu Jahr die Schweiz und Holland

9]
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und Belgien und England und die Vereinigten Staa-
ten von Amerika ihre Tore mehr zugemacht haben.
Je schlimmer die Reden von Hitler und je starker
seine Drohungen wurden, um so unbarmherziger
wurden die Tore geschlossen. Das ist am meisten
geschehen nach dem 8./9. November 1938, den man
doch micht, Herr Bundesjustizminister, als ,soge-
nannte Reichskristallnacht” bezeichnen sollte. Das ist
ein blutiger Berliner Witz gewesen, weil man sich
damals anders nicht zu helfen wufite. Aber man
sollte doch heute ein Pogrom ein Pogrom nennen
und nicht anders.

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten
der CDU/CSU.)

Da hat man die Tiiren zugemacht und hat die Mit-
schuld auf sich geladen fiir Zehntausende und Aber-
zehntausende von Menschen, die héatten gerettet
werden konnen, wenn die gesittete Welt gesagt
hatte: Kommt, ihr konnt bei uns Asyl finden! —
Auch das will ich hier zum Ausdruck bringen. Wir
alle haben dieses Erbe.

Ich habe vorhin gemerkt: ich habe einiges als ganz
personliches Bekenntnis gesagt, was IThnen zu weit
gegangen ist, Sie erregt hat. Aber verstehen Sie
bitte: In dieser Sache mufl das Herz sprechen, da
kann man sich kein Blatt vor den Mund nehmen.

(Beifall bei der SPD.)

Da muB der Kollege Dehler sagen konnen, er ist aus
den und den Griinden dagegen, und ich mufl Thnen
hier das Letzte auf den Tisch des Hauses legen, was
in meinem Kopf als meine Uberzeugung ist. Um das
Erbe miissen wir allerdings wissen.

Den jungen Leuten soll gesagt sein: Ein Volk lebt
doch nicht punktuell, es lebt doch als Geschlechter-

folge, und man kann doch nicht sagen: Ich war noch |

nicht geboren, dieses Erbe geht mich gar nichts an.

Was haben wir zu tun? Wir haben nicht nur
daran zu denken, daB der Gerechtigkeit wegen, auf
die wir uns berufen, die iiberfithrten Morder ab-
geurteilt werden sollen, sondern wir haben auch
den Opfern Recht zuteil werden zu lassen schon
allein durch den richterlichen Ausspruch, daB das
hier ein Mord war. Schon dieser Ausspruch ist
ein Tropfen, ein winziger Tropfen Gerechtigkeit,
der doch zu erwarten ist zur Ehre aller derer, die
in unbekannten Massengrdbern drauBlen in der
Welt liegen. Nicht dafi wir Jiingstes Gericht spielen
wollen; das steht uns nicht zu. Nicht daB es hier
eine ijustitia triumphans gdbe! Es geht darum, eine
sehr schwere und im Augenblick leider noch ganz
unpopuldre Last und Biirde auf uns zu nehmen. Es
geht darum, daB wir dem Gebirge an Schuld und
Unheil, das hinter uns liegt, nicht den Riicken keh-
ren, sondern daBl wir uns als das zusammenfinden,
was wir sein sollen: kleine, demiitige Kéarrner, Karr-
ner der Gerechtigkeit, nicht mehr.

(Anhaltender Beifall bei der SPD und
Abgeordneten der CDU/CSU.)

Prdsident D. Dr. Gerstenmaier: Herr Kollege
Arndt, ich mochte Thnen den Dank des Hauses dafir
aussprechen, daBl Sie den Mut gehabt haben, eine

Untat in diesem Haus prézis beim Namen zu nen-
nen und etwas, was uns in diesem Abschnitt der
deutschen Entwicklung zur Unehre gereicht, in die-
sem Haus so anzugreifen, wie sich das fiir einen
freiheitsliebenden und rechtschaffenen Abgeord-
neten gehort. — Das bezieht sich auf die Bemerkung
des Herrn Abgeordneten Dr. Arndt iiber eine deut-
sche Zeitung, die hier mit Namen genannt worden
ist.

(Lebhafter Beifall bei der SPD und bei

Abgeordneten der Regierungsparteien.)

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Friedens-
burg.

Dr. Dr. h. ¢. Friedensburg (CDU/CSU): Herr
Président! Meine Damen und Herren! Die Aus-
sprache des heutigen Tages hat das fiir uns alle
ermutigende und vielleicht teilweise iiberraschende
Ergebnis gehabt, dal das Haus, die Vertretung des
deutschen Volkes, in seinem grundsdtzlichen Anlie-
gen einig ist. Die omindsen Voraussagen, es werde
sich herausstellen, daB ein Teil von uns versuchen
werde, das zu decken, was einmal geschehen ist,
haben sich nicht bestdtigt. Ich glaube, wir sind es
uns selber schuldig, das mit allem Nachdruck zu
sagen. In einer solchen Situation fallt es nicht ganz
leicht, eine Auseinandersetzung zu fiihren. Ich
glaube, im Grundsatz sind wir aber so einig, daB
wir es uns leisten konnen, das eine oder andere
in dieser Form noch miteinander auszutragen.

Ich will mein Bedauern hier nicht auch noch aus-
sprechen iiber die Form, in der Kollege Jahn —
ein sonst von uns geschétzter Kollege — seine Aus-
fihrungen gemacht hat. Unser Freund Benda hat
das Notwendige hierzu in hervorragender Form
gesagt; wir sind ihm dafiir dankbar, dankbar fiir die
Initiative, mit der er diesen Gesetzentwurf einge-
bracht hat, und wir sind ihm dankbar fiir die aus-
gezeichnete Form, in der er dieses Gesetz vertreten
hat. Ich bin aber auch dankbar fiir die wirkungs-
volle Form, in der er dem Kollegen Jahn gegeniiber
unseren Standpunkt kurz und klar wahrgenommen
hat.

Wenn ich aber das Wort zu einer Auseinander-
setzung ergreife, so muBl ich leider den Herrn Bun-
desjustizminister ansprechen. Herr Bundesminister,
Sie haben in Ihrem Bericht als Auffassung der Bun-
desregierung wiedergegeben, die Bundesregierung
werde den Deutschen Bundestag in dem Bemiihen
unterstiitzen, bei Wahrung der Rechtsstaatlichkeit
eine Losung zu finden, die der Gerechtigkeit Geniige
tue. Herr Bundesminister, Sie sind uns diese Unter-
stiitzung schuldig geblieben. Wir haben von Ihnen
sicherlich sehr ehrliche und wohl auch sehr sorg-
faltig durchdachte Einwendungen gegen die Ver-
langerung der Verjdhrungsfrist gehort, aber von
einer Unterstlitzung unseres Bemiihens, nun eine
Losung dieses schwierigen Problems zu finden, ha-
ben wir nichts vernommen. Ich bedaure, daB gerade
der zustandige Ressortminister diese Zusage der
Bundesregierung bisher nicht erfiilit hat.

(Beifall bei der SPD.)

Wir miissen das um so mehr bedauern, als Ihre
rechtliche Auffassung, die wir respektieren und die
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sich mit derjenigen des Kollegen Dehler dedkt, von
einer groBen Zahl von uns nicht geteilt wird. Wir
hatten von dem Bundesjustizminister erwartet, da8
er sich nun doch mit der anderen Auffassung in
irgendeiner Form auseinandersetzen wiirde. Sie
habe ja selber zugeben miissen, daB IThre Auffas-
sung von einem grofen Teil der Rechtswissenschaft-
ler nicht geteilt wird. Wenn man das gehort hat,
kann man den Kollegen Dehler verstehen, der sogar
der Ansicht ist, daB iiberhaupt kein Richter ein
solches Gesetz, wie es hier vorbereitet wird, aner-
kennen wiirde, ja daB er nicht einmal eine Verfas-
sungsdnderung anerkennen wiirde. So weit und so
radikal sind die Auffassungen der beiden Herren.

Ich wiederhole, daB das nicht der Standpunkt der
Mehrheit der Rechtswissenschaitler ist. Aber ange-
sichts der Zweifelhaftigkeit des Problems, ange-
sichts der Dringlichkeit und der Ernsthaftigkeit un-
seres Bemiihens um eine Losung kénnen wir uns
nicht damit begniigen, von Ihnen nur Gegenargu-
mente zu hoéren, das um so weniger, Herr Minister
— und das modhte ich gerade auch an die Adresse
des Kollegen Dehler sagen —, als die Judikatur der
héchsten Gerichte Ihnen ja nicht recht gibt.

Ich weiB nicht, Herr Kollege Dehler, ob Sie als
,alter” Bundesjustizminister die Entscheidung des
Bundesgerichtshofs vom 22. April 1952 kennen.

(Abg. Mertes meldet sich zu einer Zwischen-
frage.)

— QGestatten Sie, daB ich diese Ausfiihrungen zu
Ende bringe; dann bin ich gern bereit, Rede und

(®B) Antwort zu stehen. Ich zitiere diese Entscheidung

des Bundesgerichtshofs — Urteil vom 22. April 1952,
I — 622/51 —:
Die Lange der gesetzlichen Verjédhrungsfrist ist
nichts, worauf der Téater, der das Strafgesetz
verletzt hat, einen unabdnderlichen, verfecht-
baren Anspruch gegen den Staat besdBe.

(Abg. Erler: Hort! Hoért!)

Thre spitere gesetzliche Verlangerung verletzt
das Verbot riickwirkender Bestrafung nicht.

Meine Damen und Herren, das hat der Bundesge-
richtshof 1952 so festgestellt.

Das Bundesverfassungsgericht hat ein halbes Jahr
spiter, in einem Urteil vom 18. September 1952 —
I — 612/52 —, folgendes gesagt:

Art. 103 Abs. 2 steht einem Gesetz, das die
Bestimmungen iiber die Hemmung von Straf-
verfolgungsverjahrung mit Wirkung auch fiir
bereits begangene Taten ergénzt, micht ent-
gegen.
Angesichts dessen wundere ich mich, ‘wie man den
Mut haben kann, unser Bemithen als von vorn-
herein rechtlich unwirksam zu erkléren.

(Beifall bei der SPD und Abgeordneten in
der Mitte.)

Prdsident D. Dr. Gerstenmaier: Gestatten Sie
eine Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten Mertes?

Dr. Dr. h. c. Friedensburg (CDU/CSU): Bitte!

Mertes (FDP): Herr Kollege Professor Dr. Frie-
densburg, ist Thnen bei Ihrer Kritik an dem Herrn
Bundesjustizminister nicht ‘bekannt, da das Bun-
deskabinett am 5. November vergangenen Jahres
entschieden ‘hat, eine Verlangerung der Verjah-
rungsfrist sei mit den rechtsstaatlichen Grundsatzen
nicht zu vereinbaren, und daB dieser BeschluB des
Bundeskabinetts bis heute nicht abgedndert worden
ist?

Dr. Dr. h. c. Friedensburg (CDU/CSU): Ich muf§}
Ihnen gegeniiber feststellen, Herr Kollege, dafl mir
das Gegenteil bekannt ist. Mir ist bekannt, daB} das
Bundeskabinett in einer neuen Entscheidung vom
Februar dieses Jahres jenen BeschluB gefaBt hat,
der in dem Bericht des Herrn Bundesjustizministers
wortlich wiedengegeben ist.

(Zuruf von der FDP: Dann wissen Sie mehr
als das ganze Haus!)

— Entschuldigen Sie, lesen Sie es doch nach! Dort
steht:

Die Bundesregierung wird den Bundestag in
seinem Bemiihen unterstiitzen, eine Moglichkeit
zu finden, die Ider Gerechtigkeit Gentige tut.

Angesichts dessen ist es :doch wohl nicht unbillig,
vom Herrn Bundesjustizminister irgendeinen Vor-
schlag zu erwarten, wie er uns diese Unterstiitzung
leisten will.

(Beifall in der Mitte und bei der 'SPD.)

Prdsident D. Dr. Gerstenmaier: Gestatten Sie
eine zweite Zwischenfrage?

Dr. Dr. h. c. Friedensburg (CDU/CSU): Bitte!

Mertes (FDP): Herr Kollege, wéren Sie bereit,
diese Zusammenhénge noch einmal genau zu lber-
prifen?

Dr. Dr. h. c. Friedensburg (CDU/CSU): Ich
sehe keinen AnlaB, «das zu tberprifen. Aber wenn
Sie glauben, daB da noch irgendeine Unklarheit be-
steht — ich habe nicht den Eindruck —, kann das
selbstverstandlich noch einmal geprift werden. In
dieser ernsten und wichtigen Frage kann man nicht
gewissenhaft genug sein. Aber ich wiirde meinen,
das Wort in dieser Sache ist beim Herrn Bundes-
justizminister bzw. bei der Bundesregierung, die uns
ja diese 'Stellungnahme schuldig geblieben ist.

(Beifall bei der SPD und bei ‘Abgeordneten
in der Mitte.)

Um einen Augenblick bei diesem Punkt zu ver-
weilen: Es handelt sich hier ja nicht um irgendeine
formale oder formalistische Frage, sondern der Ge-
danke, daB Verjihrung und Strafbarkeit nichts mit-
einander zu tun haben, ist doch ein Bestandteil
unseres RechtsbewuSBtseins. Ich bin in der national-
sozialistischen Zeit zweimal bestraft worden, einmal
nach dem Gesetz fiir die Wiederherstellung des
Berufsbeamtentums und das andere Mal wegen an-
geblichen fahrldssigen Landesverrats. In beiden
Fallen handelte es sich um Bestimmungen, die bis
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(A) dahin, als ich mich im Sinne der nationalsozialisti-

(B)

schen Machthaber strafbar machte, noch nicht gegol-
ten hatten. Aber ich habe nicht einen Augenblick
gedacht, daB der Einwand, daB diese Vorschriften
nachtraglich erlassen waren, wichtig war. Wichtig
war der Unrechtsgehalt dieser Gesetze, nicht jene
formale Frage.

Der Grundsatz ,nulla poena ‘sine lege”, keine
Strafe ohne Gesetz, hat doch nicht den Sinn, die
Verjdhrungsfrist festzulegen oder zu zementieren.
Vielmehr bedeutet er, daB der Téater nicht wegen
eines Tatbestandes bestraft werden sollte, den er
noch gar nicht fiir strafbar halten konnte.

(Beifall bei der SPD.)

Es kann doch nicht jemand deswegen von der Be-
strafung ausgenommen werden, weil er seinerzeit
noch nicht gewufit hat, ob die Verjahrung nach 20
oder 30 Jahren eintritt. Ein anderes Denken ware
Uberspitzt und doktrindr; wir koénnten es nicht
akzeptieren.

Wenn es etwa formelle Bedenken geben sollte,
dann sind wir berufen, deren Ursache zu beseitigen.

(Beifall bei der SPD.)

Dafilir sind wir hier zusammen. Im einzelnen wird
sich dann der Rechtsausschul damit zu befassen
haben.

(Beifall bei der SPD und Abgeordneten in
der Mitte.)

Vieles ist gesagt, und ich will die Geduld des
Hauses nicht iber Gebiihr beanspruchen. Aber ein
Punkt muB noch behandelt werden. Die offentliche
Meinung steht in dieser Frage sehr stark unter dem
Druck der Auffassung, daB nun endlich mal Ruhe
herrschen miisse; es miisse endlich einmal SchluB
sein. Man diirfe diese schreckliche Last, die nun ein-
mal auf unserem Volke ruhe, nicht auf unbegrenzte
Zeit fortfihren. Ich glaube, ich tausche mich nicht,
daB ein gut Teil der Kritik und der Opposition
gegen unsere Auffassungen und gegen unsere Vor-
haben hier ihren Ursprung hat.

Wer so denkt, unterliegt der verhangnisvollen
Illusion, als wenn man durch eine Verjahrungsfrist
mit diesen leidigen Dingen Schluf machen koénne.
Das ist eine Verwechslung von Amnestie und Ver-
jahrung, die vollig unzulassig ist. Ein gut Teil des-
sen, was Kollege Dehler ausgefiilhrt hat, beruht
allein auf dieser Verwechslung. Wir kénen eine
solche Forderung doch nicht deshalb aufstellen, weil
es heute schwer ist, Straftaten noch in allen Einzel-
heiten aufzuklaren. Herr Kollege Dehler, es tut mir
leid, ich habe Sie so verstehen miissen, und ich
konnte Sie auch nur so verstehen. Ihre Auffassung
beruht auf der Verwedislung von Amnestie- und
Verjahrung. Wir haben doch einen grofien, leider
entsetzlich reichen Komplex von Straftaten, bei
denen die Verjahrungsfrist ldngst unterbrochen
worden ist und wo wir die Prozesse in den nachsten
Jahren noch abrollen sehen werden. Da steht der
Richter vor all den Schwierigkeiten, die Sie so an-
schaulich geschildert haben. Wenn das richtig ist,
was Sie ausgefithrt haben, Herr Kollege Dehler,

dann miiten wir eine Amnestie beschliefen. Dann
miiBten wir sagen: es kann iberhaupt nicht mehr
verfolgt werden. Aber nur deshalb jemanden her-
auszulassen, weil wir angesichts der ganz beson-
deren Ausnahmeumstiande unserer politischen Situa-
tion zur Strafverfolgung bisher nicht haben ansetzen
koénnen, das scheint mir gegen ein Urprinzip des
Rechtsstaates zu verstoBen, und das konnen wir
nicht hinnehmen.

Ich wiederhole: verfallen wir nicht in die Illusion,
daB wir uns durch die Anerkennung der Verjéh-
rungsfrist Ruhe verschaffen werden. Ich liebe es
nicht, zu prophezeien. Aber wenn die Verjdhrungs-
frist tatsachlich am 8. Mai eintreten sollte, méchte
ich mit einer gewissen Sicherheit voraussagen, daB
der Professor Norden in Os?berlin fiir diesen Fall
seine Dokumentensammlung schon bereit hat. Dann
werden wir alle halbe Jahre, wohl gezielt und mit
schon préaparierten Dokumenten in Pressekonferen-
zen, an denen sich bekanntlich auch immer die west-
liche Zeitungswelt zu beteiligen pflegt, neue Schand-
taten vorgefithrt bekommen. Dann stehen wir vor
der noch viel schwierigeren Frage, wie wir uns da-
mit abfinden sollen. Heute ist ja schon einmal an-
gedeutet worden: glauben Sie wirklich, daB die
Leute, die .dann gegen Strafverfolgung gesichert
sind, sich bescheiden und taktvoll zuriickhalten wer-
den? Wer garantiert uns, daB sich nicht irgendein
Massenkommunikationsmittel findet, das das dann
noch ausschlachtet, weil das so sensationell ist und
die Leute das eben gern lesen. Der Betreffende
braucht sich dann nur noch zu tarnen als jemand,
der es bereut, es aber um so eifriger bekraftigt.
Dann haben wir eine noch viel mehr beunruhigende
Entwicklung in unserem Lande.

(Zuruf von der FDP.)

Dann dirfen wir nicht sagen: das haben wir nicht
vorausgesehen.

(Abg. Dorn: Das konnen Sie mit dem An-
trag Benda doch nicht ausschaltenl!)

— Verzeihung, ich habe das nicht verstanden.

Ich will jedenfalls sagen, daB} wir nur durch eine
Verldngerung der Verjihrungsfrist wenigstens eine
gewisse Beruhigung in unsere Entwicklung hinein-
bringen. Damit kénnen wir dann den einsetzenden
Angriffen, die im Ausland — auch in dem mit uns
befreundeten und uns nahestehenden Ausland —
ihre Wirkung nicht verfehlen werden, mit einem
guten Gewissen gegeniibertreten.

‘Wir stehen vor einem Problem — ich will das in
aller Bescheidenheit sagen —, fiir das es eine Patent-
l6sung iberhaupt nicht gibt. Wir haben hier ein
weiteres Glied der entsetzlichen Erblast vor uns, die
uns die Hitlerzeit hinterlassen hat. Wir konnen —
dariiber sind wir uns klar — nur einen Teil davon
einigermaBen ordnen und regeln. Wir brauchen da-
zu selbstverstdndlich die Unterstiitzung der Bundes-
regierung. Aber es bedarf auch eines Zusammen-
wirkens von uns allen. Ich freue mich, dafl das
heute doch in tiberraschendem Umfange zutage ge-
treten ist. Wir diirfen uns nicht von unseren Enkeln
und von unseren Freunden im Ausland den Vorwurf
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machen lassen, daB wir sehenden Auges weiter Un-
recht in unserem Lande ungesiihnt gelassen haben.

(Beifall bei der CDU/CSU und SPD.)

Priisident D. Dr. Gerstenmaier: Das Wort hat
der Abgeordnete Metzger.

Metzger (SPD): Herr Prasident! Meine Damen’

und Herren! Ich habe das Bediirfnis, zunéchst einmal
dem Kollegen Benda sehr herzlich zu danken. Ich
mochte das, was er gesagt hat, Wort flir Wort unter-
streichen. Ich finde es ‘besonders erfreulich, daB es
thm, dem jungen Kollegen, gelungen ist, bei all der
Leidenschaft, die man gespiirt hat, mit verhaltener
Leidenschaft zu sprechen. Ich gestehe offen, daB mir
das nicht so leichtfdllt. Ich neige eher dazu, auch
einmal die Leidenschaft losgehen zu lassen. Viel-
leicht ist es ganz gut, daB ein Mann wie unser
Kollege Arndt mit offener Leidenschaft gesprochen
hat. In 'beiden Féllen spiiren 'wir, was dahintersteht.
Niemand von uns, der unser Volk ernst nimmt und
der unsere Geschichte ernst nimmt, kann iiber diese
Dinge nachdenken und reden und handeln, ohne
daB er wirklich von Leidenschaft erfillt ist.

Ich will nicht das wiederholen, was hier gesagt
worden ist. Es ist viel von der Rechtsstaatlichkeit
die Rede gewesen. Ich bin der Meinung, daB wir
alle Veranlassung haben, uns zu der Rechtsstaat-
lichkeit zu bekennen. Aber ich habe manchmal
Sorge, daB wir die Rechtsstaatlichkeit in einer Weise
auslegen, in der das Instrument der Rechtsstaatlich-
keit, namlich der Staat selbst, darunter Not leidet.
Bei der Rechtsstaatlichkeit geht es nicht nur darum,
daB der einzelne Biirger seine Garantien hat, son-
dern es geht auch darum, daB dieses Instrument der
Rechtsstaatlichkeit diese Garantien ausiiben kann.

Ich habe auch da manchmal die Befiirchtung, daB
die Frage der Rechtsgleichheit in einer so formalen
Weise ausgelegt wird, daB unser Staat, der ja unser
aller Schiitzer sein soll, der kein Ungetiim ist, kein
Abstraktum, wie es hier zum Teil dargestellt wor-
den ist, nicht mehr féhig sein wird, die notwendigen
Dinge zu tun. Wir, die wir noch, wenn auch als
junge Menschen, die Weimarer Zeit miterlebt haben,
kénnen uns von manchen Sorgen einfach nicht 16sen.
Ich will Thnen ein Beispiel erzidhlen, wie in der Wei-
marer Zeit die Rechtsgleichheit behandelt worden
ist. Da sind die Uniformen verboten worden, und
da hat man schlechthin alle Uniformen verboten,
Was war das Ergebnis? Ich habe es selber miterlebt,
Da sind den SA-Leuten die Uniformen ausgezogen
worden, und da sind den Leuten vom Reichsbanner
die Uniformen ausgezogen worden. Im Reichsban-
ner waren nicht nur Sozialdemokraten, da waren
Zentrumsleute, da waren Demokraten, kurzum alles
Leute, die die Weimarer Republik retten wollten.
Was hat die Weimarer Republik getan? Sie hat die
SA-Leute so behandelt wie die Reichsbanner-Leute
und die Reichsbanner-Leute so wie die SA-Leute,
— weil sie den Tick der Rechtsgleichheit hatte, weil
sie geglaubt hat, sie miisse den einen genauso be-
handeln wie den anderen. Da hat sie den Staatsfeind
genauso behandelt wie den, der fiir diesen Staat

eingetreten ist. Unter diesen Umstdnden konnte ein
Staat nicht existieren. Da war etwas im Grunde faul.

Meine lieben Freunde — ich spreche Sie als
Freunde an, weil wir hier alle an einem Strang
ziehen —, es ist nun einfach die Frage, ob wir
diesen unseren Staat — er mag uns mehr oder we-
niger behagen; manches an ihm behagt mir gar
nicht — erhalten und die Moglichkeit schaffen, daf
er weiterhin unsere Freiheit schiitzen kann. Wir
konnen das Gegenteil tun. Auch bei der Frage der
Verjéhrung spielt das eine Rolle.

Ich will nicht wiederholen, was zur Begriindung
fiir die Verlingerung der Verjdhrungsirist schon
gesagt worden ist. Dazu will ich in Klammern sagen,
daB ich personlich der Meinung bin, daBl die Ver-
lingerung der Verjdhrungsfrist ohne eine Ande-
rung der Verfassung moglich ist. Wenn allerdings
mit einer Anderung der Verfassung Bedenken bei
einigen ausgerdumt werden kénnen, die dann mit

‘uns ziehen kénnen, dann soll mir das recht sein.

Aber, wie gesagt, bei der Frage der Verlange-
rung der Verjahrungsfrist spielt doch eben auch
die Frage eine Rolle, ob wir es nicht nur zulassen
wollen, daB die Gerechtigkeit verwirklicht wird,
auch die Gerechtigkeit zwischen den Mordern, die
ja auch eine Rolle spielt, sondern ob wir es auch
zulassen oder verhindern wollen, daB Morder, die
Feinde dieses Staates sind, die es bis heute geblieben
sind, die sich nicht gedndert haben, frei ausgehen
und dann hier herumlaufen und sich nicht nur
briisten, sondern auch wieder tdtig werden koénnen.

Meine Damen und Herren, unterschiatzen wir das
nicht! Hier ist von der Nationalzeitung die Rede
gewesen. Darin sind die Elemente schon enthalten.
Wenn diese Elemente, die straffrei ausgehen kon-
nen, die sich lustig tiber uns machen kénnen, ge-
starkt werden, glauben Sie, daB das dann eine
Starkung unseres Staates sei? Glauben Sie, daB das
eine Stdrkung der Rechtsgarantien sei, von denen
Herr Dehler und andere gesprochen haben und die
nur dann existieren konnen, wenn die Menschen da
sind, die den Staat tragen, und di€ nicht existieren
konnen, wenn die Menschen den Staat von neuem
unterh6hlen konnen? Wir sollten die Dinge auch
einmadl von diesem Standpunkt aus sehen.

Ich will dem, was der Kollege Arndt von der
Nationalzeitung gesagt hat, gar nichts hinzufligen.
Aber ich mochte eines doch noch zu bedenken
geben: ob wir hier als Bundestag nicht auch die
Verpflichtung haben, uns einmal Gedanken dar-
itber zu machen, wie lange wir dieses Treiben zu-
lassen wollen, ob wir nicht rechtliche Vorkehrun-
gen treffen miissen — trotz Pressefreiheit usw. —,
damit diese Schweinereien bei uns einfach nicht
mehr moglich sind. Denn auch das ist fiir uns doch
einfach eine Schande. Was diese Elemente im Aus-
land an Schaden anrichten, dariiber brauchen wir
ja nicht zu reden.

Ich mochte also sagen: der Staat ist keine Ab-
straktion, der Staat ist kein Ungeheuer, der Staat
ist genau das, was wir selbst sind. Es ist die Frage,
was wir aus dem Staat machen. Es ist auch die
Frage, was wir uns in diesem Staat gefallen lassen.
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Und es ist die Frage, wie wir in diesem Staat die
einen oder anderen gewdhren lassen oder nicht
gewdhren lassen. Von daher, glaube ich, miissen wir
den Staat sehen. Wir diirfen ihn nicht abstrakt, nicht
blutleer, sondern miissen ihn, blutvoll sehen.

Nun noch.-ein Wort zum Herrn Bundesjustizmini-
ster. Er hat uns eine lange Rede dariiber gehalten,
welche Schwierigkeiten es gibt, wenn auch in Zu-
kunft die NS-Verbrechen verfolgt werden miiBten,
und daB die Gefahr bestiinde, daB auch einige Frei-
spriiche herauskamen und die Sache dann schlechter
sei, als wenn wir Uberhaupt nicht verfolgen.

(Vorsitz: Vizeprasident Dr. Schmid.)

Ich habe manchmal ein biBchen den Eindruck ge-
habt, daB Herr Bucher dabei ein Rickzugsgefecht ge-
liefert hat. Ich mochte es beinahe hoffen. Ich kenne
ihn ja aus langen Jahren der Zusammenarbeit im
Rechtsausschufl, und ich gestehe ganz offen: Ich
habe menschlich eine hohe Meinung von ihm und
schédtze ihn. Ich bin eigentlich ein biBchen traurig
dartiber, daB er heute seine Stellung so schwach be-
grindet hat. Was er in bezug auf die Unzulédnglich-
keit kiinftiger Prozesse sagte, ist ja alles richtig;
das wissen wir selbst, das braucht er uns nicht zu
sagen. Wir wissen, daB es auch Freispriiche geben
kann. Aber, meine Damen und Herren, werden wir
deswegen die Justiz abschaffen, weil es auch Frei-
spriiche gibt, nicht aus erwiesener Unschuld, son-
dern weil man nicht geniigend nachweisen kann?
Kein Mensch denkt daran. Es ist doch unmoglich,
deswegen zu sagen: Jetzt werden wir das nicht tun,
was notwendig ist.

Ich mochte aber noch etwas anderes betonen. Das
hangt wiederum mit der Existenz dieses unseres
konkreten Staates zusammen. Es hédtte dem Justiz-
minister gut angestanden, wenn er nicht nur dar-
tiber gejammert hatte, daB da nun weitere Pro-
zesse kommen — sie kommen ja ohnedies, auch
wenn die Verjahrungsfrist nicht verldngert wird —,
die vielleicht unzuldnglich gefiihrt werden konnen,
sondern wenn er auch etwas von der Verantwor-
tung gesagt hatte. Wir wollen hier unsere Verant-
wortung als Parlamentarier, als Gesetzgeber wahr-
nehmen. Es gibt eine andere Macht in unserem
Staat, das ist die Justiz; die hat ihre Verantwor-
tung. Ich héatte den Wunsch gehabt, dal der Herr
Justizminister, gar nicht um leichte Kritik zu iiben,
sondern um den Staat und seine Elemente zu stér-
ken, auch von dieser Verantwortung etwas gesagt
hatte.

Wir wissen, im Strafprozeff gilt das Prinzip der
freien Beweiswiirdigung. Die freie Beweiswiirdigung
bedeutet eine ganz besonders grofe Verantwortung.
Wer Richter war oder wer wie ich als Strafverteidi-
ger oft genug die Mdoglichkeit hatte, Gerichte zu
erleben, der wird nicht bestreiten kénnen, daB die
freie Beweiswiirdigung bei aller hochstrichterlichen
Rechtsprechung doch sehr verschieden gehandhabt
wird. Manchmal hat man erlebt, da man in kleinen
Fallen bei der freien Beweiswiirdigung sehr viel
groBzigiger ist als z. B. bei den Féllen, die jetzt
zur Debatte stehen. Auch das muB doch einmal
klipp und klar gesagt werden.

Unsere Gerichte werden in Zukunft eine schwere
Arbeit haben, und wir miissen Achtung vor dem
haben, was getan wird. Aber ich glaube, wir haben
auch die Verpflichtung, von diesem Hause aus zu
mahnen, daB Verantwortung wahrgenommen wer-
den muB. Ich muB Thnen offen gestehen: wenn der
Rechtsberater des Herrn Eichmann vor Gericht steht
und wenn man dann auf Grund der freien Beweis-
wiirdigung zu idem Ergebnis kommt, daB die letzten
Beweise fehlen, ist mir nicht wohl dabei zu Mute.
Der Nichtjurist fangt schon ganz und gar an zu
stutzen. Aber auch der Jurist hat .das Recht, sich da
einige ‘Gedanken zu machen. Ich kann mir einfach
nicht vorstellen, daB einer, wenn er Rechtsberater
des Herrn Eichmann war, wenn er also all die Dinge,
die dieser getan hat, rechtlich untermauert, wenn
er Herrn Eichmann beraten hat, so ausgehen kann,
daB man sagt: Es ist zwar bedauerlich, aber nach-
weisen kann man ihm nichts. DaB hier bei dem
Gericht etwas nicht in Ordnung ist, sehen wir ja
auch daran, daf der andere Kumpan, bei dem man
die Tat als erwiesen angesehen hat, mit einer sehr
gelinden Strafe davongekommen ist.

Da muB ich mir sagen: Was ist bei dem Gericht
eigentlich los gewesen? Was hat man sich gedacht?
Wie haben z. B. 'die Berufsrichter die Laienrichter
‘belehrt? Es ist vorhin gesagt worden, die Laien-
richter seien oft ausschlaggebend. Aber wer einmal
in einem Gericht gesessen hat, der weil ganz genau,
wie stark es auf die Berufsrichter ankommt, wieviel
Moglichkeiten die haben, die Laienrichter nach der
einen oder nach ‘der anderen Seite zu beeinflussen.
Auch das gehort dazu. Es ist nicht so, 'da man sich
selbst eine Rechtsmeinung bildet und dann sagt:
»30, jetzt sollen die Laienrichter einmal sehen, wie
sie einig werden”, und, wenn sie zu einem Frei-
spruch kommen, vielleicht ganz befriedigt ist, son-
dern dann mufB man ja 'dafiir sorgen; daBl eine Uber-
zeugung, die man sich als Richter selbst geschaffen
hat, auch zum Durchbruch kommt.

Noch ein anderes Problem — es ist vorhin schon
einmal angesprochen worden — soll hier angeschnit-
ten werden: das Problem der Haupttdater und der
Gehilfen. Meine Damen und Herren, was hier an
Rechtsprechung geleistet wird, ist meines Erachtens
teilweise nicht zu verantworten. Der Gehilfe ist der-
jenige, 'der eine Tat als fremde Tat, als nicht eigene
Tat tut; der Haupttdter will eine Tat als eigene Tat.
Natiirlich ist es so, daB die Kerle, die im KZ Kinder-
kopfe an die Wand geworfen haben usw., zunachst
einmal einen Befehl hatten. Aber wer solche Exzesse
begeht, der will doch die Tat als eigene. Ich finde
es einfach unverstandlich, daB man ida noch sagen
kann: Hier liegt nur Gehilfenschaft vor, der wird
als Gehilfe und dementsprechend milde bestraft,
— auch dann, wenn er einen Auftrag zur Tat hat,
wenn er 'die Tat aber mit Wollust ausfiihrt, wenn
er sich noch iiberlegt, wie er diese Tat besonders
sadistisch ausgestalten kann. Dafiir haben wir Bei-
spiele iber Beispiele. Ein solcher Mann kann doch
nicht in Anspruch nehmen, als Gehilfe bestraft zu
werden.

Da miiBten sich doch die Richter sehr viel mehr
Gedanken machen. Ich kann mir nicht helfen: Ge-
richte, die hier zu dem Ergebnis kommen, es liegt
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(A) Gehilfenschaft vor, haben die Dinge entweder nicht

B
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geniigend klar durchdacht, oder es war ihnen auch
ganz recht, daB sie diese Eselsbriicke hatten. Ich
moéchte sagen — wiederum ohne irgendein Kollek-
tivurteil zu fallen —: ich weiB3, wie verschieden da
auch die Richter denken. Ich will gar nicht anklagen,
sondern ich mochte helfen, daB auch hier bei unserer
Rechtsprechung eine Gerechtigkeit waltet, die ver-
treten werden kanm.

Ich mo6chte zu gleicher Zeit auch an unsere Rechts-
lehrer appellieren. Unsere Rechtslehrer sollten sich
einmal mit dem Problem ,Haupttater und Gehilfen”
gerade anhand der Rechtsprechung, die bis jetzt vor-
liegt, beschéftigen, und sie sollten helfen, daB unse-
ren Richtern das Gewissen geschérft wird.

Und, Herr Justizminister, es tut mir leid: ich bin
der Meinung, es wédre IThre Aufgabe gewesen, unse-
ren Richtern das Gewissen zu schérfen und nicht
dariiber zu jammern, daB das alles so schwer ist und
daB dann zum SchluB Freispriiche herauskommen
und daB man deswegen am besten iberhaupt nichts
tut.

(Beifall bei der SPD.)

Ich glaube, so kann ein verantwortlicher Justiz-
minister einfach nicht auftreten. Er sollte sich dar-
tiber im klaren sein, dafl er eine Verantwortung hat
auch durch das, was er sagt, auch durch das, was er
an Ermahnungen ausspricht.

Ebenso wir hier im Bundestag! Ich habe es fiir
notwendig gehalten — da die anderen Dinge ja alle
gesagt sind —, diese Punkte herauszugreifen, um
auch hier das Gewissen von uns allen so zu scharfen,
daB wir wirklich ein Rechtsstaat sind, daB wir wirk-
lich ein Staat sind, in dem die Gerechtigkeit, soweit
sie irgend verwirklicht werden kann, herrscht, und
daB wir ein Staat bleiben, der in der Lage ist, diese
Gerechtigkeit zu verwirklichen.

(Beifall bei der SPD.)

s =

Vizeprisident Dr. Schmid: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Memmel.

Memmel (CDU/CSU): Herr Prasident, meine Da-
men und Herren! Bitte werfen Sie mir nicht vor, daB
ich mit Geschéaftsordnungsfinessen komme, wenn ich
als Vorbemerkung eine kleine Riige anbringe. Meine
Damen und Herren, wir haben heute morgen ge-
glaubt, — ich wenigstens habe es, als ich in den Saal
hineinging, geglaubt —, wir befassen uns mit der
Drucksache IV/2965, mit dem von 50 Mitgliedern
unterschriebenen Antrag auf Verlangerung der Ver-
jahrungsfrist auf 30 Jahre. Statt dessen behandeln
wir den Antrag Drucksache IV/2965 (neu), in dem
von 30 Jahren nicht mehr die Rede ist, sondern von
der Abschaffung der Verjdhrung tiberhaupt.

Zu Threr Fraktion, Herr Kollege Erler, darf ich
sagen: Es wére mir lieb gewesen — und sicherlich
auch denen, die wie Sie, Herr Kollege Benda sagen,
«auf der anderen Seite stehen” ——, wenn wir Ihre
beiden Antrdge wenigstens gestern gehabt héitten
und nicht erst heute morgen um 9 Uhr. Man hitte
sie dann durchlesen kénnen, sich Gedanken machen

koénnen, eine Nacht dariiber schlafen koénnen, sich €

vielleicht ein biBchen darauf vorbereiten k6énnen.
(Zurufe.)

Vizeprédsident Dr. Schmid: Herr Abgeordneter
Memmel, erinnern Sie sich bitte daran, daB Herr
Kollege Benda im Eingang seiner Rede diese Ande-
rung des Antrages dargelegt hat und daB von kei-
ner Seite Einspruch eingelegt worden ist.

Memmel (CDU/CSU): Herr Prasident, nachdem
die Sache schon behandelt war; nattrlich. Ich will
hier auch keinen Einspruch einlegen; ich will damit
nur sagen, daf} diejenigen, die sich in etwa mit den
30 Jahren befassen wollen, jetzt natiirlich auf eine
andere Situation gestoBen sind.

Bitte, Herr Kollege Jahn!

Jahn (SPD): Herr Kollege Memmel, Sie haben ja
sicher gewuBt, daB wir gestern sehr lange beraten
haben. Haben Sie irgendwelche Schwierigkeiten
gehabt bei dem Bemiihen darum, unsere Beschliisse
zu bekommen?

Memmel (CDU/CSU): Herr Kollege Jahn, ich
sage Ihnen ganz ehrlich, da8 ich sie heute morgen
zum erstenmal auf dem Papier gesehen habe. Sie
sind ja noch nicht einmal ausgedruckt, sie sind nur
auf diesem hektographierten Papier.

Vizeprdasident Dr. Schmid: Gestatten Sie eine
weitere Frage?

(Abg. Memmel: Bitte schén!)
— Herr Abgeordneter Benda!

Benda (CDU/CSU): Herr Kollege Memmel, ich
halte das Thema nicht fiir wichtig; aber Sie haben
es angeschnitten. Darf ich doch fragen, ob Sie nicht
gestern bei der Fraktionssitzung der CDU/CSU an-
wesend waren, in der ein Kollege von mir, ndmlich
Herr Dr. Wilhelmi, diesen Antrag angekiindigt hat?

Memmel (CDU/CSU): Nein, da muB ich gerade
bei unserer CSU-Besprechung im Fraktionsvor-
standszimmer nebenan gewesen sein.

(Abg. Benda: In der Stunde haben Sie
gerade gefehlt!)

— Ja, da habe ich eben gefehlt, Herr Kollege Benda.
Als ich heute morgen in den Saal kam und das
gegeniiber einem Kollegen riigte, sagte er mir: Na,
darauf kommt es doch schon gar nimmer an; wenn
einer schon fir 30 Jahre ist, dann kann man doch
die Verjahrung tiberhaupt abschaffen. Nun, ich bin
der Meinung, es kommt schon ein biBchen darauf
an, es ist schon ein Unterschied, ob ich eine 30jédh-
rige Verjahrungsfrist festsetze oder liberhaupt keine
Verjadhrung mehr kenne. Wer sagt, da sei kein
Unterschied, verkennt doch den Sinn der Verjdh-
rung, die, wie heute morgen schon ein paarmal
gesagt wurde, keine Schutzfunktion fiir den Téter
allein darstellt, auch nicht etwa eine Fristsetzung
fiir die Strafverfolgungsbehorde, innerhalb deren sie

D)
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eine Sache aufdecken miite, sondern die doch den
Schutz vor einem Justizirrtum und den Schutz vor
einem ungerechten Urteil darstellt, wie das Herr
Kollege Arndt viel besser ausgefithrt hat, als ich
es kann, sowohl in der Juristenzeitung als -auch
vorhin.

Sie finden in mir und finden auch unter den Kol-
legen, die mit mir einer Meinung sind, sicherlich
keinen Gegner, wenn die Verjdhrungsfrist ab jetzt
auf 30 Jahre verlangert werden sollte. Man wiirde
damit einem Petitum .des Bayerischen Landtags fol-
gen — Herr Kollege Hirsch hat es heute morgen
schon angedeutet —, denn -der Bayerische Landtag
hat sich schon einmal mit der Frage befaBt. Das
war anldBlich des sechsfachen Raubmordes in Hinter-
kaifeck, bei dem — wie 1iblich — die Justiz wegen
der Einstellung des Verfahrens beschimpft wurde.
Es kam dann zu einer Debatte im Landtag und
schlieBlich zu der beriihmten Empfehlung, da8B
20 Jahre nicht geniigend seien. Man wiirde damit
auch der Empfehlung der Grofien Strafrechtskommis-
sion folgen, die ja ihren Niederschlag in dem Straf-
gesetzentwurf von 1962 gefunden hat, ndmlich die
Verjdhrung auf 30 Jahre festzusetzen. Und man
wiirde damit vielleicht noch etwas tun: man wiirde
den 'fiir Laien wirklich schwer verstandlichen Unter-
schied zwischen Vollstreckungsverjihrung und Ver-
folgungsverjdhrung beseitigen. Denn in § 70 StGB
haben wir ja die Vollstreckungsverjdhrung mit
30 Jahren und in § 67 StGB die Verfolgungsverjah-
rung mit 20 Jahren.

Wenn es sich also darum handeln wiirde, meine
Damen und Herren, von jetzt ab eine Verjahrungs-
frist von 30 Jahren einzufiihren, wéaren wir sofort
dabei. Wogegen wir uns wenden, ist etwas anderes,
und da spreche ich jetzt wirklich fiir den GroBteil
der CSU. Gestern abend gab es nur zwei andere
Stimmen. Vielleicht sind es heute durch die hier ge-
machten -Ausfithrungen ein paar mehr geworden;
aber (gestern abend waren es nur zwei. Vielleicht
haben Sie dazu beigetragen, Herr Kollege Benda, —

(Abg. Benda: Ich kenne ein paar mehr
Namen!)

— Es konnen inzwischen ein paar mehr geworden
sein. Das ist das gute Recht eines jeden nach einer
so ausfithrlichen Debatte. Aber der Grofteil der CSU
ist absolut gegen jede Verldngerung der Verjihrung
mit riickwirkender Kraft. Um diese Frage allein geht
es.

Ich will mich jetzt nicht auf die verfassungsrecht-
lichen Gesichtspunkte kaprizieren. Das hat Herr
Kollege Dr. Dehler viel besser getan. Ich will nur

sagen, daf man nach meiner Meinung bei dem Lei--

densweg, den die Verjahrung seit 1943, seit der
Rechtsangleichungsverordnung vom 29. Mai 1943,
durchgemacht hat, an der Verjdhrung jetzt nicht noch
mehr herummachen kann, als man schon herum-
gemacht hat. Herr Kollege Dr. Dehler hat gesagt, seit
1851 {iber 1871 und bis in den letzten Krieg hinein
hat die Vorschrift itber die Verjahrung im Straf-
gesetzbuch gegolten. Erst 1943 ist der beriihmte
Abs. 2 in § 66 StGB eingefiigt worden, der wortlich
lautet: ,Der Staatsanwalt kann die Verfolgung ein-
leiten, wenn die Verhdngung der Todesstrafe oder

von lebenslangem Zuchthaus zu erwarten ist.” Das
bedeutet auf Deutsch die Abschaffung der Verjah-
rung. Eigentlich erst seit dieser Zeit — wer die
Rechtsprechung des Reichsgerichts daraufhin iiber-
prift, stellt 'das fest — ist ein Umbruch, eine Wand-
lung in den Reichsgerichtsentscheidungen zu erken-
nen. Bis dahin hatte es namlich auch immer eine
ganz andere ‘Auffassung hinsichtlich der Verjahrung
gegeben. Erst in Band 76 und Band 77 — ab Band 71
zitiert man ja Reichsgerichtsentscheidungen jetzt
nicht mehr so gern — gibt es einige Entscheidungen,
die damit zusammenhé&ngen, ndmlich mit der AuBer-
kraftsetzung «der Verjahrung ab 29. Mai 1943, die,
wie man lesen kann, auf Betreiben von Roland
Freisler erfolgt sein soll.

Nun ein Wort zu den Professoren! Ich gehore zu
dem berithmten Jahrgang 1914.

(Zuruf des Abg. Dr. Schéfer.)

— Na, das ist so der Jahrgang, Herr Kollege Schafer,
der alles iiber sich hat ergehen lassen miissen, Ar-
beitsdienst, erst ein Jahr Wehrpflicht, dann zwei
Jahre Wehrpflicht usw. — Ich gehére also zu die-
sem berithmten Jahrgang 1914. Als ich 18jdhrig
1933 die Universitdt bezog und dann im Sommer-
semester 1934 im September im Hoérsaal saB, da
war oben ein Professor, zu dem ich gldubig und ver-
ehrungsvoll und mit Hingabe hinaufblickte — ich
war 19 Jahre alt —, der von dort herunter dozierte:
«Des Fiihrers Gebot ist oberstes Gesetz.” Dann hat
er gesagt: ,Der Fiihrerwille ist Gesetz im materiel-
len Sinn,”

(Abg. Dr. Schafer: War das vielleicht Herr
Maunz?)

und dann hat er noch gesagt: ,Der Fiihrerbefehl ist
ein Gesetz im materiellen Sinn, im Rechtssinn, das
keiner Nachpriifung unterliegt.”

(Zuruf von der FDP: War der spéater Kultus-
minister?)

Das habe ich unten mit angehért. Im Sommerseme-
ster 1936 — wenn Sie es noch genau wissen wollen
— saB ich auch unten, und da sagte der Professor:

(Zurufe von der SPD: Wer war es denn?)

,Der Fiihrer hat immer recht”. — Meine Damne und
Herren, da habe ich schén geschaut. Denn mir ist
es am Gymnasium schon furchtbar schwer angekom-
men, als der Religionsprofessor die Lehre von der
Unfehlbarkeit des Papstes verkiindete, obwoh! sich
das auf zwei Gebiete beschriankte. Aber hier: ,der
Fiihrer hat immer recht”, — da habe ich schon mit
dem Kopf geschiittelt.

(Abg. Dr. Schéfer: Gestatten Sie eine
Zwischenfrage?)

— Darf ich das zu Ende fithren, Herr Kollege. —
Dann kam ein anderer Professor, auch im Sommer-
semester 1936, der sagte: ,Recht ist, was dem Volk
nitzt”. Das war ein Rechtssatz. Dann kam ein biB-
chen spéater die Lehre vom lebensunwerten Leben.
— Bitte, Herr Kollege Schéfer.

Dr. Schéfer (SPD): Ich gehore ungefahr zum glei-
chen Jahrgang, ich bin nur ein Jahr jiinger. Ich hatte
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Dr. Schifer
also dhnliche Erlebnisse. Aber so, wie Sie das | jetzt frei herumlaufen. Das ist die weit gréBere

schildern, drangt sich die Frage auf, ob der betref-
fende Professor nachher in einem Bundesland Kul-
tusminister wurde.

(Heiterkeit.)

Memmel (CDU/CSU): Herr Kollege Schifer, ich
weill schon, wen Sie meinen. Bei dem habe ich nicht
gehort. Aber der, den ich meine, hat spdter auch
wieder gelehrt, und seitdem habe ich es mit den
Professoren nicht mehr so. Das sage ich IThnen ganz
ehrlich.

(Heiterkeit und Beifall bei der CSU und
der FDP.)

Aber nun wollen wir wieder zum Ernst zuriick-

kehren.
(Zuruf des Abg. Dr. Schifer.)

— Na ja, das war eine kleine Einlage, Herr Kollege
Schéafer. — Wenn man daran denkt, daB man das in
dieser Zeit tdglich gehort hat und daB es junge
Menschen waren, die das gehdrt haben, dann wird
man vielleicht auch ein biBchen Verstdndnis dafiir
haben. Ich denke an bestimmte Prozesse, die jetzt
gerade laufen. Ich will den ProzeB nicht nennen,
obwohl die Pladoyers abgeschlossen sind.

(Zuruf von der SPD: Warum nicht?)

— Adh, es konnte als ein Eingriff in die Justiz an-
gesehen werden, und ich komme aus derselben
bayerischen Justiz. Ich will die Prozesse nicht direkt
beim Namen nennen. Aber wenn man daran denkt,
daB jemand das, was ich jetzt gesagt habe, mit 19
oder 20 Jahren tagtaglich hort und liest und da8 ein
bestimmter Befehl an so einen jungen Menschen,
der zu dienen und zu gehorchen gewohnt ist auf
Grund seiner Aufgabe, von der hécisten Autoritat
liberbracht wird, die es fiir eine Krankenschwester
gibt, namlich vom Chefarzt, dann sollte man das
Verhalten dieser Schwestern ein bichen anders be-
urteilen und daritber nachdenken, ob das Unrechts-
bewufitsein in diesem Zeitpunkt iiberhaupt vorhan-
den war. DaB es jetzt vorhanden ist, ist klar. Aber
ob es in diesem Zeitpunkt bei dieser massiven Beein-
flussung und bei dieser massiven Lehre vorhanden
war, darauf kommt es an. — Herr Kollege Jahn?

Jahn (SPD): Herr Kollege Memmel, rdumen Sie
mir dann wenigstens ein, daf das UnrechtsbewuBt-
sein zumindest bei denjenigen vorhanden gewesen
sein muB, die als hohe und héchste Richter, Staats-
anwdalte usw. in jener Zeit keine Bedenken gegen

den organisierten Massenmord laut werden lieBen?

Memmel (CDU/CSU): Selbstverstandlich, Herr
Kollege Jahn. Das empfinde ich als die gré8te Un-
gerechtigkeit, daB man die Krankenschwestern dort
vor das Schwurgericht zitiert und daB die Leute, die
damals Oberlandesgerichtsprasidenten und General-
staatsanwalte waren und die in der Wannsee-Kon-
ferenz kein Wort gesagt haben, als damals beschlos-
sen wurde,

(Beifall)

daB die sogenannte Euthanasie eintreten solle,

(Zuruf von der SPD: Ja, und die Konse-
quenz?)

Ungerechtigkeit. Denen geschieht nichts, und die
armen Schwestern zitiert man vor das Schwur-
gericht.

(Zuruf von der SPD: Und jetzt wollen Sie
das verjdhren lassen!)

Wer Glik hatte von diesen Leuten damals, der ist
vom Militargericht verurteilt worden, hat vielleicht
sogar lebenslanglich bekommen, ist langst begna-
digt, lduft herum und kann nicht mehr gepackt wer-
den, von uns nicht und von niemandem.

(Abg. Dr. Schifer: Was wiirden Sie denn in
dem Falle fiir richtig halten, Herr Memmel?)

— Ich werde es Thnen sagen. Trotz dieser schreien-
den, fiir mich schreienden Ungerechtigkeit kann ich
mich nicht dazu verstehen, ein Gesetz mit riickwir-
kender Kraft zu machen. Ich kann das einfach nicht.

(Beifall bei der CSU und FDP. — Abg.

Schmitt-Vockenhausen: Soll der Ober-

landesgerichtsprasident straffrei ausgehen?
— Weitere Zurufe.)

Ich will zum SchluB kommen.

(Zurufe von der SPD. Nein, nein, die Frage
miissen Sie noch beantworten! — Abg.
Jahn meldet sich zu einer Zwischenfrage.)

— Bitte, Herr Kollege Jahn!

Vizeprdsident Dr. Schmid: Bitie schon!

Jahn (SPD): Wenn Sie also keine Loésung des
Problems haben wollen, Herr Kollege Memmel,
dann billigen Sie somit das Ergebnis, das Sie nach
Ihren eigenen Worten, wenn auch nicht sinngema8,
eben schon dargelegt haben, daB man die Kleinen
héngt und die GroBen laufen 1a8t.

(Zurufe von der CDU/CSU: Ist doch vdllig
falsch!)

Memmel (CDU/CSU): Herr Kollege Jahn, Tat-
sache ist, daB zur Zeit Beispiele fiir dieses Wort
.die Kleinen hdangt man, die GroBen 1a8t man lau-
fen" viel zu sehen sind. Zur Zeit! Das hdngt aber
damit zusammen, — —

(Zuruf von der SPD: Herr Memmel, Sie
wollen es dabei belassen?)

— Das muB} ich dabei belassen. Leider muB ich es
dabei belassen, es sei denn, daB jetzt die Zeit bis
zum 8. Mai noch zur Unterbrechung der Verjahrung
benutzt wird.

Ich will mich ganz kurz noch gegen etwas wenden.
Es ist vorhin gesagt worden, es sei nichts oder zu-

(]

D)

wenig in der Justiz getan worden. Meine Damen und -

Herren, dort sitzt Herr Kollege Dr. Dehler. Das war
mein Vorgesetzter, mein Generalstaatsanwalt 1947.
Ich kann Thnen sagen, daB im Bereich des Landge-
richts Wirzburg etwas geschah. Wir waren acht
Staatsanwdélte. Davon waren zwei nur mit ,politi-
schen Sachen” befaBt, wie wir damals sagten. Wir
haben jeden Fall des Judenpogroms, jeden Fall der
Brandstiftung an Synagogen aufgeklart und behan-



Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode — 170. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 10. Méarz 1965

8561

Memmel

(A) gelt. Das ist ihm, der damals Generalstaatsanwalt

(B)

war, wirklich mit zu verdanken. Es ist in der Zeit
viel geschehen.

Bei dem Gedanken an die Prozesse von damals
muB ich sagen: es war ungeheuer schwierig fiir den
Richter — damals waren erst 10 Jahre seit dem
Judenpogroms vergangen —, diese Prozesse zu fiih-
ren. Der alte Landgerichtsdirektor, der die Kammer
hatte, war doppelt so alt wie ich. Er hatte sich noch
als Pensiondr zur Verfigung gestellt. Ich ging jeden
Abend mit ihm heim und habe von ihm mehr an
richterlicher Abgeklartheit und Weisheit gelernt als
von den Professoren. Er hat mir bei manchen der
Spaziergange auf dem Heimweg gesagt: ,Herr Kol-
lege Memmel, ich weiB gar nicht, was die Menschen
fiir ein schlechtes Gedéchtnis haben. Dabei kann ich
nicht einmal feststellen, ob sie tatsdchlich nichts
mehr wissen oder ob sie nichts mehr wissen wollen.”
Das hat er 1948 gesagt, zehn Jahre nach der Tat!

Nun frage ich Sie, meine Damen und Herren:
Wenn Sie jetzt die Verjahrungsfrist — damit komme
ich -auf etwas Rechtspolitisches — abschaffen wollen,
also ermdglichen wollen, daB auch in zehn oder finf-
zehn Jahren noch Prozesse stattfinden, iiberfordern
Sie damit wirklich nicht die Justiz? Denken Sie doch
bei Thren Entscheidungen auch ein biBchen an die
Justiz, an die so viel gescholtene und zur Zeit ge-
tretene Justiz, die dann natiirlich um so mehr ge-
scholten und getreten wird, wenn auf Grund der
unginstigen Beweissituation oder auf Grund des
schlechten Geddchtnisses, ganz gleich, ob es die Be-
treffenden tatsadchlich nicht mehr wissen oder nicht
sagen wollen, freisprechende Urteile herauskommen;
denn auch fiir den Angeklagten muB ,in dubio pro
reo” gelten. Denken Sie daran, ob dann nicht diese
Reaktion, daB man sich ndmlich auf die Justiz stiirzt
und sagt: ,Die wollen den Leuten ja nichts mehr
tun”, nicht viel, viel schadlicher ist!

Zusammenfassend mochte ich sagen: Erstens —
damit komme ich auch auf die EntschlieBung zu
sprechen, die vorhin verlesen worden ist —: abso-
lute Aufhebung der Verjéhrung, nein! Verlangerung
auf 30 Jahre, ja, aber nicht mit Rickwirkung, keines-
falls riickwirkend! Zu der anderen Lésung greife ich
ein Wort auf, das der verstorbene Kollege Menzel
in diesem Hohen Haus am 24. Mai 1960 gesagt hat.
Bei den Bemiihungen, endgiiltig und endlich festzu-
legen, wann die deutsche Justiz nach der Kapitula-
tion, nach diesem totalen Zusammenbruch, nach die-
ser Debellatio, wie man es an sich nennt, fdhig und
in der Lage war, Verbrechen des Mordes zu verfol-
gen und abzuurteilen, werden wir mitwirken.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU
und der FDP))

Vizeprisident Dr. Schmid: Das Wort hat der
Herr Justizminister.

Dr. Bucher, Bundesminister der Justiz: Herr Pré-
sident! Meine Damen und Herren! Gestatten Sie mir
einige Worte der Erwiderung auf das, was die Herren
Kollegen Professor Friedensburg und Metzger ge-
sagt haben. Herr Kollege Friedensburg, Sie haben
sich dariiber enttduscht geduBert, daB ich entgegen

der Erkldrung der Bundesregierung dem Bundestag
keine Unterstiitzung zuteil werden lasse. Sie haben
mir allerdings zugebilligt, daB ich meine Ansicht
wohl ehrlich und ernsthaft hier vorgetragen ‘hétte.
Nun, meine Ansicht habe ich bereits einmal am
24. Mai 1960, als wir Uber die Verlangerung der 15-
jahrigen Verjdhrungsfrist berieten, vorgetragen. Sie
war dieselbe. Es ist logisch, daB man mir nicht zu-
muten kann, meine Rechtsauffassung aufzugeben.

Wie ich zu Beginn ausfiihrte, als ich mich zu dem
Bericht duBerte, hat die Bundesregierung ihren Be-
schluB vom 5. November nicht aufgehoben, sie hat
keine Initiative ergriffen. Sie hat darauf verzichtet,
jedes einzelne threr Mitglieder auf eine bestimmte
Rechtsauffassung festzulegen; das wére einfach un-
moglich. Sie sehen ja, daB es hier im Hause auch
quer durch die Fraktionen, quer durch den Raum
und auch quer durch die Zeit geht. Es gibt hier
einige Mitglieder, die ihre Meinung geédndert haben,
ohne daB ich ihnen daraus einen Vorwurf mache.
Aber solange ich die Mobglichkeit 'habe, meinen
Standpunkt ‘hier zu vertreten, tue ich das. Wenn
ich diese Moglichkeit nicht mehr hatte, wenn die
Bundesregierung ihren Standpunkt &nderte oder
mich hier nicht sprechen lieBe, dann miBte ich
daraus die Folgerung ziehen — das habe ich auch
erklart —, und zwar die Folgerung nicht in dem
Sinne, daB ich nun bb6se ware, sondern einfach im
Sinne einer logischen Konsequenz.

Die Bundesregierung erkldrt nun ihre Bereitschaft,
wie es wortlich heit, den Bundestag in seinen Be-
mithungen zu unterstiitzen, unter Wahrung rechts-
staatlicher Grundsétze eine Moglichkeit zu schaffen,
daB der Gerechtigkeit Geniige getan wird. Das kann
ja nicht heiBen, daB ich bereits in der ersten Lesung
vorwegnehme, was voraussichtlich das konkrete
Ziel des ‘Bundestages sein wird. In der ersten Le-
sung kann ich ja nur dazu beitragen, die Grundséatze
herauszustellen, die fiir diese beiden Anliegen von
Bedeutung sind: Wahrung rechtsstaatlicher Grund-
satze und Geniligetun der Gerechtigkeit.

Ich glaube, in meinen Ausfithrungen ist einiges
von Wert auch fiir diejenigen, die Anhédnger der
Verlangerung sind. Ich habe doch einen groBen Teil
Ausfihrungen gemacht, die vollig objektiv gehalten
waren. )

SchlieBlich der Vorwurf, ich hétte mich gar nicht
mit der Rechtsprechung auseinandergesetzt. Ich
glaube, es ist Thnen entgangen, Herr Kollege Frie-
densburg, daB ich das Urteil des Bundesverfassungs-
gerichts, das auch Sie zitiert haben, erwahnt habe.
Ich habe gesagt, in welchem Zusammenhang es er-
ging — im Zusammenhang mit dem hessischen Ahn-
dungsgesetz —, und habe ausgefithrt, daB diese
Rechtsprechung nicht als so absolut gesichert be-
trachtet werden konne, dal man nicht damit rechnen
miisse, dafl diese Rechtsprechung sich auch wieder
dndere. DaB im iibrigen ein verfassungsrechtliches
Risiko in der Sache ist, haben ja auch viele andere
Sprecher angefiihrt. '

Jedenfalls diiffen Sie iiberzeugt sein, daB meine
Motive immer nur die Motive sind, die Herr Kollege
Dehler und ich angefithrt haben. Wir haben auch
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wirklich keine Veranlassung, uns im Haus gegen-
seitig andere Motive zu unterstellen. Das ganze
Haus ist dem beigetreten, was Kollege Arndt zur
.Nationalzeitung” gesagt hat und was der Herr
Prdsident eigens unterstrichen hat.

Vizeprisident Dr.
Friedensburg!

Schmid: Herr Professor

Dr. Dr. h. c. Friedensburg (CDU/CSU): Herr
Minister, worin besteht denn nun die Unterstiitzung
die die Bundesregierung in dieser gedruckten Er-

klarung zugesagt hat, die Sie sich auch sehr dan-

kenswerterweise heute morgen ausdriicklich zu ei-
gen gemacht haben? Es muB doch irgendeine Vor-
stellung bei der Bundesregierung bestanden haben,
worin denn nun diese Unterstiitzung bestehen soll.

Dr. Bucher, Bundesminister der Justiz: Die Bun-
desregierung wird bei der Beratung im AusschuBl

(Abg. Stingl: Wir beraten doch jetzt,
Herr Minister!)

Gelegenheit haben, ihren Standpunkt vorzutragen
und die Beratung im AusschuBl zu férdern und zu
unterstiitzen.

Aber noch zu dem, was der Kollege Metzger ge-
sagt hat! Ich freue mich, daB mir Kollege Metzger
wenigstens die alte menschliche Verbundenheit im
Rechtsausschul bestdtigt hat. Aber ich muB nun
wirklich dem widersprechen, daB es meine Aufgabe
oder die Aufgabe irgendeines Justizministers wére,
den Richtern das Gewissen zu schdrfen.

(Beifall bei den Regierungsparteien.)

Herr Kollege Metzger, ich habe unmittelbar nur mit
den Richtern des Bundesgerichtshofs zu tun,

(Abg. Metzger: Thre Autoritat,
Herr Minister!)

und wenn ich mir diese hochst eigenwilligen Per-
sonlichkeiten vorstelle, ich glaube, ich k&me bei
denen sehr schlecht an, wenn ich den Versuch
machen wollte, tihnen das Gewissen zu schdrfen —
was ich auch nicht fiir notwendig halte.

(Abg. Memmel: Richterliche Unabhidngig-
keit!)

Ich mdchte fiir die Richter im gesamten und im all-
gemeinen sagen, daB die Institution der richter-
lichen Unabhéngigkeit jedenfalls eine solche For-
mulierung verbieten wirde.

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten
der CDU/CSU.)

Die richterliche Autoritdt — ich meine damit nicht
die Autoritit des einzelnen Richters, sondern die
richterliche Autoritat als Institution — steht fiir
mich jedenfalls {ber der Autoritdt irgendeines
Regierungsmitglieds.

(Beifall bei den Regierungsparteien.)

Vizeprisident Dr. Schmid: Das Wort hat der
Abgeordnete Busse.

Busse (FDP): Herr Prasident! Meine sehr verehr-(C)

ten Damen! Meine Herren Kollegen! Ich glaube
nicht, daB es der heutigen Aussprache sehr dienlich
wiére, wenn ich noch eine lange, polemische Rede
hielte; denn an sich ist, wie ich glaube, alles
Wesentliche zu dem gesagt worden, was das Pro
und Kontra anbetrifft. Zu dem Standpunkt, den je-
denfalls der iiberwiegende Teil meiner Freunde ein-
deutig vertritt, hat Herr Thomas Dehler heute das,
was dazu zu sagen ist, so klar gesagt, dal es Was-
ser in den Wein gieBen hieBe, wenn ich diese Aus-
fiihrungen ergénzen wollte.

Trotzdem muB ich auf einige wenige Bemerkun-
gen noch eingehen. Ich beginne mit zwei Bemer-
kungen, die Herr Kollege Benda heute morgen ge-
macht hat. Auch ich erkenne an, daB Herr Benda
versucht hat, seinen Standpunkt hier in sachlicher,
klarer Weise darzustellen und daB auch die, die
anderer Meinung sind, bei ihm im grofen und gan-
zen nicht zu schlecht weggekommen sind. Aber ein
Satz ist ihm dabei untergerutscht — Herr Kollege
Jahn hat ihn soeben noch einmal unterstrichen —,
gegen den ich mich nun freilich mit aller Entschie-
denheit wehren muB. Ich wehre mich dagegen, daB
Sie auch nur die Méglichkeit unterstellen, jemand
wolle hier aus Stimmung heraus Stimmen gewin-
nen.

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten
der CDU/CSU.)

Ich habe mehrfach in diesem Hause gerade zu
verfassungsrechtlichen Problemen sprechen diirfen.
Wir haben — ich muB es immer wieder erwdhnen
— einmal die erfreuliche Tatsache gehabt, daBl das
ganze Haus in einer verfassungsrechtlichen Frage
einer Meinung war. Es handelte sich um den Fall
Argoud. Wir haben dann eine Fiille von anderen
Fragen gehabt, wo die Meinungen durchaus diver-
gierten. Ich nehme fir uns von der Freien Demo-
kratischen Partei und auch fiir mich persénlich in
in Anspruch, daB wir — ob immer im rechten oder
im unrechten Sinne, lasse ich offen — unser ganzes
Bemiihen stets darauf gerichtet haben, in diesem
Hause und in diesem Staate strengste Verfassungs-
méaBigkeit vorzufithren, zu exerzieren, lebendige
Wirklichkeit werden zu lassen.

(Beifall bei der FDP.)

Wir haben uns nicht gescheut — jedenfalls der
groBte Teil unserer Fraktion nicht —, uns eindeutig
gegen die Wiedereinfithrung der Todesstrafe zu
stellen, als die Stimmung im Volke entscheidend
anders war, als eine Volksbefragung wahrscheinlich
ergeben hitte, daB man die Wiedereinfithrung der
Todesstrafe beschlieBen sollte. Wir haben uns nicht
von dieser Volksstimmung tragen lassen, wir haben
den verfassungsméBigen Standpunkt eingenommen
und uns gegen die Wiedereinfilhrung der Todes-
strafe ausgesprochen.

Diese und viele andere Beispiele sollten klar-
machen, daB es hier nicht darum geht, Stimmen zu
fangen oder aus Stimmungen Stimmen zu gewinnen,
sondern daB unser Anliegen hier tatsdchlich wieder
das gleiche ist, was es in allen anderen Fallen ge-
wesen ist.

(D)
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Es kommt ein Zweites hinzu, das mich einfach
etwas schockiert hat, ndmlich der Gesichtspunkt, den
Sie angefiihrt haben, daB das Rechtsgefiihl korrum-
piert werden miiite, wenn Morde ungesiihnt blie-
ben. So haben Sie gesagt. Herr Kollege Benda, ich
glaube nicht, daBl die sehr ehrenwerten Viter des
Strafgesetzbuches diesen Vorwurf wirklich hinneh-
men koénnten, ja daB er auch nur mit dem Schein
des Rechts erhoben werden konnte. Seit eh und je
hat aber das Vorhandensein der Verjahrungsfrist
zur Folge gehabt, da Morde ungesiihnt blieben,
und ich glaube nicht, daB dadurch das Rechtsgefiihl
im deutschen Volks korrumpiert worden ist, son-
dern korrumpiert worden ist es durch Dinge, die
hinterher unter ganz anderen Aspekten geschehen
sind,

(Zustimmung bei der FDP.)

indem man spéter ndmlich von den strengen Grund-
sdtzen abgewichen ist, die die Rechtsstaatlichkeit
nun einmal verlangt.

(Beifall bei der FDP.)

Ebenso klar mdochte ich noch einen weiteren Ge-
danken ansprechen, der, wie ich glaube, mindestens
zur Klarstellung dient. Ich verkenne keineswegs,
daB alle Antrdge oder Gesetzentwiirfe, die uns jetzt
vorliegen, nicht von ,Naziverbrechen”, von ,Nazi-
morden” sprechen, sondern von ,Morden” allge-
mein. Wenn es aber iberhaupt noch einer Klarstel-
lung bedurfte, so hat die heutige Debatte eindeutig
gezeigt, daB der AnlaB und das Anliegen dieser
Gesetze im wesentlichen darin besteht, Nazimorde
zu treffen. Da das der Fall ist, Herr Kollege Arndt
— es tut mir leid —, muB ich auf eine schriftliche
Auflerung, die Sie frither gemacht haben, zu sprechen
kommen; wir sprachen gestern abend kurz dar-
iiber, daB ich Sie stets so verstanden hatte, daB Sie
auch eine Grundgesetzdnderung nicht fiir aus-
reichend hielten, um das zu verwirklichen, was Ihr
Anliegen ist.

(Abg. Dr. Arndt: Ich habe Sie aufgeklart!)

— Ich habe gesagt, daB ich Sie so verstanden hétte.
Ich habe es inzwischen nachgelesen. In der Tat
haben Sie seinerzeit geschrieben:

Dagegen hilft auch kein Versuch, die Verfas-
sung zu dndern; denn er fiihrt zu einer Durch-
brechung der Verfassung.

Das sind Ihre eigenen Worte gewesen, und genau
das wollte, glaube ich, auch Kollege Dehler an-
sprechen, als er sagte, die Grundsdtze unseres ver-
fassungsméBigen Rechtsstaates wiirden durch ein
Gesetz, wie es hier zur Erdrterung steht, tangiert
werden.

Vizeprdsident Dr. Schmid: Gestatten Sie eine
Zwischenfrage des Abgeordneten Dr. Arndt?

Dr. Arndt (Berlin) (SPD): Herr Kollege Busse,
habe ich Thnen gestern abend nicht genauestens
erklart, daB ich nach wie vor eine bloBe Durch-
brechung der Verfassung fiir unzuldssig halte, daB
es uns aber hier darum geht, keine Durchbrechung

zu machen, sondern eine grundsétzliche Neurege-
lung?

Wenn ich eine zweite Frage gleich anschliefen
darf: Ist Thnen nicht bekannt, daB die einzige Durch-
brechung des Grundgesetzes von Ihren Freunden
mitbeschlossen worden ist, ndmlich in Art, 142 a?

Busse (FDP): Herr Kollege Arndt, Sie sind nicht
bbose, wenn ich die letzte Frage nicht beantworte,
weil ich sie einfach wissensméaBig nicht beantworten
kann.

Was die erste Frage betrifft, so konzediere ich
Ihnen, daB Sie mir das, was Sie jetzt gesagt haben,
auch gestern .abend erkldart haben. Ich muB aber
offen gestehen, daB die Nacht nicht ausreichte, um
mir die Differenz zwischen dem, was Sie geschrieben
haben, und dem, was Sie jetzt sagen, klarzumachen.
Das liegt vielleicht an ‘meiner mangelhaften Auf-
fassungsgabe; aber ich fiirchte, es wird auch fiir
andere Mitglieder dieses Hauses nicht ganz einfach
sein, das noch zu verstehen.

(Beifall bei der FDP.)

Ich halte mich auch fiir verpflichtet, Herr Kollege
Jahn, noch auf eins aufmerksam zu machen, weil es
mir einfach ein Gebot der Gerechtigkeit zu sein
scheint. Sie haben moniert, daB der Bericht der Bun-
desregierung woh! vieles iiber die Bestrafung der
Tater sage, aber einen wesentlichen Punkt aufler
acht lasse, ndmlich die Opfer zu erwdhnen. Ich
glaube, ich habe Sie einigermaBen richtig zitiert. —

©

Ich darf aber darauf hinweisen, daB der von der (D)

Bundesregierung vorgelegte Bericht, der im Juli 1964
erschienen ist, bereits sehr eingehend dargelegt hat,
‘wie sich die Auswirkungen des Naziregimes gestal-
tet haben. Auf den Seiten 18 bis 29 sind detaillierte
Angaben dariiber enthalten. Nun, nachdem ein spe-
zieller Bericht angefordert ist, daraus zu folgern, dal3
darin das bereits einmal Dargelegte noch einmal
hétte wiederholt werden miissen, geht wohl zu weit.
Die Bundesregierung hat doch wirklich nicht den
geringsten AmlaB, zu verschweigen, was an bodsen
Dingen geschehen ist. Im Gegenteil, wir waren be-
miiht, wir sind bemiitht und wir werden bemiiht sein,
diese Dinge aufzukldren und in gerechter Weise zu
sihnen wie auch die Tadter zur Bestrafung zu
bringen.

Zu dem letztgenannten Punkt noch ein Wort! Ich
hdtte menschliches Verstandnis dafiir, daB jemand
der Bestrafung zugefithrt werden soll, der Ver-
brechen begangen hat. Wofiir ich aber kein Ver-
standnis habe, ist das Argument — das ist heute
morgen sowohl bei Herrn Benda wie auch bei Herrn
Hirsch angeklungen —, dafl Strafprozesse dazu die-
nen sollen, aufzukldren, was geschehen ist. Das st
nicht der Sinn eines Strafprozesses.

(Abg. Dr. Schafer: Das hat auch niemand be-
hauptet!)

— Herr Benda hat wortlich vorgetragen — Sie
konnen es nachher im Protokoll nachlesen —: Es
soll klargestellt werden, was geschehen ist. Und er
sagte weiter, die Strafe sei demgegeniiber sekundar.
So haben Sie, Herr Kollege Benda, es — sinngemad8
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— vorgetragen. Ich habe es mir sofort notiert. Bei
Herrn Hirsch klang Ahnliches an.

Vizeprasident Dr. Schmid: Gestatten Sie eine
Zwischenfrage des Abgeordneten Benda?

Busse (FDP): Bitte.

Benda (CDU/CSU): Herr Kollege Busse, darf ich
Sie bitten, zur Kenntnis zu nehmen, daB ich meine
Motive dargelegt habe, auf Grund deren ich meine,

daB eine Fortsetzung 'der Strafverfahren notwendig.

ist, und daB ich matiirlich weder das materielle Straf-
recht noch das geltende Strafverfahrensrecht — ab-
gesehen von der Verjdhrung, iiber die wir uns hier
unterhalten — &andern will, daB ich vielmehr nur
gesagt habe, fiir mich sei der Sinn eines solchen
Prozesses auch — aber nicht in erster Linie — die
Bestrafung des Téaters, viel mehr aber das Deutlich-
machen des Unrechts, mit dem wir uns hier zu be-
schaftigen haben?

Busse (FDP): Ja, Herr Kollege, da gehen unsere
Meinungen tiber Sinn und Zweck zumindest eines
irdischen Strafverfahrens anscheinend doch sehr aus-
einander.

Sie haben fiir sich in Anspruch genommen, da} Sie
mit Leidenschaft fiir Thren Standpunkt eintreten. Wir
bitten um Ihr Verstdndnis dafiir, daB wir mit glei-
cher, ja wohl sogar mit groBerer Leidenschaft dafiir
eintreten, daB in unserem Staate die Grundsitze der
Rechtsstaatlichkeit strengstens gewahrt werden. Ich
mochte jetzt nicht miBverstanden werden und bitte
um -wohlwollende Beurteilung, wenn ich es nicht
mehr in langen Ausfithrungen sage: Vieles von dem,
was ich heute hier gehort habe, angefangen von dem
wenig schonen Wort .des Herrn Kollegen Metzger
iiber die Scharfung des Gewissens bei unseren Rich-
tern — ich will jetzt keine weiteren Zitate brin-
gen —, habe ich frither zur Begrindung anderer
Dinge gehort, als ich noch unter dem ‘Unrechtsstaat
des Nationalsozialismus leben mufBte. Das ist das,
was wir nicht wollen. Niemand gewahrleistet uns,
daB wir immer von gleichem Bemiihen um rechts-
staatliches Leben und Denken beseelt sind, so wie
es gliicklicherweise dieser Bundestag heute ist. Eine
verfassungsmafige Regelung muf iiber den Tag
hinausdenken, mufl Grundlagen fiir weitere, fiir an-
dere mogliche Situationen legen, die kommen koén-
nen. DaB diese Grundlagen die Kilarheit behalten
— wie Herr Dehler ausgefithrt hat —, «das ist unser
leidenschaftliches Anliegen. Darum habe ich bereits
Anfang Dezember des vergangenen Jahres erklart,
daB es in dieser grundlegenden Frage fiir uns kein
Wenn und Aber gibt. Das war ganz eindeutig. Wir
werden weder eine Venfassungsdnderung noch
einem normalen Gesetz zustimmen.

Darum, Herr Kollege Barzel, bitte ich um Ver-
standnis. Bei dieser eindeutigen Einstellung gibt es
fir uns nur eines: alle bereits gestellten Antrage
abzulehnen; ihre Annahme ist fiir uns bei unserer
Grundeinstellung nicht weiter diskutabel. Wir wer-

den daher auch einem Antrag auf AusschuBlitberwei-
sung nicht zustimmen koénnen.

(Beifall bei der FDP.)

Vizeprdsident Dr. Schimid: Das Wort hat der
Abgeordnete von Merkatz.

Dr. von Merkatz (CDU/CSU): Herr Prasident!
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Es hat,
glaube ich, wenig Debatten in diesem Hause gege-
ben, die so an die Wurzel unserer moralischen poli-
tischen Existenz greifen, in der wir uns, die wir
diese Zeit noch miterlebt haben, selber zu verstehen
suchen. Irgendwie ist die Debatte — ich sehe die
groBe Verantwortung, die wir alle haben, in ihrem
tiefen Ernst — auch ein Gericht iiber uns selber.

Hier ist nicht der Ort — das ist auch nicht das
Angemessene und auch nicht der Stil einer solchen
Aussprache —, mit Worten des Pathos zu sprechen.
Aber eines darf ich doch wohl sagen: die Toten, die
zu Unrecht Gequalten sind in unserem Leben wirk-
lich existent. Irgendwie geht durch uns ein tiefer
Unfriede. Es ist wahrhaft ein Unrecht geschehen.
Da schlieBe ich allerdings auch die Vertreibung, die
Kriegsverbrechen und all diese Geschehnisse mit
ein. Es ist ein Unrecht geschehen, das wahrhaft zum
Himmel schreit, und es geschieht unentwegt weiter
Unrecht; man denke nur an Vietnam, man denke
an das, was in Algerien geschehen ist, was sonst in
der Welt geschehen ist und was droht, weiterhin
zu geschehen.

Die Unrast und der Unfriede, der in unserer Ge-
sellschaft doch in Wahrheit umgeht, der Mangel an
Lebensfreude und das Isoliertsein der Menschen sind
eine ganz unmittelbare Folge dieses Geschehens.
Sehen Sie nur einmal in die Literatur der Zeit vor
dem Nationalsozialismus, welche Gedankensiinden
sich die Menschen damals schon zuschulden kommen
lieBen. Ich erinnere an Otto Julius Bierbaum und
an ahnliche Literaten, die schon vor dem ersten
Weltkrieg geschrieben haben. Da wurde dieses Un-
heil vorbereitet, und die Seelen wurden vergiftet.
Gerade weil es so ist, sind wir alle verstrickt, nicht
in eine kriminelle Schuld, in eine Art, wie soll ich
mich ausdriicken, metaphysische Schuld, wir alle
miteinander. Auch dazu bekenne ich mich.

Wenn das so ist, glaube ich, daB wir — jedenfalls
bekenne ich mich dazu — heute zu ganz klaren
Losungen kommen miissen. Es fallt mir schwer, das
MaB der Rede zu finden. Ich mochte ganz schlicht
sagen: ich bin gegen jeden Versuch, in der Frage
der Verjahrung von dem bestehenden Recht abzu-
gehen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU
und der FDP))

In der Diskussion, die wir gestern in der Fraktion
gehabt haben, sind zwei Gedanken vorgebracht
worden: Was hat den hoéheren Rang, was muf}
gegeneinander abgewogen werden, die Gerechtig-
keit oder der Rechtsfrieden, d. h. welches Prinzip
Rechtsfrieden oder — man kann auch sagen —
Rechtssicherheit? Da war eine sehr starke Gruppe,
die sagte: Die Gerechtigkeit hat den Vorrang. Ich

(€
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muf diesem Gedanken widersprechen. Gerechtig-
keit auf dieser Erde ist etwas, was man suchen muB,
was mit der Reife des Menschen und dem BewuBt-
sein der Menschen in der Gesellschaft wéchst. Wir
miissen uns jedoch der Grenzen irdischer Gerechtig-
keit vor allen Dingen dann klar werden, wenn es
gilt, einen Frevel zu sihnen.

Hier ist heute viel vom Rechtsstaat gesprochen
worden. Auch der Rechtsstaat ist ein Begriff, ist ein
BewuBtsein, das sich mit der Zeit entwidkelt hat.
Vielleicht darf man sagen: die Schweiz und die
Vereinigten Staaten von Amerika haben die mo-
derne Demokratie geschaffen, England den Parla-
mentarismus; der Gedanke des Rechtsstaates ent-

springt einer preuBisch-deutschen Tradition. Er ist

bei uns gewachsen, aus der Zeit des 18. Jahrhun-
derts, vor der franzoésischen Revolution, und er ist
immer weiter gewachsen. Sein Kern scheint mir die
Frage der RechisgewiBheit zu sein. Von diesem
Standpunkt aus betrachte ich die Dinge. Ich brauche
die Gedanken nicht zu wiederholen. Herr Kollege
Dehler hat sie vorgetragen, und ich unterschreibe
die Analyse, die er vorgenommen hat, Wort fiir
Wort.

Die Einrichtung der Verjdhrung ist, wie hier fest-
gestellt wurde, eine Frage des materiellen Rechts
und des formellen Rechts, ist beides. Wie soll nach
dem Ablauf einer gewissen Zeit das wirkliche
SchuldmaB noch festgestellt werden? Man kann das
Regimeverbrechen als solches feststellen, den histo-
rischen Tatbestand. Aber wie kann bei dem einzel-
nen kriminellen Tédter ein Richter hier wirklich noch
gerecht urteilen? Man kann sagen: irdische Gerech-
tigkeit ist immer etwas Unvollkommenes, das mufl
man in Kauf nehmen; der Richter muBl die Dinge
abwagen. Aber sehr oft kommt dann doch der
Grundsatz zum Zuge, den wir nicht verlassen kon-
nen, dann, wenn man die Belastungszeugen und die
Entlastungszeugen nicht mehr zur Hand hat und
wenn auch die Belastungszeugen, z. B. wenn sie aus
dem Ausland kommen, nicht ganz frei in dem sind,
was sie wirklich aussagen. Dazu kommt der
Gedachtnisschwund. Soll der Richter hier nicht doch
letzthin auf den Satz ,in dubio pro reo” ausweichen
miissen?

Hier ist niemand, der einem anderen Kollegen
unterschiebt, daB er, sagen wir, entweder Rache
nehmen oder aber einen Verbrecher decken wolle.
Das liegt doch vollig auBerhalb der Moralitdt dieses
Hauses und auch unserer Erfahrung. Aber die Be-
stimmung des Verbots der Riickwirkung muB hier
sehr, sehr ernst genommen werden. Die Achtung
vor dem bestehenden Recht scheint mir eines der
Fundamente der RechtsgewiBheit und damit des
Rechtsstaates zu sein.

Es handelt sich bei der Verjahrung nicht nur um
eine einfache Ordnungs- und Verfahrensvorschrift,
sondern es handelt sich wesentlich um materielles
Recht, dessen Grundlage ist, daB einmal das Schuld-
maB nicht mehr feststellbar ist und daB mit dem
Zeitablauf die Féahigkeit des Menschen nachldBt,
Gerechtigkeit und auch die richtige Beurteilung der
Person des Taters zu finden, nicht mehr in dem
erforderlichen MaBe gegeben ist.

Hier ist das Wort von dem moralischen Erbe, das
wir zu tragen haben, gefallen. Es wurde befiirchtet,
durch eine Befolgung des Grundsatzes, den ich und
andere Kollegen hier vertreten haben — keine Ver-
langerung der Verjahrungsfrist —, kénne eine kor-
rumpierende Wirkung auf die Gesellschaft ausge-
ubt werden. Das ist etwas, was man sich sehr sorg-
faltig iiberlegen muf. Eine falsche Milde oder auch
Lassigkeit gerade auf diesem empfindlichen Gebiet
des Strafrechts konnte angesichts der Taten, die be-
gangen worden sind, eine laxe Auffassung zur Folge
haben.

Dennoch glaube ich, daB uns die Forderung der
RechtsgewiBheit hier leiten muB. Eine reinigende
Wirkung geht, meine Damen und Herren, aus den
Prozessen allein ganz bestimmt nicht hervor;

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten
der CDU/CSU)

dort liegt nicht die reinigende Wirkung. Die reini-
gende Wirkung ist, glaube ich, im Blick auf die Zu-
kunft, auf die Schaffung gewisser GrundbewuBt-
seinsinhalte in unserem politischen Leben notwen-
dig.

GewiB, ich erkenne an, wir leben nicht nur in
einer politischen Interdependenz der Staaten, wir
leben auch in einer moralischen Interdependenz. Die
Uberzeugung, die Rechtsitberzeugungen, die mora-
lischen BewubBtseinsinhalte in Europa und in der
Welt, die uns kulturell und zivilisatorisch am nach-
sten steht, konnen wir nicht einfach tiibergehen.
Aber, meine Damen und Herren, die Frage ist: Sind
hier wirklich einheitliche Uberzeugungen, und ist es
nicht gerade unsere Aufgabe, in der Erkenntnis der
Tatbestdnde, die geschehen sind, in der psycholo-
gischen Grundlage hier etwas Neues zu schaffen,
wodurch in unserer europdischen Rechtsgemeinschaft
ein gemeinsamer neuer BewubBtseinsinhalt gebildet
wird?

Ich glaube, daB die Vorschrift des § 220 a des
Strafgesetzbuches, die beschlossen wurde im Zu-
sammenhang mit der Ratifikation der Konvention
gegen Volkermord, nicht ganz ausreicht, um den
Erfahrungen Rechnung zu tragen, die gerade diese
Prozesse fiir eine rechtspolitische Fortentwicklung
des Strafrechts gebracht haben.

Ich sehe hier vor allen Dingen zwei Tatbestdnde,
die in der Diskussion schon genannt wurden und
auch unterschieden wurden. Es sind einmal die Re-
gimeverbrechen oder, wie es Jaspers genannt hat,
die Verwaltungsmassenmorde, die kaltherzig, be-
rechnend, planmédBig vollzogen werden, und zum
anderen die Verbrechen, die aus Revolutionen und
Ausnahmezustdnden hervorgehen.

Meine Damen und Herren, was mich bei den Ver-
brechen im Namen des Staates immer am meisten
beriihrt hat, ist der kollektiv erzeugte Wahn, der
Menschen aufgedrickt wurde, deren RechtsbewuBt-
sein durchaus das Unrecht begriff. Aber man sagte
ihnen: Du hast Herr tiber dich selbst zu sein, einer
hoheren Idee zu dienen. Und man rief, was ja ge-
rade bei primitiven Geistern und bei Leuten, die
seelisch etwas ,unterbemittelt” sind, oft so sehr
zieht, einen falschen Idealismus hoch, der dann zu

©
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(A) Taten ifithrt, die, niichtern betrachtet, fiir den Men-

schen iiberhaupt kaum verstdndlich sind.
{Beifall ibei der EDP und der CDU/CSU.)

Haben wir diese kollektive Vergiftung durch den
HaB heute nicht auch noch in der Welt? Was ge-
schieht im Kongo? Was redet man den Menschen
ein, bis sie zu Wahnsinnstaten schreiten? Hier,
meine ich, solite es doch eine strafrechtliche Thera-
pie fiir die Zukunft geben. Rickwirkend kann man
das alles nicht machen. Aber die Zeit ist reif, unser
Gewissen ist gescharft, unser BewuBtsein ist ver-
tieft, uns mit solchen Tatbestdnden zu befassen.

Etwas anderes sind die Revolutionsverbrechen.
Sie sind Folge einer Anarchie. Und eines tritt doch
ganz tief in das BewuBtsein unserer Zeit. Ich
erinnere mich hier eines Ausspruchs meines alten
Lehrers Professor Gerland aus Jena, der zu Beginn
seiner Strafrechtsvorlesung sagte: ,Bedenken Sie,
daB all diese Kultur und Zivilisation ja nur ein
kleiner Firnis {iber den Menschen sind. Darunter
sind die unberechenbaren Triebe"”. Die Schuld, die
tiefe Schuld, die bei Regimeverbrechern besteht,
liegt darin, daB der Staat selber der eigentliche An-
stifter des Verbrechens ist. Wenn man diese zivili-
satorische Schicht hinwegrdumt, sieht man, daB in
der Tiefe des Menschen — jeder priife sich, auch
Goethe hat dariiber einiges gesagt — eine Hoélle ist.
Es ist die groBe Fithrungsaufgabe, die Ordnung des
Rechts, gegen diese Tiefennatur des Menschen, da,
wo die Holle ist, wo die Anarchie ist, die jederzeit
ausbrechen kann, wenn sie drauBlen gewisse Gele-

(B) genheiten dazu findet, anzugehen und diese Gefahr

zu bannen.

Das ist unsere Aufgabe, das ist unser Erbe, das
ist die SchiuBfolgerung, die wir aus der Zeit des
Regimeverbrechens des Unrechtsstaates zu ziehen
haben. Wir haben weitgehend gesiihnt, die, die die
Heimat verloren haben, die, die liebste Menschen
verloren haben, die, die fiir ihr Leben lang zer-
treten worden sind. Denn es gibt Verletzungen der
Seele, iiber die der Mensch nicht hinwegkommt.
Hier im Hause sitzen viele — ich wage eigentlich
kaum, es zu sagen, weil das eigene Erleben nicht so
schrecklich gewesen ist —, die das, von dem ich
eben sprach, durchgemacht haben. Daraus miissen
wir eine Folgerung fiir die Zukunft ziehen, wir
miissen unser seelisches Leben gesunden lassen.
Aber das alles ist nicht mit rickwirkender Kraft
und nicht zuriickgespiegelt auf die andere Zeit zu
machen, sondern nur im Schritt nach vorn.

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten
der CDU/CSU))

Vizeprdsident Dr. Schimid: Das Wort hat der
Abgeordnete Dr. Giide.

Dr. h. c¢. Giide (CDU/CSU): Herr Président!
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich
glaube, ich habe die Ehre, als letzter meiner Frak-
tion zu sprechen, und ich will mich bemiihen, das
nicht zu breit zu tun. Ich will versuchen, nur noch
ein paar Gesichtspunkte zu dem hinzuzufiigen, was
von so vielen Stimmen so eindrucksvoll gesagt wor-

den ist. Der Herr Bundesjustizminister hat vorhin
gemeint — und vielleicht hat er recht —, manches
Mitglied dieses Hauses habe vielleicht noch im
Laufe des heutigen Tages seine Meinung gedndert.
Vielleicht hat er recht, vielleicht werde auch ich zu
denen gezdhlt, die ihre Meinung gedndert haben.

Mein Kollege Benda, den ich .aufrichtig beglick-
wiinsche zu der Art, wie er sein Anliegen durchge-
setzt, und zu der noblen Art, in der er es heute ver-
treten hat, hat mich in unserer Fraktion zum Gegen-
part gezdhlt. Mit Recht! Ich bekenne mich auch jetzt
noch dazu, daB ich mehr oder weniger Gegenpart
bin. Aber ich sage: wenn hier einer seine Meinung
gedndert hat, schdndet ihn das nicht. Auch wenn
ich sie gedndert hdtte, wiirde ich mich durchaus dazu
bekennen. Ich bin es gewohnt, dort, wo mit Argu-
menten gekdmpft wird, ‘Argument gegen Argument,
auch ein besseres Argument anzunehmen.

(Beifall in der Mitte.)
Das schandet niemaﬁde'n, meine Damen und Herren.

Es kommt etwas hinzu, was auch der Herr Kollege
Dr. Arndt schon angesprochen hat. Unsere Diskus-
sion mit Argumentation geht iiber unseren inner-
deutschen Raum hinaus. Das ist eine Diskussion in
Europa. Und wenn mich etwas beeinflut und beein-
druckt hat, so sind es die Argumente der Freunde im
Europarat gewesen, die Argumente, die man nicht
leichthin beiseite schieben kann, Argumente, mit
denen man sich auseinandersetzen muB.

Und noch ein Drittes aus meinem bisherigen Beruf:
man muB sich auch iberstimmen lassen kdénnen —
in Ehren.

Ich sage das alles drei immer noch in dem Wunsch,
es mbge das moglich sein, was der Herr Kollege
Dr. Arndt gesagt hat: einen gemeinsamen recht-
méaBigen und gerechten Weg zu finden, um dieses
Problem zu l6sen. Denn das Problem ist ein bitteres
fiir uns alle, meine Damen und Herren. Ich habe es
erlebt seit 1945 als Richter und Staatsanwalt. Es hat
mancher hier seine Qual bekannt — es ist eine
eigene Qual —, nach einem Unrechtsstaat, nach so
viel verdammtem Unrecht wieder Strafrichter und
Staatsanwalt zu sein und das Recht einzufordern,
und man kann es nur, wenn man die GewiBheit hat,
in Gerechtigkeit in einer gerechten Ordnung strafen
zu konnen.,

Da muB ich eines sagen, was gegen manche Selbst-
anklagen einfach gesagt werden muBl. Wir Deutschen
haben ja in der Verfolgung und Aburteilung dieser
nationalsozialistischen Verbrechen ein ausgespro-
chenes Ungliick gehabt. Wir haben sie namlich nie
in den Griff bekommen. Mit der Aburteilung begon-
nen haben die Alliierten in einer Zeit, in der wir in
der Sache voéllig ohnmaéachtig waren. Sie haben —
das ergibt sich aus dem Bericht des Herrn Bundes-
justizministers — zwischen 1945 und 1950/51 rund
5000 Menschen abgeurteilt, davon rund 1000 zum
Tode verurteilt, und rund 600, wiirde ich aus dem
Gedédchtnis sagen, .auch hingerichtet. Sie wissen,
meine Damen und Herren, die alliierten Verurteilun-
gen sind praktisch wieder ausgeléscht worden in den
Begnadigungen der Jahre 1952 bis 1956/57.

(Abg. Memmel: Sehr richtig!)

©
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deutschen Rechtsraum hat die Dinge verwirrt bis
in den heutigen Tag;

(Abg. Memmel: Sehr richtig!)

das erste wie das zweite; das zweite fast noch schlim-
mer als das erste.

Ich habe schon 1947 — oder wann — mit Auf-
merksamkeit gelesen, was Jackson, der amerika-
nische Hauptankldger im Nirnberger ProzeB in der
zweiten Anklagerede in einer sehr bemerkenswer-
ten Unterscheidung gesagt hat. Er hat gesagt: ,Wenn
das Statut dieses Gerichtshofes es sich zur Aufgabe
macht, vergeltende Gerechtigkeit zu iben”. Er zieht
dann Folgerungen und féhrt fort: ,Das Statut kiim-
mert sich ja nicht allein um vergeltende Gerechtig-
keit; es spricht aus ihm auch ein Wille zum Auf-
bau.” Der Herr Bundesjustizminister hat in seiner
zweiten Rede dieses Thema angeschnitten, was vor-
gegeben sei — das Recht oder der Staat. Nun, Sie
sehen an diesem unbefangen zitierten Beispiel: Blind
vollzieht sich die Justiz in einem so grofen Kom-
plex nicht; das ist ein Irrtum, dem man nicht huldi-
gen darf. Blind vollzieht sie sich nicht. Uberlegen

.Sie sich, meine Damen und Herren — das ist der

Uberlegung auch heute noch wert —: Was hétten
wir gemacht, wenn wir 1945 unserer selbst Herr ge-
wesen waren? Wie hétten 'wir uns dieser ‘Aufgabe
der Stihne fiir das tausendfache Unrecht gestellt? Ich
glaube, wir hétten sie uns nicht anders vornehmen
konnen als — nun, ich sage einmal vorweg das
Ziel — mit dem Ziel, in der Ahndung des groBen
Unrechts die groBe Gerechtigkeit wiederherzustellen.
Wir héatten uns nicht vornehmen koénnen, meine
Damen und Herren, auch den letzten noch in diese
Untaten Verwickelten zur Strafe zu ziehen, weil
wir, wenn wir es so angefangen hatten, die groBe
Aufgabe verfehlt hatten. Wir héatten die groBe Auf-
gabe verfehlt, das groBe Bild der Gerechtigkeit in
diesem Volke wieder aufzurichten. Das Ungliick, daB
uns das nicht gelungen ist und nicht gelingt, ver-
folgt uns bis zum heutigen Tag. Denn — um das
einmal ganz klar zu sagen — fiir alle, die in diesem
Gebiete Strafrecht iiben, gibt es die qualvolle Auf-
gabe, ein gerechtes StrafmaB zu finden im Hinblick
auf die groBeren und zum Teil igroBen Schuldigen,
die nach zwei, drei oder finf Jahren alliierter Haft
auf freien FuB gekommen sind, wéhrend die Viert-
und Fiinftrangigen, die hinter ihnen beteiligt waren,
jetzt zur Aburteilung kommen und mit Strafen
rechnen miissen, die weit {iber dem liegen, was die
GroBeren an Strafen wirklich verbiiBt haben. Es ist
so grotesk, daB man in manchem Falle bei einem von
einem deutschen Gericht Verurteilten sagen mubB, in-
dem man ein Gnadengesuch unterstiitzt, — ich habe
es letzthin schreiben miissen —: Wenn er das Gliick
gehabt hétte, von einem amerikanischen Militér-
gericht zum Tode verurteilt zu ‘werden und nicht hin-
gerichtet zu werden, dann ware er jetzt schon wie-
der zehn Jahre auf freiem FuB. Solche unglicklichen
Fille gibt es gar nicht selten, daB der Haupttiater
seit zehn Jahren auf freiem FulB} ist und in recht
angesehener Stellung sitzt, wahrend ein Dritt- oder
Funftrangiger eine lebenslange Zuchthausstrafe ab-
sitzt. Hier ist — der Herr Kollege ‘Arndt hat das,
nicht heute, sondern in einem seiner Aufsdtze mit

Recht gesagt — die Gleichheit unheilbar verdorben
worden,

Meine Damen und Herren, ich sage das aus zwei
Griinden. Erstens um die deutsche Justiz, auch die
deutsche Regierunig und uns alle von dem Vorwurf
zu entlasten, dall wir etwa leichtfertig nichts getan
héatten. In der Tat hat «die groBe Intervention der
Alliierten jedes geschlossene Konzept verdorben.
Zweitens, weil die drohende Verjahrung nicht das
einzige Unheil ist, das uns auf diesem Gebiet droht.
Wenn wir uns vor Augen fiithren, dal jetzt 700 bis
800 Verfahren mit rund 14 000 Beschuldigten schwe-
ben, gegen die die Verjdhrung unterbrochen ist,
dann wird klar, daB uns ein endloser ProzeB dieser
Dinge droht, von dem ich glaube, daB er nicht gut
ist — nicht gut flir das deutsche Volk und nicht gut
fir das grofBe Bild der Gerechtigkeit.

(Beifall bei einem Teil der CDU/CSU.)

Wir werden nicht darum herumkommen — und
es ware gut, wenn wir das jetzt schon in diesem Zu-
sammenhang sehen wollten —, der Justiz ihre Auf-
gabe zu erleichtern, indem wir Unterscheidungs-
merkmale geben, damit immer noch nach Maéglich-
keit mit anndhernder Gerechtigkeit erreicht werden
kann, was fiir das deutsche Volk und fiir die Ge-
rechtigkeit notwendig ist. Wenn wir die Dinge blind
und automatisch ablaufen lassen, dann versiindigen
wir uns alle an der Aufgabe.

Ich sage das auch aus einem ganz bestimmten
Grunde. Ich will ihn nachher noch in den Zusammen-
hang stellen; aber ich will ihn jetzt schon nennen.
Nach meiner Ansicht kann man die Verjdhrung
nicht wahllos gegen das ganze Heer von Tétern und
Gehilfen unterbrechen, sondern man muB eine
Unterscheidung einfiihren, indem man — ich sage
jetzt einmal: Die Schwererbelasteten, die Hoherran-
gigen von den Mitlaufern unterscheidet. In welcher
Gestalt das geschieht, ist eine Frage fiir sich. Das
kann man ganz kurz andeuten. In der Beratenden
Versammlung des Europarates ist dieser Gesichts-
punkt von einem Franzosen mit aller Klarheit aus-
gesprochen worden, genauso wie ich ihn dem Sinne
nach jetzt entwickelt habe. Der Biirgermeister von
StraBburg Radius hat dort, zu uns hin sprechend,
gesagt:

Gewill, wir verlangen nicht die exemplarische
Bestrafung der Ranglosen, derer, die schlieBlich
nichts anderes getan haben, als sich einer eiser-
nen Disziplin zu unterwerfen, und die nur Glie-
der in der Kette des Verbrechens waren. Von
diesen Ranglosen und selbst den mittleren Ran-
gen verlangen wir im Jahre 1965 nur, da8 sie ein
wenig Scham haben. Aber wir kénnen nicht
zulassen, daB fiir die wahrend des letzten
Krieges begangene Grausamkeiten bekanntge-
wordene Verantwortliche, die sich tdglich an
Schrecken geweidet haben, die Verjahrung ge-
niefen.

Sie sehen, hier trifft jemand von auflen die Unter-
scheidung, die auch ich aus der Sache selbst ent-
wickle und die ich seit Jahren fiir unentbehrlich
halte, wenn Sie die Justiz nicht an dieser unmdg-
lichen Aufgabe zugrunde gehen lassen wollen.

©
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Ich zitiere jetzt einmal ein Wort eines alten jlidi- | Zufall ankommen soll. Der Zufall ist — jedenfalls

schen Freundes, meines ersten Ausbilders als Re-
ferendar, der in der Emigration Amerikaner gewor-
den ist, des Landgerichtsprasidenten Dr. Marx, der
sagte: Wenn man eine Losung fiir die Ahndung der
Exzesse sucht, muBl man sich dariber klar sein, daB
man einem Volk nicht zumuten kann, seine Vergan-
genheit immer wiederzuk&uen. Ich hétte es vielleicht
nicht gewagt, diesen Satz selbst zu sagen. Er stammt,
wie gesagt, von einem Juristen, einem alten jiidi-
schen Freund, der einmal mein Lehrer war. Aber es
ist ein therapeutischer Satz. Es ist kein Satz fir
Juristen, es ist ein Satz fliir die Therapie fiir das
Volk.

Meine Damen und Herren, ich habe vorhin ge-
sagt: Vielleicht werde auch ich zu denen gezédhlt,
die ihre Meinung geédndert haben. Ich habe sie nicht
geandert hinsichtlich der Auslegung des Art. 103
Abs. 2. Insoweit bin ich fiir mein Teil immer der
Auslegung beigetreten, die die Verjahrung als nicht
durch die Garantie der Verfassung gedeckt ansehen.
Aber ich sage gleich: Es haben sich so namhalfte,
so ernst zu nehmende Stimmen daflir ergeben, dal
ich fiir mein Teil sage: Wenn Sie die Frage der Ver-
ldingerung der Verjdahrung verfassungssicher regeln
wollen, iso sicher, daB sie fiir die Praxis brauchbar
ist und daB sie nicht noch Jahre im Ungewissen
schwebt, meine Damen und Herren, dann miissen
Sie sie in der Tat — und darin stimme ich im we-
sentlichen dem Abgeordneten Dr. Arndt und dem
Antrag der SPD zu — im Wege der Grundgesetz-
dnderung untermauern. Nur das gibt eine sichere
Grundlage.

Ich selbst werde der endgiiltigen Lésung, die wir
gemeinsam suchen miissen, nur dann zustimmen,
wenn nicht noch einmal das ganze Geroll der 14 000
Fdlle — und wvielleicht sind es dann 16 000 oder
17 000 Félle — vor uns hergeschoben wird, sondern
wenn eine Losung gefunden wird, die, sei es durch
Lockerung des Verfolgungszwangs, sei es durch tat-
bestandliche Ausgliederung, die Verldngerung der
Verjédhrung auf einen schmalen Sektor der gr6Beren
Verantwortlichen beschrénkt, der Ranghdheren, der-
jenigen, die es bei Gott verdienen, daB sie bestraft
werden. Je weiter nach unten, desto zweifelhafter
wird das Verdienen, desto zweifelhafter wird auch
die Chance des Prozesses.

Ich will Thnen sagen, warum ich, der ich von
Hause aus gesagt habe: Ich bin gegen die Verlan-
gerung der Verjahrung, mich bereit erklare, nach
dem rechtmdBfigen und gerechten Weg mit zu
suchen. Das Schlimmste, was einer Strafverfolgung
passieren kann, ist, daB sie vom Zufall abhdngig
‘wird. Der Herr Kollege Busse hat vorhin gesagt:
Das war schon immer eine Folge der Verjdahrung,
daB Morde und Totschlige und andere Delikte un-
gesiihnt geblieben sind. Dazu sage ich: aber nie in
der Weise, daBl der eine neben dem anderen durch
Zufall der Strafe entgeht und der andere durch Zu-
fall der Strafe zugefiihrt wurde.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU.)

Der wesentliche Unterschied ist, daB es bei Kom-
plexen mit vollig vergleichbaren Tétern auf den

flir die Wirkung der Strafjustiz — der geféhrlichste
Feind der Gerechtigkeit.

Meine Damen und Herren, ich habe — ich glaube,
Herr Dr. Barzel hat es heute morgen schon gesagt
— nicht das Gliick, fiir den geschlossenen Block einer
Fraktion sprechen zu 'konnen. Es gibt bei uns — Sie
haben das eben von Herrn von Merkatz gehort —
Mainner, die mit genau derselben Leidenschaft wie
Herr Dr. Dehler — vor beiden meinen tiefen Re-
spekt — eine Verldngerung ablehnen. Sie finden
solche, die fiir eine Verldngerung der Verjdhrungs-
frist eintreten, und Sie finden skeptische, mittlere
Positionen wie die meine, von der aus ich aller-
dings sowohl zu meiner eigenen Fraktion wie zu
dem ganzen Hause sage: Suchen Sie mit, helfen
Sie mit, zu einem rechtméafigen und einem gerechten
Weg zu kommen, der das beriicksichtigt, was in der
Sache selbst auf uns als Aufgabe zukommt! Helfen
Sie alle mit! Es hat keinen Sinn — nein, es hat
keinen Sinn —, sage ich fir mich, doktrindr an
meinem urspringlichen Standpunkt festzuhalten.
Die groSte Chance der Gerechtigkeit sehe ich auf
dem anderen Weg. Von daher, von meinem eigenen
Standpunkt her, appelliere ich an Sie alle, meine
Damen und Herren: Schworen Sie sich nicht jetzt
schon fest, bevor die Beratung beginnt!

(Beifall bei der CDU/CSU.)

Schwoéren Sie sich nicht fest, bevor die Beratung be-
ginnt! Wir werden — dafiir zeugt schon diese De-

(&

batte — an keine Aufgabe mit groBerem Eifer, mit .

heiferem Herzen, mit mehr Rechtsgewissen heran-
gehen als an diese. Schworen Sie sich nicht fest, son-
dern helfen Sie mit, einen Weg zu suchen, der der
Gerechtigkeit und dem Ansehen des deutschen
Volkes und der Justiz und allen Dingen dient, die
uns teuer sind und die von beredterem Mund als
dem meinem heute so hoch gepriesen worden sind.

(Beifall bei der CDU/CSU, bei Abgeordne-
ten der FDP und des Abg. Dr. Arndt.)

Vizepriadsident Dr. Schmid: Das Wort hat der
Abgeordnete Erler.

Erler (SPD): Herr Prdsident! Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren! Aus den Reihen meiner
Frakfion liegen zwei Antrédge vor, die zusammen mit
anderen Antrdgen nunmehr dem zustdndigen Aus-
schuB des Deutschen Bundestages zug Beratung
iiberwiesen werden dirften. Es ziemt sich daher fiir
einen der Antragsteller, nach dem bisherigen Ver-
lauf der Débatte noch einige Worte iiber seine Ein-
driicke aus dieser Debatte zu sagen. Der Deutsche
Bundestag hat den ersten Plenarsitzungstag benutzt,
der nach der von ihm selbst geforderten Vorlage
des Berichts der Bundesregierung zur Verfiigung
stand, um dieses Problem, um das es heute geht, zu
erdortern. Wir haben eine bewegende Aussprache
itber Probleme des Rechts und der Gerechtigkeit,
des Rechtsstaates und des Unrechtsstaates und der
Konsequenzen gehabt, die beide fiir unser Volk
haben. Es geht wohl niemandem in diesem Raum
um ein Sondergesetz. Es geht um eine Rechtsnorm,
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Zukunft anwendet. Es geht um Mord und um nichts
anderes. Die Regierungsvorlage zur Groflen Straf-
rechtsreform hat seinerzeit schon erkennen lassen,
daB die bisher fiir dieses Verbrechen geltende Ver-
jahrungsfrist von 20 Jahren sich nicht so bewéhrt
hat, wie der Kollege Dr. Dehler meint. Die Ver-
haltnisse haben sich seit 1871 gewandelt, nicht nur
angesichts der Katastrophen, durch die unser Volk
hindurchgegangen ist, auch sonst schon im Hinblick
auf die gestiegene Lebenserwartung hat sich man-
ches gedndert. Die Abschaffung der Todesstrafe ist
auch ein Argument, zu prifen, ob ibei einem solchen
Delikt eine zeitliche Verjahrungsfrist noch angemes-
sen ist.

Das wirkliche Problem, um das es hier und heute
geht, ist aber nicht allein die Abschaffung der Ver-
jahrung fur Mord schlechthin oder die Verlange-
rung der Verjahrungsfrist. Das wiirde uns ‘weniger
innerlich bewegt haben, wenn wir nur diskutierten
fir Verbrechen, die von nun an begangen wiirden.
Das wirkliche Problem ist das, was — und ich
glaube, nicht ganz zu Recht — unter dem Gesichts-
punkt der Riickwirkung hier erortert worden ist.
Rickwirkend ware ein BeschluB, ein Gesetz, wie es
Kollege Benda vorsieht oder wie wir es vorsehen,
doch nur dann, wenn es sich auf bereits verjahrte
Straftaten erstrecken wirde. Daran denkt niemand.

(Abg. Memmel: Aber der Schritt ist nicht
grofB!)

Durch die Aufhebung der Verjdhrung oder Frist-
verlangerung wird an der Substanz des Straf-
anspruchs selbst nichts gedndert. Wir sind damit
meilenweit fern etwa von jener Sondergesetz-
gebung, mit der nachtraglich Rechtsnormen, die zum
Zeitpunkt der Begehung der Tat galten, zum Nach-
teil des Beschuldigten ge&ndert wurden, wie etwa
seinerzeit zu Beginn der nationalsozialistischen
Gewaltherrschaft, als man fir Brandstiftung die
Todesstrafe einfithrte, nur um der nachtriaglichen
Wirkung willen, eines vielleicht ldstigen Zeugen
sich entledigen zu kénnen. Wer auch nur von Ferne
an derartige Parallelen denkt, der sieht die recht-
liche Problematik nicht richtig.

Ich verstehe sehr wohl all die Bedenken derer,
die aus Sorge um das Recht hier einen anderen
Standpunkt vertreten, als ihn Kollege Benda und
viele Angehorige seiner Fraktion und auch viele
der meinen vertreten, obwohl ich davon iiberzeugt
bin, daB die Richter des Bundesverfassungsgerichts
und des Bundesgerichtshofs, die die zugrunde lie-
gende Rechtsfrage ja bereits entschieden haben,

(Sehr richtig! bei der SPD und in der Mitte)

es sich bei ihren Urteilen nicht leicht gemacht haben.

Meine Damen und Herren, wir haben den Vor-
schlag der Grundgesetzdnderung gemacht, um einen
Weg zu weisen, der jeden Zweifel ausschliefit, ob-
wohl es fiir viele nach den héchstrichterlichen Ent-
scheidungen solche Zweitel nicht gibt. Aber wir
haben Respekt auch vor denen, die solche Zweifel
hahen. Daher der Vorschlag der Grundgesetzergdn-
zung.

Ich habe mit Befriedigung gehort, wie heute, wohl ©

fiir einen groBen Teil seiner Freunde aus der CSU,
der Kollege Memmel wenigstens einen Gedanken
als wohlwollender Priifung wert bezeichnete, nam-
lich den, zu priifen, ob es denn wirklich der Weis-
heit letzter SchluB sei, daB die Rechtspflege in
Deutschland nur bis zum 8. Mai 1945 gehemmt ge-
wesen sei. Sicher ist es richtig, daf alsbald nach
diesem 8. Mai von alliierten und auch von deut-
schen Gerichten bestimmte Gruppen von Taten und
Tatern verfolgt und bestraft worden sind, aber eben
nur bestimmte. Eine ordnungmé&Big organisierte
Untersuchung und Verfolgung jener schrecklichen
Gewalttaten aus der Zeit der nationalsozialistischen
Gewaltherrschaft war in den ersten Jahren nach
1945 noch nicht moéglich. Es dirfte sich also lohnen,
auch diesen Weg sorgsam zu priifen.

Ich mochte mich dem Appell des Kollegen Giide
anschlieBen: wir sollten uns in dieser Debatte nicht
schon festschworen, sondern bei der allgemeinen
Gesinnung, die hier zum Ausdruck kam, gemeinsam
nach einem Wege suchen, der der Gerechtigkeit
dient und Zweifel an der Rechtsstaatlichkeit auszu-
schliefen geeignet ist.

Es wurde von Beweisnotstand gesprochen, der
eventuell eintreten wiirde, wenn man die Verjdh-
rung aufhdbe oder die Fristen verldngerte. Das gilt
doch auch fir die vielen, vielen Verfahren, bei
denen der Lauf der Verjahrungsfrist bisher durch
richterliche Handlung unterbrochen worden ist.

(Sehr richtig! in der Mitte.)

Da gibt es doch gar keinen Unterschied. Was wir
eben nicht wollen, ist, daB es ein Privileg gibt fir
bisher unbekannt gebliebene Morder. Das ist der
wirkliche Sachverhalt.

(Beifall bei der SPD und Abgeordneten der
CDU/CSU.)

Vielleicht ist es gut, diesen Teil unseres Problems
auch noch einmal der Umwelt deutlich zu machen,
weil wir drauBen sehr miBverstanden worden sind.
Manches Echo — nicht nur bei denen, die die Bun-
desrepublik Deutschland gewodhnheitsmdBig diffa-
mieren, in den dstlichen Landern, von Ost-Berlin
ganz zu schweigen, vielmehr auch im Westen —
hat das Problem, um das wir heute ringen, in
grauenhafter Weise verzerrt dargestellt. Da sieht
es so aus, als ob sich am 8. Mai 1965 die Zudhthaus-
tore 6ffneten und alle Morder der nationalsozialisti-
schen Ara frei herumliefen und den Demokraten
schadenfroh ins Gesicht blickten. So war die Pro-
paganda.

(Abg. Memmel: Leider wird es von den
: Zeitungen so dargestellt!)

Deshalb ist es vielleicht ganz gut, Herr Kollege
Memmel, daB gerade ich hier so, wie wir es bei
unseren Freunden bei einer Tagung in London in
der Sozialistischen Internationale taten und deshalb
einen sehr korrekten Beschluf unter Mitwirkung
auch von Vertretern aus dem Lande Israel herbei-
gefiihrt haben, noch einmal darauf aufmerksam
mache: es handelt sich ausschlieBlich und allein um
die Untersuchung und Verfolgung von bisher un-
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bekannt gebliebenen Mordtaten und bisher unbe-
kannt gebliebenen Téatern, um nichts anderes. Das
ist das wirkliche Problem, nicht weil das andere
nicht auch Probleme: stellte, aber weil das andere
rechtlich einwandfrei geldst ist und im tbrigen dann
lediglich menschliche Unvollkommenheit, Zeitablauf
und andere Umstdnde vielleicht dazu beitragen, daB
der Gerechtigkeit nicht immer so Genlige getan wird,
wie wir das vielleicht fiir richtiger hielten.

Wir haben es dabei auch mit jenem Problem zu
tun, auf das ich in einer kiirzlichen Debatte einmal
kurz aufmerksam gemacht habe. Wie oft — wir
haben es tibrigens heute auch bei den Kranken-
schwestern noch einmal kurz besprochen — erleben
wir es, daB Menschen vor Gericht stehen und sich
dort — ob zu Recht oder zu Unrecht, das will ich
jetzt gar nicht untersuchen — auf den Befehlsnot-
stand berufen. Manchmal wird er zugebilligt, manch-
mal nur in Grenzen, manchmal ist die eigene Ver-
antwortlichkeit grofer, das eigene Zutun, die eigene
sadistische Veranlagung stédrker, als der- erteilte
Befehl es war. Dennoch zwingt uns schon dieses
hdufige Auftauchen des Arguments vom Befehls-
notstand, dariiber nachzudenken, daB es doch Mén-
ner gegeben haben mufB, die jene anderen in den
Befehlsnotstand hineingebractit haben. Sollen sie
milder davonkommen als die gequélten anderen?
Auch das ist ein Problem, das einen der Hinter-
grinde der heutigen Debatte bildet.

Bei allen diesen Fragen haben wir es auch — un-
beschadet des in jedem Staatswesen normalen Rin-
gens um Recht und Gerechtigkeit — mit einem
schrecklichen Kapitel der Geschichte unseres eigenen
deutschen Volkes zu tun. Wem von uns stockte nicht
seinerzeit das Blut in den Adern, als er die Einzel-
heiten las {iber die Vorgdnge in Auschwitz und
Treblinka, oder Jahre vorher schon iber die in
Buchenwald und anderen Orten auf deutschem
Boden, wo Untaten auch an Deutschen in grauen-
haftem AusmaBe veriibt worden waren?

Wenn wir an jenes Geschehen denken — durch
die jlingsten Prozesse wieder in Erinnerung gerufen
—, dann ist es ganz klar, daB es bei jenen sadisti-
schen Tdtern und Taten eben nicht um miBbrauchte
Idealisten ging, sondern ausschliefflich und -allein
um Morde und Mérder.

Unser Kollege Dr. Dehler hat nun die Frage ge-
stellt: Was war hier Verantwortung der Staatsma-
schine und was war Menschenwerk? Meine Damen
und Herren, wer ist denn eigentlich der Staat? Ist
das ein Abstraktum, ganz fremd, losgelost von den
Menschen? — Wohl doch nicht, In unserer freiheit-
lich-demokratischen Grundordnung besteht der Staat
aus der Gesamtheit unserer Biirger, die ihn tragen.
In der Zeit der Gewaltherrschaft war das sicher
anders. Aber dennoch war das, was von der Gewalt-
herrschaft angerichtet wurde, doch auch nicht mog-
lich ohne jene lebendigen Menschen, welche Ver-
brechen planten, anordneten, ausfiihrten und gegen
Entdeckung sicherten. Um die geht es, nicht lediglich
um die Maschine, wohl wissend, daB der Mechanis-
mus einer totalitiren Gewaltherrschaft sehr viel
mehr imstande ist, Menschen auf die Bahn des Un-
rechtes zu fithren, die in einer normalen demokra-

tischen Gesellschaft niemals auf einen solchen Weg
geraten wéren. Und diese Menschen nun, von denen
ich eben sprach, sie waren — niemand von uns kann
und will das leugnen — Angehérige unseres Volkes.

Herr Kollege Barzel hat mit Recht darauf aufmerk-
sam gemacht, daB wir uns wehren — nicht erst seit
heute und gestern; hier wurde an Kurt Schumacher
erinnert — gegen jene friher einmal weit verbrei-
tete Irrlehre von der Kollektivschuld des deutschen
Volkes. Was aber bleibt, ist Verantwortung, Ver-
antwortung all der Alteren, zu denen sich auch die
einstmals Jingeren dieses Hauses nun langsam z&h-
len miissen, dafiir daB es einmal so weit kam, Ver-
antwortung auch derer, die im Widerstand standen
und nicht stark genug waren, das Unheil beizeiten
aufzuhalten, Verantwortung derer, die in Weimar
nicht nur von den Extremen her die Demokratie zer-
stort haben, sondern auf der Seite der Demokratie
nicht fadhig genug waren, jene Demokratie mit Z&h-
nen und Krallen und Geschick gegen die Anfechtun-
gen des Totalitarismus zu schiitzen, ein Stiick Mit-
verantwortung wohl auch jener Umwelt, die der
Weimarer Demokratie jenes MindestmaB an natio-
nalen Zugestdndnissen verweigerte, die man spater
in iberreichem MaBe der Hitlerschen Erpressungs-
politik gegeniiber aufgebracht hat.

(Beifall bei der SPD, CDU/CSU und Abge-
ordneten der FDP\)

Meine Damen und Herren, wir alle gehdren zur
ganzen deutschen Geschichte und bemiihen uns dar-
um, daB dieses unser Volk mit sich selbst ins reine
kommt, sich mit sich selbst ausséhnt. Daher spiiren
wir die Verantwortung dafiir, daB die Schrecken der
Vergangenheit sich nicht wiederholen diirfen, daB
nicht von deutschem Boden eine neue Drachensaat
gesdt werden kann, und da gilt es, ein paar Zeichen
aufzurichten. Eines dieser Zeichen betrifft das
Thema, tiber das wir heute sprechen: daB Mord
nicht ungesiihnt bleibt. Ein zweites Zeichen ist vom
Kollegen Barzel erwdahnt worden: daf wir uns nicht
abfinden kdnnen mit einem neuen Unrechtsstaat auf
deutschem Boden; auch daher die schonungslose
Auseinandersetzung mit dem Ulbricht-Regime in
Verantwortung vor der deutschen Geschichte, weil
uns in diesem Regime erneut ein Stiick boser deut-
scher Vergangenheit in der Form der totalitdren
Gewaltherrschaft ins Auge blidkt,

(Beifall bei der SPD, in der Mitte und
vereinzelt rechts.)

So gehen wir frei von Selbstgerechtigkeit — denn
wir wissen alle, was an Schwerem hinter uns liegt
— redlich in diese Auseinandersetzung hinein. Dar-
aus erwdchst dann aber auch der Anspruch auf Ver-
stdindnis der Umwelt fiir diese unsere Probleme.
Wer HaBl gegen das deutsche Volk zu sden unter-
nimmt, der verfdllt damit einem umgekehrten Ras-
simus, der bereitet damit den Lehren Hitlers einen
spdten, nachtraglichen Triumph, den man ihnen nicht
zubilligen sollte. Wer ein Volk standig als schwar-
zes Schaf behandelt, der kann damit gefdhrliche
Reaktionen heraufbeschworen.

(Beifall bei der SPD, in der Mitte und
vereinzelt rechts.)
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Wer unserem Volk eine hellere Zukunft sichern
will, der muB auch den Jiingeren die Lehren unse-
rer Geschichte iibermitteln. Unsere Geschichte be-
steht nicht nur aus den letzten drei bis vier Jahr-
zehnten. Sie enthdlt groBe Kapitel und unvorstell-
bar Schreckliches, Glanz und Elend, Héhen und Tie-
fen. Scham kann kein Dauerzustand fiir die heran-
wachsende Generation eines Volkes sein,

(Sehr richtig! bei der SPD)

insbesondere jener Generation, die erst geboren
wurde, nachdem das Hitler-Regime ldngst an der
Macht war. Aber uns allen hier in diesem Hause
geziemt Scham f{iber das Geschehene, das damals
leider im deutschen Namen Geschehene, damit aus
Lauterung und Lehre die Keime wachsen koénnen
auch fiir den Stolz, diesem unserem reichbegabten
Volk anzugehoéren, das in seiner Uberwdéltigenden
Mehrheit so zdh ringt um Demokratie und Rechts-
staat, um Ausgleich und um Frieden. Ich glaube,
das ist die Gesinnung, in der wir hier miteinander
verbunden sind.

Zum Problem selbst gibt es in allen Parteien ver-
schiedene Meinungen, auch in der meinen. Wir
haben gestern lebhaft die Fragen durchgesprochen
und mit Mehrheit Vorschldge vorgelegt, damit auch
von unserer Seite her ein konstruktiver Beitrag
geleistet werden konnte. Eingeschworen ist nie-
mand. Wir hoffen, daB es gelingt, in den Beratun-
gen der Ausschiisse eine Losung auf moglichst brei-
ter Grundlage zu finden. Wie sie auch aussehen
mag, in diesem Hause wird jeder, auch jeder Ab-
geordnete meiner Fraktion, nur nach seinem Ge-
wissen abstimmen und nach keinem anderen MaB-
stab.

Allerdings hétte ich es wegen der Wirkung dieser
Debatte auf unser Volk und auf die Umwelt begriiBt,
wenn der Herr Bundeskanzler seine Meinung gesagt
und damit auch seine Autoritdt ins Feld gefiihrt
hatte.

(Beifall bei der SPD und vereinzelt rechts.)

Ich hoffe nach den AuBerungen des Herrn Justiz-
ministers, \daBl die Unterstiitzung der Regierung im
AusschuB nicht nur in technischer Formulierungs-
hilfe bestehen wird, sondern etwas dariiber hinaus-
geht.

Wir wollen das Problem weder unter dem Druck
der Umwelt lésen noch Drohungen aus dem Inland
nachgeben, die es ja auch gibt. Wir haben die Hoff-
nung, einvernehmlich zu einer breiten eindrucks-
vollen Mehrheit in diesem Hause zu kommen. Dabei
mochte ich dem Kollegen von Merkatz, der den
Unterschied zwischen dem Recht und der Gerechtig-
keit dargetan hat, das entgegenhalten, was einmal
im Auigreifen eines alten, alten Wortes der frithere
Bundesprésident Heuss in seiner Antrittsrede in die-
sem Hause gesagt hat: Gerechtigkeit erhohet ein
Volk.

(Lebhafter Beifall bei der SPD und bei
Abgeordneten der CDU/CSU.)

Vizeprisident Dr. Schmid: Meine Damen und ©

Herren, ich habe keine Wortmeldungen mehr vor-
liegen und schlieBe daher die allgemeine Awus-
sprache.

Wir kommen zur Abstimmung. Kann ich liber die
Punkte b), ¢) und d) in einem Gang abstimmen
lassen?

(Zustimmung.)

— Dann stimmen wir iiber diese drei Punkte ab. Es
ist die Uberweisung an den Rechtsausschufl bean-
tragt. Kein weiterer Antrag? — Wer zustimmen
will, gebe das Handzeichen. — Gegenprobe! — Ent-
haltungen? — Gegen zahlreiche Gegenstimmen mit
grofer Mehrheit angenommen.

Meine Damen und Herren, es ist nicht Sache des
Prasidenten, dem Parlament Zensuren zu erteilen.
Aber ich nehme mir das Recht, zu sagen, daBl dieser
Tagdem Parlament zur Ehre gereicht.

(Beifall.)

Nach einer Absprache der Fraktionen soll vor dem
Punkt 3 behandelt werden der

Antrag der Fraktionen der CDU/CSU, FDP
betr. Bildung eines Sonderausschusses ,Par-
teiengesetz” (Drucksache IV/3164).

Wer spricht zur Begriindung? — Zur Begriindung
hat der Abgeordnete Wagner das Wort.

Wagner (CDU/CSU): Herr Prasident! Meine sehr
verehrten Damen und Herren! Es ist schwer, nach
dieser erregenden Debatte {iber die Frage der Ver-
langerung der Verjdhrungsfrist, in der unser Sach-
verstand, unsere Verantwortung und unser Gewis-
sen in so hohem MaBe angesprochen wurden,.ein
Thema — sicherlich von hohem Rang, aber niich-
terner Natur — wie das Parteiengesetz hier zu be-
handeln. Ich hétte dieser Beratung eine giinstigere
Placierung gewtinscht. Aber die Arbeitslage in die-
sem Hause 148t dies nicht zu. Ich mochte Thnen kurz
den Antrag der CDU/CSU und der FDP auf Ein-
setzung eines Sonderausschusses ,Parteiengesetz”
begriinden.

Meine Damen und Herren! Ich bin sicher, wir
sind uns alle in diesem Hause einig, daB das
Parteiengesetz so schnell wie moglich, d. h. auf
jeden Fall noch vor Abschluff dieser Legislatur-
periode verabschiedet werden sollte. Das gebieten
uns der Auftrag des Art. 20 des Grundgesetzes und
auBerdem die Notwendigkeit, auch die Satzungen
der Parteien so bald wie mdéglich in Einklang zu
bringen mit dem Wahlrecht, mit dem neuen Ver-
einsrecht und dem zu schaffenden Parteiengesetz.
Die CDU/CSU-Fraktion hat diesen Willen zuletzt
durch ihren Vorsitzenden Dr. Barzel am 15. Februar
1964 anlaBlich der damaligen Haushaltsdebatte
deutlich gemacht. Wir haben uns in der Folgezeit
bemiiht, zu einem gemeinsamen Vorschlag zu kom-
men. Diese Bemiithungen sind leider gescheitert.

Heute liegen uns nun ein Eniwurf der Fraktionen
der CDU/CSU, FDP — Drucksache IV/2853 — und
ein Antrag der SPD-Fraktion — Drucksache IV/3112
— vor. Die sorgfallige Beratung von zwei Ent-
wiirfen erfordert Zeit, mehr Zeit, als uns in den
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normal damit zu jbefassenden Ausschiissen — dem Vizeprdsident Dr. Schmid: Keine weiteren

InnenausschuB und dem Rechtsausschul — zur Ver-
fiigung steht, wenn wir nicht andere Gesetzesmate-
rien dort einfach in den Papierkorb werfen wollen.
Im Innenausschuss stehen derzeit noch 34 Vorlagen
zur Beratung an, bei denen der InnenausschuB feder-
fihrend oder mitberatend ist. Ahnlich ist die Lage
im RechtsausschuB. Dort sind es 43 Vorlagen, bei
denen der AusschuB federfiilhrend oder mitberafend
tatig ist. Wenn wir wollen, daB das Parteiengesetz
noch vor AbschluB dieser Periode verabschiedet
wird, gibt es keinen anderen Weg als den der Ein-
setzung eines Sonderausschusses. Das ist der einzige
Grund fiir unseren Antrag. . ‘

Es ist ein Antrag, der aus Griinden der Zweck-
maBigkeit so gestellt 'wird, und ich moéchte Sie —
um das Ziel zu erreichen, das Parteiengesetz noch
vor AbschluB dieser Legislaturperiode zu ver-
abschieden — bitten, unserem Antrag auf Bildung
eines Sonderausschusses ,Parteiengesetz” zuzu-
stimmen.

(Beifall bei den Regierungsparteien.)

Vizeprdsident Dr. Schmid: Das Wort hat der
Abgeordnete Schéfer.

(Abg. Rasner: Sagen Sie ja, Herr Schéfer!)

Dr. Schifer (SPD): Herr Prasident! Meine Damen
und Herren! Es ist ein Irrtum, Herr Rasner, wenn
man meint, daB man durch moglichst viele Aus-
schiisse die Arbeit beschleunigen koénne. Es handelt
sich 'bei dem Parteiengesetz — ganz richtig hat das
Herr Kollege Wagner dargelegt — um einen Verfas-
sungsauftrag. Dann ist es auch sinnvoll und normal,
daB der AusschuBi, der Verfassungsauftrige oder
Verfassungsergdnzungen behandelt — es handelt
sich um den Rang der Verfassungsergédnzung —,
némlich der RechtsausschuB, diese Beratung min-
destens als mitberatender AusschuB vornimmt.

Wir meinen aber auch, daB gar keine Beschleuni-
gung auf Grund eines solchen Antrags eintritt.
Denn es sind die gleichen Abgeordneten, die glei-
chen Kollegen, die die Vorbesprechungen gefithrt
haben, die im RechtsausschuB und die im Innenaus-
schuB tédtig sind und die dann wieder 'benannt wer-
den miissen fiir den SonderausschuB. Dieser Sonder-
ausschuBl kann auch nicht tagen, wenn einer der
Hauptausschiisse tagt. Sie wollen doch nicht indirekt
— auf das kdme es heraus — die Hauptausschiisse
dadurch stillegen, daBl Sie den SonderausschuB tagen
lassen.

Wir meinen also, es wiére sinnvoller, den Entwurf
eines Parteiengesetzes auf die iibliche Weise an den
InnenausschuBf und zur Mitberatung an den Rechts-
ausschufl zu iberweisen. Es besteht gar nicht die
Notwendigkeit, einen SonderausschuB zu schaffen.
Wir sind mit Thnen der Meinung, meine Herren Kol-
legen von den Koalitionsparteien, daB das Parteien-
gesetz noch in dieser Legislaturperiode verabschie-
det werden soll. Wir meinen aber, das geschieht
zuverldssiger und richtiger durch Beratung in den
bestehenden Ausschiissen. Deshalb werden wir
lhrem Antrag nicht zustimmen.

(Beifall bei der SPD))

Wortmeldungen.

Dann stimmen wir ab. Wer fiur die Einsetzung
des beantragten Sonderausschusses ,Parteiengesetz”
ist, der gebe das Handzeichen. — Gegenprobe! —
Enthaltungen? — Ohne Enthaltungen. Das erste war
die Mehrheit, der Antrag ist angenommen.

Dann rufe ich die Punkte 3 a) und 3 b) auf:

a) Erste Beratung des von den Fraktionen der
CDU/CSU, FDP eingebrachten Entwurfs eines
Gesetzes lber die politischen Parteien (Par-
teiengesetz) (Drucksache 1V/2853);

Erste Beratung des von der Fraktion der SPD
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes iiber
die politischen Parteien (Parteiengesetz)
(Drucksache IV/3112).

Koénnen beide Punkte gemeinsam beraten werden?
Wer begriindet die Vorlage unter 3 a)?2 — Das Wort
hat der Abgeordnete Professor Burgbacher.

Dr. Burgbacher (CDU/CSU): Herr Préasident!

Meine Damen und Herren! Die Vorlage der Frak-’

tionen der CDU/CSU und FDP beruht auf dem
Grundgesetzauftrag in Art. 21. Bekanntlich ist in
unserem Grundgesetz — meines Wissens dem ein-
zigen in der freien Welt mit einer solchen Vorschrift
— in Art. 21 den politischen Parteien ein Auftrag
erteilt worden: ,Die Parteien wirken bei der poli-
tischen Willensbildung des Volkes mit Thre
innere Ordnung mufl demokratischen Grundsédtzen
entsprechen ... Das Ndhere regeln Bundesgesetze.”

Ich gehorte zu denen, die der Meinung waren —
und ich habe noch eine leise Hoffnung —, daf die
Endfassung des Parteiengesetzes, wie sie nach den
Beratungen in dem nunmehr beschlossenen Sonder-
ausschufl in der zweiten und dritten Lesung vor-
liegen wird, vielleicht zum wesentlichen Teil, wenn
nicht vollig einvernehmlich erfolgt.

Vor dieser Vorlage liefen monatelang Verhand-
lungen der von den Présidien der in diesem Hause
vertretenen Parteien bestellten Vertreter mit dem
Versuch einer einvernehmlichen Regelung. Diejeni-
gen, die diese Auffassung vertreten haben, sind der
Meinung, dafl es unserem demokratischen Staat gut
anstehe, wenn die Parteien dieses Hauses unter-
einander so viel Verstdndnis fiir ihre berechtigten
Anliegen — im Rahmen des Grundgesetzes — auf-
brachten, daB sie dieses Gesetz moglichst im Ein-
vernehmen verabschiedeten. Es ist in der Tat gelun-
gen, lUber eine groBe Zahl von Bestimmungen ein
Einvernehmen zu erzielen, wenn auch in dem einen
oder anderen Punkt mehr oder weniger bedeutende
Unterschiede zwischen dem SPD-Entwurf und dem
Koalitionsentwurf zu verzeichnen sind.

Es ist nach meiner Auffassung vieleicht begreif-
lich, aber nicht berechtigt, die Debatte tber das
Parteiengesetz mehr oder weniger zu einer Debatte
uber die Parteienfinanzierung zu machen. Der Inhalt
des Parteiengesetzes hat eine weit iiber diese Finanz-

frage hinausgehende Bedeutung fiir unser politisches

Leben.
(Vorsitz: Vizeprasident Schoettle.)
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Es ist bedauerlich, da8 iiber die Punkte der Rechen-
schaftslegung und der Finanzierung kein Einver-
nehmen erzielt werden konnte. Die Koalitionspar-
teien stehen auf dem Standpunkt, daB in die Rechen-
schaftslegung nicht nur die Einnahmen, sondern aus
praktischen Griinden auch die Ausgaben einbezogen
werden sollten, ebenso die Vermoégensrechnung der
Parteien, und. zwar mit Riicksicht auf die sehr ver-
schiedene Situation auf diesem Gebiet, auf deren
Kenntnis man bei der Beurteilung von Fragen der
Chancengleichheit und bei anderen Fragen nach
unserer Auffassung in der Offentlichkeit nicht ver-
zichten kann.

AuBer in der Frage der Rechenschaft besteht eine
Differenz beziiglich der Finanzierung. In dem Ent-
wurf der Koalitionsparteien ist 1 DM pro Wahlbe-
rechtigten und Jahr vorgesehen. Das sind die in dem
Haushalt beschlossenen 38 Millionen DM. Die SPD
konnte sich nicht entschlieBen, dem zuzustimmen,
sondern hatte in den Besprechungen einen Ver-
gleichsvorschlag gemacht, der sich im materiellen
Ergebnis bei der Verabschiedung des Haushalts wie-
der in dem Antrag dargestellt hat, an Stelle von
38 Millionen DM oder 1 DM pro Wahlberechtigten
und Jahr 20 Millionen DM oder knapp 60 Pf pro
Wahlberechtigten und Jahr einzusetzen.

Worauf beruht die unterschiedliche Beurteilung?
Sie beruht darauf, dafl die Koalitionsparteien leider
— leider! — nicht iber die Mitgliederzahlen ver-
figen, die die Sozialdemokratische Partei Deutsch-
lands aufweist. Ich habe ,leider” gesagt und wieder-
hole das. Ich bedauere, daBl unsere Wahler uns zwar,

(B) wie die Sitzverteilung in diesem Hause beweist, in

gutem Umfange wahlen, aber nicht in entsprechen-
dem Umfange unsere Mitglieder sind. Da aber das
Grundgesetz die politische Bedeutung der Parteien
nicht in ihrer Mitgliederzahl sieht, sondern in der
Zahl der Stimmen, die von unsern Mithiirgern in
geheimer Wahl abgegeben werden, glauben wir, da8
die Finanzierung der Parteien nicht allein nach Mit-
gliederzahl-Gesichtspunkten, sondern auch nach dem
politischen Gewicht zu beurteilen ist, das durch
die geheime Abstimmung der Biirger zum Ausdruck
kommt.

Die Mitgliedsbeitrage der drei in der Koalition
vertretenen Parteien betragen zusammen rund
5 Millionen DM pro Jahr. Die der SPD betragen
rund 14 Millionen DM pro Jahr. AuBlerdem verfiigt
die SPD {iiber ein fiir ihre Interessen erfreuliches
Vermogen, dessen Grundstock sie mit vollem Recht
als Rechtsnachfolger der alten Sozialdemokratischen
Partei aus den Wiedergutmachungsmitteln legen
konnte. Wenn ich richtig unterrichtet bin, sind in
den Unternehmen der SPD etwa 15000 Personen
beschéaftigt, und ich glaube, vermuten zu diirfen,
daB diese Unternehmen der SPD einen Jahres-
umsatz von 250 Millionen DM und einen Ver-
mogenswert von rund 200 Millionen DM haben.

In dem § 8 des Parteistatuts der SPD vom
29. Mai 1962 ist bestimmt:

Zur Deckung der Werbeunkosten zentraler Ein-
richtungen haben alle Parteiunternehmungen
geschéaftlicher Art einen monatlich an die Kasse

des Parteivorstandes abzufiihrenden Werbe-
beitrag zu leisten, dessen Hohe jahrlich vom
Parteivorstand festgesetzt wird.

Aus dieser Darstellung ergibt sich, daB, wenn die
Offentlichkeit tiber die Finanzkraft der Parteien
gemaB Art. 21 des Grundgesetzes zutreffend unter-
richtet sein will, die Vermdgensrechnung in die
Rechenschaftslegung einzubeziehen ist.

Wir haben in unserem Entwurf weiter die Ein-
fithrung von Spendenscheinen vorgesehen. Die Par-
teien sollen nach unserer Vorstellung Spenden-
scheine an Spender verkaufen diirfen, und dann
sollen dem Spender 40 %o seiner Spende aus 6ffent-
lichen Kassen zuriickvergiitet werden.

(Zuruf von der SPD.)

— Kein Mensa ist iiber diese Konstruktion auBer-
gewohnlich gliicklich, auch wir nicht.

(Zuruf von der SPD: Wer zwingt Sie denn
dazu?)

— Sie haben uns dazu gezwungen‘ durch das
Urteil — —

(Lachen und Zurufe von der SPD.))

— Ich komme noch darauf. Dann ist es eine Frage
des Gemiits, ob Sie lachen oder weinen wollen;
es macht mir auch nichts aus.

Diese Spendenscheine sind vorgesehen in Hohe
der doppelten Summe der 6ffentlichen Mittel. Wenn
wir in dem Parteiengesetz 1 DM pro Wahlberechtig-
ten vorgesehen haben, so ist damit gleichzeitig eine
Obergrenze gezogen. Wer alle anderen Aufwen-
dungen und Ausgaben des deutschen Volkes fiir
Zwedke, die nach unserer Meinung der politischen
Bedeutung der Parteien in keiner Weise nahekom-
men, kennt, der muB feststellen, daB diese Begren-
zung, die ja dann im Gesetz ist und damit eine Be-
grenzung nach oben und unten ist, auch ihr Ge-
wicht und ihre Berechtigung hat.

Nun haben Sie gefragt, wer uns dazu zwingt,
diese Spendenschein-Idee vorzulegen, und ich habe
gesagt: Sie! Dafiir bin ich den Beweis schuldig:
Die Koalitionsparteien haben bis 1958 — in Wirk-
lichkeit ging es noch etwas weiter, weil das Bundes-
verfassungsgericht eine Karenzzeit zugelassen hat —
auBer aus Beitragen aus Spenden gelebt, die steuer-
lich abzugsfahig waren. Das Land Hessen hat da-
mals beim Bundesverfassungsgericht eine Klage an-
gestrengt mit dem Ziele, die steuerliche Abzugs-
fahigkeit mit Riidksicht auf die verschieden groSBe
Begtlinstigung durch die steuerliche Abzugsfahigkeit
fiir unzuldssig zu erklaren

(Abg. Schmitt-Vockenhausen: Daraus ergibt

sich doch, daBl das Bundesverfassungsgericht

Sie gezwungen hat, mit einer klaren recht-
lichen Entscheidung!)

— Herr Schmitt-Vockenhausen, ich werde Sie sehr
bald an Ihren Respekt vor dem Verfassungsgericht
erinnern! —, und zwar mit der Begriindung, daB die
Potenz der Wahlerschaft verschieden sei. Ich tiber-
treibe jetzt etwas, weil es so lustig ist, das in der
heutigen Sicht festzustellen: Die SPD hat die mehr
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armen Leute und wir anderen haben die mehr rei-
chen Leute.

(Zurufe von der SPD.)

— Laut Verfassungsgericht!

(Zurufe von der SPD: Nur sind unsere Mit-
glieder mehr zu Opfern bereit!)

Der zweite Grund war der, daB nicht nur die Potenz
der Wahler verschieden ‘sei, sondern der reiche
Wihler — das ist unzweifelhaft richtig — durch die
Progression des Einkommensteuerrechts bei Abzugs-
fahigkeit seiner Spende einen gréBeren Vorteil habe
als der Spender in kleineren Verhéltnissen.

So gesehen ist das ganz richtig, obwohl natiirlich
die Sache mit der Chancengleichheit so mathema-
tisch gemessen einen Sondervortrag wert ist; aber
damit will ich Sie heute verschonen; auBerdem ist
es Verfassungsgerichtsurteil und damit basta.

Aber in dem Antrag des Landes Hessen beim
Verfassungsgericht, der durch unseren sehr verehr-
ten Kollegen Arndt vertreten wurde, war enthalten,
daB das Land Hessen der Meinung war, es wire
doch viel besser, wenn die Parteien nicht durch
steuerabzugsfihige Spenden, die die dargelegten
Maingel hétten, sondern aus oOffentlichen Mitteln
finanziert wiirden. Dieser Hinweis im Antrag des
Landes Hessen — in Klammern bemerkt: der SPD
— auf die 6ffentlichen Mittel wurde dann von Herrn
Kollegen Dr. Arndt im ProzeB — Akten Seite 21 —
zurlickgezogen. Herr Dr. Arndt hat gesagt: nein, das
meine er auch nicht — die Finanzierung aus Sffent-

(B) lichen Mitteln, die vorher noch das Land Hessen

(Zurufe von der SPD)

— Sie werden doch vor dem Land Hessen noch Re-
spekt haben, oder nicht mehr? — in seinem Antrag
fur richtig gehalten hatte.

Jetzt kommt aber der Punkt, verehrter Herr Kol-
lege Schmitt-Vockenhausen, wo ich Sie — und auch
Sie, Herr Kollege Schdfer — an den Respekt vor
dem Bundesverfassungsgericht erinnere, den Sie
von uns mit Recht erwarten. Das Bundesverfassungs-
gericht hat in seinem Urteil trotz der Zuriickziehung
des Hinweises in dem Antrag von Hessen auf &f-
fentliche Mittel bestimmt: Die Steuerabzugsfahigkeit
ist unzuldssig, aber die Finanzierung aus O&ffent-
lichen Mitteln fiir Wahlen und laufenden Aufwand
der Partei ist zuldssig.

(Abg. Schmitt-Vockenhausen: So steht das
gar nicht drin!)

Vizeprisident Schoettle: Gestatten Sie eine
Frage, Herr Abgeordneter?

(Abg. Dr. Burgbacher: Selbstverstdndlich!)
— Bitte, Herr Abgeordneter Dr. Schéfer.

Dr. Schiifer (SPD): Herr Kollege Burgbacher,
unter Zugrundelegung, daB es dort so steht, wie
Sie es sagten, so gilt doch: Was man darf, mul man
nicht tun; und was man darf, kann von uns trotzdem
politisch fiir unrichtig gehalten werden.

Dr. Burgbacher (CDU/CSU): ,Was man darf,
mull man nicht tun” — meinen Sie jetzt Ihre Klage
oder meinen Sie das Urteil?

Vizeprdsident Schoettle: Gestatten Sie noch
eine Frage, Herr Abgeordneter?

(Abg. Dr. Burgbacher: Bitte!)
— Bitte, Herr Abgeordneter.

Schmitt-Vockenhausen (SPD): Herr Kollege
Buigbacher, stimmen Sie mit mir darin itberein, daB
Sie diesen Teil des Urteils recht frei ausgelegt ha-
ben? Es geht doch nur darum, daB als eine der
Quellen, die die Parteien notfalls heranziehen kon-
nen, u. a. 'die 6ffentlichen Mittel genannt werden.

Dr. Burgbacher (CDU/CSU): Ich halte diese
Frage fiir so berechtigt, daB ich diesen Passus aus
dem Urteil im Wortlaut vorlesen will, nach der
«Juristischen Wochenschrift* 11, Jahrgang.

(Zuruf des Abg. Schmitt-Vockenhausen.)

— Haben Sie Vertrauen zur ,Juristischen Wochen-
schrift”?

(Abg. Schmitt-Vockenhausen: Ich bitte den
Gesamtzusammenhang vorzutragen!)

— Sie kommen nicht darum herum, Sie bekommen
es jetzt wortlich vorgelesen:

Da die ‘Abhaltung von Wahlen eine 6ffentliche
Aufgabe ist und den Parteien bei der Durchfiih-
rung dieser oOffentlichen Aufgabe von Verfas-
sungs wegen eine entscheidende Rolle zukommt,
Ist es zuldssig, nicht nur fiir die Wahlen selbst,
sondern auch fir die die Wahlen tragenden
politischen Parteien finanzielle Mittel von
Staats wegen zur Verfliigung zu stellen.

(Abg. Schmitt-Vockenhausen: Natiirlich,
aber doch nicht die Gesamtfinanzierung!)

— Wer redet denn von der gesamten Finanzierung?
Ich verstehe ja Ihre Nervositdt. Das ist ndmilich fiir
Sie der wunde Punkt.

(Abg. Schmitt-Vockenhausen: Wieso? Nein!)

— Natiirlich! Sie haben in dem, was Thnen damals
als Hauptsache erschien, ein Urteil in Threm Sinne
erreicht. Sie haben zwar gewuBt, was Sie wol-
len, ndmlich uns die Quellen absperren. Das ist
Thnen auch gelungen. Sie haben aber das Verantwor-
tungsbewuBtsein unseres hochsten Gerichtes unter-
schédtzt. Das hat ndmlich in dieser Sache ein hoheres
VerantwortungsbewuBtsein als Sie. Dieses héchste
Gericht hat sich gesagt: Wir kénnen den Einwénden
gegen die Spenden nichts Verniinftiges entgegen-
halten und miissen deshalb der Klage der SPD ent-
sprechen; wir kénnen aber nicht so unrealistisch
sein, daB wir die Mehrheitsparteien im Bundestag
trocken legen, — wie Sie es wollten.

(Lachen bei der SPD.)

Vizepridsident Schoettle: Gestatten Sie eine
Frage, Herr Abgeordneter?

©
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Dr. Burgbacher (CDU/CSU): Bitte sehr!

Dr. Schiifer (SPD): Herr Kollege Burgbacher, habe
ich Thr Zitat vorhin richtig dahin verstanden, daB das
Bundesverfassungsgericht gesagt hat, es sei zuldssig?

(Abg. Dr. Burgbacher: Jal)

— Darf ich dann fragen, ob Sie uns das Recht be-
streiten wollen, zu sagen: was idas Bundesverfas-
sungsgericht fiir zuldssig halt, halten wir trotzdem
fiir den politisch nicht richtigen Weg, und deshalb
gehen wir einen anderen Weg?

Dr. Burgbacher (CDU/CSU): Das konnen Sie
natirlich sagen; aber Sie werden uns nicht ibelneh-
men, wenn wir etwas anderes sagen.

(Heiterkeit.)

Vizeprasident Schoettle: Gestatten Sie noch
eine Frage, Herr Abgeordneter?

Dr. Burgbacher (CDU/CSU): Bitte!

Scamitt-Vockenhausen (SPD): Herr Kollege
Dr. Burgbacher, glauben Sie aber nicht, daB das
Bundesverfassungsgericht mit dem Hinweis auf die
Zuschiusse aus Offentlichen Mitteln davon ausgeht,
daB Sie mindestens in einem tlibergrofen Umfang
nach den Grundsétzen, die Sie auch sonst in .der
Politik vertreten, zundchst einmal Eigenmittel bei-
bringen missen?

Dr. Burghacher (CDU/CSU): Ich bin tiber die
Seelenvorgange bei den Verfassungsrichtern nicht
informiert worden.

(Heiterkeit.)

Ich kann nur das Urteil im Wortlaut lesen — ich
glaube, das entspricht gutem Juristenbrauch —,
und ich halte das Urteil deshalb fiir so gewichtig,
weil das Bundesverfassungsgericht das gesagt hat,
obwohl Herr Arndt erklédrt hatte: den Antrag von
Hessen iibernehme ich insoweit nicht. Wenn Herr
Arndt es iiberhaupt nicht behandelt hétte, wéare das
juristische Gewicht dieses Hinweises viel geringer,
als es jetzt ist.

Nun wird gesagt, die Parteien wiirden damit zu
Agenturen des Staates. Ich nehme an, dal Sie
(zur SPD) das noch sagen, und das md&chte ich Thnen
dann erleichtern.

(Abg. Schmitt-Vockenhausen: So leicht will
ich es heute nicht machen!)

Dann gibt es natiirlich unzdhlige Agenturen des
Staates — ich habe es schon einmal gesagt —, dann
sind die hier Sitzenden alle Agenten des Staates;
denn wir werden alle aus 6ffentlichen Mitteln hono-
riert. Dann ist das ganze Schulwesen, sind die Hoch-
schulen, die Wissenschaft — —

(Zurufe von der SPD.)

— Entschuldigen Sie, das kann doch viel gefdhr-
licher sein.

Also entweder halten Sie Ihre These, daB, wer aus
offentlichen Mitteln Finanzen bekommt, eine Agen-
tur des Staates ist, aufrecht — —

(Abg. Dr. Schéafer: Wer hat das wo gesagt?)
-— Herr Schmitt-Vockenhausen.
(Abg. Dr. Schéfer: Wann? Wo?)
— Das steht in Aufsédtzen von Ihnen.

(Abg. Dr. Schafer: RoB und Reiter! Wann,
wo, wer?) '

— Also, meine Freude dartiiber, daB Sie das heute
zurucknehmen, ist so groB}, daB ich mich der Miihe
unterziehen werde, Thnen personlich zuzuschicken,
wer es gesagt hat. Ich stelle aber sozusagen zu Pro-
tokoll fest, daB Sie das nicht aufrechterhalten.

(Abg. Schmitt-Vockenhausen: Das habe ich

auch nie gesagt! — Abg. Dorn: Schmitt-
Vockenhausen hat es gesagt, hier im ,Par-
lament"!)

— Im ,Parlament” sogar, sehen Sie mal!
(Abg. Dorn: 1964 verdffentlicht!)
Aber wollen wir das doch lassen.

Ubrigens mochte ich mit Erlaubnis des Herrn
Prasidenten aus dem Gutachten des Wissenschaft-
lichen Beirats beim Bundeswirtschaitsministerium
zur Verbesserung des Zusammenwirkens staatlicher
und nichtstaatlicher Krafte im ,Bulletin”® wvom
9. Méarz den SchluBabschnitt vorlesen. Ich will nicht
kommentieren, sondern ich liberlasse es den mehr
oder weniger zahlreichen anwesenden Mitgliedern
des Hohen Hauses, selbst dariiber nachzudenken:

Nach allgemeiner Uberzeugung sind das Wahl-
recht zu den parlamentarischen Korperschaften
und die Rechtsvorschriften, denen die Finanzie-
rung politischer Parteien und Wahlen unterlie-
gen, in erheblichem Grade ausschlaggebend fiir
den Umfang, in dem nichtstaatliche Méachte in
der Lage sind, unkontrollierten Einflufi auf die
Gesetzgebung auszuiiben. Obwohl fur diesen
Fragenkreis selbst nicht sachverstdndig, halt
der Beirat es doch fiir geboten, die zustéandigen
Stellen auf diese Zusammenhénge hinzuweisen.

Da wir im freiheitlichen Staat unsere Biirger nicht
zwingen konnen, Mitglieder zu werden, und auch
nicht zwingen wollen — wir wollen Mitglieder, aber
sie nicht zwingen — —

(Abg. Schmitt-Vockenhausen: Man muB sich
auch mal darum bemiihen!)

— Tun wir auch, Herr Schmitt-Vockenhausen, tun
wir auch. Wir bemithen uns heftig darum. — Also,
ich wiederhole: Da wir in der freiheitlichen Ord-
nung unsere Blirger nicht zwingen kénnen, Mitglied
einer Partei zu werden, kann die Partei nur aus
Spenden leben, — aus Spenden, die Sie sehr ziel-
gerecht verhindert haben. Wenn Sie das getan
haben und jetzt trotz dem Verfassungsgericht auch
die offentlichen Mittel bestreiten, dann kommen Sie
ganz verddchtig in die Nahe der Araber, die den
Israelis das Jordanwasser abgraben wollen.

(Heiterkeit.)
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Vizeprdsident Schoettle: Gestatiten Sie eine
Frage des Herrn Abgeordneten Seuffert?

Dr. Burgbacher (CDU/CSU): Bitte.

Seuffert (SPD): Herr Kollege Burgbacher, Sie
sagen, wir hatten Spenden an Parteien zielgerecht
verhindert. Wissen Sie denn gar nicht, daB niemand
etwas gegen Spenden an Parteien hat, aber sehr
wohl etwas gegen Steuerbegiinstigung von Spenden
an Parteien?

Dr. Burgbacher (CDU/CSU): Herr Kollege Seuf-
fert, das war sehr schon gesagt, ausgezeichnet. Aber
haben Sie denn so wenig Kenntnis Threr Mitmen-
schen, daB Sie das ernst meinen, was Sie sagen?

(Heiterkeit.)

Seuffert (SPD): Das ist wirklich unerhort, was Sie
hier sagen!
(Erneute Heiterkeit.)

Dr. Burgbacher (CDU/CSU): Warum ist das un-
erhort? Das ist die Realitat.

Seuffert (SPD): Glauben Sie denn wirklich, es
konnte niemand einer Partei auch dann Geld geben,
wenn er keine Steuerbegiinstigung dafiir kriegt?

Dr. Burgbacher (CDU/CSU): Doch, das kann er.
Er muB es nur tun.

(Heiterkeit. — Zurufe von der SPD. — Zu-

ruf von der CDU/CSU: Thr habt das doch

auch ganz brav angenommen!— Anhaltende
Zurufe.)

Vizepridsident Schoettle: Ich schlage vor, daB
wir die Debatte fortsetzen.

Dr. Burgbacher (CDU/CSU): Warum wollen Sie
das Vermogen micht in der Rechenschaft haben? Das
werden Sie wahrscheinlich noch in der Begriindung
Ihres Antrages sagen!

(Abg. Schmitt-Vodkenhausen: Dazu werde
ich mich duBern!)

Warum wollen Sie mit vielen von uns in Fragen
des Kartell- und Wirtschaftsrechts die Politik der
glasernen Taschen, wiahrend Sie sie sich selbst eisern
zementieren wollen? Warum? Warum wollen Sie
nicht die gleichen Methoden, die Sie von der Wirt-
schaft verlangen, auf sich selbst anwenden? Glaserne
Taschen! Diese Formulierung stammt von TIhnen,
sie ist sehr eindrucksvoll und hat mir sehr gut ge-
fallen. Wahrscheinlich wird es Milchglas, aber das
ist egal. Das ist immerhin eine Forderung nach gla-
sernen Taschen. Sie haben aber Thre Taschen mit
Eisen zugenagelt. Natiirlich, Sie wollen nicht dar-
legen, welche Wirtschaftspotenz in Ihrer Partei und
zu Threr Verfiigung ist.

(Beifall bei der CDU/CSU.)

Ich halte mich ja zuriick, weil ich die Hoffnung habe,
daB in der AusschuBarbeit die Liicke, die wir in der

vorparlamentarischen Arbeit nicht schlieBen konn- ©

ten, noch in irgendeiner Weise geschlossen wird.

(Zuruf von der SPD: Haben Sie einen Vor-
schlag?)

Aber wir sind auch bereit, mit anderen Tatsachen
iiber die finanziellen Dinge aufzuwarten.

(Abg. Dr. Schéfer: Diirfen wir daraus schlie-
Ben, daf Sie entgegenkommen?)

— Natiirlich, wir kénnen uns sonst nicht zusammen-
raufen. ’
(Abg. Dr. Schéfer: Danke!)

— Sie aber auch.
(Heiterkeit.)

Ich wiederhole: Sie konnen sich doch nach meiner
Ansicht politisch nicht leicht dem Verdacht ausset-
zen, daB Sie auf diesem Wege die Koalitionsparteien
hindern wollen, ihren Auftrag nach Art. 21 des
Grundgesetzes auszufiihren. Natlirlich wollen Sie
das.

(Widerspruch bei der SPD.)

— Natiirlich, denn Sie wissen genau, daB auch eine
Partei ohne Mittel nicht leben kann.

(Zuruf von der SPD: Schaffen Sie sich doch
die Grundlagen! Das ist doch gescheiter! —
Abg. Dr. Schéfer: Haben Sie eine Angst!)

— Wir drehen uns im Kreise. Sie miissen anerken-
nen, dafl die Zahl der Wahler das politische Gesicht
der Parteien bestimmt.

(Abg. Dr. Schéafer: Sehr richtig!)

Sie wollen als Grundlage die Zahl der Mitglieder
haben.

(Abg. Dr. Schéfer: Nein, wir wollen stdrkste
Wihlerpartei werden! Beides!)

)

Wissen Sie, wie sich Thr Antrag bei der Haus-
haltsberatung, die Zuschilisse von 38 Millionen DM
auf 20 Millionen DM herabzusetzen, fiir einen nor-
malen Biirger liest, der etwas Einblick in die Ver-
haltnisse hat? Der liest sich so: Da die SPD auch
nicht allein von ihren Mitgliederbeitrdgen leben
kann, braucht sie ebenfalls oOffentliche Mittel. In
dem Male, in dem sie sie braucht, sind sie unbe-
stritten in Ordnung. In dem MabBe, in dem sie die
anderen brauchen, sind sie unbestritten nicht in
Ordnung.

(Abg. Schmitt-Vockenhausen: Herr Burg-
bacher, dazu habe ich ausdriicklich Stellung
genommen!)

Vizeprdsident Schoettle: Herr Professor Burg-
bacher, gestatten Sie eine Frage?

Dr. Burgbacher (CDU/CSU): Ja, natiirlich.

Vizeprdsident Schoettle: Bitte, Herr Abgeord-
neter Seuffert.

Seuffert (SPD): Herr Kollege Burgbacher, Sie sag-
ten, Zahl der Wahler oder Zahl der Mitglieder be-
stimmten das politische Gewicht. Setzen Sie das
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Seuffert

(A) politische Gewicht einer Partei wirklich einfach mit

(B

~—

der Finanzkraft einer Partei gleich?

Dr. Burgbacher (CDU/CSU): Nein.
(Abg. Seuffert: Aha! Und warum denn?)
— Nein, nein.

(Abg. Seuffert: Wo bleiben dann Ihre Aus-
flihrungen?)

— Nein, das setze ich gar nicht damit gleich. Aber
wenn Sie damit den UmkehrschluB provozieren
wollen: also brauche ich iiberhaupt kein Geld, um
eine politische Partei zu fiihren, so kann ich dem
auch nicht folgen.

Sie setzen sich dem Verdacht aus, daB, ob man
20 Millionen DM oder 38 Millionen DM Haushalts-
mittel beantragt — —

(Abg. Schmitt-Vockenhausen: Herr Burg-

bacher, ich habe doch dazu gesprochen, um

Ihnen die Sache leicht zu machen! Damit
wir einmal anfangen!)

— Ich halte mich an Tatsachen, Herr Kollege
Schmitt-Vodckenhausen.

(Abg. Schmitt-Vodenhausen: Das sind Tat-
sachenl)

— Wer 20 Millionen DM statt 38 Millionen DM be-
antragt, wenn sich der Betrag zuféllig mit dem
deckt, was man noch in seinem eigenen Haushalt
braucht und das dariiber als, na sagen wir mal, nicht
zuldssig bestreitet, miBt mit zweierlei MaB, setzt
die Moralgrenze an seiner Interessengrenze.

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Schmitt-
Vockenhausen: Ihre Moralgrenze ist bei
38 Millionen!)

e =

Vizeprdsident Schoettle: Gestatten Sie. eine
zweite Frage, Herr Abgeordneter?

Dr. Burgbacher (CDU/CSU): Bitte sehr.

Dr. Schifer (SPD): Herr Kollege Burgbacher, ist
Thnen entgangen, dafBl die Begriindung, die Sie und
Thre Freunde seinerzeit fiir die 20 Millionen DM zur
Finanzierung staatspolitischer Bildungsarbeit gege-
ben haben, von der SPD fiir staatspolitische Bil-
dungsarbeit ttbernommen worden ist?

Dr. Burgbacher (CDU/CSU): Es ist sehr gut, daB
Sie mir das Stichwort ,Mittel fiir politische Bildung"
zurufen; ich héatte es wahrscheinlich vergessen. Ich
weill nicht, ob es noch kommt. Das trifft namlich
zu. Ich habe mich mit vielen meiner Freunde immer
gegen diese Formel gewehrt.

(Abg. Schmitt-Vockenhausen:
Als Schatzmeister?)

Wissen Sie, was darin steckt? Geben wir eigentlich
in den Parteien Geld aus, das nicht in irgendeinem
Sinne der staatsbiirgerlichen Bildungsarbeit dient?
Haben wir zwei Etats, einen fiir politische Bildungs-
arbeit und einen anderen fiir — was weil ich? —

Unfug? Ist nicht das ganze Leben der politischen (©)

Parteien nach Art. 21 des Grundgesetzes darauf aus-
gerichtet, im weitesten Sinne des Wortes politische
Bildungsarbeit zu leisten?

Ich bin der Auffassung, daB wir auf Art. 21 des
Grundgesetzes und dem Urteil des Bundesverfas-
sungsgerichts auf einer festen, nicht anzuzweifeln-
den Basis stehen, die den BeschluBl iiber 1 DM pro
Wahlberechtigten und Jahr im Haushalt juristisch
vollkommen rechtfertigt.

Natiirlich ist die Verabschiedung des Parteien-
gesetzes, nachdem offentliche Mittel in dieser Hohe
beansprucht werden, sehr dringend geworden, und
die Rechenschaft mufl jetzt natiirlich noch strenger
aufgefaBt werden, alssieim Wortlaut des Art. 21 GG
enthalten ist. Wir sind zu dieser groBeren Strenge
bereit.

(Hort! Hoért! bei der SPD.)

Wir wollen mal sehen, ob Sie auch zu dieser grt')Be-
ren Strenge der Rechenschaftslegung bereit sind.

(Abg. Schmitt-Vockenhausen: Fangen wir
doch einmal bei der Offenlegung anl!)

AuBerdem war notwendig ein Abkommen iiber
die Wahlkampfkostenbegrenzung. Das ist uns ja
Gott sei Dank mehr oder weniger gut — ich hoffe,
gut — gelungen.

(Abg. Dr. Schéafer: Und tiber die Bundes-
regierung machen Sie es dann trotzdem mit
doppeltem Aufwand!)

— Wieso denn iiber die Bundesregierung?

(Abg. Dr. Schafer: Ach so! Haben Sie noch
einen Weg? — Heiterkeit bei der SPD.)

— Dariiber haben wir in privaten Gesprachen ja
gesprochen. Soll ich Ihnen jetzt sagen: Und wie ist
es mit den Gewerkschaften? Oder soll ich sagen:
Wie ist es mit den Mitarbeiterstaben der Konsum-
genossenschaften und all dem?

(Widerspruch bei der SPD. — Zuruf von
der SPD: Was Sie uns alles anrechnenl!)

— Wenn Sie es noch nicht haben, sind das vielleicht
wertvolle Anregungen fiir Sie.

Aber wogegen wir uns ganz klar wehren, ist, daB
Sie den Teil des Urteils des Bundesverfassungs-
gerichts, der das Verbot der Abzugsfihigkeit der
Spenden betrifft — wéahrend man in der Bundesrepu-
blik Spenden fiir Kaninchenziichtervereine und Gott
weil was steuerfrei abziehen kann —, diese
Methode, immer noch fiir richtig halten. Dann be-
stehen wir auf dem anderen Teil des Urteils, ndm-
lich der Finanzierung aus offentlichen Mitteln.

Ubrigens gibt es noch in acht Landern, in klei-
nerem Umfang natiirlich, 6ffentliche Mittel fiir Par-
teien. Wenn meine Unterlagen richtig sind — und
ich glaube das —, hat die SPD in sieben von den acht
Landern zugestimmt, daB aus Landesetats offent-
liche Mittel an die Parteien gehen.

Ich habe schon einmal gesagt und wiederhole es
auf die Gefahr hin, erneut Thr MiBfallen zu erregen:
Es geht Thnen nicht um das Prinzip, es geht Thnen
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(A) ym die Quantitat. Thre Buchspende ist genau der

(B

—

Betrag, der 20 Millionen DM iibersteigt.
(Abg. Dr. Schafer: Na sehen sie?l)

— Ja naturlich, da sehe ich zweierlei, einmal, daf3
Sie konsequent sind und mit dem Betrag iiber 20
Millionen DM die Buchspende machen. Bitte sehr,
das wird anerkannt. Ich sehe aber auch, daB Sie die
20 Millionen DM fiir laufende Zwecke brauchen.
Wenn Sie sie nicht brauchten, hitten Sie doch die
Buchspende bei Ihrer Gewissenhaftigkeit hoher ge-
macht.

(Zuruf von der SPD: Das ist doch nicht das
einzige, was wir damit tun!)

Wir haben auf Thren dringenden Wunsch im
Wahlkampfabkommen auch ein Fairnefabkommen
abgeschlossen. FairneB ist eigentlich sozusagen
selbstverstdndlich. Ich werfe jetzt nur die Frage
auf, ob es nicht auch zur FairneB gehort, den ande-
ren im Hause vertretenen politischen Parteien die
Existenzmittel in angemessenem Umfang nicht zu
verweigern.

(Abg. Dr. Schéfer: Aber!)

— Uberlegen Sie, schlafen Sie doch einmal dariiber!
Ich werfe die Frage auf, ob zur politischen Fairnef
nicht auch der Respekt vor der unbedingt notwendi-
gen Existenzbasis der in diesem Hohen Haus durch
‘Wiihlerwillen vertretenen Parteien gehort.

(Beifall in der Mitte.)

Warten wir die Beratungen ab! Es gibt Leute bei
uns, die wiirden jetzt sagen: Das ist ein unverbes-
serlicher Optimist. Ich habe immer noch die Hoff-
nung, daB unsere wertvolle Arbeit, die wir bei
anderen Fragen mit Erfolg zu Ende gefiihrt haben,
auch noch in den Zweifelsfragen zum Erfolg fithren
wird; denn — und das meine ich nun in tiefem
Ernst — ich wiirde es der parlamentarischen Demo-
kratie fiir wiirdig halten, wenn das Gesetz, das die
Parteien betrifft, das Parteiengesetz, von diesem
Hohen Hause im Einvernehmen verabschiedet wer-
den konnte.

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Zu-
rufe von der SPD: Das liegt doch bei Thnen!)

Vizeprdsident Schoettlie: Das Wort zur Be-
grindung des von der Fraktion der SPD einge-
brachten Entwurfs eines Gesetzes liber die politi-
schen Parteien hat der Abgeordnete Schmitt-Vodken-
hausen.

Schmitt-Vodienhausen (SPD): Herr Prisident!
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich
glaube, Herr Kollege Burgbacher, es ist doch ein
biBchen zuviel verlangt, daB es zum FairneB-Ab-
kommen gehoéren soll, zu iberlegen, wie wir die
Sorgen des Schatzmeisters der CDU beseitigen. Da
miissen Sie sich schon selbst etwas mehr auf die
Hosen setzen und sich darum kiimmern.

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD.)

Ich habe natiirlich Verstandnis dafiir, daf Sie,
statt den unbequemen Weg iber Mitgliederwerbung
und Aktivierung von Kréften in der Gesellschaft

und in der Bevélkerung zu gehen, hier den leichten
Weg der Mehrheitsentscheidungen iliber Steuer-
gelder gehen wollen. Was Sie heute abend hier
gemacht haben, ist doch nichts anderes: Sie haben
einen ‘Sonderausschufl zur Beschaffung von Wahl-
geldern gebildet.

(Beifall bei der SPD.)

Ich muB Ihnen auch sagen: Sie haben trotz der ge-
ringen Zahl von Mitgliedern sicher wiel mehr finan-
ziell potente Mitglieder als die SPD.

(Zuruf von der CDU/CSU: Das stimmt nicht!)

Trotzdem konnen wir mit Stolz sagen, daBl die Hun-
derttausende von Sozialdemokraten dreimal so viel
Mitgliedsbeitrage wie die drei Parteien zusammen
aufbringen.

(Zuruf des Abg. Dr. Stecker.)

— Herr Stecker, zahlen Sie zuerst einmal die Be-
trage in angemessener Form, dann kodnnen Sie hier
mit uns wieder reden.

(Abg. Dr. Stecker: Wir haben den Kapita-
lismus als Gesellschaftsordnung, und Sie
haben Anteil daran!)

Herr Kollege Burgbacher, ich will nicht iitber die
Moralgrenze mit Thnen reden. Thre Moralgrenze
liegt nach dem, was Sie heute abend hier zur Be-
grindung der Gesetzesvorlage vorgetragen haben,
offensichtlich bei fiast hundert Millionen.

(Abg. Dr. Burgbacher: Fiir wen?)
— Fiir die Parteifinanzierung!

Meine Damen und Herren, ich will auch die etwas
— ich bitte um Nachsicht — abwegigen Vergleiche
mit dem Jordanwasser hier nicht in Gang bringen.

(Abg. Dr. Burgbacher: Ist gar nicht so ab-
wegig!)
Sie haben hier einen Vortrag igehalten, der mich

an bestimmte Methoden beim Gebrauchtwagenver-
kauf erinnert.

(Heiterkeit bei der SPD. ‘Abg. Dr. Bung-
bacher: Ich habe nichts gegen Gebraucht-
wagenhédndler!)

Nach dieser Einfithrung zur Sache selbst. Ich bin
mir dariiber klar, daB es Thnen, Herr Professor
Burgbacher, zunachst sehr paBt, daBl diese Debatte
in der ,windstillen Zeit" des Parlamentes .gefiihrt
wird, damit die deutsche Uffentlichkeit moglichst
wenig iiber die Probleme erfdhrt, die hier debat-
tiert sind. Aber ich glaube, meine Damen und
Herren, wir werden in den ndchsten Wochen noch
Gelegenheit genug haben, auf die ganze Tragweite
der Probleme einzugehen.

(Zuruf von der CDU/CSU: Dafiir wird der
SPD-Pressedienst sicher sorgen! — Gegen-
ruf von der SPD: Nicht nur der!)

— Da konnen Sie sicher sein. Ubrigens interessieren
sich Gott sei dank viel mehr Birger dafiir, wie sich
die Parteien finanzieren, als ich bisher gedacht
habe. Das ist sehr erfreulich.

(Abg. Zoglmann: Das Bild wird sich erst ab-
runden, wenn Sie beantragen, aus diesen
Mitteln auch dotiert zu werden!)
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@ _ Ach, Herr Kollege Zoglmann, Ihre ,Abrundun-

®

~—

gen” in Ehren; aber so, wie Sie das glauben, wird
es sicher nicht.
{Abg. Zoglmann: Das ist schon eine ganz
runde Sachel)

Nun, ‘wir sollten zunichst einmal feststellen: Wenn
die politischen Parteien in eigener Sache entschei-
den miissen, Herr Professor Burgbacher, haben wir
eine besondere Sorgfaltspflicht und eine besonders
grofle Verantwortung.

(Abg. Dr. Burgbacher: Zweifellos!)

Meine Damen und Herren, wenn man in eigener
Sache entscheiden muB — wund es bleibt ja gar kein
anderer Weg —, dann ist diese Pflicht doppelt so
grof wie bei jeder anderen Sache. Ich mochte Sie
herzlich bitten, doch nicht vom Finanzbedarf her an
die Dinge heranzugehen, sondern von der Sache
her zu den Problemen Stellung zu nehmen. Deswe-
gen bitte ich freundlichst um Genehmigung dafir,
daB ich zu dem Gesamtkomplex des Parteiengeset-
zes und zu den Grundlagen unseres Antrages einiges
sage.

Das deutsche Verfassungsrecht hat ja nur sehr

z6gernd von der Existenz der politischen Parteien

Kenntnis genommen. Ich will es mir in dieser Stunde
ersparen, im Hinblick auf Lehre und Rechtsprechung
in der Weimarer Republik hier noch einmal deutlich
zu machen, wie gering in Deutschland oft genug das
Verstandnis fiir Aufgaben und Ziele der politischen
Parteien war. Ich meine, es gibt gar keinen Zweifel
dariiber, meine Damen und Herren, da mancher
Erfolg Hitlers bei den sogenannten Unpolitischen in
unserem Lande auch dadurch erzielt werden konnte,
daB in weiten Kreisen der deutschen Offentlichkeit
Ziele und Aufgaben der politischen Parteien nicht
verstanden worden sind.

(Abg. Dr. Burgbacher: Sehr richtig!)

Das Grundgesetz hat hierzu -— mindestens so-
weit es die verfassungsrechtlichen Grundlagen be-
trifft — —

(Zuruf des Abg. Moersch.)

— Herr Moersch, wenn ich Ihnen dazu noch ein
Privatissime geben miite, was ich eigentlich nicht
hoffe, wéare ich dazu gern bereit.

{Abg. Moersch: Wir kénnen lesen!)

— Ich habe nichts zu Protokoll dazu zu geben. Ich
habe nur einige Grundsétze der Vorlage vorzutra-
gen. Ich werde es aber gern ausfiihrlicher machen,
wenn es notwendig ist.

Das Grundgesetz hat hier eine Anderung geschaf-
fen, und es hat durch die Aufnahme der Bestimmun-
gen iiber die politischen Parteien deren Bedeutung
und Aufgaben in der demokratischen Staatsordnung
sichtbar gemacht. Die Rechtsprechung des Bundes-
verfassungsgerichts hat diese Stellung verdeutlicht
und positiv weiterentwidckelt.

(Zuruf des Abgeordneten Ertl)

— Ja, Herr Ert], solche Schlagworte, wie man sie in
Bauernversammlungen in kleiner Miinze gelegent-
lich um den Aschermittwoch verkaufen kann, habe
ich nicht.

Das in Art. 21 des Grundgesetzes geforderte, zur
Kliarung der Rechtsstellung, zur Festigung der inner-
parteilichen Demokratie und zur Rechenschafts-
legung iiber die Herkunft der Mittel der Parteien
vorgesehene Parteiengesetz ist leider 15 Jahre nach
Inkrafttreten des Grundgesetzes immer noch nicht
ergangen. Ich will nun hier nicht auf die Griinde
und auf die Hintergriinde dieser Verzégerung im
einzelnen eingehen. Ich will auch nicht erdrtern,
warum die Regierungsparteien auf die Verabschie-
dung dieses Gesetzes, -das ja eigentlich mehr den
Namen ,Gesetz zur Finanzierung von Wahlkdmp-
fen" verdient, so drangen.

(Abg. Dr. Burgbacher: Das sagen Sie als
Vorsitzender des Innenausschusses!)

Ich will mich darauf beschrdnken, ein paar kurze
Worte zur Vorgeschichte der Entwiirfe der
CDU/CSU, FDP und der SPD zu sagen.

Die Schatzmeister der drei Parteien
(Zuruf von der Mitte: der vier Parteien!)

— der vier Parteien; das ist bei Ihnen immer sehr
unterschiedlich; es kommt je nach der Interessen-
lage darauf an, ob Sie zu dritt oder zu viert auf-
treten — und die Vertreter der Bundestagsfrak-
tionen haben in eingehenden Beratungen versucht,
einen gemeinsamen Entwurf zu erarbeiten. Das ist
leider an der Frage der Finanzierung aus offent-
lichen Mitteln und an der Frage der Rechenschafts-
legung gescheitert, Herr Kollege Burgbacher. Wir
haben nun in unserem Entwurf diejenigen Ab-
schnitte, iiber die bei den Vorberatungen eine weit-
gehende Ubereinstimmung erzielt werden konnte,
{ibernommen, um das gemeinsame Wollen aller im
Bundestag vertretenen Parteien auch nach auBlen
hin zu dokumentieren. Es handelt sich vor allem
um den Ersten und Zweiten, sowie den Sechsten
und Siebenten Abschnitt, um die innere Ordnung
und den Vollzug des Verbotes verfassungswidriger
Parteien. Meine Damen und Herren, wir behalten
uns natiirlich vor, auf dieser gemeinsam erarbeite-
ten Grundlage, bei der die dankenswerte Hilfe
Thres Hauses, Herr Minister Hocherl, in den Be-
ratungen erwdhnt werden muB, weitere Antrdge zu
stellen.

Es ist nun aber die Frage, von welchen Grund-
sdtzen wir uns bei unserem Entwurf haben leiten
lassen. Meine Damen und Herren, der Entwurf der
SPD berticksichtigt in angemessener Form die Stel-
lung der Parteien zwischen Staat und Gesellschaft.
Ich glaube, dem kann niemand widersprechen.
Sicher sind der Erste und Zweite Abschnitt in den
beiden Entwirfen weitgehend identisch. Unser Ent-
wurf unterscheidet sich aber in sehr wesentlichen
Punkten von Ihrem Entwurf. In § 1 wird die Mitwir-
kung der politischen Parteien bei der politischen
Willensbildung in den Gemeinden stdrker betont.
Gerade die Arbeit in den Gemeinden ist eine hohe
Schule der Politik, die Kenntnis und Hilfe fir
groBere Aufgaben im politischen Leben bringt. Ich
glaube, es ist gut und billig, daB gerade dieser
grofe Aufgabenbereich der politischen Parteien in
einem solchen Parteiengesetz verdeutlicht wird.
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Es fehlt bei uns die Lex specialis fiir die beson-
deren Interessen des Koalitionspartners der FDP
in § 5. Meine Damen und Herren, wo Sie soviel
inneren Arger in der Koalition haben, haben wir
Verstdndnis, daB Sie dort ein kleines Trostpflaster
geben muBten. Sie werden verstehen, daB wir auf
eine solche Spezialbestimmung verzichtet haben.

Nach unserem Entwurf werden sdmtliche Mit-
glieder eines Vorstandes gewdhlt. Es ist nach un-
serer, Meinung eine unzuldssige Ausweitung der
sogenannten Organisationsfreiheit, wenn den Vor-
stinden kraft Satzung so viele nicht gewdhlte Par-
teimitglieder angehéren. Wir haben deshalb beson-
deren Wert darauf gelegt, daB die unmittelbare
Wahl ein entscheidendes Kriterium fiir politische
Parteien ist. — Ich wiirde mich sehr freuen, wenn
ich aus Threm Nicken entnehmen darf, daB wir da
auf Zustimmung von dieser Seite des Hauses rech-
nen koénnen.

Sie wissen, daB in der Satzung der SPD eine iiber
100 Jahre alte Tradition innerparteiiicher Demokra-
tie ihren Niederschlag gefunden hat. Um diese ge-
festigte innerparteiliche Demokratie ist die SPD
schon oft beneidet worden. Die Satzung der SPD
kann geradezu als ein Modell, als Vorbild fiir die
innere Ordnung politischer Parteien gelien.

Wir sind der Meinung, daB die Einzelbestimmun-
gen iber die Auistellung von Wahlbewerbern in
den Wahlgesetzen verbleiben koénnen, weil diese
Fragen gesetzlich gut und ausreichend geregelt sind.
Allerdings glauben wir, daB es wichtig ist, auf die

(B) Wahlgesetze in dem vorliegenden Gesetz hinzu-

weisen und daB die Notwendigkeit der geheimen
Abstimmung bei der Aufstellung der Wahlbewerber
besonders hervorgehoben werden sollte, weil das
ein unverzichtbarer Grundsatz fiir die Durchfithrung
der Aufstellung von Wahlbewerbern ist.

Die Verhandlungen iiber einen gemeinsamen Ent-
wurf — es sind wesentliche Punkte, iiber die wir
uns erfreulicherweise haben einigen kénnen — sind
gescheitert an der Frage der Finanzierung und der
Rechenschaitslegung. Sie wissen, daB die unerfreu-
lichen Erfahrungen in der Weimarer Zeit zu dem
Verlangen des Verfassungsgebers gefithrt haben,
daB die Parteien Rechenschaft iiber die Herkunft
fhrer Mittel geben. Der Gedanke, dall die Parteien
aus Offentlichen Mitteln finanziert werden sollten,
stand dabei in keiner Weise zur Debatte. Er ist erst
spiater aufgekommen und heute abend durch Herrn
Professor Burgbacher in so freundlicher Weise noch
einmal deutlich geltend gemacht worden.

Grundsatz muB doch sein — das mufl hier ganz
klar gesagt werden —, daB die Parteien ihre Awuf-
wendungen selber zu decken haben.

(Beifall bei der SPD.)

Das ist ein so wesentlicher Grundsatz des politi-
schen Lebens, daB man ihn nicht verlassen sollte.
Das setzt natiirlich voraus, Herr Professor Burg-
bacher, daB das Interesse des Biirgers an den Par-
telen stdrker als bisher geweckt wird, und das setzt
wiederum eine lebendige innerparteiliche Demo-
kratie voraus.

Die SPD ist eine Mitgliederpartei. Meine Damen
und Herren, wir sind stolz darauf! Die Opferbereit-
schaft unserer Mitglieder finanziert diese grofie Par-
tei in sehr entscheidender Weise, Wie sehr uns die
Werbung neuer Mitglieder Herzenssache ist, will
ich Thnen nur an einem Beispiel zeigen. Allein im
Jahre 1964 ist es der SPD gelungen, 70 000 neue
Mitglieder in der Bundesrepublik zu gewinnen.

(Beifall bei der SPD.)

Ich darf hier auf die Ausfilhrungen des Herrn
Schatzmeisters meiner Partei, Alfred Nau, verwei-
sen, die er auf dem Parteitag in Karlsruhe gemacht
hat — ich darf mit der Erlaubnis des Herrn Prisi-
denten zitieren —:

Nach einer von uns vorgenommenen Markt-
forschung wére etwa jeder 9. Wihler unter
Umstdnden bereit, in eine Partei einzutreten.
Das wiren rund 4 Millionen. Selbst wenn man
vorsichtig davon ausginge, daB davon nur jeder
Dritte sich zum Eintritt in eine Partei bewegen
lieBe, konnte sich die Mitgliederzahl aller Par-
teien verdoppeln.

Meine Damen und Herren, auler ein paar ,schnei-
digen" Attacken des Herrn Dufhues — ,schneidig”
jedenfalls gegen die SPD und gelegentlich auch
gegen die FDP — ist doch die Parteireform bei
Ihnen gescheitert. Herr Dufhues hat doch in dieser
Aufgabe Konkurs anmelden miissen. Hitten Sie
ihn damals an dieser Aufgabe festgehalten, dann
brauchten wir heute nicht {iber so groBe Betrdge
aus Steuermitteln zu reden. Es wire seine Aufgabe
gewesen, wenn er die Parteirefom durchzufithren
gehabt hétte, mehr Mitglieder zu gewinnen.

Vizeprisident Schoettle: Gestatten Sie eine
Zwischenfrage des Abgeordneten Burgbacher?

Schmitt-Vockenhausen (SI"D]: Bitte!

Dr. Burgbacher (CDU/CSU): Herr Kollege
Schmitt-Vockenhausen, wiirden Sie so freundlich
sein, zu sagen, was Sie unter dem Konkurs von
Herrn Dufhues verstehen?

Schmitt-Vockenhausen (SPD): Darunter ver-
stehe ich die Ausfilhrungen von Delegierten auf
Threm Parteitag, daB wsich die Vorstellungen, die
man an die Berufung von Herrn Dufhues in der
Frage der Parteireform gekniipft habe, nicht erfiillt
haben.

Dr. Burgbacher (CDU/CSU): Sind Sie der Mei-
nung, daB jede Kritik an einem Kandidaten — sei
es ein geschdftsfiihrender Vorstand, sei es ein
Kanzlerkandidat — zum Konkurs fithrt?

(Heiterkeit bei der CDU/CSU.)

Schmitt-Vockenhausen (SPD): Herr Kollege, ich
sehe es von der Aufgabe der Parteireform her, die
ihm gestellt war.

Meine Damen und Herren, Sie sind offensichtlich
nicht bereit, diesen beschwerlichen Weg zu gehen,
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Sie gehen den bequemeren Weg. Der bequemere
Weg ist der, hier durch Mehrheitsbeschliisse zu ent-
scheiden. 1959 waren es 5 Millionen, 1962 20 Mil-
lionen; 1964 sind es 38 Millionen, und 1965 wenn
dieses Gesetz in Kraft tritt, erreichen wir fast die
Hundert-Millionen-Grenze.

(Abg. Dr. Burgbacher: Wieso von 38 auf
100 Millionen?)

— Mit den Spendengutscheinen kommen noch ein-
mal Steuermittel hinzu, und dann die Halfte aus
den L&ndern; das ist doch in Threm Gesetzentwurf
drin, Herr Kollege, ich muB Ihnen das doch nicht
vorrechnen?

Vizepridsident Schoettie: Gestatten Sie eine
Frage? — Herr Professor Burgbacher.

Dr. Burgbacher (CDU/CSU): Sind Sie denn der
Meinung, dafl Sie die 38 Millionen aus Bundesmit-
teln mit der Méglichkeit des Verkaufs der Spenden-
gutscheine gleichsetzen kénnen? Dann waére das fur
uns eine héchst angenehme Feststellung. Oder glau-
ben Sie nicht auch — was meine Auffassung ist —,
daB es ausgeschlossen ist, daB wir — wenigstens
ein wesentlicher Teil der Koalitionsparteien — diese
Spendengutscheine alle unterbringen?

Schmitt-Vockenhausen (SPD): Herr Professor

Burgbacher, wenn Sie dieser Meinung sind, dann |

frage ich mich, warum Sie diese grofe Summe ein-
gesetzt haben.

(Abg. Dr. Burgbacher: Dariiber kénnen wir
im Ausschufl sprechen!)

— Wieso erst im Ausschuf3?

(Zuruf von der SPD: Sagen Sie es doch
hier!)

Meine Damen und Herren, was ist das fiir eine
grofiziigige Steigerung bei gleichzeitigem Appell an
das MaBhalten hier bei den Haushaltsberatungen!

(Beifall bei der SPD.)

Ich will nicht noch einmal die Gefahren einer der-
artigen Verstaatlichung der Parteien hier im ein-
zelnen darstellen. Diese Gefahren sind in den letz-
ten Monaten von allen Seiten, von den politischen
Wissenschaftlern, von der deutschen Offentlichkeit
und von uns aufgezeigt worden. Die Parteien gera-
ten in eine gewisse Abhangigkeit vom Staat. Das
beeintrachtigt ihr Wirken und erhoht vor allem
beim Staatsblirger die Verdrossenheit gegeniiber
den Parteien. Es kommt hinzu, daf3 bei Parteien mit
wenig gefestigter innerparteilicher Demokratie die
Gefahr besteht, daB der {iber das Geld des Staates
verfligende Apparat gegenliber den Mitgliedern
noch machtiger wird. Die freiwillige Mitarbeit der
Staatsblrger wird geringer. Die staatliche Finanzie-
rung beeintrachtigt den freien Wettbewerb zwischen
den Parteien.

Ich darf Sie hier an die warnenden, beschworen-
den Worte meines Freundes Herbert Wehner in der
122, Sitzung vom 15. April 1964 an dieser Stelle
erinnern. Ich fiirchte allerdings, daB weder die wohl-

begriindeten Warnungen aller Gutmeinenden noch
die sicher jbei vielen Ihrer Kollegen vorherrschende
Einsicht in die sachliche Berechtigung dieser War-
nungen Sie von dem nun einmal beschrittenen Weg
abhalten werden. Wir haben es, Herr Kollege Burg-
bacher, nicht an Vorschldgen fehlen lassen. Sie wis-
sen, daf auch das Wahlkampfabkommen nicht zu-
letzt aus unseren Bemiihungen hervorgegangen ist,
die Flut der Ausgaben zu démmen und hier nach
Wegen zu suchen, wie weniger Geld ausgegeben
wird. — Bitte schon, Herr Kollege!

Dr. Burgbacher (CDU/CSU): Soll das heiSen,
daB die SPD fiir das Wahlkampfabkommen die
Vaterschaft beansprucht? Wollen Sie die Basis, daf
alle Parteien das gewflinscht haben, verlassen?

Schmitt-Vockenhausen (SPD): Ich habe jetzt
nur von dem Vorschlag gesprochen. Gewi haben
es alle unterschrieben.

(Abg. Dr. Burgbacher: Nicht nur unter-
schrieben! Gefordert haben es alle!)

— Entschuldigen Sie, wenn ich den historischen
Werdegang nehme, dann ging es von Herrn Nau
aus.
(Abg. Dr. Burgbacher: Das Wahlkampi-
begrenzungsabkommen ging von uns beiden
aus!)

— Gut, ich nehme das gern zur Kenntnis.

(Abg. Dr. Burgbacher: Ich weil: warum ich
das frage!)

Vizeprisident Schoettle: Ich bitte, den Redner
fortfahren zu lassen.

Schmitt-Vockenhausen (SPD): Meine Damen
und Herren, Sie wissen, daB damit nicht alle
Wiinsche erfiillt worden sind. Es ist aber wenigstens
ein Anfang gemacht. Wir sind der Meinung, daB
eine Partei nur dann eine wirkliche innere Kraft
und Unabhéngigkeit hat, wenn auch die Mitglieder
sich so engagieren, daB den finanziellen Notwen-
digkeiten Rechnung getragen werden kann. Sie wis-
sen, warum wir die 6ifentlichen Mittel vorgesehen
haben. Ich habe hier das Urteil mitgebracht, Herr
Probessor Burgbacher, um diese Dinge noch einmal
klarzulegen. Ich konnte Thnen das jetzt vorlesen.
Es kommt hier zum Ausdruck, daB3 finanzielle Mittel
von Staats wegen zur Verfiigung gestellt werden,
daB aber nicht die liberwiegende Finanzierung ge-
meint ist, sondern selbstverstdndlich nur Zuschisse.
Herr Kollege Stoltenberg hat das ja auch einmal
richtig in der ,Welt" interpretiert, indem er gesdgt
hat: bis zu einem Drittel. Ich darf mich hier aus-
driicklich auf diese Interpretation berufen. Wenn
ein so maBgeblicher Mann Ihrer Fraktion das der
deutschen Offentlichkeit sagt, dann hat er das nicht
getan, ohne vorher auch mit seiner Partei wegen
dieser Frage Fiihlung genommen zu haben.

Meine Damen und Herren, wir wollen Sie nicht
austrocknen, wie Sie meinen, sondern was wir wol-
len, ist, daB wir beschranken. Wenn Sie schon ohne
staatliche Kriickstocdke nicht auskommen, dann ja,
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aber nur fiir die politische Bildung, um auf diese
Weise eine klare Zweckbestimmung fiir die staats-
biirgerliche Bildung zu erreichen. Die Héhe muf} aber
in jedem Falle in einem angemessenen Verhiltnis
zur Eigenleistung stehen. Wir sind bereit, mit Thnen
diese Fragen zu erdrtern. Wir haben immer wieder
gesagt: wenn Sie eine angemessene Eigenleistung
nachkrweisen. Sehen Sie einmal: wenn 'wir diese ge-
radezu geheiligten Grundsatze, die Sie vom
Sozialhilfegesetz bis zur Haushaltspolitik — hier
immer vertreten, nun einmal an Ihnen selber prak-
tizieren sollen, dann wollen Sie das nicht. Das kann
ich iiberhaupt nicht verstehen.

(Beifall bei der SPD. — Abg. Zoglmann:
Beim 312-DM-Gesetz werden ‘wir Sie beim
‘Wort nehmen!)

— Herr Kollege, beim 312-DM-Gesetz nehmen Sie
sich erst einmal gegenseitig in der Koalition beim
‘Wort, und idann reden Sie mit uns.

Wir lehnen die Ausweitung der Staatsfinanzie-
rung durch iAusgabe von Spendengutscheinen ab.
Im Grunde bewirken die Spendengutscheine nur eine
zusatzliche oOffentliche Finanzierung, wobei die
Spender auch noch idie Illusion haben sollen, als ob
sie ettwas zurlickerhielten, obwohl in Wirklichkeit
die Staatskasse zuzahlen muB. Die Gefahren fir
die Parteien liegen auf der Hand. )

Auch im Abschnitt V — Rechenschaftslegung —
unterscheiden sich unsere Auffassungen in einigen
wesentlichen Punkten. Wir sind der Auffassung, daf3
die Forderung des Art. 21 — Rechenschaft iber die
Herkunft der Mittel abzulegen — nur dann erfiillt

wird, wenn die Namen der Spender, zumindest von

einer gewissen Hohe ider Spenden an, bekannt-
werden. Ich habe durchaus Verstdndnis dafiir, daf
man diese Grenze nicht mehr nach den Erfahrungen
von 1949 und der Weimarer Zeit festlegt, wo die
Parteien selbst fiir kleine Betrdge dankbar sein
muBten. Aber es kommt darauf an, transparent zu
machen, wo wirklich politischer Einflul gesucht wird
und wo er geschaffen wird. Wir haben diese Auf-
fassung von jeher vertreten, und wir stehen auch
heute noch dazu. Wir sind zu Gespréchen iiber diese
Frage, Herr Professor Burgbacher, bereit. Nur ver-
missen wir in Threm Entwurf voéllig jede Klarung
iiber diese vom 'Grundgesetz ausdiiicklich festgelegte
Forderung. Ich bin erstaunt, daB Sie heute abend
Thre Awusfiihrungen damit begonnen haben, daB Sie
gesagt haben, Sie hatten den Auftrag des Grund-
gesetzes erfillt. Sie haben alles Mogliche gemacht,
nur diesen Auftrag des Grundgesetzes haben Sie be-
stimmt nicht erfiillt.

(Beifall bei der SPD.)

Ich will in dieser Stunde nicht auf die vom Herrn
Kollegen Even gern vorgetragene Ansicht eingehen,
daB der Gleichheitsgrundsatz durch die Namensnen-
nung verletzt werde. Das ist nicht stichhaltig. Wir
haben dariiber oft gesprochen. Ich will mich.darauf
beschranken, auf die erste Lesung des Regierungs-
entwurfs des Jahres 1959 hinzuweisen. Wir sind der
Auffassung, daB die Spenden sowohl von Mitglie-
dern als auch von AufBlenstehenden stdrker, als in
dem Entwurf von CDU/CSU und FDP vorgesehen

ist, auch nach Gruppen aufgeschliisselt werden miis-
sen, um eine Vorstellung tiber die GréoSenordnungen
der Spenden zu bekommen. Ich darf an unseren Vor-
schlag erinnern. Wir sind bereit, iiber diesen Vor-
schlag zu sprechen, um mit Thnen gemeinsam einen
Weg zu suchen.

Nun noch ein Wort zu unserem Vermdégen, das Sie
heute abend in schillernden Farben der deutschen
Offentlichkeit dargestellt haben. Wir bekennen uns
zu unserem Vermogen, obwohl man, Herr Professor
Burgbacher, auch in diesem Fall, wie oft, iibertrie-
bene Vorstellungen von dem hat, was der andere
hat. Aber wir sind auch auf dieses Vermdégen stolz.
Es sind im wahrsten Sinne des Wortes die Opfer von
Hunderttausenden von Mitgliedern, die pfennig-
weise in der Zeit vor dem ersten Wieltkrieg ihr Geld
zusammengertagen haben und ihren politischen
Uberzeugungen als Tribut gezollt haben. Wir haben
das nie verheimlicht, und wir sind immer bereit ge-
wesen, liber diese Finanzen und damit auch iiber das
Vermdgen der Partei Rechenschaft abzulegen. Darf
ich Sie nur an die Verodffentlichung von Herrn Nau
in der Zeitschrift ,Kapital” erinnern, in der er ein-
gehend die finanzielle Situation und die wirtschaft-
lichen Unternehmen der SPD behandelt hat.

(Abg. Dr. Burgbacher: Haben wir auch zu-
sammen gemacht!)

Oder nehmen Sie die Jahrbiicher der SPD zur Hand,
nehmen Sie das Jahrbuch 1962/1963. Auf iiber 30 Sei-
ten finden Sie bis ins einzelne Einnahmen und Aus-
gaben der Partei. Dann miissen Sie doch zugeben,
Herr Professor Burgbacher, daB8 wir die einzige Par-
tei sind, die schon bisher in der Frage der der Partei
zuflieBenden Mittel so detailliert der deutschen
Offentlichkeit Auskunft gegeben hat. Fir uns ist
selbstverstandlich, daB in den Rechenschaftsbericht
auch die der SPD zuflieBenden Mittel aus Vermégen
und sonstige der Partei zugute kommende Ver-
glinstigungen aus den der SPD gehérenden Wirt-
schaftsbetrieben aufgenommen werden.

‘Wogegen wir uns wenden, und zwar mit Nach-
druck, Herr Professor Burgbacher, ist, daB die wirt-
schaftlichen Unternehmen der SPD im Wettbewerb
und in der Publizitat unter ein Sonderrecht gestellt
werden. Das ist verfassungsrechtlich unzuléssig. Wir
werden uns, soweit das notwendig ist, gegen die im
letzten ‘Augenblick noch eilig in diesen Entwurf ein-
gefligten Bestimmungen zu wehren wissen.

Geradezu grotesk und bezeichnend fiir die nicht
lauteren Absichten in dieser Frage, Herr Kollege
Burgbacher, ist aber der § 27 des Entwurfs der
Regierungsparteien, der besagt, da der Wert des
Grundbesitzes durch den Preis bestimmt wird, ,der
im gewodhnlichen Geschéftsverkehr bei einer Ver-
duBerung iiblicherweise zu erzielen wére”. Meine
Damen und Herren, Sie, die Sie seit drei Legislatur-
perioden die Anderung des Bewertungsgesetzes vor
sich herschieben und hier niemals zu einer Losung
gekommen sind, wollen eine Lex specialis flir SPD-
Vermogen machen, das, was Sie sonst iiberhaupt
nicht fertigbringen koénnen. Sie koénnen doch nicht
glauben, daB wir das mitmachen werden!

(Beifall bei der SPD.)

—_—
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Der Entwurf der SPD regelt nach unserer Auf-
fassung in verniinftiger Weise die Rechtsstellung
der Parteien. Er sichert die innerparteiliche Demo-
kratie. Wir sind gern bereit, tiber Verbesserungen
hier mit uns reden zu lassen und Ihnen zuzustim-
men; denn es sind, da wir in vielen Punkten bei
KompromiBlésungen verblieben sind, sicherlich noch
Verbesserungen moglich. Unser Entwurf erfiillt inso-
weit in allen Punkten die Forderung des Grundge-
setzes, die innerparteiliche Demokratie zu sichern
und Rechenschaft iiber die Herkunft der Mittel der
Parteien abzulegen.

Wir appellieren noch einmal eindringlich an Sie,
von dem Weg der totalen Staatsfinanzierung der
Parteien abzugehen. Wir halten ihn fiir schlecht fiir
die innere Struktur der Parteien, fiir schlecht fiir das
innere Verhaltnis des Biirgers zu den Parteien und
fir die Unabh&ngigkeit der Parteien vom Staat.
Es gibt kein demokratisches Land in der Welt, in
dem die Parteien in dieser Form vom Staat Geld
erhalten. Lassen Sie hier die Hdnde weg von der
Staatsfinanzierung! Es ist eine schwere Verantwor-
tung, die Sie sich hier aufladen. Es besteht die
Moglichkeit, daB die miihsam errungene Stabilisie-
rung unserer demokratischen Ordnung in Gefahr
gerat.

Wir bitten das Hohe Haus, den Antrag der SPD
zu wiirdigen und anzunehmen. Wir werden mit
Kraft im Sinne dessen, was ich vorgetragen habe,
gegen Ihre Vorschldge stimmen.

Wir beantragen, den Entwurf geméaB § 96 der

(B) Geschaftsordnung dem HaushaltsausschuBl zu iiber-

weisen.

(Abg. Dr. Burgbacher: Uberweisung an den
Sonderausschufl ist beschlossen!)

— Dann muB das Haus aber ausdriicklich feststellen,
daB er auch dem HaushaltsausschuBl zugewiesen
wird. Darauf legen wir entscheidenden Wert, meine
Damen und Herren, nachdem Sie sich hier im Hin-
blick auf den nahenden Wahlkampf fiir die Mittel-
beschaffung schon einen SonderausschuB gebildet
haben.

(Beifall bei der SPD. — Abg. Dr. Burgbacher
meldet sich zu einer Zwischenfrage.)

— Herr Prasident, ich will dem Kollegen Burgbacher,
der so riicksichtsvoll mir gegeniiber war — —

Vizepridsident Schoettle: Ich will Sie nicht
hindern, Herr Kollege.

Dr. Burgbacher (CDU/CSU): Jetzt bin ich in
einem Konflikt als Schatzmeister und als politischer
Abgeordneter.

Schmitt-Vockenhausen Das sind Sie
dauernd.

(SPD):

Dr. Burgbacher (CDU/CSU): Wollen Sie mir mal
sagen, welche Mittel vor dem Wahlkampf durch
die Verabschiedung des Gesetzes auBer den be-
schlossenen uns zuflieBen?

(Zurufe von der SPD: Spendenscheine!)

— Die kénnen ja gar nicht verwertet werden. Das (C)
ist ja gar nicht drin.

Schmitt-Vodkenhausen (SPD): Sie haben es so
eilig, daB wir den Verdacht haben, daB Sie das so
schnell in Kraft setzen wollen, damit Sie auch in
diesem Jahr noch mehr erhalten.

Dr. Burgbacher (CDU/CSU): Nein, Herr Schmitt-
Vockenhausen. Entschuldigen Sie, das ist keine
Frage. Wir haben bei der Beantragung. der 6ffent-
lichen Mittel von diesem Platz aus versprochen, daB
zwei Dinge geschehen: daB noch in dieser Legisla-
turperiode das Parteiengesetz und eine Wahlkampf-
kostenbegrenzung kommen. Und diese beiden Er-
klarungen wollen wir einldsen.

Schmitt-Vockenhausen (SPD): Eines wollen Sie
in jedem Fall: die lastige jahrliche Kontrolle durch
die deutsche Offentlichkeit loswerden.

Vizeprisident Schoettle: Meine Damen und
Herren, ich habe dieses Gesprach zwischen den bei-
den Herren laufen lassen, obwohl es nicht der Form
der Debatte entspricht, die wir im allgemeinen in
diesem Hause pflegen.

(Abg. Dr. Burgbacher: Ich bitte um Entschul-
digung!)

Ich werde in Zukunft aber in diesem Punkt die
Augen nach keiner Seite zudriicken.

(Abg. Schmitt-Vockenhausen: Herr Prési-
dent, ich danke Ihnen!)

Was im iibrigen die Frage der AusschuBiiberwei-
sung betrifft, so schreibt § 96 der Geschaftsordnung
dieses Hauses fiir Finanzvorlagen — und zweifel-
los handelt es sich um solche — die Uberweisung an
den HaushaltsausschuB vor. Beide Gesetzentwiirfe
waren also auch an den HaushaltsausschuB zu iiber-
weisen.

Das Wort hat jetzt der Abgeordnete Dr. Zimmer-
mann.
(Lachen und Zurufe von der SPD.)

Dr. Zimmermann (Miinchen) (CDU/CSU): Herr
Prasident! Meine Damen und Herren! Meine Herren
Kollegen von der SPD, ich freue mich natiirlich, daB
Sie auch mir gegeniiber den freundlichen Tonfall der
letzten Stunde beibehalten wollen, und es soll nicht
an mir liegen, daB das Gesprach jetzt etwa ernstere
Formen annimmt, wenngleich ich natiirlich sehr da-
von beeindruckt war, wie ernsthaft der Kollege
Schmitt-Vockenhausen versucht hat, zur Wiirde des
Parteiengesetzes, zur verfassungsmaBigen Stellung
dieses Werks, das da vor uns liegt, in addquater
Weise, dem Grundgedanken gemaB zuriickzukehren.

Damit wéaren wir bei einem Punkt, der mir schon
ein wenig am Herzen liegt. Ich sage Thnen ganz
offen: es ware auch mir lieb gewesen, wenn wir
nicht nach dieser unerhort erregenden Debatte von
heute vormittag und nachmittag nachher noch als
Anhangsel ein Gesetz wie dieses in der ersten
Lesung miteinander hatten erértern miissen. Aber
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da sind wir schon, Herr Kollege Schmitt-Vocken-
hausen, beim Zeitablauf, zu dem Sie eine Reihe von
Ausfiihrungen gemacht haben. Sie sagten, 15 Jahre
stiinden jetzt die Dinge, ohne verabschiedet zu wer-
den. Nun, den Bundesinnenminister — ich brauche
ihn sicher nicht in Schutz zu nehmen; er kann selbst
das Noétige sagen — trifft daran wohl keine Schuld;
denn er hat schon in der letzten Periode den Entwurf
vorgelegt, und er hat ihn diesmal ja dem Parlament
nur deshalb nicht vorgelegt, weil er erreichen wollte,
daB die Fraktionen iiber ihr Gesetz, daB die Par-
teien tber ihr Gesetz in erster Linie selbst die
Ubereinstimmung untereinander finden, und weil er
wohl mit Recht hier die Initiative des Hauses vor
die Initiative der Regierung gestellt hat.

Aber wenn ich mir so das letzte Jahr betrachte,
Herr Kollege Schmitt-Vockenhausen, wo wir, die
Schatzmeister und die Vertreter der Parteien und
der Fraktionen, in einer so iiberaus angenehmen
Weise diesen Entwurf beraten haben, so mufl ich
doch sagen: Eine Zeitlang schien es so, als kdmen
wir nicht nur gut voran in den Formulierungen, in
der Abstimmung, in dem gegenseitigen Entgegen-
kommen, sondern als kdmen wir auch wirklich zu
Rande. Und dann auf einmal erschienen — Sie wer-
den sich daran erinnern — ein paar andere Gesichter
aus Ihrer Fraktion, und wir muBten feststellen: Wir
kommen nicht mehr zu Rande, es geht nicht mehr
vorwarts, die Divergenzen und die Differenzen tiir-
men sich, und wir dlle haben sehr schnell sehen
miissen, daB es zu einer gemeinsamen Einbringung
des Entwurfs, daB es zu einem gemeinsamen Entwurf
offenbar nicht mehr kommen konnte.

Seither, Herr Kollege Schmitt-Vockenhausen — und
damit bin ich auch schon beim Sonderausschufi —,
muBte es uns leider so scheinen, als legten Sie in
dieser Periode nicht mehr den gleichen Wert auf die
Verabschiedung dieses Gesetzes, den Sie frither viel-
leicht einmal auf sie gelegt haben. Wir mufiten den
Eindruck gewinnen, als komme es Ihnen jetzt eigent-
lich darauf an, das Gesetz auf die ndchste Periode zu
verschieben.

Und sehen Sie, es ist eben kein Gesetz zur Wahl-
kampffinanzierung. Denn — das wissen Sie so gut
wie ich — nach unserem Entwurf ist das Inkraft-
treten dieses Gesetzes fiir den 1. Juli 1966 vor-
gesehen. Daher kann das Gesetz nichts, aber auch
gar nichts mit diesem Wahlkampf und mit der Finan-
zierung dieses Wahlkampfes zu tun haben.

(Zuruf des Abg. Schmitt-Vockenhausen.)

Warum haben wir uns fiir einen Sonderausschufi
entschieden? Lieber Herr Kollege Schmitt-Vocken-
hausen, ja doch nur, um Sie, den vielgeplagten und
-gepriften Vorsitzenden des Innenausschusses, bei
dem so wesentliche Gesetzesvorlagen wie der Not-
stand ruhen, zu entlasten, um damit die GewiBheit
zu bekommen, daB nicht in IThren vielbeschaftigten,
enervierend arbeitenden Ausschufl in diesen Mona-
ten auch noch das Werk Parteiengesetz hineinkommt
und dann vielleicht nicht mehr herauskomimt.

Da war es uns lieber und da hielten wir es bei
der Bedeutung dieses Gesetzes fiir addquater, daB
ein SonderausschuBl gebildet wird. Sonderausschiisse

hat es in diesem Hause bei anderen Aufgabestel-
lungen auch schon gegeben, und die Frage der Par-
teienfinanzierung ist sicher keine geringe. Denn
das Grundgesetz selbst ist es ja, das den Parteien
den verfassungsmaéafBigen Platz zuweist. Sehen Sie,
gerade da méchte ich jetzt den Haken einschlagen,
weil Sie so sehr betont haben, dies sei doch eigent-
lich nur ein Gesetz zur Beschaffung von Wahlgel-
dern. Herr Kollege Schmitt-Vockenhausen, in § 1
dieses Gesetzes steht:

Die Parteien erfiillen bei ihrer Mitwirkuung an
der politischen Willensbildung des Volkes eine
ihnen vom Grundgesetz libertragene offentliche
Aufgabe.

Das ist der entscheidende Punkt, wenn wir schon
in diesem Gesetz auch iiber Finanzierung zu reden
haben. Es ist in der Tat die 6ffentliche Aufgabe.

Wenn diese Aufgabe unserer Parteien in der
Bundesrepublik Deutschland eine offentliche Auf-
gabe ist — und das ist hier wohl nicht streitig —,
vermaqg ich allerdings nicht einzusehen, warum
Sie um jeden Preis in der 6ffentlichen Finanzierung
den Teufel und den Beelzebub erblicken wollen,
warum Sie die Parteien, die eine 6ffentlich Aufgabe
erfiillen, schlechter stellen wollen als Zehntausende
von Vereinen und Vereinigungen oft kleiner und
kleinster Art, die von Staats wegen den Status der
Gemeinniitzigkeit zuerkannt erhalten haben und
laglich neu zuerkannt erhalten, ohne daB sie auch
nur ein Jota von offentlichen Aufgaben auf sich
nehmen.

(Beifall bei der CDU/CSU.)

Deswegen, finde ich, sollte man bei dem Range
dieser Aufgabe nicht so tun, als wéren — bei der
Bedeutung dieser Aufgabe und der Bedeutung der
Parteien — 38 Millionen DM Steuergelder etwas,
das die deutschen Parteien auch nur in etwa, auch
nur im geringsten in eine Abhédngigkeit vom Staat
bringen konnte.

Sie haben sehr oft die innerparteiliche Demokra-
tie zitiert. Herr Kollege Schmitt-Vockenhausen, wir
alle wissen, wie diszipliniert, wie straff organisiert
und gefiihrt Thre Partei, die Sozialdemokratische
Partei, ist — manschmal beneiden wir Sie darum —
und daB Sie im Recht des Mitglieds, bei der Mog-
lichkeit des Ausschlusses und bei vielen anderen
Dingen viel harter und schédrfer und disziplinierter
und straffer vorgehen, als sich das andere Parteien
leisten, die sehr viel individueller sind. Ich wiirde
sagen: nach diesen Maximen ist die innerpartei-
liche Demokratie wahrscheinlich bei den Freien
Demokraten am groBten, aber doch sicher nicht bei
Thnen. Wenn Sie vorhin gesagt haben, Parteien
mit einer schwach entwickelten innerparteilichen
Demokratie seien dann ganz besonders in der Ge-
fahr, vom Staate abhdngig zu werden, so glaube ich
nicht, daB dieser Vergleich zuldssig ist, daB er uns
zu irgend etwas fiihren kann.

Darf ich Sie weiter daran erinnern, daB wir — die
Schatzmeister und die Vertreter der Parteien —
ganz ausfiihrlich Gber den Begriff ,staatspolitische
und staatsbiirgerliche Bildung” geredet haben und
und daB Sie niemand in der Bundesrepublik Deutsch-
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land finden koénnen, nicht bei uns und vielleicht
auch nicht bei dem noch gréBeren Sachverstand
von Professoren der politischen Wissenschaften —
dem groBeren theoretischen Sachverstand, mochte
ich ergdnzen —, der Thnen glasklare Definitionen
geben kann, was denn eigentlich die Begriffe ,poli-
tische Bildung“, ,staatsbiirgerliche Bildungsarbeit”
ausfiillt, wie weit, wie eng sie auszulegen sind.

‘Wir sollten es uns auch selbst — als verfassungs-
maBige Parteien, die eine 6ffentliche Aufgabe haben
— nicht zu schwer machen und bei uns die Aufgaben
differenzieren wollen, die wir in dem breiten Bereich
der Parteiarbeit jeden Tag vor uns sehen, differen-
zieren wollen, was denn davon staatsbiirgerliche
oder parteibiirgerliche Bildung und Erziehung ist.
Wie kann man das differenzieren, wie kann man das
definieren? Sind wir nicht dazu da, in diesem Staat
fiir diesen Staat als demokratische Parteien mit dem
demokratischen Wahlverfahren die Willensbildung
zu vollziehen, mit allen Mitteln, die uns dafiir zur
Verfiigung stehen? Da kann man nicht anfangen,
mit der Elle zu messen, und kann nicht sagen: Das
ist staatsbiirgerlich und staatspolitisch, da stimmt
die SPD zu, und hier wird es auf einmal parteipoli-
tisch, hier kénnen wir nicht mehr mitmachen. Ich
glaube, Herr Kollege Schmitt-Vockenhausen, Sie
machen es nicht nur uns, Sie machen es auch sich
selbst unnétig schwer, wenn Sie hier eine Unter-
scheidung einfithren wollen. Und noch mehr: diese
Parteien haben es auch nicht verdient, daB man hier
mit der Elle etwa des Bundesrechnungshofes mifBt
und daB jemand feststellt: Das ist noch staatsbiirger-

() lich und das ist es nicht mehr.

Nun zum letzten Punkt des Vermégens, der Finan-
zen iiberhaupt! Ich mochte ungern, da8 Sie von der
Sozialdemokratie sich so als die Sdulenheiligen, als
die Finanzheiligen hinstellen und sagen: Wir, die
groBe Mitgliederpartei, konnen es uns leisten, ganz
andere, hehre Grundsétze zu vertreten als die CDU
und CSU und als die FDP.

(Abg. Schmitt-Vockenhausen: Das habe ich
gar nicht gesagt!)

Vom April bis zum Dezember 1964 haben Sie nach
den sorgfdltigen Errechnungen von Fachleuten in
den Wahlkdmpfen — Landtagswahlen Baden-Wiirt-
temberg, Kommunalwahlen Nordrhein-Westfalen
und Niedersachsen —, fiir die Kongresse in dieser
Zeit, fir Thre allgemeinen Werbemittel, den Tokio-
Prospekt usw., fiir Broschiiren und fiir Ihre groB-
herzige Biicherspende an die Volksschulen etwa
10,75 Millionen DM ausgegeben, bei Einnahmen aus
IThren Mitgliedsbeitrdgen, die Ihr Schatzmeister
Alfred Nau fiir den gleichen Zeitraum mit rund
14 Millionen DM beziffert hat. Fiir jeden ist also
klar, daB natiirlich auch Sie sich nicht aus den Mit-
gliedsbeitrdgen finanzieren kénnen, daB auch Sie bei
den hohen Kosten Ihres gewaltigen Apparates sehr,
sehr viele Millionen {iber die Mitgliedsbeitridge hin-
aus brauchen, und fiir die Wahlkdmpfe natiirlich
noch mehr.

Wir kennen lhre Hilfstruppen. Wir kennen die
machtigen Organisationen, die hinter Thnen stehen.
Wir wissen, daB Sie eine Partei mit Vermdgen, mit
Zeitungen, mit Druckereien sind. Und, Herr Kollege

Schmitt-Vockenhausen, die Pfennige Threr Mitglieder
aus den Jahren vor 1933 natiirlich in Ehren — aber
waren es nicht auch die Zeitungslizenzen der Besat-
zungsmdchte nach 1945, die Ihnen zu diesem Vermé-
gen verholfen haben?

(Beifall bei der CDU/CSU.)

Nichts Schlechtes! Aber man darf, man muB es sagen,
wenn man an Thre Druckhiuser, an Thre Zeitungen,
an Thre Betriebe denkt.

Wenn Sie hier die o6ffentliche Aufgabe darin
sehen wollten, daB man den Parteien in Deutschland
die offentlichen Mittel verweigert, wiirden Sie ja bei-
nahe zwangslaufig CDU, CSU und FDP dahin treiben
— was in Osterreich und vielleicht auch in anderen
Landern ein wenig in der Mode ist —, daB sie sich
nun auch wirtschaftlich betédtigen, Betriebe griinden
und sich ein Vermégen anzulegen versuchen. Ist
denn das etwa im Sinne des Erfinders? Ware es
gut fiir die o6ffentliche Aufgabe der Parteien, wenn
sie gezwungen waren, sich selbst aus Wirtschafts-
betrieben zu finanzieren und eigene wirtschaftliche
Konzerne aufzubauen? Ich glaube, das wire noch
viel schlechter als das, was hier legal, legitim und
nach dem Bundesverfassungsgericht zuldssig von
uns beabsichtigt ist.

Sie wissen auch ganz genau, daB die Hohe der
Spendengutscheine wirklich nur ein Rahmen, aber
in der Ausfilllung eine Schimére ist. Denn jeder
weiB}, daBl diese Betrdge nicht erreicht werden koén-
nen. Und iiber die Hohe dieser Spendengutscheine
kann man ja durchaus reden.

Herr Kollege Schmitt-Vockenhausen, trotz der
miBgliickten Versuche der letzten Monate wollen
wir im AusschuB gern noch einmal unseren und
Thren Entwurf nebeneinanderlegen. Aber ich sage
Thnen auch mit genauso groBer Deutlichkeit und
Klarheit: Wir wollen und wir werden dieses Par-
teiengesetz in dieser Periode entscheiden und ver-
abschieden, weil wir das fiir notwendig halten, weil
der Rang danach ist, weil die 6ffentliche Aufgabe
danach ist, und wir werden uns in dieser Beratung
nicht mehr leichtgldubig durch kleine Mandver der
Verzégerung, moégen sie auch noch so gut gemeint
sein, von unserem Vorhaben abbringen lassen.

(Beifall bei den Regierungsparteien.)

Vizeprisident Schoettle: Das Wort hat der
Abgeordnete Dr. Lohmar.

Dr. Lohmar (SPD): Herr Prisident! Meine Damen
und Herren! Nach der ,freundlichen“SchluBbemer-
kung von Herrn Zimmermann, sozusagen der Quver-
tiire hinsichtlich des zu erwartenden Stils in-der Be-
ratung des ‘Sonderausschusses, mochte ich gern Ihre
Aufmerksamkeit noch einmal auf ein Problem len-
ken, das Herr Professor Burgbacher zu Beginn seiner
Ausfithrungen angerithrt hat, als er von Art. 21
unserer Verfassung ausging. Wenn man sich einmal
die Mithe macht, in den Protokollen des Parlamen-
tarischen Rats nachzubldttern, st68t man vor allen
Dingen in den Bemerkungen und Anregungen des
damaligen Zentrumsabgeordneten Brockmann auf
zwei Argumente, die entscheidend zu dem Art. 21
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mit dem Gebot, ihn durch Parteiengesetze — von
einem Gesetz ist gar nicht idie Rede — 2zu ergén-
zen, geffithrt haben. Das waren IArgumente, iber die
nachzudenken sich lohnt. Sie beriihren politische
Erfahrungen aus der Weimarer Republik. Das eine
Argument im Parlamentarischen Rat war, man miisse
verhindern, daf eine totalitdre Entwicklung von
Parteien in ihrer inneren Struktur noch einmal Platz
greifen kénne. Das zweite ‘Argument war, wohl vor
allem in Erinnerung an die Fremdfinanzierung
Hitlers durch bestimmte Wirtschaftsgruppen, man
miisse die politische Unabhdngigkeit der Parteien
in der Weise schiitzen, dafl man sie von wirtschaft-
lichen Pressionen freimache, die von Interessenten
politischer oder wirtschaftlicher '‘Art auf sie ausge-
iibt 'werden kénnten.

Nun, meine Damen und Herren, es ist dies micht
der einzige Teil unserer Verfassung, der mehr in der
argwohnischen und kritischen Erinnerung an Wei-
mar verfalt worden ist und weniger im Blick auf die
Bedingungen einer modernen Industriegesellschaft,
wie sie sich in der Bundesrepublik herausgebildet
hat. Ich meine deshalb, daB uns die Entstehungs-
geschichte des Art. 21 allein keine Antwort im Detail
darauf erlaubt, 'was wir in ein solches Parteiengesetz
hineinschreiben kénnen. Man mufl wohl auch hin-
zunehmen, wie idie Parteien, die ‘heute im Bundes-
tag vertreten sind und die sich jetzt nach langem
Zogern endlich alle um die Abfassung eines Par-
teiengesetz bemiihen wollen, zu ihrer heutigen Ge-
stalt geworden sind.

Die SPD ist nicht erst seit heute eine Mitglieder-
partei. Sie war es immer. Sie /war es nicht allein des-
halb, weil ihre Anhdnger eher bereit waren, sich
zu einer Mitarbeit in einer politischen Partei zu
entschlieBen. Sie war auch deshalb immer mehr Mit-
gliederpartei als andere politische Parteien in
Deutschland, weil sie eine andere Vorstellung von
dem Verhdltnis zwischen Staat und Biirger hatte,
als sie in anderen Parteien gelegentlich anzutreffen
gewesen ist. Ich will das nicht vertiefen. Aber was
ich meine, wird klar, wenn man diesem Typ Mit-
gliederpartei bei der Sozialdemokratie den anderen
Typ der Honoratiorenpartei gegeniiberstellt, die wir
heute, wenn auch durch neuere Entwicklungen modi-
fiziert, bei ider FDP noch am ausgeprdgtesten, aber
auch bei der CDU/CSU vorfinden.

(Abg. Dr. Schéfer: Hort! Hort!)

Die Frage, die Herr Burgbacher gestellt hat, in wel-
cher Weise Mitglieder und Wahler bei der Bewer-
tung des Gewichts von politischen Parteien mitein-
ander in Beziehung gebracht werden konnten, stellt
sich auch fiir mich. Nur ist meine Antwort, Herr
Kollege Burgbacher, mit einigen Fragen befrachtet,
die Sie in Thren Uberlegungen nicht gestellt haben.

Lassen Sie mich dazu einiges sagen. Sie haben
der sozialdemokratischen Bundestagsfraktion vor-
geworfen, sie tue so, als ob das Parteiengesetz
lediglich ein Parteienfinanzierungsgesetz sein sollte.
Ich glaube, das ist ein irriger Eindruck bei Ihnen.
Nicht w ir haben die Parteienfinanzierung zu einem
Kernstiick des Gesetzentwurfes gemacht; das war
die Koalition, das waren Sie,

(Beifall bei der SPD)

wéhrend es uns darum geht, den Parteien einen
Mantel schneidern zu helfen, der ihnen unter den
Bedingungen ihres Wirkens in unserer heutigen
Gesellschaft paBt und der weit genug ist, um ihre
Unabhéngigkeit und Freiheit darin zu bewahren.

Herr Burgbacher, ich habe mir in Ruhe Thre Argu-
mente liberlegt, und ohne jetzt die taktischen Uber-
legungen der einen oder anderen Seite iiber Ge-
bithr mit zu bedenken, mochte ich Thnen gerne
einige Fragen stellen. Ich gehe davon aus, dal je-
denfalls die Fiihrung der CDU/CSU mit den Sozial-
demokraten darin {ibereinstimmt, daB wir heute mit
dem Typ der Honoratiorenpartei nicht mehr aus-
kommen, sondern dal wir eine Mitgliederpartei
brauchen. Das heiBt, daB — zwar mit einem anderen
Parteibuch, aber vom Typ Partei her gesehen — das
Modell der SPD im ganzen fiir Sie nachahmenswert
ist. Wenn das so ist, frage ich mich, meine Damen
und Herren von der CDU/CSU, ob Sie im Ernst
glauben konnen, auf dem Wege einer weitgehen-
den Staatsfinanzierung dieses Ziel erreichen zu kén-
nen, oder ob nicht die Beflirchtung naheliegt, daB
Sie dieses Ziel mit groBer Wahrscheinlichkeit auf
dem Weg, den Sie jetzt einschlagen wollen, verfeh-
len werden.

Ich meine, es gibt drei Argumente, liber die wir
in den Beratungen des von Thnen fiir richtig gehal-
tenen Sonderausschusses miteinander debattieren
sollten. Das eine mochte ich mit der Gefahr bezeich-
nen, die Bereitschaft von Mitgliedern auszuhohlen,
ihrerseits etwas zur Stdarkung politischer Parteien
beizutragen. Ich kenne das Gegenargument, das da
heiBt, Mitglieder wiirden sich nicht deshalb in einer
Partei betdtigen, weil es ihnen darum gehe oder
weil sie bereit seien, einen Beitrag zu zahlen; sie
arbeiteten aus anderen Griinden mit. Das ist richtig.
Aber es bleibt auch richtig, daf die Dokumentation
der Mitarbeit in einer politischen Partei durch den
Beitrag des Mitgliedes eine wichtige und, wie wir
meinen, unverzichtbare Form des Ausdrucks dieser
Mitarbeit in einer politischen Partei ist und sein
sollte.

(Sehr richtig! bei der SPD.)

Wenn Sie bis zu einer Gesamthéhe von 90 Millio-
nen DM pro Jahr — wenn man Bund und L&nder
zusammennimmt — 6ffentliche Mittel in Anspruch
nehmen, wie wollen Sie dann den Mitgliedern klar-
machen, daB sie noch etwas zur Finanzierung ihrer
Parteien betragen sollen? Nennen Sie mir ein Ar-
gument, das den Mitgliedern die Plausibilitdt eines
solchen Wunsches noch klarmachen koénnte! Mehr
Geld konnen Sie ja gar nicht verbrauchen! Sie ver-
schiitten sich doch selber den Weg zur Mitglieder-
partei, wenn Sie eine Staatsfinanzierung — ich
sage: in diesem AusmaB — durchsetzen wollen.

(Beifall bei der SPD.)

Herr Bufg‘bacher, hier schldgt die Quantitdt eben
doch in die Qualitdt um, auch wenn Sie den Unter-
schied zwischen Norm und Quantitdt gemacht haben.

Die zweite Befiirchtung, die ich hege, ist die fol-
gende: Ich gehe mit IThnen, Herr Burgbacher, davon
aus, daB es darum geht, auch die politische Entschei-
dung des Wéhlers richtig zu wiirdigen im Zusam-
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menhang mit dem Gewicht, das politische Parteien
haben. Wenn ich das tue, dann frage ich mich, ob
es einem Wéhler, der sich fiir die eine oder andere
Partei entscheidet, zugemutet werden kann, gegen
seinen eigenen Willen durch eine staatliche Zwangs-
umlage an der Finanzierung von Parteien mitzu-
wirken, fiir deren Mitgliedschaft er sich aus Griin-
den, die bei ihm liegen, bisher nicht erwirmen
konnte. Ich frage mich, ob Sie dadurch nicht eine
groBere Fremdheit des Wahlers gegeniiber den Par-
teien provozieren.

Das dritte Argument, das ich Thnen zu bedenken
geben mochte, ist dieses: Woflir werden die poli-
tischen Parteien, meine eingeschlossen, meine Da-
men und Herren, wenn sie Jahr fiir Jahr, auch in
den wahlfreien Jahren, Mittel in diesem Umfang
von der offentlichen Hand bekommen, diese Mittel
verwenden? Sie werden sie, fiirchte ich, nicht vor-
rangig zur Unterstiitzung mal dieser, mal jener
Initiative verwenden, sondern sie werden sie ver-
wenden zur Aufforstung ihrer Birokratie mit der
Folge, daB dann das ehrenamtliche Element, von
dem das demokratische Leben in einer politischen
Partei abhédngt, immer mehr durch das hauptamtliche
Element in den Parteien zuriickgedringt wird.

(Zuruf von der CDU/CSU: Das diirfen Sie
aber nicht sagen!)

Ich halte auch das fiir eine Entwicklung, die man
ubertreiben kann.

(Abg. Dr. Zimmermann [Miinchen]: Da spre-

chen Sie aus Erfahrung?! — Weiterer Zu-

ruf von der CDU/CSU: Wo gibt es denn
mehr Funktionare als bei Thnen?)

— Herr Kollege Zimmermann, ich will Thnen aus
Threr eigenen Partei-Statistik einen Hinweis geben.
Ich 'habe mich aus einem anderen AnlaBl einmal mit
dem ‘Grad der Bitrokratisierung unserer Parteien be-
schéftigt und bin dabei zu dem auch fiir mich iber-
raschenden Resultat gekommen, daf die Zahl der
hauptamtlichen Mitarbeiter der SPD auf Bundes- und
Landerebenen im ganzen bei 500 liegt, bei der CDU/
CSU aber bei 700, das heiBt, der Grad an Biirokrati-
sierung bei Thnen ist heute schon weiter gediehen
als bei der SPD. — Herr Kollege Burgbacher!

Dr. Burgbacher (CDU/CSU): Herr Kollege Loh-
mar, 'haben Sie bei dieser Statistik, die so, wie Sie
sie dargestellt haben, auch nach meiner Kenntnis
ungefdahr stimmt, nur die hauptamtlichen Angestell-
ten gezdhlt, oder haben Sie auch die Mitarbeiter
gezahlt, die Thnen von Gewerkschaften oder Kon-
sumvereinen monatelang zur Verfiigung stehen?

(Abg. Schmitt-Vockenhausen: Und wie steht
es mit Thren Ministerialrdten und Kon-
suln?)

Dr. Lohmar (SPD): Herr Kollege Burgbacher, es
ist ja so, daB jede Partei ihr soziologisches Hinter-
land hat, dafl es, wenn Sie so wollen, eine natiir-
liche Ndhe der einen oder anderen Gruppe zu der
einen oder anderen Partei gibt. Ob man das im
einzelnen gegeneinander aufrechnen kann und soll
und ob wir uns nicht auch manchmal in den bei

uns wechselseitig vermuteten Gruppen irren, méchte
ich dahingestellt sein lassen.

(Beifall bei der SPD.)

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich dies
zusammenfassen; Ich fiirchte, daB die Politiker der
CDU/CSU, die den Weg zu einer Mitgliederpartei
als einer angemessenen Form der politischen Mit-
wirkung von Biirgern in unserem Staat einschlagen
und sich darum ernstlich bemiithen wollen, durch die
Entscheidung fiir eine so weitgehende Staatsfinan-
zierung sich selber den Weg dahin unbegehbar ma-
chen werden wegen der Gefahr einer iibermébBig
verstirkten Bilrokratisierung und wegen der Aus-
hohlung der Bereitschaft zu einer freiwilligen Mit-
arbeit sowohl bei den Mitgliedern als auch bei den
Wahlern.

Lassen Sie mich noch zwei Bemerkungen zu dem
machen, was der Kollege Zimmermann gesagt hat.
Herr Zimmermann, Sie haben uns gebeten, zu ver-
stehen, daB man die Parteien doch nicht schlechter
stellen solle und koénne als die Vereine, Ich wiirde
mich gegen dieses Ansinnen nicht einmal so entschie-
den zur Wehr setzen, wenn Sie die gleiche Praxis
empfehlen wiirden, die wir bei den Vereinen, die
staatliche Unterstiitzung erhalten, anwenden. Ver-
eine bekommen nur etwas, wenn sie das Wesentliche
dessen, was sie vorhaben, aus eigenen Mitteln finan-
zieren.

(Zuruf von der CDU/CSU: Die Steuerfrei-
heit haben sie aber an sich!)

— Ja. Es geht aber hier nicht um Steuerfreiheit. Sie
wollen doch direkte Zuschiisse des Staates an die
Parteien zahlen.

(Abg. Dr. Burgbacher: Weil wir keine

Steuerfreiheit haben!)

Bei den Vereinen haben wir das Prinzip der Hilfe
zur Selbsthilfe in der Relation Staat/Verein, wéah-
rend Sie bei den Parteien das Prinzip der Hilfe
ohne FEigenleistung durchsetzen wollen.

(Widerspruch bei der CDU/CSU.)

Das ist doch ein Unterschied, den man sehen mu8.
— Herr Zimmermann, wollen Sie mich durch eine
Frage genauer lUiber Thre Absichten informieren?

Dr. Zimmermann (Minchen) (CDU/CSU): Herr
Kollege Lohmar, darf ich Sie darauf aufmerksam
machen, daB ich die Gemeinniitzigkeitsverordnung
meinte und daB ich jene Zehntausende von Ver-
einigungen und Institutionen auf nationaler und
internationaler Ebene und weit herunter bis in die
kleinsten Gemeinden meinte, die — und das erreicht
man in diesem Staat, wie Sie wissen, sehr leicht —
die Gemeinniitzigkeit zuerkannt erhalten haben und
deswegen weitaus privilegierter sind als die deut-
schen Parteien nach dem Karlsruher Urteil.

Dr. Lohmar (SPD): Das wiirde aber nur den Teil
der Parteienfinanzierung beriihren, der sich mit
Thren Spenden beschéftigt, nicht aber die Parteien-
finanzierung in der direkten Form, nicht wahr?

(Abg. Dr. Zimmermann [Minchen]: Die
kommt aus der offentlichen Aufgabe!)
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— Gut, das mindert aber nicht meine Einwé&nde
gegen Thr Argument.

Zweitens, Herr Zimmermann, haben Sie uns ge-
fragt, wieso wir dazu kémen, eine Begrenzung der
offentlichen Mittel fiir Aufgaben in der politischen
Bildung vorzuschlagen. Sie haben gemeint, es lasse
sich doch nicht per definitionem bestimmen, was
politische Bildung sei, wo sie beginne und wo sie
aufhdére. Wenn man das will, Herr Zimmermann,
dann lieBen sich auch die Aufgaben der politischen
Parteien in diesem exakten Sinne nicht bestimmen.
‘Wir haben uns dennoch, und zwar alle Fraktionen
gemeinsam, in den Vorbesprechungen dazu verstan-
den, den Parteien besondere Aufgaben in dem Ent-
wurf fiir ein Parteiengesetz zuzudenken. Ich darf
sie mit der freundlichen Genehmigung des Herrn
Présidenten zitieren. Es heiBt, bei Thnen und bei uns
im Wortlaut {ibereinstimmend:

Ferner wirken die Parteien bei der politischen
Willensbildung . . . mit, indem sie die Teilnahme
der Biirger am politischen Leben férdern, auf
die Verbundenheit des Volkes mit dem Staat

. und seiner verfassungsméBigen Ordnung hin-
wirken, die politische Bildung anregen und ver-
tiefen, zur Ubernahme Offentlicher Verantwor-
tung befdhigte Personlichkeiten heranbilden
und sich zum Wohle des Volkes um den Aus-
gleich von Gruppeninteressen bemiihen.

Nun frage ich Sie, meine Damen und Herren: Wieso
haben Sie dieser Fassung in den Vorbesprechungen
zugestimmt, wenn Sie die Bestimmbarkeit dessen,
was mit politischer Bildung gemeint ist, jetzt grund-
sétzlich in Frage stellen?

(Beifall bei der SPD.)

Wir haben uns verstdndigt, daB politische Bildung
eine wesentliche Aufgabe der Parteien ist. Wenn Sie
dem zustimmen — und das haben Sie in Threm
eigenen Entwurf getan —, miissen Sie doch wie wir
davon ausgehen, daB man sich dabei etwas Kon-
kretes denken kann. Ich mdchte auch meinen, daf
das moglich ist, nicht im Sinne und in der Form
einer abstrakten, theoretischen Definition, aber
durch positive Beispiele. Ein positives Beispiel dafiir
ist etwa die Biicherspendenaktion meiner Partei.
Ein anderes Beispiel fiir das, was wir unter politi-
scher Bildung verstehen, ist die Foérderung von
Dissertationen oder anderen wissenschaftlichen Ar-
beiten junger Wissenschaftler, die sich im Rahmen
zeitgeschichtlicher Fragestellungen mit solchen The-
men beschéftigen. Dieser Beispiele lieBen sich viele
aufzdhlen.
(Abg. Diirr: Aber auch ebenso viele Félle,
bei denen es nicht klar ist!)

— GewiB, Herr Diirr; aber was hindert uns daran,
das Geld fiir Aufgaben zu verwenden, bei denen
es keine Meinungsverschiedenheiten dariiber gibt,
daB sie zum Bereich der politischen Bildung ge-
hoéren?
(Abg. Moersch: Kollege miiBte man bei
euch seinl)

Meine Damen und Herren, lassen ISie mich ab-
schlieBend eine Bitte duBern. Ich meine, wenn man
die Interessenlage der im Bundestag vertretenen

Parteien im ganzen sieht — und darum sollten wir
uns mit gutem Willen bemihen —, wird man mit
wechselnden Nuancen doch sehen miissen, daB es
bei der endgiiltigen Formulierung des Parteingeset-
zes um drei entscheidende Probleme geht. Es han-
delt sich erstens darum: Wie ist die Unabhéngigkeit
der politischen Parteien gegeniiber dem Staat und
gegeniiber Interessentengruppen durchzusetzen und
zu sichern? Es handelt sich zweitens um die Frage:
Wie ist die Chancengleichheit der politischen Par-
teien zu gewdhrleisten? Das bedeutet auch, daB es
nicht geniigt, den Status quo der bestehenden poli-
tischen Parteien gegeniiber jeder anderen méglichen
Partei abzusichern. Auch das, meine ich, sollte in
dieser Debatte gesagt werden: daf es hier kein fir
immer bestehendes Kartell der bestehenden politi-
schen Parteien geben kann. Wir miissen bereit sein,
auch anderen politischen Entwidklungen Raum zu
geben,
(Sehr richtig! bei der SPD.
Abg. Dr. Zimmermann .[Miinchen]:
Einverstanden!)

wenn sie sich im Rahmen unserer Verfassung darum
bemiihen.

Das Dritte, worum es geht, ist die Arbeitsfahig-
keit der politischen Parteien. Sie, Herr Burgbacher,
haben gesagt, daB Ihr Entwurf auf dem Art. 21 des
Grundgesetzes beruhe. Das ist sicher der Fall. Aber
die Frage ist nicht, ob Ihr oder unser Entwurf dar-
auf beruht, sondern ob wir einen Gesetzentwurf vor-

‘zulegen in der Lage sind, der den Vorschriften des

Art. 21 und seiner politischen Zielrichtung in einer
sachgemédBen, unserer Zeit entsprechenden Form
entspricht.

(Beifall bei der SPD.)

Vizepridsident Schoettle: Das Wort hat der
Abgeordnete Dorn.

Dorn (FDP): Herr Prasident! Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren! Ich méchte es mir ersparen,
auf das soziologische Hinterland der Parteien in
der ersten Beratung dieses Gesetzes noch ein-
zugehen, obwohl das ohne Zweifel sehr interessant
wére, nicht nur aus der Sicht des Kollegen Lohmar,
sondern auch aus unserer Sicht; denn iiber die
Mobilwerbung, die ADK und &hnliche Institutionen
lieBe sich natiirlich auch aus unserer Sicht einiges
mitteilen. Es kommt uns aber darauf an, moglichst
bald einen Auftrag zu erfiillen, der diesem Hause
erteilt ist, und wir sollten deswegen auch ver-
suchen, moglichst bald eine Verabschiedung dieses
Gesetzes in zweiter und dritter Lesung in diesem
Hause zu erreichen.

Nur muB ich in einem Fall dem Kollegen Lohmar
doch widersprechen, wenn er ndhmilch glaubt, die
FDP sei heute noch eine Honoratiorenpartei. Natiir-
lich gibt es sehr honorige Mé&nner und Frauen in
dieser Partei; dariber gibt es keinen Zweifel. Wir
haben uns aber insofern mit Sicherheit etwas von
dem Modell der SPD — ohne politisch anféllig ge-
worden zu sein — anreizen lassen und eine Mit-
gliederwerbung in ziemlich groBem Umfange durch-
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gefithrt. Ich darf Thnen sagen, Herr Kollege Loh-
mar, daB diese Mitgliederwerbung sogar erfolg-
reich war und daB Sie eine Sorge, die Sie hier aus-
gesprochen haben, nicht zu haben brauchen, ndm-
lich die Sorge, ob die Mitglieder jetzt noch zu der
Uberzeugung kommen kénnten, Beitrdge zahlen zu
miissen, nachdem die Parteien aus offentlichen Mit-
teln erhebliche Gelder in Anspruch nehmen. Wir
haben festgestellt, daB wir gerade im Lande Nord-
rhein-Westfalen in den letzten Wochen eine erheb-
liche Steigerung der Beitragssiatze bei den Mit-
gliedern haben durchsetzen kénnen, und zwar trotz
der Finanzierung aus Offentlichen Mitteln.

Das Problem, ob Mitgliederpartei oder Honora-
tiorenpartei, stellt sich heute gar nicht mehr so.
Denn letzten Endes ist jede Partei praktisch ge-
zwungen, eine groBere Zahl von Mitgliedern zu
werben, weil sie sonst einfach nicht in der Lage ist,
die auf sie zukommenden Probleme — angefangen
bei den kommunalpolitischen Aufgabenstellungen
— zu losen.

{Abg. Dr. Schédfer: Sehr richtig!)

Jede Partei, die in diesem Hause vertreten ist, wird
mit Sicherheit mehr und mehr danach streben miis-
sen, eine Mitgliederpartei zu werden.

Der Vorwurf, daB wir die Dinge vielleicht des-
wegen mit einem Sonderausschuff so schnell be-
reinigen wollten, um noch in diesem Jahr wahl-
finanzierungsmaBige Auswirkungen dieses Gesetzes
zu bekommen, trifft nicht zu; ich glaube, Herr Kol-
lege Schmitt-Vockenhausen, das ist inzwischen auch
bei Thnen eingesehen. Denn die Auswirkungen
dieses Gesetzes, das ja erst am 1. Juli 1966 in Kraft
treten soll, konnen mit dem Wahlkampi dieses
Jahres absolut nichts mehr zu tun haben. Es kam
mir darauf an, daB noch einmal in aller Deutlich-
keit zu sagen.

Nun koénnte man sich im Zusammenhang mit
der Frage der Parteienfinanzierung dariliber unter-
halten, ob das, was in der Vergangenheit geschehen
ist, immer sehr gliicklich, maBvoll und sinnvoll war.
Die Kollegen Heinemann und Schiitz von der SPD
haben sich dafiir eingesetzt, daB eine auf Mitglieds-
beitrige beschrinkte Steuerbegiinstigung vorge-
sehen wird. Sie haben allerdings nicht erldutert, wie
sie den Unterschied zwischen Beitrdgen und Spen-
den gesetzlich erfassen wollen. Ich glaube, es ist
auch angesichts von 10,3 Millionen nichtsteuer-
pflichtiger Arbeitnehmer in der Bundesrepublik
schwierig, dieses Problem so zu lésen, daBl keine
Beanstandungen des Bundesverfassungsgerichts
wegen einseitiger Privilegierung hoher Einkommen
zu erwarten sind. So ist also der Weg, der von den
beiden Kollegen der SPD-Fraktion schon vor Jahren
vorgeschlagen worden ist, in der Praxis nicht zu
realisieren.

Der Kollege Schmitt-Vodkenhausen hat gesagt, die
SPD sei der Auffassung, daB die Parteien ihre Auf-
wendungen selbst decken miiBten, und er hat davon
gesprochen, daB eine groBe Zahl der SPD-Mitglieder
durch Beitragszahlungen und Spenden in der Ver-
gangenheit erhebliche Opfer gebracht haben. Das ist
gar nicht zu bestreiten, Herr Kollege Schmitt-Vok-

kenhausen. Nur kann heute niemand leugnen,
daB mit dem Aufkommen aus Beitrdgen allein we-
der die Parteifinanzierung noch die Wahlkampf-
finanzierung gesichert werden kann. Ich komme
nachher noch auf Beispiele der SPD zu sprechen, die
das deutlich machen.

Man kann natiirlich so weit gehen, wie das im
Jahrbuch der SPD geschehen ist, wo man z B. im
Jahrgang 1958/59 ganzseitige ‘Anzeigen einer CDU-
Landesregierung aufgenommen hat. Damals ist dort
eine doppelseitige |Anzeige der Landesregierung von
Nordrhein-Westfalen mit dem Bild von Herrn Mini-
sterprasidenten Meyers erschienen.

(Abg. Dr. Lohmar: Das ist doch ein netter
Mannl)

— Sicher, Herr Kollege Lohmar! So kann man natiir-
lich die Entwicklungshilfe der Parteien wunterein-
ander erheblich befruchten. :

Die Frage ist also, wie man die Parteifinanzierung
anders als idurch Mitgliedsbeitrdge in einem ver-
niinftigen Ausmal sicherstellen kann, ohne daB be-
sondere Abhédngigkeitssituation fiir die Parteien ein-
treten. Ich darf hier zwei Beispiele aus Bundestags-
wahlen und zwar aus den Jahren 1961 und 1953,
anfithren.

Am 4. Juli 1961 hat Herr Alfred Nau an einige
hundert Industrieunternehmen in ‘der Bundesrepu-
blik Deutschland einen ausfiihrlichen Brief geschrie-
ben. Ich darf mit Genehmigung des Herrn Prasiden-
ten nur zwei Absdtze aus diesem Brief zitieren.
Herr Nau hat damals, unterstiitzt von einer ganzen
Reihe von prominenten Sozialdemokraten — von
Carlo Schmid bis Max Brauer und August Zinn —
folgendes geschrieben:

Wir bitten Sie hoéflichst um eine Spende fiir den
Wahlfonds 'des sozialdemokratischen Bundes-
kanzlerkandidaten Willy Brandt, dem Regieren-
den Biirgermeister von Berlin.

(Zuruf des Abg. Schmitt-Vockenhausen.)

— Entschuldigen Sie, Herr Kollege Schmitt-Vocken-
hausen, ich will nur auf das Problem zu sprechen
kommen. — Nun die Geste, mit der man Industrie-
firmen angesprochen hat:

Mit manchen alten Denkschablonen und Vorur-
teilen ist ldngst aufgerdumt worden. Wir sind
sicher, daB auch der Wirtschaft daran gelegen
ist, dem Ganzen verpflichtet zu sein. Eine von
Willy Brandt gefiihrte Bundesregierung wird
dem Ganzen dienen.

Soweit ist gar nichts dagegen einzuwenden. Ich sage
nur, das ist der Beweis dafiir, daB auch Thre Partei
mit den Geldern, die aus Ihrem eigenen Bereich auf-
gebracht werden kénnen, nicht in der Lage ist, alle
erforderlichen Aufgaben zu bestreiten.

Nun ist natiirlich die Frage — Herr Kollege
Schmitt-Vodkenhausen, diese Frage ist von Thnen
bereits im Jahre 1964 angesprochen worden —, ob
man sich nicht durch bestimmte UnterstiitzungsmaB-
nahmen, die man sich sichern will, in Abhingigkei-
ten begibt, die bedeutend geringer sind als die Ab-
héngigkeiten jemals werden kdnnen, die sich erge-
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Dorn

ben, wenn man o6ffentliche Mittel in Anspruch nimmt.
Lassen Sie mich daflir ein Beispiel bringen. Ich bitte
noch einmal um die Genehmigung des Herrn Prasi-
denten fur ein letztes Zitat aus einem Buch, das in
der Fuldaer Vierlagsanstalt erschienen ist. Es hat den
Titel ,Verraten und verkauft” und befaBt sich mit
der Parteifinanzierung der SPD fiir den Bundestags-
wahlkampf 1953.

(Abg. Dr. Lohmar: Wie kommen Sie denn
auf Fulda, Herr Kollege Dorn?)

— Nun, das Buch ist mir halt auf den Tisch geflat-
tert, Herr Kollege Lohmar. Sie werden es sicher
kennen.
(Zuruf des Abg. Schmitt-Vockenhausen., —
Weitere Zurufe von der SPD.) '

— Herr Kollege Schmitt-Vockenhausen, zumindest
hat ein Mann dieses Buch geschrieben, der iiber die
Praxis der Finanzierung eines solchen Bundestags-
wahlkampfes innerhalb der Sozialdemokratischen
Partei sehr gut informiert sein muBl. Wenn ich das
zitiert habe, werden vielleicht auch Sie zu dieser
Uberzeugung kommen. Es geht also um die Bundes-
tagswahl 1953:

Die SPD ist stark in die Verteidigung gedrdngt
und macht sich Sorgen um die Finanzierung des
Bundestagswahlkampfes.

In dieser Lage verschicken Erich Ollenhauwer und
Alfred Nau an fiihrende Funktionare der Ge-
werkschafts- und Genossenschaftshbewegung Ein-
ladungen zu einer Sitzung, auf der die Finan-
zierung des Bundestagswahlkampfes erortert
werden soll. Davon steht selbstverstdndlich
nichts auf der Einladung; Erich Ollenhauer bittet
offiziell zum Abendessen in den Kolner Hof zu
Koln. Fir die Konsumgenossenschaften und
Volksflirsorge erscheinen Gustav Dahrendorff
und Karl Wiederkehr, fiir den DGB u. a. Albin
Karl und fiir die Bank fiir die Gemeindewirt-
schaft Friedrich Simon, aullerdem Dr. Viktor
Agartz.

Die SPD braucht mehrere Millionen Deutsche
Mark, wobei es auf zweierlei im Ko6lner Hof
ankommt: Die Betrdge miissen getarnt und die
Entnahmen so verbucht werden, daB die an fiih-
render Stelle stehenden CDU-Kollegen von den
Transaktionen keine Kenntnis erhalten kénnen.

(Hort! Hort! bei der CDU/CSU.)

Das Unternehmen sieht gar nicht neutral aus.
Man diskutiert die Moglichkeiten der Finanzie-
rung durch geringe Verzinsung von Gewerk-
schaftsguthaben bei den Banken, wobei die
ausfallende Differenz als Wahlgelder zugunsten
der SPD ausgezahlt werden kénnte. Man iiber-
legt Scheinzahlungen der Industriegewerkschaf-
ten an den Solidaritdtsfonds; die anweisende
Industriegewerkschaft miiite dann den Betrag
verbuchen, nicht aber der Empfénger, oder aber
Uberweisungen an das Wirtschaftswissenschaft-
liche Institut, ohne daBl die Summen in der
Buchhaltung des Wirtschaftswissenschaftlichen
Instituts als Eingdnge verarbeitet wiirden.

(Zurufe von der Mitte.)

Bei den Uberlegungen ist weiterhin wesentlich, ©

daB als Geldspender die einzelnen Industrie-
gewerkschaften auftreten, nicht aber der DGB
selbst, damit der Bundesvorstand immer in der
Lage ist, erkldren zu koénnen, dal er niemals
Wahlgelder fiir die SPD zur Verfligung gestellt
hat.

Viktor Agartz steht vollig hinter dem Plan, die
Sozialdemokratie mit mehreren Millionen Ge-
werkschaftsgeldern wahlpolitisch zu unterstiit-
zen. ... Aus diesem Grunde erkldrt er sich be-
reit, die Transaktion in vollem Umfang zu
unterstiitzen; die auf das Wirtschaftswissen-
schaftliche Institut ausgestellten Barschecks
werden in den darauffolgenden Tagen vom Par-
teivorstand der SPD in seiner Privatwohnung
abgeholt.

(Abg. Dr. Schéfer: Ich schaue gerade nach
der Geschéftsordnung!)

Meine Damen und Herren, in Anbetracht der
Dinge, die am 29. Oktober 1956 im Pressedienst der
SPD kritisiert worden sind, ist das natlirlich sehr
interessant. Es ist vor allem deshalb interessant,
weil die SPD im gleichen Jahr — ebenfalls im Rah-
men des Bundestagswahlkampfes — eine Broschiire
herausgegeben hat, die den Titel trug: ,Unter-
nehmermillionen kaufen politische Macht.”

(Abg. Dr. Schéafer: So war es!)

— Genauso war es, Herr Kollege Schéfer, und das
wollen wir fiir die Zukunft nicht mehr ermoglichen.
Wir sind der Meinung, dafl die Abhdngigkeit der
Parteien, wenn sie aus o6ffentlichen Mitteln Geld in
Anspruch nehmen, gleich Null ist.

(Beifall bei der FDP und Abgeordneten der
CDU/CSU.)

Ich darf Ihnen gleich ein praktisches Beispiel daftir
geben, weil gerade wir Freien Demokraten ge-
brannte Kinder sind.

(Abg. Dr. Schafer: Seit Mai 1958, oder seit
wann sind Sie gebrannt? -— Heiterkeit
links.)

— Seit Februar 1956. Ich komme darauf zu sprechen,
Herr Kollege Schéfer. Ich darf auf ein anderes Argu-
ment eingehen.

Vizeprasident Schoettle: Herr Abgeordneter,
gestatten Sie eine Frage? — Bitte, Herr Abgeord-
neter Lohmar.

Dr. Lohmar (SPD): Herr Dorn, wie erklaren Sie
den Widerspruch zwischen Ihrer Begriindung, Sie
brauchten die Staatsfinanzierung, um von wirtschaft-
lichen Spenden unabhdngig zu werden, und der
anderen Begriindung, die aus Thren Reihen kommt,
Sie brauchten die Staatsfinanzierung deshalb, weil
die Unternehmer nichts mehr zahlten?

(Heiterkeit bei der SPD. — Zurufe von der
FDP.)

.
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Dorn (FDP): Sie unterstellen Dinge, die ich im
Moment nicht beurteilen kann, weil ich fiir die Fi-
nanzierung meiner Partei nicht zustandig Bin.

(Abg. Dr. Schéfer: Das merken wir! — Abg.
Dr. Mommer: Aber fiir den Griff in die
Tasche des Steuerzahlers!)

— Herr Kollege Mommer, so billig machen wir es
uns nicht in der Auseinandersetzung um das Pro-
blem.

(Abg. Dr. Schéafer: Sie haben Recht: nicht billig!)

Lassen Sie mich etwas anderes sagen. Der SPD-
Pressedienst hat am 24. Oktober 1956 sehr kritisiert,
daB die Berufsverbdnde Gelder an die Fordergesell-
schaften zahlten, weil auf diese Weise auch sozial-
demokratische Gewerbetreibende die CDU mitfinan-
zierten. Sie haben immer wieder auf der einen Seite
Thre Bedenken gegen Finanzierung aus nichtoffent-
lichen Mitteln angemeldet, auf der anderen Seite
sprechen Sie jetzt davon, daB die Abhangigkeit fiir
die Parteien, wenn man 6ffentliche Mittel in An-
spruch nehme, in erhohtem MaBe eintreten wiirde.
Lassen Sie mich deswegen zu dem letzten Argument,
das auch Sie, Herr Kollege Lohmar, angesprochen
haben, noch einiges zur Begriindung sagen.

Es ist gar kein Zweifel dariiber gewesen, daB die
Fordergesellschaiten oder Staatsbiirgerlichen Verei-
nigungen — oder wie man sie immer nennt — der
CDU und FDP mehr Mittel haben zukommen lassen
als der SPD. Darliber gibt es keinen Zweifel. Das
haben wir auch nie bestritten. Das Problem ist nur,
in welchem Umfang die Gefahr fiir eine Partei oder
fiir eine Fraktion bestehen kann, in eine so schwie-
rige Situation zu kommen, daf der Geldgeber eines
Tages durch Zudrehen des Hahnes Forderungen und
Abhéngigkeiten entstehen lassen kann.

(Abg. Dr. Schafer: Siehe die AuBlerung von
Adenauer damals!)

— Eben. Darauf komme ich zuriick, Herr Kollege
Schéafer; weil wir ja Erfahrungen gesammelt haben,
deswegen sind wir der Auffassung, dafl so etwas
nicht wieder vorkommen soll. Der heutige CDU-
Abgeordnete Stein hat damals die Sperre der Finan-
zierung der FDP mit Mitteln der Staatsbiirgerlichen
Vereinigung im Februar 1956 mit der Begriindung
erklart, man habe die Koalition unterstiitzen wollen;
nachdem aber die FDP in Diisseldorf die Regierung
gestiirzt habe und in Bonn aus der Regierung aus-
geschieden sei, sei es nicht mehr notwendig, diese
Unterstiitzung fortwdhrend zu gewéhren.

Hier zeigt sich doch, welche Gefahren bestehen
konnen. Es ist fiir die FDP keine Situation ein-
getreten, in der wir in eine Abhéingigkeit geraten
sind. Aber nur deswegen, weil durch erhohte, uner-
horte Anstrengungen der Fraktionen, der Landes-
verbdnde der FDP diese Krise iiberwunden werden
konnte. Ich kann Ihnen nur sagen, daf§ das, was in
Zukunft auf uns zukommen wird hinsichtlich der
Arbeit auch in den Gemeinden — die Sie ange-
sprochen haben, Herr Kollege Schmitt-Vockenhau-
sen —, jede Fraktion und jede Partei vor erhohte,
auch finanzielle Aufwendungen stellen wird.

Vizepradsident Schoettle: Herr Abgeordneter,
gestatten Sie eine Frage? — Bitte, Herr Abgeord-
neter Schafer.

Dr. Schdfer (SPD): Herr Kollege Dorn, nachdem
Sie uns in so interessanter Weise erzdhlt haben,
wann und mit welcher Begriindung das Ende da-
mals eingetreten ist, wiirden Sie uns da jetzt auch
sagen, von wann an und unter welchen Bedingun-
gen die Zahlungen wieder geleistet wurden?

(Heiterkeit.)

Dorn (FDP): Herr Kollege Schéfer, das kann ich
Thnen leider nicht genau sagen.

(Abg. Schmitt-Vockenhausen: Ist Herr Stein
denn nicht da? — Abg. Dr. Lohmar: Herr
Burgbacher, helfen Sie ihm doch!)

— Wenn er den Diibber zur Hand hétte, konnte er
es vielleicht tun. Ich habe ihm im Moment nicht
hier. Sie kénnen den Diibber in der Bibliothek des
Hauses ausleihen. Da werden Sie es mit Sicherheit
sofort feststellen kénnen.

Mit Sicherheit darf ich Ihnen aber sagen, Herr
Kollege Schafer, daf die Bedingungen seitens der
FDP-Fraktion, wenn Weiterzahlungen erfolgt sind,
zu keinem Zeitpunkt erfiillt worden sind.

(Abg. Dr. Schéfer: Sie wissen es nicht, da 8,
aber Sie wissen, wiel)

— Das weiB} ich, weil ich lange genug dem Vorstand
dieser Partei angehore.

(Abg. Dr. Schafer: Aha!)

Herr Kollege Schmitt-Vodkenhausen, Sie haben
nun gesagt, daB in IThrem Entwurf natiirlich die Lex
specialis fiir die FDP fehle, und Sie meinfen, daf} Sie
viele gutgemeinte Vorschldge zur Abkehr von der
staatlichen Finanzierung gemacht hatten. Ich wirde
Thnen sagen: Sie sollten vielleicht noch einmal {iber-
legen, ob es nicht auch viele gute Griinde fiir eine
solch saubere Teilfinanzierung, wie sie durch den
Staat durchgefiihrt wird, gibt, die man anerkennen
konnte, zumal, Herr Kollege Schmitt-Vockenhausen,
die Sozialdemokraten in den Gemeinden und in den
Landern bei weitem nicht so pingelig und kritisch
sind, wie Sie es hier im Bundestag immer wieder
duBern.

(Beifall bei der FDP.)

Was Sie in den Gemeinden an Finanzierungsquellen
zusdtzlich erschlossen und mit unterstiitzt haben,
geht in weitem Umfang iitber die Forderungen der
FDP in den Gemeinden hinaus, in denen ich es in
meinem Kreis kenne.

(Beifall bei den Regierungsparteien.)

Vizeprdsident Schoettle: Das Wort wird nicht
weiter gewiinscht. Die Aussprache ist geschlossen.

Meine Damen und Herren, wir kommen zu den
Vorschldgen fiir die Uberweisung der beiden Ge-
setzentwiirfe. Es ist vorgeschlagen — es ist auch
bereits beschlossen —, einen Sonderausschuf} fur die
Behandlung dieser Materie zu bilden. Ich nehme

©
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an, daB dariiber nicht besonders zugestimmt werden
muB.

Ich habe vorhin festgestellt, daB die beiden Vor-
lagen nach der Geschéftsordnung geméaf § 96 auch
dem HaushaltsausschuB iberwiesen werden sollen.
— Das wird auch akzeptiert. Damit ist die Uber-
weisung lbeschlossen.

Meine Damen und Herren, ich nehme an, Sie sind
damit einverstanden, wenn ich jetzt erkldre, daB
die Sitzung nicht weitergefiihrt wird.

(Zustimmung.)

Ich berufe die nachste Sitzung des Deutschen Bun-
destages auf morgen, Donnerstag, den 11. Mirz,
14 Uhr ein, und zwar zur Fragestunde.

Die Sitzung ist geschlossen.

(SchluB der Sitzung: 21.04 Uhr.)

Berichtigungen

Es ist zu lesen:

169. Sitzung Seite 8474 A Zeile 1 statt ,wiirden”:
konnen;

Zeile 3 statt ,Es empfiehlt”: Ich empfehle.
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Anlage 1
Liste der beurlaubten Abgeordneten
Abgeordnete(r) beurlaubt bis einschlieBlich
a) Beurlaubungen
Bading * 12. 3.
Bazille 12. 3.
Berlin 19. 3.
Berkhan 12. 3.
Blachstein 10. 4.
Biechele 15. 3.
Dr. Bieringer 12. 3.
Dr. Birrenbach 10. 3.
Dr. Dr. h. c. Dresbach 15. 3.
Felder 12. 3.
Dr. Franz 12. 3.
GaBmann 12. 3.
Gréafin vom Hagen 12. 3.
Hammersen 12. 3.
Dr. Kempfler 13.3.
Dr. Kliesing (Honnef) * 12. 3.
Klinker * 11. 3.
Kriedemann * 12. 3.
Dr. Krimmer 12. 3.
Krug 10. 3.
Kulawig 15. 4.
Kuntscher 12. 3.
Lenz (Bremerhaven) 29. 3.
Leukert 12. 3.
Dr. Léhr * 11. 3.
Licker (Minchen) * 10. 3.
Dr. Lobe 12, 3.
Maier (Mannheim) 12. 3.
Mauk * 12. 3.
Mick 12. 3.
Miiller (Worms) 12. 3.
Dr. PreiB 10. 3.
Sander 10. 3.
Seidl (Minchen) * 11. 3.
Schlick 12. 3.
Dr. Schneider (Saarbriicken) 21, 3.
Dr. Schworer . 12, 3.
Dr. Starke 12, 3.
Strauf 12. 3.
Weber (Georgenau) 10. 3.
Wehner 20. 3.
Weinkamm 13. 3.
‘Wienand 12. 3.
b) Urlaubsantrage
Dr.-Ing. Balke 31. 3.
Béumer 3. 4.
Dr. Dr. Heinemann 26. 3.
Marx 26. 3.
Ritzel 23. 3.
Spitzmiiller 27.3.
Dr. Stoltenberg 15. 3.
Wilhelm 10. 4.

'} Fir die Teilnahme an Ausschufisitzungen des Euro-
pidischen Parlamentes

Anlagen zum Stenographischen Bericht

Anlage 2
Der Prasident des Bundesrates
Abschrift
53 Bonn a. Rh., 5. Mérz 1965

An den
Herrn Bundeskanzler

Bonn
Bundeskanzleramt

Ich beehre mich mitzuteilen, dal der Bundesrat in
seiner 279. Sitzung am 5. Mérz 1965 beschlossen hat,
dem vom Deutschen Bundestag am 10. Februar 1965
verabschiedeten

Gesetz zur Anderung und Ergénzung des

Bundeskindergeldgesetzes

gemdaB Artikel 84 Abs. 1 des Grundgesetzes zuzu-
stimmen.

Der Bundesrat hat ferner folgende EntschlieBung ge-
faBt:

.Der Bundesrat begriifit, daB die Einkommensgrenze
fiir das Zweitkindergeld in Familien mit mehr als
zwei Kindern nach diesem Gesetz entfallen wird.
Er halt es jedoch fiir sozialpolitisch unbefriedigend,
daB die Einkommensgrenze fiir den Bezug von
Zweitkindergeld fir Familien mit zwei Kindern nur
unzureichend angehoben wird. Besonders unbefrie-
digend erscheinen ihm die in der Novelle gesetzten
sozialpolitischen Akzente: Einerseits begniigt sich
das Gesetz mit einer unzureichenden Anhebung der
Einkommensgrenze auf 7800 DM, wéahrend anderer-
seits die Ausbildungszulage von monatlich 40 DM
ohne Riicksicht auf Einkommensgrenzen gezahlt wer-
den soll. Die weitere Anhebung der Einkommens-
grenze fiir das Zweitkindergeld ist vor allem auch
deshalb als Sofortmafnahme erforderlich, weil Fami-
lien mit einem niedrigen Einkommen in der Regel
ihre Kinder nur mit Ausbildungshilfen weiter-
flihrende Schulen, Fachschulen oder Hochschulen be-
suchen lassen kénnen. Fir viele dieser Familien
bringt die Ausbildungszulage nach § 14a des Ge-
setzes keine nennenswerte Verbesserung, weil diese
Ausbildungszulage auf die Ausbildungsbeihilfen
z. B. nach dem Bundesversorgungsgesetz, dem
Lastenausgleichsgesetz oder dem Honnefer Modell
angerechnet werden muB. Wirtschaftlich besser ge-
stellten Familien jedoch, die fir die Ausbildung ihrer
Kinder nicht auf Ausbildungsbeihilfen 6ffentlich-
rechtlicher Trdger angewiesen sind, werden nach
diesem Gesetz fir jedes in Ausbildung befindliche
Kind zuséatzlich monatlich 40 DM gezahlt.

Der Bundesrat bittet deshalb die Bundesregierung,
das AusmabB dieser Anrechnungen zu priifen und in
einer Novelle zum Bundeskindergeldgesetz im Rah-
men der an anderer Stelle eingesparten Betrage eine
weitere Anhebung der Einkommensgrenze fiir das

—
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(A Zweitkindergeld in Familien mit zwei Kindern ein-

zuleiten."”
Dr.Lemke
Vizeprasident
BAonn, den 5. Mdrz 1965
An den

Herrn Préasidenten

des Deutschen Bundestages
Bonn

Bundeshaus

Vorstehende Abschrift wird mit Bezug auf das
dortige Schreiben vom 12. Februar 1965 mit der Bitte
um Kenntnisnahme iibersandt.

Dr.Lemke

Vizeprdsident

Anlage 3

Schriftliche Antwort

des Bundesministers Hocherl vom 4. Mdarz 1965 auf
die Miindlichen Anfragen des Abgeordneten Roll-
mann (Drucksache IV/3101, Fragen VI/1 und VI1/2):

Welche Staaten haben bisher das Briisseler Abkommen iiber
blinde Passagiere vom 10. Oktober 1957 ratifiziert?

Beabsichtigt die Bundesregierung dem in Frage VI/1 genannten
Abkommen beizutreten?_

Nach Fihlungnahme mit dem Auswartigen Amt
und dem Herrn Bundesminister fur Verkehr, Ab-
teilung Seeverkehr, beantworte ich Ihre Fragen wie
folgt:

1. Das internationale Ubereinkommen iiber blinde
Passagiere vom 10. Oktober 1957 ist von folgen-
den Staaten ratifiziert worden:

Peru am 23. November 1961,
Norwegen am 24. Mai 1962,
Schweden am 27. Juni 1962,
Italien am 24. Mai 1963,
Dénemark am 16. Dezember 1963.

AuBerdem ist das Koénigreich Marokko dem Ab-
kommen am 22. Januar 1959 beigetreten.

2. Die Bundesregierung hat ebenso wie eine Reihe
anderer Staaten das Abkommen lediglich mit dem
Vorbehalt ,ad referendum*” gezeichnet und damit
Bedenken gegen einige Bestimmungen des Ab-
kommens zum Ausdruck gebracht. Zum Inkraft-
treten des Abkommens sind 10 Ratifikationen
erforderlich. Bislang haben jedoch nur 5 Staaten
das Abkommen ratifiziert. Einige der groBen
Schiffahrt treibenden Nationen haben sich bis-
lang nicht zur Ratifikation entschlossen. Bei die-
ser Sachlage halte ich es nicht fiir angebracht,
z. Z. dem Bundestag ein Zustimmungsgesetz zum

Abkommen vorzulegen. M. E. sollten zunéachst ©

die EntschlieBungen der Mehrzahl der anderen
Signatarstaaten abgewartet werden.

Anlage 4

Schriftliche Antwort

des Bundesministers Dr.-Ing. Seebohm vom 3. Mérz
1965 auf die Mindliche Anfrage des Abgeordneten
Felder (Drucksache IV/3101, Frage XI/9):

Ist der Bundesverkehrsminister bereit, mit der Automobil-
industrie die obligatorische Ausstattung aller neu zu liefernden
Personenkraftwagen zu besprechen?

Es werden bereits mit der Automobilindustrie
Verhandlungen gefiihrt, die darauf abzielen, alle neu
zu liefernden Personenkraftwagen mit den Halterun-
gen zum Anbringen von Sicherheitsgurten fiar alle
Sitzplatze auszuriisten. Eine gesetzliche Pflicht zur
Benutzung von Sicherheitsgurten in Personenkraft-
wagen ist nicht vorgesehen.

Anlage 5

Schriftliche Antwort

des Bundesministers Dr.-Ing. Seebohm vom 5. Mérz

1965 auf die Miindlichen Anfragen des Abgeordneten

Borner (Drucksache IV/3101, Fragen XI/10, XI/11
und XI/12):

Kann die Bundesregierung die Vorwiirfe entkrédften, .die in

dem Artikel ,Ist Fliegen Glicksache?” in der Zeitschrift ,Kristall”,

Heft 4 1965, gegen die Flugsicherung in der Bundesrepublik er-
hoben worden sind?

Sind die in dem in Frage XI/10 erwihnten Artikel gemachten
Angaben iber die Besetzung der Radarkontrollen Frankfurt
(Main), Hannover und Miinchen richtig?

Was ist unternommen worden, um &hnliche Vorfille, wie sie
am Schluf des in Frage XI/10 erwéhnten Artikels im Hinblick
auf Gefdhrdung von Passagierflugzeugen durch Militarflugzeuge
geschildert werden, kiinftig zu verhindern?

Herr Kollege Borner, bevor ich auf die Vorwirfe
gegen die Flugsicherung in'dem Artikel ,Ist Fliegen
Glicksache" in Nr. 4 der Illustrierten ,Kristall” ein-
gehe, erscheint mir ein Hinweis auf die Aufmachung
der Bildseite vor dem Textteil dieses Artikels wich-
tig. Sie zeigt unter der Uberschrift ,Die Flugsiche-
rung ist ihrer Aufgabe nicht gewachsen” drei un-
besetzte Radar-Arbeitsplatze der Flugsicherung in
Frankfurt und dariiber, jedem leeren Radarschirm
zugeordnet, eine Phase eines Flugzeugzusammen-
stoBes. DaB diese Radargerdte im Zeitpunkt der Auf-
nahme unbesetzt waren, bestreite ich nicht; sie
waren namlich, wie die Abbildung bei ndherem
Hinsehen zeigt, noch im Aufbau.

Diese wunsachliche und dazu wahrheitswidrige
Montage ist meiner Auffassung nach fiir den an-
schlieBenden Textteil kennzeichnend. Inzwischen
habe ich die neue Anflugkontrolle Frankfurt, zu der
diese Gerdte gehoren und die mit den modernsten
Einrichtungen ausgestattet ist, am 12. November 1964
dem Betrieb tibergeben — und seit dem 2. Dezem-
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ber 1964 sind diese Gerite besetzt. Die Entwicklung
der Flugsicherung ist also bereits iiber die gezeigte
Darstellung hinweggegangen. Das gleiche gilt auch
fiir den anschlieBenden Bericht iiber das angebliche
Chaos am deutschen Himmel.

Die einzelnen Vorwiirfe gegen die Flugsicherung
in dem Artikel ,Ist Fliegen Gliicksache” sind genau
die gleichen wie in dem Artikel ,Ist Fliegen bei uns
gefahrlich“, den die ,Frankfurter Rundschau” am
21. April 1964 gebracht hat. ich habe seinerzeit aus-
filhrlich im Bulletin der Bundesregierung vom
29. April 1964 dazu Stellung genommen. Auch in
meiner Antwort auf die Kleine Anfrage der Fraktion
der FDP vom 29. April 1964 zu den Behauptungen in
dem gleichen Artikel habe ich die Lage der Flug-
sicherung eingehend dargeiegt. Ich darf dazu auf
Bundestagsdrucksache IV/2264 verweisen. SchlieB-
lich habe ich in der Fragestunde in der 128. Sitzung
dieses Hohen Hauses am 4. Juni 1964 Fragen zu
Vorwiirfen beantwortet, die in dem vorliegenden
Artikel wiederholt werden. In dem Artikel werden
u. a. auch Differenzen mit der DAG erwahnt. Diese
sind in einem vor mir mit Herrn Spaethen am
19. August 1964 gefiihrten Gesprache bereinigt. Der
Inhalt des Artikels ist also veraltet.

Ich habe auch die Frage der Radar-Besetzungs-
zeiten in der Vergangenheit bereits mehrfach beant-
wortet. Bei geringem Verkehrsanfall bzw. zur Nacht-
zeit, wenn nur wenige Luftfahrzeuge das Gebiet der
Bundesrepublik Deutschland iberfliegen, das von
den drei Bezirkskontrollstelien Frankfurt, Hannover
und Miinchen kontrolliert wird, ist die Besetzung
simtlicher Radar-Arbeitspldtze betrieblich nicht not-
wendig. Zu diesen Zeiten geringer Verkehrsdichte
ist die erforderliche Flugsicherheit durch Anwen-
dung der herkémmlichen Kontrollverfahren ebenso
gewdhrleistet. Die technische Wartung der Anlagen
erfolgt planméBig in den betriebsschwachen Zeiten.

Um den oft gegensdtzlichen Forderungen des
zivilen und des militarischen Luftverkehrs zu ge-
niigen, wurde das Konzept einer gemeinsamen zivil/
militarischen Luftraumnutzung entwidkelt, wobei die
Verkehrskontrolle bei der Bundesanstalt fir Flug-
sicherung liegt.

Heute wird bereits die Anflugkontrolle von mehr
als !/a der militdrischen Flugpldtze von der Bundes-
anstalt fiir Flugsicherung wahrgenommen. Die Inte-
grierung schreitet in allen Teilen der Bundesrepublik
Deutschland planméa8ig fort. Sie wird noch in diesem
Jahre fir den siiddeutschen Raum durch Inbetrieb-
nahme einer im Aufbau befindlichen integrierten
Anflugkontrolle in Miinchen verwirklicht. Die bei
der Bundesanstalt fiir Flugsicherung errichtete Ver-
bindungsstelle der Bundeswehr hat bei der Planung
und Durchfithrung der zivil/militdrischen Integrie-
rung erfolgreich mitgewirkt und sich hervorragend
bewdhrt.

In der Zwischenzeit ist von allen dazu berufenen
Stellen hart gearbeitet worden, um die deutsche
Flugsicherung auf allen ihren Teilgebieten fortzu-
entwidkeln und zu verbessern.

Die Bundesanstalt fiir Flugsicherung hat in Zu-
sammenarbeit mit der Bundeswehr einen 10-Jahres-
plan fir den weiteren Ausbau der Flugsicherung
aufgestellt, der von mir in Kiirze dem Kabinett vor-
gelegt werden wird.

Anlage 6

Schriftliche Antwort

des Staatssekretdrs Dr. Ernst vom 5. Marz 1965 auf
die Miundliche Anfrage des Abgeordneten Fritsch
(Drucksache 1V/3101, Frage XII/4):
Wie beurteilt die Bundesregierung den Sachverhalt, daB trotz
des Rundschreibens des Bundeswohnungsbauministeriums vom
28. Mairz 1963 betreffend die Anwendung des § 35 des Bundes-
baugesetzes an die zustdndigen Ldnderminister die Bautdtigkeit
im niederbayerischen Raum durch die haufig zu enge Auslegung
des Bundesbaugesetzes erheblich eingeschrankt wird?

Dem Bundesministerium fir Wohnungswesen,
Stadtebau und Raumordnung ist nicht bekannt, da8
die Bautatigkeit in Niederbayern auch heute noch
durch eine zu enge Auslegung der Vorsdrift des § 35
des Bundesbaugesetzes behindert wird. Nach den vor-
liegenden Berichten sind sowohl durch mein Rund-
schreiben vom 28. Marz 1963 als auch durch die von
mehreren Léandern, auch von Bayern, vertffentlichten
Runderlasse die anfanglich verschiedentlich aufge-
tretenen Schwierigkeiten immer mehr verringert
worden. Das gilt nach Auskunft der Bayerischen
Obersten Baubehérde auch fiir Niederbayern.

Anlage 7

Schriftliche Antwort

des Bundesministers Dr. Dollinger vom 26. Februar
1965 auf die Miundliche Anfrage des Abgeordneten
Dorn (Drucksache IV/3101, Frage XIII/4):
Wie hoch sind die haushaltsméBigen Belastungen, die auf den
Bund zukommen, wenn alle Forderungen erfiillt werden miissen,
die die Stadt Bonn in mittelbarem und unmittelbarem Zusammen-
hang mit dem Verkauf des Gronau-Stadions fiir die geplanten
Parlamentsneubauten genannt hat?

Die Frage kann ich heute noch nicht beantworten.
Die vom Bundesschatzministerium im letzten Jahr
mit der Stadt Bonn im Zusammenhang mit der Er-
richtung eines Bilrogebdudes fiir den Deutschen
Bundestag in der Gronau gefiihrten Verhandlungen
wurden durch die Kommunalwahlen des vergange-
nen Herbstes und den Wechsel im Amt des Ober-
stadtdirektors unterbrochen. Sie sollen nunmehr
wieder aufgenommen werden. Auf Wunsch des
Herrn Oberstadtdirektors Dr. Hesse habe ich den
Herrn Bundesminister der Finanzen und den Herrn
Bundesminister des Innern zu einem Gesprdch ein-
geladen, bei dem Oberstadtdirektor Dr. Hesse selbst
die Bedingungen darlegen will, unter denen die
Stadt Bonn zum Verkauf des vom Bund in der
Gronau bendétigten Baugeldndes bereit ist.

©

(D)






	170. Sitzung
	Bonn, den 10. März 1965
	Inhalt
	Redetext

	Anlagen zum Stenographischen Bericht
	Anlage 1
	Anlage 2
	Anlage 3
	Anlage 4
	Anlage 5
	Anlage 6
	Anlage 7




